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Die Quelle

"Geh doch geschwind an die Quelle,

wasch den Lehm dir aus dem Gesicht.

Siehe, es wird um dich helle

und die Schmerzen, die spürst du nicht."

Dieser Refrain eines christlichen Liedes, welches auf die Heil- und
Reinigungskraft jenes Nazareners verweist, der im Laufe der
fortgeschriebenen Geschichte als Jesus Christus zum Mittel- und
Ausgangspunkt einer weltumspannenden Glaubensgesellschaft in
unterschiedlichsten kirchlichen Erscheinungsformen wird, gemahnt
geradezu an das noch ältere animalisch-instinktive Wissen aller Wesen,
das sich mit seinem großen Durst an sprudelnden und sickernden Brüchen
und Aufwallungen der Erde wie an glucksenden Felsspalten orientiert,
denen gewöhnlich das trinkbare, lebensspendende Naß entrinnt.

Wie die Absicht den Willen speist und der Wille die Tat, sollten nicht
gerade auf diese Weise, besonders mit Blick auf umweltfreundliche
Technologien und die neue Art des Nutzens und Gebrauchs unserer
Ressourcen, die Augen, die Sinne und der Rest unseres Mühens ohne
jeden Vergleich fest auf den Boden unserer Herkunft und unseres
Fortbewegungsapparates geheftet bleiben, bis wir uns noch wesentlich
verlustärmer über verbleibende Hindernisse hinwegsetzen können?

In Anbetracht der Gefahr, derartiges möglich werden lassen zu können,
werden sich wahrscheinlich die Fragen unserer wie aller Zeiten ganz
gewiß an den Ermüdungsfolgen kurzer Pausen oder langer Rasten
antwortgestützter Bruchstellen mit keinem größeren Aufwand, als er für
uns zu reklamieren wäre, bis zu ihrer zugespitztesten und genauesten
Wirkung und Erfüllbarkeit entfalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion



11. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/5070: Unna - Fotowerkstatt zum Thema "Zeit für Handgemachtes", 7 Termine ab 3. November 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Fotowerkstatt zum Thema "Zeit für Handgemachtes"
startet nach den Herbstferien



Kreisstadt Unna. Am Sonntag, 3. November 2019, um 10 Uhr startet ein
VHS-Kurs für Fans der analogen Fotografie: "Fotowerkstatt: Zeit für
Handgemachtes". Dozentin Irma Korthals vermittelt Fähigkeiten und
Kenntnisse für Analogfotografie und Laborarbeit. Im Gegensatz zur
Digitalfotografie erfordert analoge Fotografie hohe Konzentration
sowie intensive Auseinandersetzung mit dem Motiv. Der entschleunigte
Prozess des Fotografierens und Entwickelns schult die Wahrnehmung und
bietet ein ganz besonderes Bilderlebnis. Anfang nächsten Jahres werden
die entstandenen Fotografien im zib ausgestellt. Der Kurs umfasst
sieben Termine.

Anmeldungen nimmt die VHS persönlich im zib, unter der Telefonnummer
02303-103-713 oder online unter www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Oktober 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Oktober 2019 
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Stadt Mönchengladbach

Musiktheorie für "Dummis"



Dieser VHS-Kurs ab Montag, 4. November ist interessant für alle die
Musik lieben. Von jeweils 18 bis 19 Uhr, geht es in der VHS am
Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, um Grundlagen der Musiktheorie:
Was ist ein Motiv, ein Thema oder ein Phrase? Was bedeuten die
verschiedenen Notenschlüsse? Mit wachsenden Theoriekenntnissen wird
auch das Hörerlebnis noch einmal ein anderes sein.

Entgelt: 47 Euro

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TREFF/1450: Berlin - 5. Deutsch-Ukrainisches Schriftstellertreffen (1. Tag), 28.10.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Oktober 2019

Mo 28.10., 10:00 Uhr

Tagung, Lesung, Ausstellung

»Eine Brücke aus Papier«

5. Deutsch-Ukrainisches Schriftstellertreffen



»Eine Brücke aus Papier« steht für den Austausch mit
Schriftsteller*innen und Künstler*innen in einem Land, von dem wir zu
wenig wissen, das uns aber schnell vertraut werden kann. Das Projekt
entstand, als die Ukraine 2013/14 den Euromaidan, ein kämpferisches
Bekenntnis zu Europa und zur Unabhängigkeit durchlebte, dann 2014 in
einen bis heute andauernden Krieg gezwungen wurde, von dem man nur
wenig spricht. Dank der Beziehungen zu ukrainischen
Schriftsteller*innen und Übersetzer*innen entwickelte sich ein
intensiver Literaturaustausch über Sprachgrenzen hinweg. Die
diesjährige »Brücke aus Papier«, die sich erstmals in Deutschland
vorstellt, ist aus dieser Annäherung hervorgegangen. Zwar herrscht
der Krieg als Thema vor, doch die junge ukrainische Literatur hat
eine Sprache für das Unsagbare gefunden, eine Sprache, in der sie
leuchtet und Mut macht. Die deutschsprachigen Schriftsteller*innen
antworten im literarischen Zusammenschluss.

Eintritt:frei

10:00 Uhr

Kunstaktion »Single Star« von Christian Schnurer auf dem Dach des
Literaturhaus Berlin

Begrüßung und Vorstellung der anwesenden Schriftstellerinnen und
Schriftsteller mit Chrystyna Nazarkewytsch, Jurko Prochasko und
Verena Nolte

11:00 Uhr

Vortrag

Oleh Kozarew »Zehn Merkwürdigkeiten der ukrainischen Avantgarde
(1910-1930)«

12:00 Uhr

Vortrag und Lesung

Oksana Sabuschko »Der lange Abschied von der Angst« sowie Gespräch
mit Alexander Kratochvil

15:00 Uhr

Literarischer Spaziergang mit Sebastian Januszewski (Li-Be)

18:00 Uhr

Begrüßung der »Brücke aus Papier« durch MDgin Irmgard Maria Fellner,
Beauftragte für Auswärtige Kulturpolitik, Auswärtiges Amt

18:30 Uhr

Eröffnung der Ausstellung »o.T.« von Olena Turyanska, Lwiw, im
Gespräch mit Chrystyna Nazarkewytsch

19:30 Uhr

Eintritt 7 EUR / erm. 4 EUR

Lesungen und Gespräche

Petra Morsbach »Plötzlich ist es Abend« (1995/ukr. 2018)

Taras Prochasko »Ne Prosti / Die Nicht-Einfachen« (2002)

Kerstin Preiwuß »Tödin«, Gedichtzyklus (erscheint 2020)

Juri Andruchowytsch » (ukr. Fassung von »Tödin«) und
»Karpatenkarneval« (1992/dt. 2019)

Bianca Kos »Das Mundstück« (2019)

Serhij Zhadan »Mesopotamien« (2014/dt. 2015) und Gedichte aus »Warum
ich nicht im Netz bin. Gedichte und Prosa aus dem Krieg« (2016)

Eine Veranstaltung in Kooperation mit Kulturallmende, gefördert durch
das Auswärtige Amt, das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft
und Kunst, das Kulturreferat der Landeshauptstadt München

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Oktober 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1449: Berlin - 5. Deutsch-Ukrainisches Schriftstellertreffen (2. Tag), 29.10.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Oktober 2019

Di 29.10., 11:00 Uhr

Tagung, Lesung, Ausstellung

»Eine Brücke aus Papier«

7 EUR / erm. 4 EUR

5. Deutsch-Ukrainisches Schriftstellertreffen



»Eine Brücke aus Papier« steht für den Austausch mit
Schriftsteller*innen und Künstler*innen in einem Land, von dem wir zu
wenig wissen, das uns aber schnell vertraut werden kann. Das Projekt
entstand, als die Ukraine 2013/14 den Euromaidan, ein kämpferisches
Bekenntnis zu Europa und zur Unabhängigkeit durchlebte, dann 2014 in
einen bis heute andauernden Krieg gezwungen wurde, von dem man nur
wenig spricht. Dank der Beziehungen zu ukrainischen
Schriftsteller*innen und Übersetzer*innen entwickelte sich ein
intensiver Literaturaustausch über Sprachgrenzen hinweg. Die
diesjährige »Brücke aus Papier«, die sich erstmals in Deutschland
vorstellt, ist aus dieser Annäherung hervorgegangen. Zwar herrscht
der Krieg als Thema vor, doch die junge ukrainische Literatur hat
eine Sprache für das Unsagbare gefunden, eine Sprache, in der sie
leuchtet und Mut macht. Die deutschsprachigen Schriftsteller*innen
antworten im literarischen Zusammenschluss.

Eintritt frei:

11:00 Uhr

Vortrag

Olena Stiazhkina »Der ukrainische Donbas. Jahre der Unsichtbarkeit
und Verwundbarkeit«

12:00 Uhr

Lesung und Gespräch - Wladimir Rafejenko »Die Länge der Tage« (2017)

13:00 Uhr

Lesung und Gespräch

Oksana Stomina »In der Nähe des Krieges« Gedichte aus Mariupol (2019)

Eintritt: 7 EUR / erm. 4 EUR:

19:30 Uhr

Szenische Lesung

Natalia Voroschbit »Zerstörte Straßen« Drei Masken Verlag München o
Mit Yuri Gàrate, Judith Diamantstein, Ines Ragnitt, Max Agné, Vincent
Venohr, Millary Cortes Tellez, Oda Ulshöfer

Regie: Eva Diamantstein

Einführung: Lydia Nagel (dt. Übersetzung)

Natalia Voroschbits Stück über das Leben in der vom Krieg zerrütteten
Ukraine thematisiert die Auswirkungen des Krieges auf Frauen. In
sechs Szenen beleuchtet die bedeutendste Gegenwartsdramatikerin ihres
Landes die Folgen eines Krieges, der hierzulande fast vergessen ist.
In der ersten Szene berichtet eine in Kiew lebende Ich-Erzählerin von
einer Recherchereise, die sie als Autorin nach der Belagerung des
Flughafens von Donezk in die Kampfzone unternommen hat, auf der sie
sich in ihren patriotischen Militärbegleiter verliebte. Weitere
Szenen zeigen Mädchen im Teenageralter, die sehnsüchtig auf Soldaten
warten, den Transport eines getöteten kopflosen Kommandanten, den
eine Krankenschwester und Geliebte des Toten mit einem Soldaten über
kaputte Straßen zur Frau des Toten eskortieren, und eine junge
Journalistin, die ihren Entführer überlistet.

In deutscher Sprache

Mit freundlicher Genehmigung des Drei Masken Verlags München

Eine Veranstaltung in Kooperation mit Kulturallmende, gefördert durch
das Auswärtige Amt, das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft
und Kunst, das Kulturreferat der Landeshauptstadt München

Das Schriftstellertreffen wird simultan gedolmetscht.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Oktober 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1448: Berlin - Poesie & Musik aus Katalonien, Lesung und Konzert mit Maria Cabrera, 25.10.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Fr., 25.10.19, 19.30 Uhr

Poesie & Musik aus Katalonien

Die wilde Erbse feat. Maria Cabrera

Lesung und Konzert mit Maria Cabrera Dichterin, Barcelona und der Band
El pèsol feréstec



Lyrikline feiert in diesem Jahr den 20. Geburtstag, und die Länderpartner,
die zu diesem großen Online-Archiv für internationale Poesie beitragen,
feiern mit. Im Oktober bringt die katalanische Parterorganisation, das
Institut Ramon Llull, Musik und Poesie aus Katalonien nach Berlin und lädt
zu einer Entdeckungsreise durch die katalanische Poesie der letzten 100
Jahre ein.

Die Band El pèsol feréstec (Die wilde Erbse) wurde 2003 gegründet und
kombiniert Pop, Rock und Folk mit Gedichten klassischer und aktueller
katalanischer Autoren. Die Dichterin Maria Cabrera geboren 1983 in Girona
ist die Frontfrau der Band. Sie trägt die Texte mit ihrer tiefen markanten
Stimme vor. Für den jüngsten ihrer drei Gedichtbände La ciutat cansada
(Editorial Proa 2017) wurde sie mit dem Carles Riba-Preis ausgezeichnet,
dem wichtigsten Lyrikpreis Kataloniens.

Die Texte liegen in deutscher bzw. englischer Übersetzung vor.

Eine gemeinsame Veranstaltung des Hauses für Poesie und des Institut Ramon
Llull.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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STANDPUNKT/386: Sofortiger Stopp aller Rüstungsexporte für Türkei (Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel)


Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel

Pressemitteilung vom 16. Oktober 2019

Sofortiger Stopp aller Rüstungsexporte für Türkei

Keine europäischen Waffen für Intervention in Syrien



"Die Türkei agiert weiterhin mit militärischer Gewalt völlig ungestört im
Nordosten Syriens, obwohl zahlreiche Staaten die Intervention verurteilt
haben. Deutschland und weitere Staaten Europas haben zwar bereits
angekündigt, keine neuen Rüstungsexporte an die Türkei zu genehmigen, die
bereits erteilten Genehmigungen sind davon jedoch nicht betroffen. Diese
Beschlusslage ist eine Farce, die "Aktion Aufschrei - Stoppt den
Waffenhandel!" nicht akzeptieren wird. Ich fordere die Bundesregierung
daher erneut auf, ausnahmslos alle bereits erteilten
Rüstungsexportgenehmigungen für die Türkei zu stoppen und keinerlei neue
Genehmigungen zu erteilen", so Christine Hoffmann, pax
christi-Generalsekretärin und Sprecherin der "Aktion Aufschrei - Stoppt den
Waffenhandel!". Sie fügt hinzu: "Vor dem Hintergrund, dass sich die
Außenminister der Europäischen Union bei ihrem jüngsten Treffen nicht auf
ein europäisches Waffenembargo verständigen konnten, stehen nun die Staats-
und Regierungschefs in der Pflicht. Wir fordern Bundeskanzlerin Merkel dazu
auf, sich bei der Tagung des Europäischen Rates am 17. und 18.10. dafür
einzusetzen, dass die europäischen Staaten ausnahmslos alle Rüstungsexporte
an die Türkei sofort stoppen."

"Obwohl die Hohe Vertreterin der EU und die EU-Außenminister die
Militäraktion der Türkei gemeinsam verurteilen, folgen daraus keine
Konsequenzen. Das Argument, dass das Verfahren für ein europäisches
Waffenembargo zu lange dauere, kann für die betroffenen Menschen in Syrien
nur als Hohn verstanden werden", so Jürgen Grässlin, DFG-VK-Bundessprecher
und Sprecher der "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!".
"Deutschland und die EU hindern das NATO-Mitglied Türkei nicht daran, im
Widerspruch zu Völkerrecht und auch der Satzung der NATO gewaltsam ihre
Machtinteressen durchzusetzen. Bereits jetzt befinden sich rund 200.000
Menschen auf der Flucht, mit jedem weiteren Kriegstag sterben Zivilisten,
unter ihnen viele Kinder. Was für eine Schande für den
'Friedensnobelpreisträger' EU, dass sie außer leeren Worten, keine
wirksamen Maßnahmen beschließt. Die Staaten der EU müssen gemäß dem
Gemeinsamen Standpunkt für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie
und Militärgütern (GASP 2008) ausnahmslos alle Waffenausfuhren an die
Türkei sofort stoppen - ansonsten sollte der EU der Friedensnobelpreis
wegen Beihilfe zu schweren Menschenrechtsverletzungen aberkannt werden", so
Grässlin.

 * 

Quelle:

Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel

Ohne Rüstung Leben, Arndtstraße 31, 70197 Stuttgart

E-Mail: kontakt@aufschrei-waffenhandel.de

Internet: www.aufschrei-waffenhandel.de
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STANDPUNKT/385: Stopp der türkischen Aggression in Syrien (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Stopp der türkischen Aggression in Syrien!

Von Solidarwerkstatt, 15. Oktober 2019



Die Solidarwerkstatt verurteilt den völkerrechtswidrigen Angriff der
Türkei auf Syrien und hofft, dass all jene Kräfte in Syrien, die sich
für die Einheit des Landes, für die Selbstbestimmung der Bevölkerung
und Autonomierechte für Minderheiten einsetzen, im Widerstand gegen
diese Aggression zusammenfinden.

Die Türkei hat jahrelang - gemeinsam mit den westlichen Staaten, mit
Saudia-Arabien und anderen Golf-Diktaturen - Jihadkämpfer unterstützt,
um die syrische Regierung zu stürzen. Dafür gibt es einen völlig
unverdächtigen Zeugen, den US-amerikanischen Geheimdienst DIA: Dieser
musste auf Druck der Bürgerrechtsbewegung Judical Watch ein Dokument
aus dem Jahr 2012 veröffentlichen. Seither brauchen wir über die
Unterstützung des Westen für den Jihadismus in Syrien nicht mehr zu
spekulieren, sondern nur mehr aus dem DIA-Dokument zu zitieren: "Es
gibt die Möglichkeit der Schaffung eines sich konstituierenden oder
nicht offiziell erklärten salafistischen Kalifats im Osten Syriens,
und das ist genau das, was die Unterstützer der [syrischen] Opposition
wollen, um das syrische Regime zu isolieren und die schiitische
Expansion im Irak durch Iran einzudämmen." Als die "Unterstützer der
Opposition" werden in dem Geheimdienstdokument explizit genannt:
"Der Westen, die Golfstaaten und die Türkei." Die Westmächte
wussten laut des DIA-Berichts auch von Anfang an, dass "Salafisten,
die Muslimbruderschaft und AQI (also der Vorläufer des IS,
Anm.d.Red.) ... die wichtigsten Kräfte (sind), die den Aufstand in
Syrien vorantreiben." (1)

Die Türkei greift dieser Tage erneut gemeinsam mit Jihad-Kämpfern
Syrien an, um jene kurdischen Kräfte zu bekämpfen, die sich jahrelang
unter großen Opfern dem Terror des IS entgegengestellt haben. Die
Solidarwerkstatt verurteilt den völkerrechtswidrigen Angriff der
Türkei, wir sind solidarisch mit jenen, die dagegen Widerstand
leisten. Wir hoffen, dass all jene Kräfte in Syrien, die sich für die
Einheit des Landes, für die Selbstbestimmung der Bevölkerung und
Autonomierechte für Minderheiten einsetzen, im Widerstand gegen diese
Aggression zusammenfinden.

Die Empörung europäischer Mächte über diesen türkischen Angriff ist
jedoch üble Heuchelei. EU-Staaten wie z.B. Deutschland haben die
türkische Armee mit jenen Waffen versorgt, mit denen sie nun in Syrien
einmarschieren. Die EU bzw. europäische Mächte haben selbst
völkerrechtswidrig in Syrien interveniert - z.B. durch die Beteiligung
an US-Militärschlägen gegen Syrien oder durch die Unterstützung
terroristischer Jihad-Gruppen. Die EU nahm diese Gotteskrieger vom
Waffenembargo und vom Ölembargo aus, damit sie sich über Ölgeschäfte
mit Waffen für den Krieg eindecken konnten. Gegenüber der syrischen
Bevölkerung hält die EU jedoch bis heute ein brutales
Wirtschaftsembargo aufrecht, das zu einer regelrechten
Hungerkatastrophe im Land beigetragen hat und viele Menschen tötet,
weil die Lieferung lebensnotwendiger Medikamente verhindert wird.


Schlüssel zum Friedensprozess

Im Jahr 2015 besuchte eine Friedensdelegation unter Leitung der
irischen Friedensnobelpreisträgerin Maired Maguire Syrien. Die
Delegation erhob eine Reihe von Forderungen an die internationale
Gemeinschaft, unter anderem


	den Schutz der territorialen Integrität Syriens und Syrien als souveränen Staat zu respektieren. Die Einheit und reiche Vielfalt des syrischen Volkes dürfen nicht zerschlagen werden.

	die Beendigung der Einmischung in die syrischen Angelegenheiten, insbesondere der Stopp jeglicher Waffenlieferungen und Unterhaltung von Söldnerarmeen.

	die Aufhebung der lähmenden Sanktionen, die eine schwere Last für die Menschen in Syrien sind.



Diese Punkte halten wir nach wie vor für den Schlüssel zu einem
Friedensprozess in diesem Land. Sie sind auch die Voraussetzung dafür,
dass die syrische Bevölkerung selbst über ihre Regierung und Zukunft
demokratisch und gewaltfrei entscheiden kann, nicht zuletzt auch über
Fragen des Zusammenlebens und der Selbstbestimmung verschiedener
ethnischer Gruppen. "Wir erkennen in diesen Forderungen auch
Leitlinien für eine auf die Neutralität aufbauende friedensstiftende
Außenpolitik Österreichs, gerade auch in Bezug auf Syrien. Die für
eine derartige Politik notwendige Glaubwürdigkeit Österreichs, als
neutrales Land, setzt jedoch einen Bruch mit der derzeitigen
außenpolitischen Praxis des Mitmarschierens, Mitkrakeelens, der
Unterordnung unter Brüssel und Berlin voraus." (2)


Anmerkungen:

(1) http://www.ag-friedensforschung.de/regionen/Syrien1/salafisten.html

(2) Beschluss der 23. Vollversammlung der Solidarwerkstatt Österreich

Erstveröffentlichung: 

https://www.solidarwerkstatt.at/frieden-neutralitaet/stopp-der-tuerkischen-aggression-in-syrien


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/384: Das Nobelkomitee wird besser (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das Nobelkomitee wird besser

Von David Swanson, 15. Oktober 2019



Das Komitee, das den Friedensnobelpreis vergibt, hat den Preis zu
Recht nicht an Greta Thunberg verliehen, die die höchsten verfügbaren
Preise verdient, aber nicht einen, der geschaffen wurde, um die Arbeit
der Abschaffung von Krieg und Militär zu finanzieren. Dieses Thema
sollte für die Arbeit zum Klimaschutz von zentraler Bedeutung sein,
ist es aber nicht. Die Frage, warum kein junger Mensch, der sich für
die Abschaffung des Krieges einsetzt, Zugang zu Fernsehsendern erhält,
sollte gestellt werden.

Die Vision, die Bertha von Suttner und Alfred Nobel für den
Friedenspreis hatten - die Förderung der Brüderlichkeit zwischen den
Nationen, die Förderung der Abrüstung und Rüstungskontrolle sowie die
Durchführung und Förderung von Friedenskongressen - ist vom Komitee
noch nicht vollständig verstanden worden, aber es macht Fortschritte.

Abiy Ahmed setzte sich für den Frieden in seinem Land und seinen
Nachbarländern ein, beendete einen Krieg und stellte Strukturen auf,
die auf die Aufrechterhaltung eines gerechten und nachhaltigen
Friedens abzielten. Zu seinen Friedensbemühungen gehörte auch der
Umweltschutz.

Aber ist er ein Aktivist, der eine Finanzierung braucht? Oder will der
Ausschuss seine Praxis der Anerkennung von Politikern und nicht von
Aktivisten fortsetzen? Ist es sinnvoll, den Preis nur an eine Seite
eines Friedensabkommens zu vergeben? Der Ausschuss erkennt in seiner
Erklärung an, dass zwei Seiten beteiligt waren. Ist es angebracht,
dass der Ausschuss, wie er es tut, mit dem Preis die weitere
Friedensarbeit fördern will? Vielleicht ist es so, auch wenn es die
Menschen an Preise wie die von Barack Obama erinnert, die nie
rückwirkend verdient wurden. Es gibt auch Vergaben wie an Dr. Martin
Luther King Jr., die in der Tat nachträglich verdient wurden.

Der Preis im vergangenen Jahr ging an eine Aktivistin und einen
Aktivisten, die sich gegen eine Art Gräueltaten aussprachen. Im Jahr
zuvor ging die Auszeichnung an eine Organisation, die Atomwaffen
beseitigen wollte (und deren Arbeit von westlichen Regierungen
abgelehnt wurde). Aber vor drei Jahren vergab das Komitee den Preis an
einen militaristischen Präsidenten, der die Hälfte einer
Friedensvereinbarung in Kolumbien ausarbeite, die nicht gut
funktioniert hat.

Der Ausschuss erkannte mehr als eine Seite eines Abkommens an: 1996
Osttimor, 1994 Naher Osten, 1993 Südafrika. Irgendwann wurde
vielleicht die Entscheidung getroffen, nur noch eine Seite zu wählen.
Im diesjährigen Fall ist die Vergabe vielleicht gerechtfertigter als
2016.

Der Friedensnobelpreis 2015 an das tunesische Dialogquartett war ein
wenig abseits des Themas. Der Preis von 2014 für Bildung war hingegen
sehr weit vom Thema entfernt. Der Preis 2013 ebenfalls an eine
Abrüstungsgruppe machte Sinn. Aber der Preis 2012 an die Europäische
Union gab Geld für die Abrüstung an eine Institution, die das Geld
einfach durch den Kauf von weniger Waffen hätte aufbringen können -
eine Institution, die jetzt Pläne für ein neues Militär entwickelt.
Von da an, rückblickend auf die Jahre, wird es noch schlimmer.

In den letzten Jahren hat sich die Einhaltung der gesetzlichen
Anforderungen von Nobels Testament moderat verbessert. Nobel Peace
Prize Watch [1] empfahl, dass der Preis an eine lange Liste würdiger
Empfänger gehen sollte, darunter Aktivist*innen, die sich für die
Einhaltung von Artikel 9 der japanischen Verfassung einsetzen,
Friedensaktivist Bruce Kent, Publizist Julian Assange und
Whistleblower, der zum Aktivisten wurde und Autor Daniel Ellsberg.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Hannah Eckmeier
aus dem ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkung:

[1] http://www.nobelwill.org/index.html?tab=9&link_id=2&can_id=3f5028c4233e1125ddf943d484cc9c0e&source=email-the-nobel-committee-is-doing-better&email_referrer=email_638704&email_subject=the-nobel-committee-is-doing-better


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AKTION/198: Hamburg für Rojava - Termine 17. bis 19. Oktober 2019


Bündnis Hamburg für Rojava

Samstag, 19.10.2019

Regionale Großdemo ab 15 Uhr S-Sternschanze



Die nächsten Termine von #HH4Rojava für #Hamburg:

Do, 17.10., 18 Uhr: Demo ab S-Sternschanze

Fr, 18.10., 18 Uhr: Kundgebung vor Mercado, S-Altona

Sa, 19.10., 15 Uhr: Demo ab S-Sternschanze


Gegen den türkischen Angriffskrieg in Nord-Syrien - Solidarität
mit Rojava

Rojava verteidigen bedeutet auch, die Welt von morgen zu retten. Erdogans
Angriff ist ein Angriff auf uns alle.

In Nord-Syrien, besser bekannt als Rojava, ist in den letzten Jahren ein
einzigartiges multiethnisches und multireligiöses demokratisches Projekt
herangewachsen. Es gewährleistet das friedliche Zusammenleben von Millionen
Kurd*innen, Araber*innen und Christ*innen. Umgeben von Ländern, die die
Frau unterdrücken, wurde in Rojava eine Gesellschaft entwickelt, die die
Gleichberechtigung von Mann und Frau umsetzt. Seit 2012 wurden hier wieder
vom Krieg zerstörte Städte und Dörfer wiederaufgebaut, die
Zivilgesellschaft konnte sich trotz Krieg in Syrien neu entwickeln.

Die Demokratische Föderation Nordostsyriens (Rojava) steht beispielhaft für
die Vision eines friedlichen und demokratischen Mittleren Ostens. Das soll
jetzt zerstört werden.

Die Ankündigung der USA unter Trump, die US-Armee zurückzuziehen,
ermöglichte erst den Angriff der Türkei. Die türkische Armee begeht
Kriegsverbrechen in dem sie aktuell zivile Infrastruktur bombardiert, wie
Krankenhäuser, die Wasserversorgung, die Stromzufuhr sowie gezielt
Zivilist*innen angreift. Mit diesem Krieg droht der IS erneut zu einer
Gefahr zu werden - nicht nur für Rojava, auch für Europa. Es waren die
Demokratischen Kräfte Syriens (SDF) und die lokalen
Selbstverteidigungskräfte (YPG und YPJ) aus Rojava, die den IS und
seinen Kalifatstaat besiegten. 11.000 von ihnen ließen dabei ihr Leben.

Erdogan und seinem gleichgeschalteten Staat geht es nicht um die Sicherung
der Grenzen, sondern um die Vertreibung der Kurd*innen und der anderen
Völker aus der Grenzregion und die Zerstörung der selbstverwalteten Region
Rojava. Die geplante Einrichtung einer sogenannten "Schutzzone" bedeutet
eine ethnische Säuberung und Umsiedlungspolitik des Gebietes. Was das
bedeutet, sieht man im nordsyrischen Afrin, dass von der türkischen Armee
letztes Jahr erobert wurde und in dem nun Willkür und Terror herrscht. Die
völkerrechtswidrige Invasion und Besetzung weiterer kurdischer Gebiete in
Syrien schaffen neue Flüchtlingsströme.

Mit der Drohung die Grenzen nach Europa für Flüchtlinge zu öffnen, will
Erdogan die Zustimmung der EU-Staaten zu diesem Krieg zu erzwingen. Es muss
Aufgabe der EU und insbesondere Deutschlands sein, sich klar gegen den
Krieg und jede weitere Eskalation zu stellen. Das weitgehende
Stillschweigen der Regierungen der EU bedeutet Zustimmung zu diesem Krieg
der Türkei. Wirtschaftliche Interessen und die mit dem Flüchtlingsabkommen
geschaffene Abschottung gegen Geflüchtete sind ihnen wichtiger ihnen als
Menschenrechte, Demokratie und Frieden.

Wir bekunden unsere Solidarität mit Rojava und fordern das sofortige Ende
des Krieges durch die Türkei sowie den Rückzug der türkischen Armee. Es
geht um die Erhaltung von Gleichberechtigung, friedlichem Zusammenleben und
Weiterentwicklung von Ökologie und Demokratie in der Region. Das geht uns
alle an. Verteidigen wir die Werte Rojavas, lassen
wir die dortigen Menschen nicht allein, es geht auch um unsere Zukunft.

 Regionale Groß-Demos am Sa, 19.10.

https://solidaritaetmitrojava.wordpress.com/

Hamburg: 15 Uhr S-Sternschanze

Bündnis "Hamburg für Rojava"

Twitter:

https://twitter.com/hh_fuer_rojava

@hh_fuer_rojava

 * 

Quelle:

Bündnis "Hamburg für Rojava"
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AUFRUF/113: Köln - Gegen den türkischen Angriffskrieg in Nord-Syrien, Solidarität mit Rojava, 19.10.2019


Gegen den türkischen Angriffskrieg in Nord-Syrien - Solidarität mit
Rojava 

Aufruf zur bundesweiten Demonstration am 19. Oktober 2019 in Köln ab 11
Uhr



Rojava verteidigen bedeutet auch, die Welt von morgen zu retten. Erdogans
Angriff ist ein Angriff auf uns alle.

Wir fordern:

• Stopp des Angriffskriegs der Türkei in Nordsyrien.

• Stopp der deutschen Waffenlieferungen an die Türkei. 

• Stopp der wirtschaftlichen und militärischen Zusammenarbeit mit der
Türkei

• Eine friedliche Lösung des Krieges in Syrien mit Beteiligung der
kurdischen Akteure und Autonomie Nord-Syriens.

In Nord-Syrien, besser bekannt als Rojava, ist in den letzten Jahren ein
einzigartiges multiethnisches und multireligiöses demokratisches Projekt
herangewachsen. Es gewährleistet das friedliche Zusammenleben von Millionen
Kurd*innen, Araber*innen und Christ*innen. Umgeben von Ländern die die Frau
unterdrücken wurde in Rojava eine Gesellschaft entwickelt, die die
Gleichberechtigung von Mann und Frau umsetzt. Seit 2012 wurden hier wieder
vom Krieg zerstörte Städte und Dörfer wiederaufgebaut, die
Zivilgesellschaft konnte sich trotz Krieg in Syrien neu entwickeln.

Die Demokratische Föderation Nordostsyriens (Rojava) steht beispielhaft für
die Vision eines friedlichen und demokratischen Mittleren Ostens. Das soll
jetzt zerstört werden.

Die Ankündigung der USA unter Trump die US-Armee zurückzuziehen ermöglichte
erst den Angriff der Türkei. Die türkische Armee begeht Kriegsverbrechen in
dem sie aktuell zivile Infrastruktur bombardiert, wie Krankenhäuser, die
Wasserversorgung, die Stromzufuhr sowie gezielt Zivilist*innen angreift.
Mit diesem Krieg droht der IS erneut zu einer Gefahr zu werden - nicht nur
für Rojava, auch für Europa. Es waren die Demokratischen Kräfte Syriens
(SDF) und die lokalen Selbstverteidigungskräfte (YPG und YPJ) aus Rojava,
die den IS und seinen Kalifatstaat besiegten. 11.000 von ihnen ließen dabei
ihr Leben.

Erdogan und seinem gleichgeschalteten Staat geht es nicht um die Sicherung
der Grenzen, sondern um die Vertreibung der Kurd*innen und der anderen
Völker aus der Grenzregion und die Zerstörung der selbstverwalteten Region
Rojava. Die geplante Einrichtung einer sogenannten "Schutzzone" bedeutet
eine ethnische Säuberung und Umsiedlungspolitik des Gebietes. Was das
bedeutet sieht man im nordsyrischen Afrin, dass von der türkischen Armee
letztes Jahr erobert wurde und in dem nun Willkür und Terror herrscht. Die
völkerrechtswidrige Invasion und Besetzung weiterer kurdischer
Gebiete in Syrien schaffen neue Flüchtlingsströme.

Mit der Drohung die Grenzen nach Europa für Flüchtlinge zu öffnen will
Erdogan die Zustimmung der EU-Staaten zu diesem Krieg zu erzwingen. Es muss
Aufgabe der EU und insbesondere Deutschlands sein, sich klar gegen den
Krieg und jede weitere Eskalation zu stellen. Das weitgehende
Stillschweigen der Regierungen der EU bedeutet Zustimmung zu diesem Krieg
der Türkei.

Wirtschaftliche Interessen und die mit dem Flüchtlingsabkommen geschaffene
Abschottung gegen Geflüchtete sind ihnen wichtiger ihnen als
Menschenrechte, Demokratie und Frieden.

Wir bekunden unsere Solidarität mit Rojava und fordern das sofortige Ende
des Krieges durch die Türkei sowie den Rückzug der türkischen Armee. Es
geht um die Erhaltung von Gleichberechtigung, friedlichem Zusammenleben und
Weiterentwicklung von Ökologie und Demokratie in der Region.

Das geht uns alle an. Verteidigen wir die Werte Rojavas, lassen wir die
dortigen Menschen nicht allein, es geht auch um unsere Zukunft.

https://solidaritaetmitrojava.wordpress.com/aufruf/

 * 

Quelle:

Solidarität mit Rojava

https://solidaritaetmitrojava.wordpress.com/aufruf/
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TREFF/1259: Braunschweig - Literarisches Quintett im Roten Saal am 31.10.2019


Stadt Braunschweig

Literarisches Quintett im Roten Saal



Braunschweig. Das Literarische Quintett, bestehend aus Andreas Döring,
Martin Jasper, Kathrin Reinhardt, Peter Schanz und einem weiteren
Gast, diskutiert am Mittwoch, 23. Oktober, im Roten Saal des
Schlosses, Schlossplatz 1, über Bücher, die auf der Longlist des
Deutschen Buchpreises standen. Beginn ist um 19:30 Uhr. Gast in der
Runde ist diesmal die Geschäftsführerin des Kinder- und
Jugendbuchladens "bücherwurm" Birgit Schollmeyer. Der Eintritt kostet
12 Euro, ermäßigt 8 Euro. Reservierungen unter Tel. 0531 70 189 317.
Für gehörlose Zuschauer wird die Veranstaltung von
Gebärdensprachendolmetscherinnen begleitet. Veranstalter ist das
Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 16. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8773: Und morgen, den 17. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.10.2019 bis zum 18.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8773 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Gleiche Kühle,

Sonne mehr,

Jeans Gefühle

hüpfen sehr.
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MELDUNG/102: Europäische Investitionsbank - Deutschland blockiert Klimaschutz (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 15. Oktober 2019

EIB: Deutschland blockiert Klimaschutz bei EU-Bank

- Bank hat Entscheidung über neue Energierichtlinie wegen Widerstand
vertagt

- Deutsches Wirtschaftsministerium drängt auf Aufweichung beim
Klimaschutz

- Starke Ausnahmen für klimaschädliche Gasprojekte sollen weiter möglich sein



Berlin/Luxemburg - Der Verwaltungsrat der Europäischen Investitionsbank
(EIB) hat heute die anstehende Entscheidung über eine neue
Energierichtlinie vertagt. Grund ist der Widerstand der EU-Kommission und
aus verschiedenen Mitgliedsstaaten, allen voran Deutschland, gegen die
weitreichende Verbannung fossiler Finanzgeschäfte bei der Bank.

Nach dem derzeitigen Entwurf will die größte multilaterale Bank der Welt ab
Ende 2020, mit wenigen Ausnahmen, keine fossilen Projekte mehr finanzieren.
Auf Druck Deutschlands und weiterer Staaten ist unter anderem vorgesehen,
mehr Gasprojekte von strategischer Relevanz für die EU bis Ende 2020 zu
ermöglichen und mehr so genannte "erneuerbare Gasprojekte" zuzulassen.
Diese Einschränkungen beim Klimaschutz hatten Umweltschutzgruppen
kritisiert. Doch dem deutschen Wirtschaftsministerium ging selbst dies noch
nicht weit genug, es will mehr Ausnahmen für neue Gasprojekte über 2020
hinaus ermöglichen. Die Bundesrepublik zählt mit 16 Prozent Stimmanteil zu
den größten Anteilseignern der EIB, gemeinsam mit Frankreich, Italien und
Großbritannien.

Regine Richter, Energie-Campaigerin bei urgewald, kommentiert: "Es ist
beschämend, wie sich die Bundesregierung beim Klimaschutz auf europäischer
Ebene präsentiert. Statt gemeinsam mit den anderen Mitgliedsländern ein
Leuchtfeuer für eine klimafreundliche Finanzwelt zu entfachen, sollen der
Gasindustrie weiter Milliarden an öffentlichen Fördergeldern offenstehen.
Nach dem kläglichen Klimapaket ist das ein weiterer Klima-Flopp.
Bundesumweltministerin Schulze muss dringend auf ihre Kabinettskollegen im
Finanz- und Wirtschaftsministerium einwirken. Noch können sie die Blamage
verhindern."

Richter ergänzt: "Ohne einen klaren Ausstieg aus fossilen Energieträgern
kann die EIB nicht in eine europäische Klimabank umgewandelt werden. Mit
ihrer Haltung beschädigt die Bundesregierung bereits vor dem Start die neue
Kommissionspräsidentin Von der Leyen, die dies als Ziel verkündet hatte."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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FUNDSTÄTTEN/135: Forschungsteam entdeckt Besitz eines Kriegers auf einmaligem bronzezeitlichem Schlachtfeld (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 15.10.2019

Im Kampf verloren? Forschungsteam entdeckt Besitz eines Kriegers auf
einmaligem bronzezeitlichem Schlachtfeld



Ein Forschungsteam unter Leitung der Universität Göttingen, des
Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern und der
Universität Greifswald hat im Tollensetal 31 ungewöhnliche Objekte
entdeckt. Die Forscherinnen und Forscher vermuten, dass die Funde zum
persönlichen Besitz eines bronzezeitlichen Kriegers gehören, der vor 3.300
Jahren auf dem Schlachtfeld starb. Ein Tauchteam unter Leitung von Dr.
Joachim Krüger von der Universität Greifswald entdeckte den Fundkomplex,
der im Fluss offenbar von der Plünderung verschont blieb. Die neuen
Forschungsergebnisse sind in einem Aufsatz der Zeitschrift Antiquity
erschienen.




[image: Bild: © Stefan Sauer]

Blick auf die Ausgrabungsstätte an der Tollense in Weltzin, wo viele
menschliche Überreste und Objekte gefunden wurden.

Bild: © Stefan Sauer



(pug) Die archäologischen Zeugnisse der europäischen Bronzezeit werden von
Siedlungen, Deponierungen und Bestattungen dominiert. Die Entdeckungen im
Tollensetal in Nordostdeutschland heben sich davon völlig ab und die
dortigen Funde liefern erstmals für Europa den Nachweis eines
prähistorischen Schlachtfelds. Mehr als 12.000 menschliche Knochen wurden
bereits aus dem Tal geborgen. Die Osteoanthropologin Ute Brinker vom
Landesamt für Kultur und Denkmalpflege hat mehr als 140 Individuen
identifizieren können, die auf junge erwachsene Männer in guter
körperlicher Verfassung zurückgehen. Die Knochen zeigen vielfältige
Verletzungen, die durch Nah- und Fernwaffen verursacht wurden. Auch
verheilte Verletzungen sind zu beobachten, was auf frühere
Kampferfahrungen hinweist. Isotopenanalysen deuteten darauf hin, dass
zumindest ein Teil der Opfer nicht aus der Region stammt, aber bislang war
die Herkunft dieser Kämpfer unklar.

Die Tauchergruppe fand eine Reihe von Bronzen in ihrer originalen Fundlage
am Flussgrund, darunter eine verzierte Gürteldose, drei Gewandnadeln und
Pfeilspitzen. Überraschend konnten auch 31 Objekte mit einem Gewicht von
250 Gramm dicht beieinanderliegend geborgen werden. Vermutlich befanden
sich diese in einem inzwischen vergangenen Behälter aus Holz oder Stoff.
Zu den Bronzegegenständen gehören ein Pfriem mit einem Griff aus
Birkenholz, ein Messer, ein Meißel und weitere Fragmente.
Radiokarbondatierungen belegen, dass die Objekte zum Schlachtfeldhorizont
gehören. Die Funde wurden in einer Masterarbeit von Tobias Uhlig
untersucht und seine Ergebnisse unterstreichen, dass es in der älteren
nordischen Bronzezeit (2000-1200 v. Chr.) im Tollensetal zu einem größeren
gewaltsamen Konflikt von überregionaler Bedeutung gekommen ist.




[image: Bild: © Volker Minkus]

Diese Sammlung von Objekten wurde von einer Tauchergruppe im Fluss
Tollense gefunden und ist wahrscheinlich der Besitz eines Kriegers,
der vor 3.300 Jahren auf dem Schlachtfeld starb.

Bild: © Volker Minkus



Prof. Dr. Thomas Terberger vom Seminar für Ur- und Frühgeschichte der
Universität Göttingen zeigt sich begeistert: "Dies ist die erste
Entdeckung persönlicher Gegenstände auf dem Schlachtfeld, die uns
Einblicke in die Ausstattung eines Kriegers geben. Die kleinen
Bronzefragmente dienten wahrscheinlich als eine Art frühe Währung. Die
Neufunde liefern uns auch Anhaltspunkte für die Herkunft der Männer, die
an der Schlacht beteiligt waren und es mehren sich die Hinweise, dass
zumindest einige der Krieger aus dem südlichen Mitteleuropa stammen."


Originalpublikation:

Tobias Uhlig et al.

Lost in combat? A scrap metal find from the Bronze Age battlefield
site at Tollense.

Antiquity (2019).

DOI: 10.15184/aqy.2019.137

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 15.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/768: Bielefeld - Stadtführung "Vormärz und frühe Demokratiebewegung" am 20.10.2019


Stadt Bielefeld

Stadtführung: Vormärz und frühe Demokratiebewegung



Bielefeld (bi). Einen historischen Stadtspaziergang zum Vormärz und
der frühen Demokratiebewegung in Bielefeld bietet das Historische
Museum Sonntag, 20. Oktober, um 11 Uhr an. Dr. Gerhard Renda führt zu
den Originalschauplätzen der Ereignisse in den Jahren vor der
Revolution von 1848/49 und macht mit den führenden Personen der frühen
Demokratiebewegung in Bielefeld bekannt.

Nach den Kämpfen der Befreiungskriege gegen Napoleon, die von einer
großen nationalen Begeisterung getragen wurden, machte die
Restauration den Hoffnungen des Bürgertums auf politische
Mitspracherechte bald ein Ende. Die Enttäuschung des wirtschaftlich
weiter aufstrebenden Bürgertums kam mit Krisensymptomen, die eine
beginnende Industrialisierung vor allem bei den Unterschichten der
Bevölkerung hervorrief, zusammen.

Diese zunehmend explosive Mischung entlud sich in der Revolution von
1848/49. In der Periode des sogenannten "Vormärz" in den Jahren vor
der Revolution war Bielefeld Schauplatz verschiedener Vorgänge, die
der Stadt am königlichen Hof in Berlin den Ruf eines "Demokratennests"
einbrachten.

Der Rundgang beginnt an der Museumkasse, Ravensberger Park 2. Die
Teilnahme kostet fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 16. Oktober 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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VORTRAG/815: Berlin - Ringvorlesung »1989 - (k)eine Zäsur?«, 28.10.2019-12.02.2020


Leibniz-Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam (ZZF)

»1989 - (k)eine Zäsur?« Zum 30. Jubiläum der friedlichen Revolution
zieht eine Berliner Ringvorlesung Bilanz



Vor 30 Jahren fiel die Berliner Mauer. In Ostmitteleuropa endete die
kommunistische Herrschaft. »1989« wurde zum Symbol für das mutige
Erkämpfen von Freiheit und Demokratie. Heute werden vielerorts die damals
vertretenen Werte und erkämpften Rechte zur Disposition gestellt. Ist der
Aufstieg populistischer Parteien in den postsozialistischen Staaten auf
die Zeit vor oder nach 1989 zurückzuführen? Die Vortragsreihe in Berlin
nimmt sich dieser Frage an und eröffnet neue Perspektiven auf die
Vorgeschichte und die Folgen von »1989«. Sie erörtert, in welchen
Lebensbereichen das Jahr tatsächlich eine Zäsur markiert. Ihren Auftakt
bildet ein Vortrag am 28.10.2019 in der Bundesstiftung Aufarbeitung.

Unverkennbar tritt seit einigen Jahren zutage: Der Aufbruch von 1989
bewirkte nicht nur politische Systemwechsel in Mittel- und Osteuropa,
sondern löste zugleich wirtschaftliche und soziale Umbrüche aus, deren
Folgen unsere Gegenwart prägen. Das Projekt einer europäischen
Wertegemeinschaft steht vor ungeahnten Herausforderungen. In Deutschland
eignen sich rechte Kreise die Slogans der friedlichen Revolution an und in
verschiedenen Ländern Ostmitteleuropas finden Nationalismus und
Chauvinismus verstörende Resonanz. Dieses ambivalente Erbe des
Staatssozialismus diskutiert nun eine gemeinsame Vortragsreihe der
Humboldt-Universität zu Berlin (HU), des Leibniz-Zentrums für
Zeithistorische Forschung Potsdam (ZZF) und der Stiftung Berliner Mauer.
Sie nimmt den Übergang vom Spät- zum Postsozialismus aus verschiedenen
Perspektiven in den Blick. »Unser Anliegen ist es, die deutsche Einheit
und den Untergang der Sowjetunion nicht nur als Endpunkt, sondern zugleich
als Auf-takt einer ebenso hoffnungsvollen wie problembeladenen Entwicklung
zu verstehen«, erklärt Prof. Dr. Martin Sabrow, Direktor des ZZF und einer
der Initiatoren der Vortragsreihe.

Die Vorträge deuten »1989« als Referenzpunkt gesellschaftlicher
Krisenentwicklungen und damit als Vorgeschichte der Gegenwart. Im
Mittelpunkt der wöchentlichen Veranstaltungen steht deshalb auch die
Frage, inwiefern 1989 Teil einer »langen Wende« war, deren Anfang und Ende
- je nach Thema - weit vor und nach der vermeintlichen Zäsur anzusiedeln
sind. Wie demokratisch gesinnt war die DDR-Bevölkerung? War der um 1980
beginnende Umbruch auch ein Generationenkonflikt? Welche kulturellen
Grenzen und politischen Zugehörigkeiten prägen Ostmitteleuropa seit 1989?
Diesen und vielen weiteren Fragen widmen sich die insgesamt 14 Vorträge,
die - mit Ausnahme der Auftaktveranstaltung am Montag - immer mittwochs ab
18 Uhr an wechselnden Orten in Berlin stattfinden. Über die einzelnen
Themen und Termine informiert das ZZF unter www.zzf-potsdam.de.

Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Die Vortragsreihe wird vom Lehrstuhl für Neueste und Zeitgeschichte an der
Humboldt-Universität zu Berlin und dem ZZF Potsdam zusammen mit der
Stiftung Berliner Mauer und in Kooperation mit der Bundesstiftung zur
Aufarbeitung der SED-Diktatur veranstaltet.

Die einzelnen Veranstaltungen werden unter anderem auf
www.bundesstiftung-aufarbeitung.de in Ton und Bild dokumentiert.

Konzeption der Ringvorlesung:

Prof. Dr. Martin Sabrow (HU/ZZF), Dr. Peter Ulrich Weiß (ZZF), Dr. Gerhard
Sälter (Stiftung Berliner Mauer), Dr. Tilmann Siebeneichner (HU)

Das Programm finden Sie unter:

www.zzf-potsdam.de




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1252

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam (ZZF), 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/546: Mönchengladbach - Grusel-Tour zu Halloween am 31. Oktober 2019


Stadt Mönchengladbach

Am 31. Oktober: Kinder-Grusel-Tour zu Halloween



Aus den USA kennt man den Brauch, dass Kinder am Abend vor dem 1.
November von Tür zu Tür gehen und Süßigkeiten sammeln. Wer wissen
will, was hinter diesen "Trick or Treat"-Rufen steckt und warum man an
Halloween mit gruseligen Verkleidungen und ausgehöhlten Kürbissen böse
Geister vertreiben will, ist genau richtig bei der Kinder-Grusel-Tour
am Donnerstag, dem 31. Oktober. Die von der MGMG angebotene Tour
findet zwei Mal statt: um 16.30 Uhr und um 18.30 Uhr (Anmeldung
erforderlich). Treffpunkt ist jeweils: Parkplatz am Geroweiher, Schild
"Stadt-Touren".

Als kleine Fledermäuse verkleidet "schwirren" die Kinder auf
verkehrssicheren Wegen durch die Altstadt. Überall gibt es spannende
Spiele und gruselige Abenteuer zu erleben, werden schaurige
Geschichten erzählt.

Die gruselig-spannende Tour dauert etwa 90 Minuten und kostet 8 Euro
für Kinder und 4 Euro für begleitende Erwachsene (zzgl. 2,20 Euro
Bearbeitungsgebühr pro Buchung).

Für diese Tour sind noch Karten erhältlich. Buchungen beim Reisebüro
Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der 
FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20) sowie online unter 
www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 10. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSE/513: Mönchengladbach - "Optische Täuschungen" vom 22. bis 25. Oktober 2019


Stadt Mönchengladbach

Kurs "Optische Täuschungen" für Kinder im Museum Abteiberg 



Das Museum Abteiberg besitzt eine Vielzahl von Kunstwerken die die
Augen irritieren und zu Sinnestäuschungen führen. Die Jugendlichen im
Alter von 10 bis 12 Jahren können die "Tricks" dieser Kunstwerke
erkunden und selber verwirrende Bilder, Reliefs oder Skulpturen
schaffen. Der Kurs geht vom 22. bis 25. Oktober, jeweils von 14.30 bis
17 Uhr. Arbeiten der Künstler Victor Vasarely, Jesus Rafael Soto,
Richard Wright und Heinz Mack werden uns verwirren und zu verrückten
Kompositionen inspirieren.

Kosten: 25 Euro

Verbindliche Anmeldungen sind ab sofort der Internetseite des Museums
möglich: www.museum-abteiberg.de (Menü: Veranstaltungen / Praktische
Kurse)

Veranstaltungsort ist das Museum Abteiberg, Malklasse

Abteistr. 27, 41061 Mönchengladbach, Tel.: 02161-252636

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 25. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/1917: Braunschweig - "Flätscher jagt Gespenster" am 23. Oktober 2019


Stadt Braunschweig

Lesung für Kinder: Flätscher jagt Gespenster



Braunschweig. Im Rahmen des 12. Braunschweiger Krimifestivals findet
am Mittwoch, 23. Oktober, um 16 Uhr, in der Stadtbibliothek,
Schlossplatz 2, eine Krimilesung für Kinder ab acht Jahren und ihren
Familien statt. Die erfolgreiche Kinderbuchautorin Antje Szillat
präsentiert einen neuen Fall für die Hinterhof-Detektei - "Flätscher -
Spuken verboten".

Die Autorenlesung wird organisiert in Zusammenarbeit von Buchhandlung
Graff und der Stadtbibliothek, unterstützt von der Braunschweigischen
Landessparkasse. Der Eintritt ist frei - Kostenlose Eintrittskarten
sind bei den beiden Veranstaltern erhältlich. Weitere Informationen
unter Telefon 0531 470-6834.

Die Handlung: Flätscher ist auf Gespensterjagd. Flätscher, das coolste
Stinktier der Stadt, braucht dringend Urlaub. Da trifft es sich gut,
dass Theo gerade ins Landschulheim auf einer Burg aufbricht. Heimlich
versteckt er Flätscher in seiner Reisetasche und los geht's. Schon
nach zwei Tagen Tiefschlaf ist Flätscher so entspannt wie nie - und
achtet nicht mal mehr auf seine immer wieder zuckende Spürnase. Bis
ihn eines Nachts ein gellender Schrei zurück in die Realität
katapultiert: Gruselige Gespenster haben die Burg fest im Griff. Aber
Flätscher ist jetzt hellwach und zu 100 Prozent im Ermittlermodus ...

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/309: Hanau - "Krieg der Tiere" von Richard Schaffer-Hartmann am 30.10.2019


Stadt Hanau

Vortrag "Krieg der Tiere" von Richard Schaffer-Hartmann 

Am Mittwoch 30. Oktober, um 19 Uhr, im Rahmen der Gaul-Ausstellung in
Großauheim



Der in Großauheim geborene Künstler August Gaul (1869-1921) zählt zu
den bedeutendsten Künstlern der Moderne. Den 150. Geburtstag des
gebürtigen Großauheimer Bildhauers August Gaul würdigt das Museum
Großauheim mit der großen Jubiläumsausstellung "August Gaul. Weil es
mich freut. Plastik und Grafik zum 150. Geburtstag", die bis 24. Mai
2020 im Museum Großauheim präsentiert wird.

Die Ausstellung umrahmt ein umfangreiches Vortrags- und
Begleitprogramm. Den Anfang macht der ehemalige Leiter des Museums
Großauheim, Richard Schaffer-Hartmann, am Mittwoch, 30. Oktober 2019.
Sein Vortrag findet um 19 Uhr im August-Gaul-Saal der Alten Schule
(Hans-Gruber-Platz 1, Großauheim) statt.

Unter dem Titel "Krieg der Tiere" beleuchtet Schaffer Hartmann, die
auch zahlreiche Künstler ergreifende Euphorie, die der Kriegsbeginn
1914 in weiten Kreisen der Bevölkerung auslöste. Aus Altersgründen
"kämpften" einige Künstler wie August Gaul an der "Heimatfront" mit
ihren künstlerischen Möglichkeiten. Gauls Galerist, Paul Cassirer,
legte mit den "Kriegszeit - Künstlerflugblätter" zu Kriegsbeginn und
später mit "Der Bildermann" eine Publikation zur Unterstützung auf.

Neben zahlreichen Künstlern zählte August Gaul zu den eifrigsten
Beiträgern dieser Schrift. Mit einer Vielzahl von Grafiken,
Lithografien, kommentierte er die Kriegsereignisse an den Fronten.
Hierzu bediente er sich der Tierdarstellungen. Die Wappentiere der
kriegführenden Staaten wie Russland, Frankreich, Italien,
Österreich-Ungarn und das deutsche Kaiserreich ließ Gaul ihre Kämpfe
auf Papier austragen. Zahlreiche Beispiele dieser Grafiken sind
Gegenstand des Vortrags ebenso wie die Tierplastiken dieser Zeit.

Der Vortrag ist kostenfrei. Veranstaltungsort ist der
August-Gaul-Saal, Alte Schule, Hans-Gruber-Platz 1, 63457 Großauheim.

Informationen und weitere Termine im Rahmen der Sonderausstellung
"August Gaul. Weil es mich freut. Plastik und Grafik zum 150.
Geburtstag" finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim - Kunst und Industriegeschichte 

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 16. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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DAS BLÄTTCHEN/1936: Vor dem großen Sprung


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 20 | 30. September 2019

Vor dem großen Sprung

von Jan Opal, Gniezno



Das von Jarosław Kaczyński geführte Lager kennt am 13. Oktober
2019 nur das eine Ziel - die absolute Mehrheit an Parlamentssitzen
verteidigen. Der seit 2015 erfolgende nationalkonservative Umbau von Staat
und Gesellschaft soll ohne störende Koalitionsrücksichten fortgesetzt
werden. Auch wenn aktuelle Umfragen den Regierenden stabil Werte von über
40 Prozent der abgegebenen Stimmen versprechen, ist die Nervosität nicht zu
übersehen. Kaczyński schickte die Sejm-Abgeordneten in der letzten
Sitzungswoche vor den Wahlen nach nur einem Tag überraschend nach Hause,
die restlichen beiden Sitzungstage werden erst nach dem Wahltag nachgeholt.
Die Begründung ist grotesk, meinte der nationalkonservative Parteiführer
doch, die Abgeordneten müssten sich nun erst einmal in Ruhe um den
Wahlkampf kümmern. Es wirkt tatsächlich wie eine zusätzliche Absicherung,
denn ganz egal, wie das Ergebnis am 13. Oktober nun ausfallen wird, ist die
sichere Stimmenmehrheit an beiden Sitzungstagen ohnehin garantiert. Manche
Beobachter vermuten, dass an beiden Tagen ein bereits mehrfach
angekündigtes Gesetzespaket zu erweiterten Sozialabgaben für die
Arbeitgeberseite verabschiedet werden könnte, das vor den Wahlen zusätzlich
Unruhe verbreitet hätte.

Interessant ist indes, dass Kaczyński in den zurückliegenden Tagen
kaum eine Gelegenheit ausgelassen hatte, seiner Vision des Landes kräftigen
Ausdruck zu verleihen: Polen werden unter seiner Führung die goldenen Jahre
des Westens - die 50er und 60er Jahre im letzten Jahrhundert - nachholen.
In spätestens 21 Jahren werde man Deutschland im Pro-Kopf-Einkommen
eingeholt haben, so das verwegene Versprechen des immer ein wenig gehetzt
wirkenden Parteiführers. Da Kaczyński tiefer auf das 20. Jahrhundert
zurückgreift, sei hier kurz an die 70er Jahre erinnert, denn damals
versprach ein anderer visionärer Parteiführer - getrieben durch ein Knäuel
schier unlösbarer Widersprüche -, aus dem Land an der Weichsel bald ein
zweites Japan zu machen.

Der große Sprung, den Kaczyński jetzt eifrig an die Wand malt, setzt
allerdings eine höhere gesellschaftliche Disziplin voraus, ohne die im
weltweiten Wettbewerb für die Polen nichts auszurichten sei und für die im
politischen Spektrum alleine die Nationalkonservativen ausreichend sorgen
könnten. Polens Gesellschaft müsse nämlich festgefügt auf dem christlichen
Fundament gegründet bleiben, dürfe nicht zulassen, dass dieses Fundament -
egal mit welchem vorgeschobenen liberalen Argument auch immer - zerstört
werde. Im Augenblick, so Kaczyńskis Kassandraruf, werde die polnische
Familie gefährlich attackiert, indem den Menschen eingeredet werde, die
Familie aus Mann und Frau sei nur eine von unterschiedlich - außerdem
gleichberechtigten - Varianten beziehungsweise Möglichkeiten menschlichen
Zusammenlebens. Zwar sei die Familie aus Mann und Frau, was überhaupt in
der Natur sozialer Erscheinungen liege, keineswegs eine vollkommene, doch
sei sie schließlich, so Kaczyński im kühnen metaphysischen Schluss,
jene gesellschaftliche Zelle, die unmittelbar mit derjenigen Zivilisation
zusammenfalle, die dem Menschen am meisten gewogen sei - mit der
christlichen Zivilisation nämlich. Deshalb höre die Toleranz der von ihm
geführten Formation dort auf, wo gemeint werde, dass in dieser für den
Fortbestand der christlichen Zivilisation entscheidenden Frage jeder selbst
entscheiden solle, was er zu tun gedenke.

Die Nationalkonservativen stellen sich demzufolge konsequent als eine
katholisch-nationale Familienpartei heraus, als letzter Behüter der von
allen Seiten bedrohten Interessen der polnischen, also katholischen
Familien. Einst gab es im polnischen Parlament eine 
erzkatholisch-nationalistische Partei, die sich nahezu verniedlichend als Liga der
polnischen Familien bezeichnet hatte. Nachdem die Kaczyński-Leute in
den zurückliegenden vier Regierungsjahren verschiedene Säue durch das Dorf
getrieben haben - mal waren es die noch immer gleich Gespenstern
herumirrenden Kommunisten, ein anders Mal die das wiedererwachende Polen
beargwöhnenden Juden, dann kamen die Deutschen als ewiger Feind der Polen
an die Reihe, schließlich wurden die verschiedenen Timmermans und Tusks in
Brüssel sowie die Lesben und Schwulen im Lande vorgeführt -, breiten sie
nun gütig die Flügel aus zum Schutz der polnischen Familie, um Einheit und
so etwas wie überzeitliche Dauer zu stiften.

Am Wahltag werden Polens Wähler genau wissen, wem sie die Stimme geben.
Irrtümer sind ausgeschlossen. Kaczyński rechnet mit einem deutlichen
Votum für seine abstruse und aus der Zeit gefallene Vision. Doch eine Größe
hat er nicht in der Rechnung: Das Regierungslager hat sich in der Hatz, die
der Gesellschaft vier Jahre hindurch mit allen erdenklichen Mitteln
verordnet wurde, selbst kräftig verschlissen. Es könnte sein, dass
diejenigen, die sich jetzt bereits als die Sieger vom 13. Oktober fühlen,
bald danach zu den Getriebenen werden.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 20/2019 vom 30. September 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1905: Deutschland - Lagerland


graswurzelrevolution 441, September 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Deutschland - Lagerland

Massenunterkünfte für Geflüchtete

von Dokumentationsstelle der Antirassistischen Initiative Berlin



Die Hoffnung vieler, dass die Zeit der Lager in Deutschland zu Ende
geht, schutzsuchende Menschen in Wohnungen ziehen können und
selbstbestimmt leben dürfen, schwindet mit jeder neuen rassistischen
Propaganda-Welle und mit jedem daraus folgendem Gesetzentwurf der
Bürokrat*innen und Politiker*innen. Erklärtes Ziel der
Rechts-Propagandist*innen: Die Menschen sollen möglichst schnell
wieder "freiwillig" ausreisen - wohin auch immer. Und wenn sie nicht
wollen, dann werden sie gezwungen.


Um dies zu erreichen, wurde schon vor langer Zeit die
Zwangskasernierung von Tausenden Flüchtlingen auf engem Raum in Lagern
erdacht und gesetzlich festgelegt.

In diesen, oft weit von Ortschaften entfernt liegenden, geschlossenen
Gebäude-Komplexen sind Geflüchtete der Hetze, der Diskriminierung,
Entrechtung, Kriminalisierung, Entmenschlichung, der Willkür von
Mitarbeiter*innen des Sicherheitsdienstes - und der staatlichen Gewalt
schutzlos ausgeliefert. Sie sollen einsehen, dass sie in diesem
Deutschland nicht sicher leben können.

Nachdem sich Sonderlager für Menschen aus sogenannten sicheren
Herkunftsländern, die Ankunfts- und Rückführungseinrichtungen (ARE)
oder Transitlager für Menschen mit geringer Bleiberechtsperspektive
für die Staatsmacht scheinbar als "effizient" erwiesen haben, gibt es
seit Anfang August 2018 die sogenannten AnkER-Zentren. AnkER steht für
Ankunft, Entscheidung, kommunale Verteilung bzw. Rückführung.

Bayern richtete flächendeckend in jedem Regierungsbezirk diese Zentren
ein (Schweinfurt, Bamberg, Zirndorf, Donauwörth, Manching, Regensburg,
"Deggendorf), Sachsen begann mit einem AnkERzentrum in Dresden und das
Saarland in Lebach. Das Bundesinnenministerium spricht heute von 14
AnkERzentren, weil es "funktionsgleiche Einrichtungen" in anderen
Bundesländern hinzuzählt: z.B. in Chemnitz, Leipzig, Nostorf-Horst,
Stern-Buchholz, Neumünster und Eisenhüttenstadt.

AnkER-Zentren. Vom Sonderlager zum Standard

Alle asylsuchenden Menschen kommen nach ihrer Ankunft direkt dorthin.
Sie müssen die gesamte Zeit des Asylverfahrens bis zur endgültigen
Entscheidung in einem dieser Lager leben. Menschen, die bereits in
Unterkünften oder Wohnungen lebten, mußten diese teilweise verlassen
und in ein AnkER-Zentrum umziehen.

Entscheidend ist, dass das gefängnisähnliche Leben im Lager für den
Großteil der Geflüchteten kein Übergang ist, sondern die Endstation in
Deutschland bedeutet. Denn das Recht, nach dem Asylverfahren auf die
Kommunen umverteilt zu werden und anderen Wohnraum zu beziehen, wird
in AnkER-Zentren nur noch Menschen gewährt, die einen positiven
Asylentscheid erhalten.

Entrechtung durch Minimierung juristischer Chancen

Die Asylverfahren sollen unmittelbar nach der Ankunft eingeleitet
werden und finden häufig schon innerhalb der ersten zwei Tage statt.
In dieser Zeit ist für Geflüchtete keine fundierte Vorbereitung darauf
möglich. Das im Koalitionsvertrag festgeschriebene Recht auf
unabhängige Asylberatung wird verhindert, da Beratungsstellen der
Zugang zu den AnkER-Zentren verweigert wird: So berichtet zum Beispiel
der Flüchtlingsrat Bayern über ein Hausverbot. Besuche einer
unabhängigen Rechtsberatung scheitern oft allein an den finanziellen
Mitteln.

In den AnkER-Zentren herrscht das Sachleistungsprinzip: Bis auf 90
Euro Taschengeld erhalten die Bewohner*innen kein Geld. Die
Rechtsberatung in den Lagern betreibt das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF). Diese Beratung kann nicht unabhängig sein, sie ist
durch die Interessen des BAMF geleitet: "freiwillige" Ausreise oder
Abschiebung. Klagewege werden oft nicht aufgezeigt, es verstreichen
Fristen, wodurch Rechtswege gegen die Asylablehnung unmöglich werden.

Diejenigen, die Klage gegen einen abgelehnten Asylantrag erheben
wollen, müssen die Summe von 1000 Euro aufbringen und zwei bis drei
Jahre weiterhin in dem Lager bleiben, denn solange dauert der
Klageweg, so die Münchner Anwältin Anna Fröhlich am 31. Juli 2019 in
der taz.

Aus der Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion im Bundestag geht hervor, dass das Spektrum der
Anerkennungsquoten der Asylanträge breit ist. Es fallen aber immer
wieder einzelne Standorte des BAMFs durch besonders niedrige
Anerkennungsquoten auf - insbesondere auch einige AnkER-Zentren. Die
Schutzquoten im Jahre 2018 für Geflüchtete aus dem Iran lagen zum
Beispiel im AnkER-Zentrum Bamberg bei 6,7 % im Vergleich zum
Bundesdurchschnitt von 34,3 %, und Asylanträge von Schutzsuchenden aus
Somalia wurden im AnkER-Zentrum Bamberg bei 6,7 % im Vergleich zum
Bundesdurchschnitt von 34,3 %, und Asylanträge von Schutzsuchenden aus
Somalia wurden im AnkER-Zentrum Zirndorf zu 24,4 % positiv entschieden
- im Gegensatz zum Bundesdurchschnitt von 65,8 %. (BT DS 19/8701)

Dem Zugriff ausgeliefert - Tag und Nacht

Die Bewohner*innen der AnkER-Zentren sind in ihrer Bewegungsfreiheit
stark eingeschränkt, sie dürfen den Landkreis nicht ohne Erlaubnis
verlassen. Die Lager sind abseits von Ortschaften gelegen, es ist
schwer dort hin- und von dort wegzukommen.

Durch diese dauerhafte Festsetzung der Geflüchteten wird Überwachung,
Kontrolle und ein permanenter Zugriff möglich. Abschiebungen werden in
der Regel gegen drei oder vier Uhr nachts mithilfe massiver
Polizeieinsätze durchgeführt.

Die oft traumatisierten Männer, Frauen und Kinder werden also häufig
und in unregelmäßigen Abständen durch bewaffnete Polizei, lautes
Gebrüll oder Hilferufe aus dem Schlaf gerissen und müssen die
Menschenjagd in dem Lager, die Angst und Panik der Betroffenen
miterleben.

Lebensbedingungen, die zerstören

Von Beginn an wird den Asylsuchenden behördlicherseits immer wieder
nahe gelegt, das Land "freiwillig" zu verlassen und ihnen der
irrwitzige Vorschlag schmackhaft gemacht, vom Herkunftsland aus mit
einem Arbeitsvisum wieder einzureisen. Die Möglichkeit dieser
sogenannten freiwilligen Ausreise als Alternative zu der gewaltvollen
Abschiebung wird mit zunehmender Intensität und erhöhtem behördlichen
Druck gegenüber allen Schutzsuchenden vorgeschlagen - auch denen, die
gute Bleibe-Perspektiven haben.

Wie in anderen Sammelunterkünften auch, sind die Lebensverhältnisse in
den AnkER-Zentren menschenunwürdig. In den überfüllten Mehrbettzimmern
sind bis zu 16 Personen, Frauen, Männer und Familien untergebracht.
Das Fehlen jeglicher Rückzugsorte verursacht zwangsläufig Konflikte
und Auseinandersetzungen zwischen den Menschen, die ihr Leben
nebeneinander auf engstem Raum führen müssen.

Es gibt keine Privatsphäre. Die Zimmer, auch die
Gemeinschaftswaschräume, sind nicht abschließbar. Vor allem Frauen
fehlt der Schutz vor sexuellen Übergriffen. Frauen aus dem
AnkER-Zentrum Manching/Ingolstadt berichten, dass männliche
Securitymitarbeiter immer wieder die Duschräume der Frauen betreten.
Der Bayerische Rundfunk zitiert am 15. Mai 2019 die Statistik des
Innenministeriums, die belegt, dass sexuelle Übergriffe und andere
Formen brutaler Gewalt Alltag für Frauen in den bayerischen
Unterkünften sind. 2018 gab es, demnach 219 Straftaten gegen sexuelle
Selbstbestimmung sowie weitere 534 Fälle von Gewaltkriminalität gegen
Frauen, wozu u.a. Vergewaltigungen, sexuelle Nötigung und gefährliche
Körperverletzung gehören. Es ist davon auszugehen, dass die
Dunkelziffer sehr viel höher ist, als diese zur Anzeige gebrachten
Taten.

Zugänge zum Lager werden rund um die Uhr vom Sicherheitsdienst
überwacht. Einlasskontrollen sind mit ständigen Durchsuchungen - z.T.
Ganzkörper-Durchsuchungen - verbunden. Besuch, auch von
Familienangehörigen, ist nicht zulässig. Es kommt immer wieder zu
überfallartigen Zimmerkontrollen durch den Sicherheitsdienst. Es
bestehen Arbeits-, Ausbildungs- und Studienverbote, die die Isolation
verstärken und zum Nichtstun verdammen, sowie ein struktureller
Ausschluß von Deutschkursen. Die medizinische Versorgung der
Bewohner*innen ist stark eingeschränkt.

Das Essen-Kochen im Lager ist verboten, dreimal am Tag wird den
Bewohner*innen Kantinenessen vorgesetzt.

Für Kinder und Jugendliche ist die Lagerunterbringung
entwicklungsgefährdend: Grundbedürfnisse nach Sicherheit, Erholung,
Rückzug und geistiger Förderung werden nicht erfüllt. Ihnen stehen
kaum Spielräume zur Verfügung. Auch sie sind von regulären Kita- und
Schulbesuchen ausgeschlossen.

Die Öffentlichkeit soll von diesen Lebensbedingungen abgeschirmt
bleiben. Besucher*innen erhalten keinen Zugang, Journalist*innen
können zu festgelegten Terminen, circa einmal im Jahr, an
Lagerführungen teilnehmen.

Zu diesen miserablen Lebensbedingungen kommt eine strukturelle Gewalt
hinzu, die Bewohner*innen zur Ausreise drängen soll. Wie Geflüchtete,
Aktivist*innen und Unterstützer*innen immer wieder sichtbar machen,
ist diese Gewalt sytem-immanent - durch das Zusammenspiel
verschiedener Institutionen wie Lagerleitung, Security, Polizei,
Strafjustiz und Medien.

Hand in Hand - private Sicherheitsfirmen und Polizei

In den Lagern kommt es immer wieder zu systematischen brutalen
Übergriffen durch Mitarbeitende privater Sicherheitsfirmen, z.B. im
Lager Bamberg, dokumentiert unter Herbst 2017*; 5.9.17*; 28.9.17* oder
11.12.18*. Auch berichteten ehemalige Securitys von einer
Sondereinheit innerhalb des Sicherheitsdienstes, die
Nahkampf-Techniken trainierte und von ihrer Leitung zu rassistischen
Übergriffen gegen Bewohner*innen motiviert wurde. In dieser Einheit
gab es eine Whats-App-Gruppe mit dem Namen "Sons of Odin", deren Chats
aus Sätzen bestanden wie: "Und gerade habe ich einen Senegalesen
gelegt" oder "Wir sind uns einig, der 'Nigga' hat keine Rechte".

Zwischen dem Wachdienst und der Polizei findet eine enge Kooperation
statt. Nach Übergriffen durch den Sicherheitsdienst wird regelmäßig
die Polizei gerufen. Die Securitys haben die Deutungshoheit, die
Perspektive der mißhandelten Geflüchteten auf das Geschehen wird in
der Regel nicht festgehalten. Die Polizei führt die Gewalt zum Teil
auf der Wache weiter, nachdem sie die Geflüchteten oft gefesselt
übergeben bekommt.

Nach Auseinandersetzungen zwischen Geflüchteten und Mitarbeitenden des
Sicherheitsdienstes folgen regelmäßig große Polizeirazzien in den
Lagern. (11.12.18*)

In Gegenwart dieser im privaten Umfeld ständig existierenden, in Wort
und Tat scheinbar allmächtigen Willkür und Gewalt wird das Leben von
oft traumatisierten Schutzsuchenden unerträglich. Auch dies kein
Zufall in diesen Massenlagern, sondern durchaus mitgeplant, um
Asylbewerber*innen zu brechen und zur "freiwilligen" Ausreise zu
zwingen.

Kriminalisierung und Repression des Widerstands

Im Januar 2017 wurden in Bayern Flüchtlingsunterkünfte per Gesetz zu
"gefährlichen Orten" erklärt. Dies räumt der Polizei das Recht ein,
die Zimmer der Bewohner*innen jederzeit ohne Begründung zu betreten,
zu kontrollieren und zu durchsuchen.

Wie auch in Massenunterkünften anderer Bundesländer kommt es in den
bayerischen Lagern immer wieder zu massiven Polizeieinsätzen;
Hundertschaften und Sondereinsatz-Kommandos - schwer bewaffnet,
vermummt und gewalttätig - stürmten immer wieder die Einrichtungen.
Dies geschah in den meisten Fällen nach nicht gelungenen
Abschiebeversuchen Einzelner. Und es geschah einerseits als Repression
gegen Protest und Kritik und andererseits zur Abschreckung gegen
Solidaritätsäußerungen und -aktionen der Bewohner*innen.

Die Vorkommnisse in Donauwörth sind dazu beispielhaft: Dort
organisierten sich gambische Geflüchtete ab 2017, in einem Komitee:
Unter anderem versuchten sie mit der Regierung Schwabens zu verhandeln
- kurz darauf folgte ein Polizeieinsatz mit 32 Verhaftungen und
anschließender, teils monatelanger Untersuchungshaft, sowie
Strafbefehlen. Der Sprecher des Komitees, David Jassey, weist darauf
hin, dass das Ziel und die Botschaft dieses Vorgehens ist, Geflüchtete
in anderen Lagern von ähnlichen Protesten gegen die bayerische
Lagerpolitik abzuschrecken (14.3.18*).

Ein weiteres Beispiel: In Fürstenfeldbruck organisierten Asylsuchende
eine Demonstration und forderten bessere Lebensbedingungen und ein
Ende der Security-Gewalt und der unangemessenen Polizeieinsätze. Drei
Tage später wurden drei Demo-Teilnehmende in ein anderes AnkER-Zentrum
strafverlegt. Auch dort kam es eine Woche später zu einem Großeinsatz
der Polizei. (13.11.18*)

Legitimierung der Gewalt

Der Kooperation zwischen Lager und Polizei schließt sich später eine
Zusammenarbeit mit der Strafjustiz an. Aktivist*innen warnen vor dem
rechtsfreien Raum, der sich durch das Ineinandergreifen von
Institutionen auf verschiedenen staatlichen Ebenen auftut.

Der immer wieder als Grund für die polizeilichen Großeinsätze genannte
Vorwurf, Bewohner*innen hätten versucht, Abschiebungen zu verhindern,
ließ sich vor Gericht in keinem der Fälle beweisen. Die
Polizeieinsätze selbst waren jedoch kein Gegenstand der Ermittlung,
ebensowenig wie die Gewalt der Sicherheitsdienste gegen
Bewohner*innen.

Erst nachdem Geflüchtete und Unterstützer*innen das Ausmaß an Gewalt
durch Security-Übergriffe an die Öffentlichkeit brachten, wurden gegen
Mitarbeiter des Bamberger Lagers Ermittlungen wegen versuchten Mordes
und schwerer Körperverletzung eingeleitet (28.9.17*). Sie wurden nach
einigen Monaten durch die Staatsanwaltschaft wieder eingestellt, da
sie die Beweislage als nicht eindeutig einstufte. Dass kein wirklicher
Aufklärungswillen vorhanden ist, wird auch darin deutlich, wenn Opfer
oder Zeug*innen von Gewalt, unmittelbar vor ihrer Gerichtsaussage
abgeschoben werden. (11.12.18*)

Auf der anderen Seite werden "Straftäter*innen" produziert: Auf oft
willkürliche Vorwürfe folgen Anklagen. Die Polizeigewalt wird durch
die Justiz nachträglich legitimiert, Opfer werden zu Täter*innen
gemacht. Die Verhaftungen von 30 gambischen Geflüchteten in Donauwörth
und deren Untersuchungshaft, zynischerweise mit der "Fluchtgefahr"
begründet, basierte lediglich auf den Aussagen von drei
Sicherheitsmitarbeitern, die diese Bewohner als Rädelsführer erkannt
haben wollen.

Schutz- oder Abwehrbewegungen bei Verhaftungen während der Razzien
werden als Tatbestand des Widerstands gegen die Staatsgewalt
juristisch verfolgt. Ein Sich-Versammeln vor dem Gebäude der durch die
Polizei-Überfälle in Panik versetzten Bewohner*innen, wird als
Landfriedensbruch definiert und bestraft.

In vielen der Verfahren ist erkennbar, dass die Rechtsprechung
politisch motiviert ist. Manchmal wird die Gesinnung auch ganz
unverblümt in der Urteilsbegründung dargelegt, wie am Amtsgericht
Augsburg, wo die Richterin die Verurteilung wegen Landfriedensbruch
folgendermaßen begründete: "Das Urteil ist generalpräventiv zu sehen,
weil es immer mehr Probleme in den Unterkünften gibt. Sie sind Gäste
in unserem Land und sollten sich auch so benehmen." (14.3.18*)

Die zu Straftäter*innen gemachten Asylsuchenden lassen sich aufgrund
ihrer Kriminalisierung leichter abschieben.

Es gibt allerdings noch andere Möglichkeiten, die Schutzsuchenden zu
kriminalisieren: Laut bayerischem Flüchtlingsrat entziehen die
Mitarbeiter*innen des neu gegründeten Landesamtes für Asyl und
Rückführungen den Flüchtlingen die Legalität, indem sie nach Ablehnung
von Asylanträgen lediglich die Aufenthaltsgestattungen als ungültig
stempeln, anstatt den Betroffenen entsprechend ihrem Status
ordentliche Papiere der BRD auszuhändigen. Damit können sich die
Betroffenen nicht mehr ausweisen und werden serienweise mit
Strafverfahren wegen illegalen Aufenthalts überzogen.

Angesichts dieser Ereignisse sind die Aussagen des bayerischen
Innenministers Herrmann und Ministerpräsidenten Söder, die zum ersten
Jahrestag der Zentren mit den "Erfolgen" dieser neuen Politik
protzten, durchschaubar.

Herrmann: "Besonders wichtig ist mir, bei den Abschiebungen eine klare
Priorität auf Straftäter und Gefährder zu legen. So waren letztes Jahr
über 40 Prozent der Abgeschobenen vorher mit Straftaten polizeilich in
Erscheinung getreten." oder Söder: "Wir setzen die Ausreisepflicht
konsequent durch, vor allem bei Straftätern."

Berichterstattung - rechte Hetze und Täter-Opfer-Umkehr

Die Gewalt des Systems gegen Asylsuchende wird in den Medien, bis auf
wenige Ausnahmen, nicht thematisiert. Die Berichterstattungen geben in
der Regel nur die Polizeiberichte wieder. In der Presse findet meist,
wie vor Gericht, eine Täter-Opfer-Umkehr statt. Es wird das Bild von
gewaltbereiten, gefährlichen Geflüchteten entworfen, oft mit
rassistischen Stereotypen unterlegt. Spontane solidarische Handlungen
zwischen den Geflüchteten bei Abschiebungen werden in Delinquenz
umgedeutet, so wird etwa von Randalen, Tumulten oder
"Gambiaaufständen" berichtet.

Die martialischen Polizeieinsätze, die Verhaftungen und Verurteilungen
von Geflüchteten sollen deren "Gefährlichkeit" belegen, und stellen
somit die "notwendige" Reaktion des Staates dar um den "Schutz der
Gesellschaft" durchzusetzen.

Die Kriminalisierung von Geflüchteten soll gesellschaftliche
Solidarität mit ihnen verhindern und die systematische Entrechtung und
die unmenschlichen Lager legitimieren. Lager, deren Tore sich für den
Großteil der Geflüchteten nur durch eine gewaltvolle Abschiebung oder
durch ein Abtauchen in die komplette Illegalität öffnen.

Nachtrag

Am 22. Juli protestierten ab 11 Uhr circa 50 Flüchtlinge aus dem
Ankerzentrum Deggendorf vor der Einrichtung - auch mit einer
Sitzblockade - gegen die üblen Lebensbedingungen und die vielen
Negativ-Bescheide der Asylanträge, so zunächst die Polizei. Danach, so
schreibt die Deggendorfer Zeitung, kam "es zu einer handfesten
Auseinandersetzung vor dem Haupteingang des Ankerzentrums" lautes
Geschrei, einige Bewohner klopften gegen den Bauzaun, etliche seien
betrunken, andere riefen aus den Fenstern, und wieder andere griffen
schließlich Securities und auch Polizist*innen an. Die Situation
"eskalierte". Zwei Flüchtlinge wurden festgenommen, zwei Frauen
brachen zusammen. Die anschließenden Personenkontrollen dauerten dann
noch bis 17.15 Uhr.

"Weil die Gefahr einer Eskalation dauerhaft bestehe", erscheine die
Polizei nur noch in Mannschaftsstärke zu Einsätzen im Zentrum.

Erst nach diesen Schlagzeilen und zwei Tage später wurde bekannt, dass
der eigentliche Anlass für die Demonstration der Suizid einer
36-jährigen Bewohnerin aus Aserbaidschan war. Die Mutter einer kleinen
Tochter hatte sich am 20. Juli nach der Ablehnung ihres Asylantrags
und aus Angst vor der Abschiebung mit Tabletten vergiftet.

Diese wichtige Information hatte die Polizei der Presse gegenüber
nicht genannt. Auf Nachfragen beruft sich der Polizei-Sprecher auf
"ethische Gründe", zudem sei die "Rolle, die der Selbstmord für die
Demonstration gespielt habe", fraglich - man sehe auch künftig keine
Veranlassung, bei derartigen Vorfällen die Medien zu informieren.

Dokumentationsstelle der Antirassistischen Initiative Berlin


Kontakt: 

www.ari-dok.org


Anmerkung: 

Sämtliche Beispiele sind der gerade erschienenen 26. Auflage der
Einzelfall-Dokumentation "Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und ihre
tödlichen Folgen" (1993 bis 2018) entnommen.

https://www.ari-dok.org/uploads/mini_cms/publications/ARI-DOKU_26_Auflage_qOkJoVt.pdf

Einen Auszug aus der aktuellen Neuauflage findet Ihr auf www.graswurzel.net

 * 
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graswurzelrevolution, 48. Jahrgang, Nr. 441, September 2019, S. 6-7
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IMI/980: F-16-Absturz bei Trier
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IMI-Standpunkt 2019/048 vom 9. Oktober 2019

F-16-Absturz bei Trier

Militärische Übungsflüge beenden - Aufklärung über Kriegsfunktion und
Kontamination bei Abstürzen gefordert!

von Markus Pflüger



Am 7. Oktober 2019 stürzte ein Kampfflugzeug vom Typ F-16 der
US-Streitkräfte aus Spangdahlem in der Eifel im Wald zwischen den Dörfern
Zemmer und Rodt ab, der Pilot konnte sich mit Schleudersitz retten und
wurde nur leicht verletzt, sonst kamen keine Menschen zu Schaden[1] .

Die Kriegsfunktion von Kampffliegern und Airbases wie Spangdahlem ist bei
den aktuellen Berichten kaum Thema, stattdessen heißt es u.a.: "Klar sei
aber bereits: Das Gebiet ist sicher. Es gehe keine Gefahr von dem
zerschellten Flugzeug aus."[2] Die Friedensbewegung vor Ort kritisiert:
"Der hochgiftige Treibstoff, der beim Absturz in die Umwelt gelangen kann,
wird über kurz oder lang die eh schon hohe Belastung der Bevölkerung mit
krebserregenden Emissionen weiter erhöhen. Zudem darf nicht verschwiegen
werden, was Militärflugzeuge in ihrem eigentlichen Sinne anrichten: Sie
bringen andernorts gewollt Tod und Zerstörung auch über die
Zivilbevölkerung wie im Irak, Kosovo und Afghanistan - oft zynisch als
Kollateralschaden verharmlost."

Angesicht des Klimawandels ist es natürlich besonders anachronistisch, dass
das Militär die Bevölkerung hier diesen Absturzrisiken aussetzt und dabei
neben Lärm durch Übungsflüge die Umwelt erheblich mit Emissionen belasten
darf, um letztendlich mit ihren Kriegseinsätzen an noch mehr
klimaschädliche Ressourcen zu kommen. Die Airbase Spangdahlem ist so
gesehen weder zukunftsfähig noch in der Lage, die Sicherheit zu erhöhen.
Stattdessen fordern Umwelt- und Friedensgruppen der Region Konversion und
erneuerbare Energien, um mehr und sinnvolle Arbeitsplätze in der Region zu
schaffen.

Rettungskräfte waren - so die Fotos im Netz[3] - ohne entsprechende
Schutzmaßnahmen vor Ort. Schon beim Absturz einer F-16 am 14. September
2006 in Oberkail kritisierte die AG Frieden Trier die Kontamination von
Mensch und Umwelt um die Absturzstelle. Als am 1. April 2011 ein
Kampfflugzeug A-10 bei Lauffeld abstürzte, fragte die AGF: "Es ist davon
auszugehen, dass das Flugzeug mit dem giftigen NATO-Treibstoff JP-8 und
Hydrazin flog. Welche Maßnahmen zum Schutz von Mensch und Umwelt wurden
ergriffen? Warum trugen die an der Absturzstelle Arbeitenden wie
Feuerwehrleute, Polizei und Militärs keine Schutzkleidung? Die Bilder
zeigen eine weiträumige Verteilung von Rauch und Flugzeugteilen samt Ladung
- warum wird nicht entsprechend weit abgesperrt?"

Seit den letzten Abstürzen gab es keine öffentlich bekannten Vorkehrungen
oder Schutzmaßnahmen für einen besseren Umgang mit zukünftigen Abstürzen
und Giftstoffen wie beispielsweise das kontaminierte Erdreich.

Dabei ist bekannt, dass die einstrahlige Auslegung eine Schwäche der F-16
ist und ein Triebwerksversagen in Verbindung mit geringer Flughöhe fast
unweigerlich zum Absturz des Kampfjets führt. Deswegen ist auch davon
auszugehen, dass sowohl Hydrazin für das Notenergieaggregat als auch der
hochgiftige NATO-Treibstoff JP-8 an Bord waren.

Gefordert werden unabhängige Messungen und Untersuchung des
Flugzeugabsturzes - auch um mögliche Vergiftungen und Kontaminationen
aufzuklären und ein Ende dieser unverantwortlichen und gefährlichen
Militärübungsflüge.[4]

Die F-16 üben wie viele NATO-Militärs den Luft-Bodenkampf in der Übungszone
TRA Lauter mit Polygonstationen, ein 20.000 qm großes Trainingsgebiet mit
den Militärstandorten Spangdahlem, Ramstein und Büchel, das von Karlsruhe
über Saarbrücken und Trier nach Worms und bis nach Frankreich reicht. Der
Übungsluftraum Tra Lauter gilt deutschlandweit als die meist belastete
Region mit Kampfjetübungen. Im Jahr 2018 habe es 821 Nutzungsstunden von
Kampfjets gegeben.[5]

Die Kampfflugzeuge F-16 sind aktuell im Jemenkrieg eingesetzt[6], sie
bombardierten Afrin[7] und es ist zu erwarten, dass Erdogan sie auch in der
neuen Militäroffensive gegen kurdische Gebiete wie Rojava einsetzen wird.

Der US-Kriegsflughafen in der Eifel macht deutlich, wie viel
Zerstörungsenergie hier von Landes- und Bundesregierung mit Millionen Euro
unterstützt wird. Gefahr für Mensch und Umwelt wird heruntergespielt und
die politische Bedeutung und Funktion von Kampfflugzeugen und
Kriegsflughäfen weiterhin verschwiegen.

Der Absturz der F-16 verdeutlicht die tägliche Gefahr durch Kriegsflughäfen
wie Spangdahlem, statt bei Abstürzen abzuwiegeln, wäre ein Ende der
militärischen Übungsflüge und zivile Konversion das Gebot der Stunde.


Anmerkungen

[1] https://www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/trier/Unglueck-im-Kreis-Trier-Saarburg-F16-Kampfjet-bei-Zemmer-abgestuerzt,f16-flieger-abgestuerzt-100.html 

[2] http://www.news.de/panorama/855793789/flugzeug-absturz-bei-trier-zemmer-rodt-in-rheinland-pfalz-us-kampfjet-abgestuerzt-ursache-unklar-raeumung-kann-wochen-dauern/1/

[3] https://www.volksfreund.de/region/f-16-kampfjet-absturz-trinkwasser-wird-untersucht_aid-46378609 

[4] https://www.agf-trier.de/aktuelles/neuigkeiten/zum-f-16-absturz-militaerische-uebungsfluege-beenden-aufklaerung-ueber-kriegsfunktion-und-kontamination/ 

[5] https://www.focus.de/regional/rheinland-pfalz/notfaelle-jet-absturz-us-militaer-beginnt-mit-bergung-von-wrackteilen_id_11221073.html 

[6] https://www.n-tv.de/politik/Emirate-verlieren-Kampfjet-article17218376.html 

[7] https://www.freitag.de/autoren/the-guardian/verraten-und-verkauft


Link zur IMI-Mitgliederkampagne

http://www.imi-online.de/2019/01/01/imi-mitgliederkampagne/
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VORWÄRTS/1511: Die Liebe der Schweiz zur Nato


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr.31/32 vom 4. Oktober 2019

Die Liebe der Schweiz zur Nato

von Siro Torresan



Nato-Staaten und ihre Partner liessen vom 2. bis 18. September in
der Ostsee ihre Muskeln spielen. Mit einem imposanten Aufgebot
spielten sie eine Kriegsübung gegen Russland durch. Was hat die
Schweiz damit zu tun? Einiges, wenn auch nicht auf direktem Weg,
schliesslich ist sie ja neutral. Oder doch nicht ganz?


 Soldat*innen aus 18 Ländern, darunter auch die USA, 47 Schiffe
und Boote (Überwasserkampfschiffe, Einsatzgruppenversorger und
Unterstützungseinheiten, Minenjagdboote), ein U-Boot, Korvetten
(kleinere Kriegsschiffe), sieben Flugzeuge und fünf Helikopter
aufgeteilt in drei Einsatzgruppen unter der Führung Deutschlands. Dies
das imposante Kriegsaufgebot beim Marinemanöver "Northern Coasts" vom
2. bis 18. September in der Ostsee, das seit 2007 jährlich
durchgeführt wird. Die diesjährige Übung umfasste unter anderem die
Bereiche Seeüberwachung, Marinekampf, Luftverteidigung,
U-Boot-Kriegsführung und Minenräumung.


Die fiktiven Bösen und Guten

Dieses Kriegsspiel braucht natürlich ein "Drehbuch". Dazu ist auf der
Website der Nato zu lesen: "Im Rahmen des Übungsszenarios erhebt ein
fiktives Regionalland territoriale Ansprüche auf Inseln in der Ostsee,
indem es seine Seestreitkräfte einsetzt, um die Freiheit der
Schifffahrt zu gefährden. Verbündete und Partnertruppen werden auf der
Grundlage eines UN-Mandats versuchen, die Freiheit der Schifffahrt
wiederherzustellen." Nun, da alle Ostseestaaten bis auf Russland an
der Übung teilnehmen, kann es sich bei den fiktiven feindlichen
Inselbesatzern lediglich um imaginierte russische Streitkräfte
handeln. Sie sind die "Bösen", folglich die anderen die "Guten", die
Befreier. Daraus macht die Nato auch kein Geheimnis. "Die Ostsee ist
für das Bündnis von entscheidender Bedeutung und wird von sechs
Nato-Ländern begrenzt", erklärt die Nato-Sprecherin Oana Lungescu.
"Leider hat sich das Sicherheitsumfeld in der Region nach der
illegalen Annexion der ukrainischen Krim durch Russland und dem
anhaltenden militärischen Aufbau verschlechtert." Sie fügte hinzu,
dass die Nato auf die "aggressiven Aktionen Russlands" reagiert habe,
indem sie die Luft- und Seestreitkräfte in der Region aufgestockt und
etwas mehr als 4.500 Soldat*innen nach Estland, Lettland, Litauen und
Polen entsandt habe.


Der Experte aus der Schweiz

Und was hat die Schweiz mit der ganzen Kriegsübung zu tun? "Northern
Coasts zielt auch darauf, die taktische Zusammenarbeit mit unseren
Partnern zu verbessern", informiert Flottillenadmiral Stephan Haisch
auf dem Presseportal der deutschen Bundeswehr. Dort erfährt man
weiter, dass auch die Schweiz am Manöver teilnahm. Zu sehen ist weiter
eine Graphik mit Informationen zu "Northen Coasts", unter anderem mit
den Flaggen aller teilnehmenden Nationen, darunter auch jene der
Schweiz. Bestätigung findet diese Information auch auf der Website der
Nato.

Schweizer Soldat*innen bei einem Marinemanöver im Ausland? Es wäre
nicht das erste Mal, so nahm die Schweiz 2018 mit sechs
Armeeangehörigen teil, doch: "Die Schweizer Armee nimmt nicht an der
Nato-Übung Northern Coasts teil. Das ist eine falsche Information",
stellt Daniel Reist, Armeesprecher und Chef Medienbeziehungen
Verteidigung, auf Anfrage des vorwärts klar. Den
offensichtlichen Widerspruch zu den Informationen der Deutschen
Bundeswehr und der Nato erklärt Reist wie folgt: "Hingegen
unterstützte auf Wunsch Deutschlands und im Rahmen der regulären
Ausbildungszusammenarbeit zwischen Deutschland und der Schweiz ein
Schweizer Spezialist des Bereichs KAMIR (Kampfmittelbeseitigung und
Minenräumung) als externer Experte Deutschland bei der Überprüfung des
deutschen Kampfmittelbeseitigungsteams, das auch in diese Übung
involviert war." Also ein Experte und kein Soldat? Das
Kompetenzzentrum ABC-KAMIR (atomar, biologisch, chemisch,
Kampfmittelbeseitigung und Minenräumung) ist in Spiez stationiert und
leitet die ABC-Abwehr und das Kommando KAMIR. Es steht unter dem
Kommando von Oberst im Generalstab Niels Blatter. Das Kommando KAMIR
ist die "Doktrinstelle der Armee für den Bereich
Kampfmittelbeseitigung und Minenräumung", ist auf der Website zu
lesen, die - man lese und staune - auf dem Portal der Schweizer Armee
zu finden ist. Befehlshaber des Kommando KAMIR ist Oberst Daniel
Widmer. Es war daher nicht irgendein "Experte", sondern einer der
Schweizer Armee.


Unter der Schirmherrschaft der Nato

Spitzfindigkeiten, Details? Ja, sie sind jedoch nötig, um das
Versteckspiel der Nato und der Schweiz zu begreifen und aufzudecken.
Sämtliche 18 Staaten, die am Manöver teilgenommen haben, sind
Mitglieder der Nato oder - so wie die Schweiz - der Nato-Initiative
Partnerschaft für den Frieden (Partnership for Freedom, PfP). Jedoch
erklärt Fregattenkapitän Bastian Fischborn des Presse- und
Informationszentrums der Deutschen Marine auf Anfrage: "Vorweg möchte
ich gerne hervorheben, dass die Übung Northern Coasts keine Nato-Übung
ist, sondern eine multinationale Einladungsübung."

Bezüglich der Teilnahme der Schweiz bestätigt Fischborn die Aussagen
des Schweizer Armeesprechers Daniel Reist. Auf die Frage, warum die
Eidgenossenschaft trotzdem als Teilnehmerland genannt wird, hält
Fischborn fest: "Der Schweizer hat fachliche, beobachtende Aufgaben
wahrgenommen. Da er gleichwohl durch die Abzeichen seiner Nationalität
erkennbar war und sich im Übungsraum aufhielt, wurde die Schweiz
selbstverständlich genannt." Der Schweizer Armeesprecher seinerseits
unterstreicht: "Die Tätigkeit des KAMIR-Experten erfolgte im Rahmen
der regulären Ausbildungszusammenarbeit zwischen Deutschland und der
Schweiz, hat aber nichts mit PfP zu tun." Die ganze Kriegsübung soll
also nichts mit der Nato und der PfP zu tun haben, so die Aussagen der
Schweizer Armee und der Deutschen Marine. Eine Frage drängt sich dabei
auf: Wäre das ganze Kriegsmanöver ohne die Zustimmung der Nato
durchführbar oder auch nur denkbar? Wohl kaum! Zweifellos steht das
ganze Manöver unter der Schirmherrschaft des westlichen
Militärbündnisses, auch wenn es offiziell nicht so deklariert wird.


Partner für den Frieden?

Die Schweiz steht seit Jahrzehnten in einer offiziellen
Liebesbeziehung zur Nato. Sie nimmt seit 1996 an der Partnerschaft für
den Frieden teil. Diese politische Initiative wurde 1994 von der Nato
ins Leben gerufen und wird "gemeinsam von den 29 Nato- und 22
Partnerstaaten getragen", informiert der Bund auf der entsprechenden
Website. Ziel ist der "Erhalt und die Verbesserung der militärischen
Zusammenarbeitsfähigkeit (Interoperabilität) sowie den
"sicherheitspolitischen Dialog im euro-atlantischen Raum zu fördern".
Die Schweiz nimmt "vereinzelt an Übungen teil" wobei aber ihre
Neutralität angeblich "strikt eingehalten" wird. Was diese blumigen,
beschönigenden Formulierungen vertuschen, brachte William James Perry
auf den Punkt. Er war im Gründungsjahr des PfP
US-Verteidigungsminister und sagte: "Der Unterschied zwischen einer
Nato-Mitgliedschaft und einer Beteiligung an der Nato-Initiative
'Partnership for Peace' muss dünner gemacht werden als ein Blatt
Papier." Alles klar? Angesichts all dieser Tatsachen ist es für die
Schweizer Armee wohl ratsamer, einen "Experten" und nicht einen
Armeeangehörigen an die Ostsee zu schicken.


Die Realität vertuschen

Vier Millionen Franken kostet die Nato-Partnerschaft der Schweiz
jährlich. Doch nicht nur deswegen ist sie beim westlichen
Kriegsbündnis so beliebt. Viel mehr ins Gewicht fällt das Genfer
Zentrum für Sicherheitspolitik (GZSP), das 1996 ihm Rahmen des PfP ins
Leben gerufen wurde. Es führt regelmässig Kurse und Seminare zur
"Friedensförderung und Sicherheitspolitik" durch. Es ist eine wichtige
Ausbildungsstätte für Diplomat*innen, hochrangige Militärbeamt*innen
und Funktionär*innen der Aussenministerien der Nato- und PfP-Staaten.
Zum GZSP hinzu kommen das Genfer Internationale Zentrum für humanitäre
Minenräumung (GICHD) sowie das Genfer Zentrum für die demokratische
Kontrolle von Streitkräften (DCAF). Alle drei Zentren werden vom Bund
finanziert. So hat nach dem Ständerat auch der Nationalrat in seiner
soeben abgelaufenen Herbstsession den "Rahmenkredit zur Weiterführung
der Unterstützung der drei Genfer Zentren 2020-2023" mit den Stimmen
der bürgerlichen Parteien beschlossen. Kostenpunkt: 128 Millionen
Franken. Was beweist die ganze Geschichte? Hauptsächlich zwei Sachen:
Erstens, dass die Liebesbeziehung zur Nato nicht gratis zu haben ist,
selbst für die "neutrale" Schweiz nicht. Zweitens und wichtiger die
Tatsache, dass die offizielle Sprachregelung nach Aussen, sprich die
Informationen an die Öffentlichkeit ein wesentlicher und zentraler
Bestandteil der Kriegsführung ist, um die Realität möglichst zu
vertuschen. Und die heisst im Fall Northern Coasts: Die Nato-Staaten
und ihre Verbündeten haben ein gewaltiges Militärmanöver gegen ihren
Feind Russland durchgeführt - und die Schweiz war mit dabei.

 * 
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FEATURE/1330: Deutschlandfunk - Die Jaguarschamanen sterben aus, 18.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Jaguarschamanen sterben aus

Eine Reise in den Regenwald

Von Thomas Fischermann

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 18. Oktober 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Tief im Amazonaswald überlebt eine alte Schamanenkultur: die Heiler
und Hexer der Hohodene. Doch wie lange noch? Die neue Regierung in
Brasilien will die Indianergebiete verkleinern und Traditionskulturen
in die Moderne überführen. Die Hohodene wollen sich wehren - auch mit
Zauberei. Bis heute bildet das Volk sogenannte Jaguarschamanen aus,
die besonders fortgeschrittene spirituelle Heilerfähigkeiten für sich
reklamieren, aber auch Hexer und Giftmischer, die andere Menschen über
große Distanzen hinweg töten können. Doch in der fernen Hauptstadt
Brasilia ist im Januar ein Präsident angetreten, der von den
traditionellen Lebensweisen der Indianervölker nichts hält.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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HÖRSPIEL/1989: Deutschlandfunk Kultur - "Autopoiesis" von Anne Lepère, 18.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Autopoiesis

Von Anne Lepère

FACR (Fédération Wallonie Bruxelles) & Atelier de Création Sonore
Radiophonique (acsr) 2019/41'09

Klangkunst

Freitag, 18. Oktober 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In einem Operationssaal startet der Countdown für die Betäubung. Von
hier aus betrachtet die Radiomacherin Anne Lepère die Geschichte ihrer
Verletzung und Heilung. Der Mythos vom verwundeten Zentaur Chiron
begleitet sie auf einer Reise in den eigenen Körper. Unterwegs besucht
sie eine Expertin für BodyMindCentering, eine Astrologin und eine
Werkstatt für Instrumentenbau.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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PREIS/346: Otto Brenner Preis für "Draußen. Vom Leben wohnungsloser Familien in Berlin" (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 16.10.2019

Otto Brenner Preis für Deutschlandfunk-Feature "Draußen. Vom Leben
wohnungsloser Familien in Berlin"



Das Feature "Draußen. Vom Leben wohnungsloser Familien in Berlin" wird
mit dem Otto Brenner Das Preis ausgezeichnet.

In dem Hörstück, das am 25. Juni erstmals im Deutschlandfunk zu hören
war, begleitet Marie von Kuck wohnungslose Familien in einer Berliner
Notunterkunft. Die Autorin zeigt, warum es für viele so schwer ist,
auf dem umkämpften Wohnungsmarkt eine eigene Bleibe zu finden. Was als
Übergangslösung für wenige Wochen gedacht war, ist für viele zum
Dauerprovisorium geworden. "Draußen. Vom Leben wohnungsloser Familien
in Berlin" wurde vom Deutschlandfunk in Koproduktion mit RBB und SWR
produziert.

Die Jury würdigt das Feature als "Musterfall einer modernen
Sozialreportage". Preiswürdig sei "auch die Machart dieser
sorgfältigen Radiodokumentation". Die Autorin zeige Empathie und
bewahre doch den nüchternen Ton der Journalistin. "Sie lässt Menschen
zu Wort kommen, die sonst keine Öffentlichkeit haben, aber sie ergänzt
deren Zeugnis auch durch Nachfragen bei Hilfseinrichtungen und
Behörden, sie zeichnet das ganze Bild - kritisch und gut
dokumentiert", begründet die Jury ihre Entscheidung.

Die Otto Brenner Stiftung verleiht den Otto Brenner Preis für
kritischen Journalismus 2019 zum 15. Mal. Prämiert werden
journalistische Arbeiten, die das Motto der Ausschreibung "Gründliche
Recherche statt bestellter Wahrheiten" in ihren Beiträgen beispielhaft
umgesetzt haben. Aus 561 Bewerbungen wählte die Jury am 19. September
die Preisträgerinnen und Preisträger in fünf Kategorien aus. Das
Preisgeld beträgt 2019 insgesamt 47.000 Euro. Die Preisverleihung
findet am 19. November in Berlin statt, die Festrede hält Monika
Grütters MdB, Staatsministerin für Kultur und Medien.

Neben dem mit 3.000 Euro dotierten 3. Preis für kritischen
Journalismus 2019 der Otto Brenner Stiftung für das Deutschlandfunk-
Feature werden am 19. November weitere journalistische Arbeiten
ausgezeichnet. Den 1. Preis für kritischen Journalismus erhält ein
Rechercheteam um Oliver Schröm (Correctiv) und Christian Salewski
(Panorama) für die trimediale Berichterstattung über die sogenannten
CumEx-Files. Der 2. Preis geht an Ulrich Wolf für eine Artikelserie,
die als "Bautzen-Report" in der Sächsischen Zeitung erschienen ist.



www.deutschlandfunkkultur.de/vom-leben-wohnungsloser-familien-in-berlin-draussen.3720.de.html?dram:article_id=447531

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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VORTRAG/255: Saarbrücken - Ringvorlesung über Computerspiele, 16.10.19-29.01.20


Universität des Saarlandes

Ringvorlesung über Computerspiele startet am 16. Oktober



Im Wintersemester beleuchten zahlreiche Expertinnen und Experten das Thema
Computerspiele aus vielerlei Blickwinkeln. "Games, Games, Games! Das
Videospiel zwischen Kunst und Pop, Code und Kommerz" lautet der Titel der
öffentlichen Ringvorlesung. An 14 Terminen werden Akademiker, Entwickler,
Künstler und Pädagogen das Medium Videospiel unter die Lupe nehmen. Die
Vortragsreihe, zu der die interessierte Öffentlichkeit herzlich eingeladen
ist, ist eine Zusammenarbeit von Medienwissenschaften und Amerikanistik
der Saar-Uni und dem PopRat Saarland. Start ist am 16. Oktober.

Das Videospiel ist zu einem der wichtigsten Medien der Gegenwart
avanciert. Die Umsätze der Spiele-Branche steigen seit Jahren rasant, und
die erst kürzlich beschlossene Aufnahme von Computerspielen ins Marbacher
Literaturarchiv zeugt von ihrer wachsenden kulturellen Relevanz. In der
Forschung sind Games ebenfalls zu einem wichtigen Betrachtungsgegenstand
geworden. Möchte man sich dem Phänomen Videospiel nähern, muss man es aus
verschiedenen Blickwinkeln - gesellschaftliche, kulturelle, ökonomische -
betrachten. Die sogenannten Game Studies können Spiele als kulturelle
Artefakte in den Blick nehmen, die etwa auf bestimmten kulturellen Regeln
und Konventionen beruhen. Die Informatik ermöglicht die Beschreibung der
technischen Seite von Videospielen, und Psychologie und Soziologie
erlauben es, die Einbindung des Spiels in gesellschaftliche Kontexte sowie
seine Auswirkungen auf Individuen und Kollektive zu analysieren.

Dieser Vielfalt des Videospiels trägt die Ringvorlesung Rechnung, indem
sie Akteure aus den unterschiedlichsten Bereichen einlädt. Neben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern werden insbesondere auch die
Spieleentwickler selbst zu Wort kommen, die Einblicke in die Praxis der
Entwicklung geben können.

Die Ringvorlesung findet vom 16. Oktober 2019 bis 29. Januar 2020 jeden
Mittwoch, 18.15 Uhr, im Gebäude B3 1, Hörsaal I (0.14) statt und richtet
sich sowohl an Studierende als auch an die interessierte Öffentlichkeit.
Die Teilnahme ist kostenlos, die Vorträge dauern 45 bis 60 Minuten, im
Anschluss folgt eine Diskussion. Organisiert werden sie von der
Medienwissenschaft und der Amerikanistik der Universität des Saarlandes in
Kooperation mit dem PopRat Saarland.

Der erste Termin am kommenden Mittwoch, 16. Oktober, wird sich um einen
Überblick über die Games-Branche sowie über Videospiele als Medium und als
Gegenstand wissenschaftlicher Betrachtung drehen. Die beiden Referenten
Jasmin Pfeiffer und Julian Colbus sind seit Jahren in der deutschen
Gamesbranche aktiv und haben zuletzt ihr eigenes Gamestudio DigiTales in
Saarbrücken gegründet.

Zudem soll am Mittwoch auch in die Ringvorlesung selbst eingeführt werden,
die feierlich von den Organisatoren eröffnet wird. Dazu zählen der
PopRat-Vorsitzende Peter Meyer sowie der Saarbrücker Oberbürgermeister Uwe
Conradt, der sich in seiner vorigen Funktion als Direktor der
Landesmedienanstalt nicht nur für das Bestehen der Vorlesung selbst,
sondern auch für die Einführung einer saarländischen Spieleförderung
eingesetzt hat.

Zu den Referenten der Ringvorlesung zählen Spieleentwickler wie Moritz
Wagner (Mimimi Games), Felix Klein (Radical Fish Games), Tobias Frisch
(Studio Fizbin), Sascha Vogel (Grimbart Tales), Vertreter aus der
Wissenschaft wie Prof. Dr. Benjamin Beil (Universität zu Köln), Adrian
Froschauer (Universität des Saarlandes), Dr. Pascal Lessel (DFKI) sowie
zahlreiche weitere Gäste.

Weitere Details zu den einzelnen Vorlesungen folgen.


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-saarland.de/lehrstuhl/catani/start.html

https://www.facebook.com/NdLMedienSaarbruecken/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 14.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/254: Unna - "Richtiger Umgang mit Passwörtern" am 28. Oktober 2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Richtiger Umgang mit Passwörtern



Kreisstadt Unna. Die VHS Unna Fröndenberg Holzwickede stellt am
Montag, 28. Oktober 2019 im Bürgerzentrum Mühleberg in Fröndenberg
kleine Hilfen wie Passwortmanager und Doppelschutzsysteme zur
Herstellung von Passwörtern und sicheren Zugängen vor. Die kleinen
Helfer können beispielsweise für E-Mail-Konten, Online-Banking, aber
auch für Handy und PC genutzt werden. Auch werden Methoden aufgezeigt,
um sich sichere Passwörter im Kopf ohne weitere Hilfsmittel zu
überlegen. Am Ende des Vortrags bietet der Dozent Raum für eine
Diskussion zum Thema.

Der gebührenfreie Vortrag "Richtiger Umgang mit Passwörtern" mit der
Veranstaltungsnummer 192-4510F findet zwischen 10 und 11 Uhr im
Fröndenberger Bürgerzentrum Mühlenberg statt. Um Anmeldung bei der VHS
wird gebeten.

Eine detaillierte Beschreibung zum Vortag ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 58 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV für den privaten Bereich - Lernbar" zu finden.

Anmeldungen zu den Vorträgen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Oktober 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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GENETIK/562: Ein Muskelprotein hilft bei der Eizellteilung (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 14.10.2019

MHH-Forscher entdeckt: Ein Muskelprotein hilft bei der Eizellteilung

Aktin spielt wichtige Rolle bei fehlerfreier Verteilung der Chromosomen in
menschlichen Oozyten / Veröffentlichung in Nature Communications



Die Weichen für die Geburt eines gesunden Kindes werden schon früh
gestellt. Bereits vor der eigentlichen Befruchtung müssen die Eizellen der
Frau ihr Erbgut aufteilen und ihren doppelt angelegten Chromosomensatz von
46 auf 23 Exemplare halbieren. Die als Meiose bezeichnete Reifeteilung
funktioniert jedoch nicht immer fehlerfrei. Trennen sich die Chromosomen
nicht exakt und verbleiben zu viele oder zu wenige von ihnen in der
Eizelle, entsteht nach der Befruchtung ein Embryo mit falscher
Chromosomenzahl. Die Folge sind Fehlgeburten oder genetische Störungen wie
etwa das Down-Syndrom, bei dem das Chromosom 21 dreifach vorhanden ist.

Die molekularen Ursachen für mögliche Fehlverteilungen sind bislang nur
unzureichend erforscht. Professor Dr. Georgios Tsiavaliaris, Leiter der
Arbeitsgruppe Zelluläre Biophysik am MHH-Institut für Biophysikalische
Chemie, hat nun einen entscheidenden Mechanismus für den störungsfreien
Ablauf der exakten Chromosomenteilung erstmals in der menschlichen Eizelle
aufklären können. Offenbar spielen hochdynamische Mikrofilamente aus dem
Strukturprotein Aktin eine entscheidende Rolle in allen wichtigen Phasen
der menschlichen Eizellreifung. Die Ergebnisse sind jetzt in der
renommierten Fachzeitschrift Nature Communications veröffentlicht worden.

Bevor sich die Chromosomenpaare aufteilen, bildet die Eizelle in ihrem
Inneren eine Struktur aus, die den Prozess steuert. Der sogenannte
Spindelapparat ordnet die Chromosomen paarweise in einer Ebene an und
zieht dann jede Hälfte zu den gegenüberliegenden Spindelpolen. "Solche
Prozesse sind vor allem in Mäusen erforscht", erklärt Professor
Tsiavaliaris. "Wir haben die Vorgänge in unbefruchteten menschlichen
Eizellen untersucht, die wir von Spenderinnen für unsere Forschung aus der
Klinik für Reproduktionsmedizin in Bad Münder erhalten."

Mit Hilfe fluoreszenzmikroskopischer 3D-Bildgebungsverfahren konnten der
Biochemiker und sein Mitarbeiter Johannes Roeles zeigen, dass sich im
Spindelapparat fadenartige Strukturen des Aktin-Eiweißes ausbilden. Die
haben im Zusammenspiel mit den Mikrotubuli eine Schlüsselrolle während der
gesamten Reifung und unterstützen die korrekte Chromosomenverteilung.
"Mikrotubuli und Aktin geben als Bestandteile des Zellskeletts Stabilität
und sind für Transporte innerhalb der Zelle und die aktive Bewegung der
Zelle als Ganzes verantwortlich", erklärt Professor Tsiavaliaris.

In Säugetierzellen ist Aktin eines der häufigsten Proteine und sorgt etwa
in den Muskeln dafür, dass diese kontrahieren können. "In unserer Arbeit
konnten wir erstmals in menschlichen Eizellen nachweisen, dass Aktin nicht
nur bei der Dynamik der Spindelausbildung eine wichtige Rolle spielt,
sondern im gesamten Prozess der Chromosomenanordnung und -verteilung, die
ohne eine intakte Spindel nicht funktioniert", betont der Biochemiker.

Das grundlegende Verständnis über die Rolle der Zytoskelettproteine
während der Reifeteilung der Eizellen ist nach Ansicht des
Wissenschaftlers enorm wichtig für die Reproduktionsmedizin. "Je mehr wir
über die Ursachen für Fehlgeburten durch genetische Störungen wissen,
desto bessere Methoden können wir entwickeln, um die Rate an erfolgreichen
Schwangerschaften zu erhöhen", ist Professor Tsiavaliaris sicher.

Als nächstes untersucht Professor Tsiavaliaris mit seiner Arbeitsgruppe,
welchen Einfluss Aktin auf den Zusammenhalt der Chromosomen hat, der mit
steigendem Alter der Frau schwächer wird und so das Risiko von
Fehlverteilungen erhöht. "Mit Hilfe neuester superhochauflösender
Mikroskopietechniken wollen wir noch präzisere Einblicke in das
Zusammenspiel der Spindelproteine geben und herausfinden, warum die
menschliche Eizelle mit steigendem Alter Fehler in der
Chromosomenverteilung macht."


Originalpublikation:

Die Originalpublikation finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41467-019-12674-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover - 14.10.2019
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INNERE/1411: Nutzen überwiegt Schaden - Angst vor Nierenschäden sollte Kontrastmittelgabe nicht ausschließen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V. - 14.10.2019

Nutzen überwiegt Schaden: 
Angst vor Nierenschäden sollte Kontrastmittelgabe nicht ausschließen



Ohne Kontrastmittel sind bildgebende medizinische Verfahren oft nur wenig
aussagekräftig oder gar unmöglich. Umso beunruhigender ist es für
Patienten, dass manche dieser Substanzen die Nieren schädigen können. Wie
aktuelle Studien und Metaanalysen nahelegen, ist dieses Risiko jedoch
lange Zeit stark überschätzt worden. Jüngere Daten weisen darauf hin, dass
die Mehrzahl akuter Nierenschäden nach Röntgen gar nicht mit einer
Kontrastmittel-Gabe in Verbindung stehen. Nicht voreilig auf
Kontrastmittel zu verzichten - dazu raten Experten der DGIM: Der Nutzen
einer aussagekräftigen Röntgen-Untersuchung muss immer gegen das - relativ
geringe - Risiko einer akuten Nierenschädigung abgewogen werden.

Röntgen-Fachärzte müssen Patienten vor der Gabe von jodhaltigen
Kontrastmitteln über Risiken aufklären und auf mögliche Nierenschäden
hinweisen, vor allem bei Patienten, die schon vor der Untersuchung eine
eingeschränkte Nierenfunktion aufweisen. Aus Furcht vor möglichen
Komplikationen lehnen die betroffenen Patienten eine Kontrastmittelgabe
jedoch häufig ab. "Bei dieser nachvollziehbaren Reaktion geht oftmals die
Tatsache unter, dass die Röntgenuntersuchung wegen einer wichtigen Frage,
etwa einer Tumorsuche, angeordnet wurde und ohne Kontrastmittelgabe kaum
aussagekräftig ist", sagt Professor Dr. med. Jürgen Floege, Vorsitzender
der DGIM und Direktor der Klinik für Nieren- und Hochdruckkrankheiten an
der Uniklinik der RWTH Aachen.

Bei parenteralen Kontrastmitteln handelt es sich um Substanzen, die in die
Blutbahn injiziert und über die Nieren wieder ausgeschieden werden. Bei
Röntgen- und Computertomographischen (CT-) Untersuchungen lassen die
jodhaltigen Substanzen die Blutgefäße oder die Harnwege optisch deutlicher
hervortreten und erlauben es zu beurteilen, ob beispielsweise ein "Knoten"
eine Ader ist oder ein Tumor. Speziell bei Eingriffen an Schlagadern, wie
den Herzkranzgefäßen, gelten Kontrastmittel als unverzichtbar.

Allerdings verändern jodhaltige Kontrastmittel den Blutfluss durch die
Nieren und Flüssigkeitsströme in den Nierenkanälchen und sie können auf
Nierenzellen direkt toxisch wirken. "Es besteht kein Zweifel, dass solche
Kontrastmittel prinzipiell die Nieren akut schädigen können", sagt
Professor Floege. Allerdings werde das Risiko einer klinisch relevanten
Nierenschädigung heute deutlich geringer eingeschätzt als in der
Vergangenheit. Das hat mehrere Gründe: Inzwischen werden inzwischen
Kontrastmittel in wesentlich niedrigeren Mengen verwendet und es gibt
neuere, vermutlich sicherere Substanzen. Die wichtigste Entlastung für die
Kontrastmittel komme aber von wissenschaftlichen Studien, die in den
letzten Jahren veröffentlicht wurden. Sie konnten zeigen, dass Patienten
nach Kontrastmittelgabe nicht häufiger unter Nierenschäden leiden als
Patienten, bei denen dieselben Eingriffe oder Untersuchungen ohne
Kontrastmittel durchgeführt wurden. "Eine solche Kontrollgruppe gab es in
früheren Studien meist schlicht nicht", sagt Floege - mit der Folge, dass
nicht unterschieden werden konnte, ob akute Verschlechterungen der
Nierenfunktion auf das Kontrastmittel zurückgehen oder aber auf den
Eingriff selbst oder einfach der Tatsache geschuldet sind, dass oft sehr
kranke Patienten untersucht werden, die häufig im Rahmen ihrer Krankheit
akute Verschlechterungen der Nierenfunktion erleiden.

Trotz dieser entlastenden Ergebnisse sollten mögliche Nierenschäden in der
klinischen Praxis nicht unberücksichtigt bleiben, so die DGIM. So sollten
Kontrastmitteluntersuchungen bei Patienten mit bekannten Risikofaktoren -
etwa einer bereits eingeschränkten Nierenfunktion oder einer Diabetes
mellitus Erkrankung - mit einem möglichst geringen Volumen Kontrastmittels
vorgenommen werden. Außerdem sollten auch nicht-steroidale
Entzündungshemmer, die die Nieren zusätzlich belasten, oder das
Diabetesmittel Metformin, möglichst pausiert werden. Als Nierenschutz bei
Risikopatienten wird zusätzlich häufig eine Infusion von Kochsalzlösung in
den Stunden vor und nach der Kontrastmittelgabe eingesetzt. "Mit diesen
Vorsichtsmaßnahmen muss eine notwendige Bildgebung auch den meisten
Risikopatienten nicht vorenthalten werden", ergänzt DGIM-Generalsekretär
Professor Dr. med. Georg Ertl, Internist und Kardiologe aus Würzburg.
Generell empfehle die DGIM auch im Rahmen ihrer
Klug-entscheiden-Initiative, den diagnostischen Nutzen bildgebender Verfahren gegenüber
möglicher Nierenschäden stärker zu bewerten, um den Patienten
entscheidende Behandlungen nicht vorzuenthalten.


Originalpublikation:

Roxana Mehran, M.D., George D. Dangas, M.D., Ph.D., and Steven D.
Weisbord, M.D.: Contrast-Associated Acute Kidney Injury; N Engl J Med
2019; 380:2146-2155

DOI: 10.1056/NEJMra1805256

https://www.nejm.org/doi/10.1056/NEJMra1805256

Klug entscheiden in der Nephrologie; Deutsches Ärzteblatt Sammelband, Heft
13, S. 50ff.

www.klug-entscheiden.com/fileadmin/user_upload/2019_Sammelband_Klug_entschieden.pdf
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ONKOLOGIE/2027: Inaktiver Rezeptor macht Krebs-Immuntherapien wirkungslos (idw)


Technische Universität München - 14.10.2019

Inaktiver Rezeptor macht Krebs-Immuntherapien wirkungslos



Immuntherapien haben als Ziel, das Immunsystem so zu beeinflussen, dass es
wieder eigenständig gegen Tumore kämpft. Sogenannte Checkpoint-Inhibitoren
sind Wirkstoffe, die bereits klinisch eingesetzt werden. Sie wirken
allerdings nur bei gut einem Drittel der Erkrankten. Einen der Gründe,
warum das so ist, zeigte ein Team der Technischen Universität München
(TUM) auch anhand von menschlichen Gewebeproben: Ein inaktiver Rezeptor in
den Tumorzellen verhindert, dass die Wirkstoffe das Immunsystem wieder
aktivieren können.

Ein überaktives Immunsystem kann fast ebenso gefährlich sein, wie ein
untätiges. Es kann Entzündungen auslösen, die das eigene Gewebe angreifen.
Deshalb besitzt das Immunsystem sogenannte Checkpoint-Moleküle, die wie
eine Immunbremse wirken, wenn sie angeschaltet sind. Das nutzen allerdings
auch Tumore: Sie umgehen Angriffe des Immunsystems, indem in ihnen
Checkpoint-Moleküle über die Maßen angeschaltet sind. Die so eingebremste
Immunantwort kann dann nicht mehr ausreichend gegen die Tumorzellen
vorgehen.

Ein neuer Weg in der Krebstherapie sind deshalb sogenannte
Checkpoint-Inhibitoren. Diese Wirkstoffe lösen die "Bremse", die die Tumorzellen
aktiviert haben, und führen so dazu, dass Immunzellen wieder gegen den
Krebs kämpfen. Bei Haut- und vielen anderen Krebsarten werden sie bereits
erfolgreich eingesetzt.

Der Rezeptor RIG-I ist essentieller Faktor

"Checkpoint-Inhibitoren wirken allerdings nicht bei allen Patienten. Wir
verstehen dank unserer neuen Studie für einige Krebsarten, warum das so
ist und können das in experimentellen Ansätzen auch schon beheben", sagt
Privatdozent Dr. Simon Heidegger, Wissenschaftler an der Medizinischen
Klinik III am TUM Universitätsklinikum rechts der Isar und Erstautor der
Studie in Science Immunology.

RIG-I ist ein Rezeptorprotein, das eigentlich bei der Virenabwehr eine
Rolle spielt. Heidegger, und das von seinem Kollegen Privatdozent Dr.
Hendrik Poeck geleitete Team erkannten jetzt aber, dass es auch bei der
Kontrolle von Tumoren eine entscheidende Wirkung hat. In unterschiedlichen
Mausmodellen für Haut-, Bauchspeicheldrüsen- und Darmkrebs konnten sie
zeigen, dass Tumorzellen, bei denen RIG-I aktiv war, sehr viel besser auf
Therapien mit Checkpoint-Inhibitoren anschlugen als Mäuse, bei denen RIG-I
im Tumor inaktiv war. Ein großer Vorteil war, dass es bereits einen
Wirkstoff gibt, der RIG-I aktiviert und in ersten klinischen Studien am
Menschen getestet wird. Das Team setzte ihn in Mausmodellen erfolgreich
ein: Mäuse, die den Wirkstoff erhielten schlugen wieder deutlich besser
auf die Therapien an.

Menschliche Hautkrebsproben bestätigen Ergebnisse

In einem nächsten Schritt untersuchten sie an rund 450 Gewebeproben von
Hautkrebspatientinnen und -patienten, inwieweit sich die Aktivität von
RIG-I in ihren Tumorzellen rückblickend auf die Lebenserwartung ausgewirkt
hatte. War in den Tumorzellen der Erkrankten RIG-I aktiv, hatten sie trotz
des Tumors deutlich länger gelebt. In 20 getesteten Personen konnte das
Team um Heidegger nachweisen, dass Therapien mit Checkpoint-Inhibitoren
bei diesen auch besser anschlugen.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wollen ihre Ergebnisse bald
in größeren Patientenstudien bestätigen. "Wir hoffen, dass wir RIG-I
vielleicht auch als Marker einsetzen können, um vorauszusagen, wie gut ein
Patient auf eine Therapie ansprechen wird. Das erspart unnötige
Behandlungen", so Heidegger. Zudem wollen sie in weiteren Mausmodellen
Wirkstoffe testen, die den RIG-I-Signalweg aktivieren und den Einfluss bei
zusätzlicher Gabe von Checkpoint-Inhibitoren untersuchen.

Mehr Informationen:

Simon Heidegger erhielt unter anderem für die Arbeiten in dieser Studie
den Vinzenz-Czerny-Preis der Deutschen Gesellschaft für Hämatologie und
Onkologie (DGHO) 2019. Die Auszeichnung wird an junge Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler unter 40 verliehen, die herausragende Ergebnisse für
klinische, experimentelle oder theoretische Fragen der Onkologie
erzielten.

Vinzenz-Czerny-Preis der DGHO

https://www.dgho.de/aktuelles/preisausschreiben/vincenz-czerny-preis

Arbeitsgruppe "Immune Regulation in cancer and stem cell transplantation"
(PD Dr. Hendrik Poeck)

http://www.med3.med.tum.de/forschung/Grundlagenforschung/Tumorimmunologie/haaspoeck.html


Originalpublikation:

S. Heidegger, A. Wintges, F. Stritzke, S. Bek, K. Steiger, P.-A. Koenig,
S. Göttert, T. Engleitner, R. Öllinger, T. Nedelko, J. C. Fischer, V.
Makarov, C. Winter, R. Rad, M.R.M. van den Brink, J. Ruland, F.
Bassermann, T. A. Chan, T. Haas, H. Poeck, "RIG-I activation is critical
for responsiveness to checkpoint blockade", Science Immunology, September
2019

DOI: 10.1126/sciimmunol.aau8943
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UROLOGIE/347: Diagnostik - Derzeit keine Empfehlung für Screening auf Hodenkrebs (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 10.10.2019

Derzeit keine Empfehlung für Screening auf Hodenkrebs

Hodenkrebs wird auch ohne regelmäßige Früherkennungsuntersuchungen in den
meisten Fällen rechtzeitig erkannt und ist gut behandelbar / IQWiG bittet
um Stellungnahmen zum HTA-Bericht



Hodenkrebs ist selten, wird auch ohne regelmäßige
Früherkennungsuntersuchungen in den meisten Fällen rechtzeitig erkannt und
ist gut behandelbar.

Der Hodenkrebs ist eine bösartige Erkrankung des Hodens, die in einem
Hoden beginnt und im weiteren Verlauf auch Nebenhoden und Samenleiter
betreffen kann. Vor allem junge Männer zwischen 25 und 45 Jahren sind
betroffen. Im Auftrag des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) haben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
der Universitäten Hall in Tirol und München sowie der Gesundheit
Österreich GmbH Wien nun untersucht, ob eine regelmäßige
Früherkennungsuntersuchung für Männer ab 16 Jahren zu besseren
Behandlungsergebnissen beim Hodenkrebs führt.

Auf Grundlage der vorliegenden wissenschaftlichen Ergebnisse kommt die
Arbeitsgruppe zu dem Schluss, dass ein solches Screening nicht empfohlen
werden kann. Dies gilt besonders für die ärztliche Tast- bzw.
Ultraschalluntersuchung, aber auch für Tasteigenuntersuchungen. Bei
Auffälligkeiten am Hoden sollten Männer generell nicht zögern, diese
diagnostisch bei einer Ärztin oder einem Arzt abklären zu lassen.

Zu diesem vorläufigen HTA-Bericht bittet das Institut bis zum 8. November
2019 um Stellungnahmen. Es handelt sich dabei um ein sogenanntes
Health-Technology-Assessment (kurz: HTA) in dem durch Gesetzesauftrag 2016
gestarteten IQWiG-Verfahren "ThemenCheck Medizin".

Überlebenserwartung kaum eingeschränkt

Hodenkrebs tritt meist schon im frühen Alter zwischen 25 und 45 Jahren auf
und ist die häufigste bösartige Neubildung bei jungen Männern. Mit einem
Anteil von 1,6 Prozent an allen Krebserkrankungen bei Männern gehört der
Hodenkrebs insgesamt jedoch zu den seltenen Krebsarten. Durchschnittlich
erkranken nur 11 von 100.000 Männern jährlich neu an Hodenkrebs. Ohne
Behandlung verläuft die Erkrankung tödlich.

Bei mehr als 85 Prozent aller Neuerkrankungen haben die Patienten zuvor
wegen einer festgestellten schmerzlosen Schwellung oder einer tastbaren
Verhärtung des Hodens eine Ärztin oder einen Arzt aufgesucht. Primäre
Therapie ist die Entfernung des betroffenen Hodens. Bevorzugtes Vorgehen
nach der Entfernung des betroffenen Hodens ist die aktive Überwachung,
lediglich bei Patienten mit ungünstigem Risikoprofil erwägen die Ärztinnen
und Ärzte eine adjuvante Chemotherapie zur Verminderung des
Rezidivrisikos.

Hodenkrebs ist gut behandelbar und die Chance, die Erkrankung zu
überleben, ist groß.

Deutschland: Anspruch auf jährliche Inspektion nach dem 45. Lebensjahr

Wegen der zum Teil etwas schlechteren Prognose und aggressiveren Therapie
in den (seltenen) fortgeschrittenen Tumorstadien stellt sich die Frage
nach dem Nutzen von Früherkennungsmaßnahmen. Denkbar wären beispielsweise
eine Aufforderung und Anleitung zur systematischen Selbstuntersuchung oder
eine regelmäßige ärztliche Tast- und Ultraschalluntersuchung jüngerer
Männer im Rahmen eines Früherkennungsprogramms.

Männer in Deutschland haben derzeit erst nach dem 45. Lebensjahr Anspruch
auf eine jährliche Inspektion und Abtastung der äußeren Geschlechtsorgane
im Rahmen der gesetzlichen Krebsfrüherkennung. Der Hodenkrebs tritt jedoch
vor allem im Alter zwischen 25 und 45 Jahren auf.

Niedrige Inzidenz plus gute Behandelbarkeit = geringes Nutzenpotenzial

Zu der Frage, ob regelmäßige Früherkennungsuntersuchungen für Männer zu
besseren Behandlungsergebnissen bei Hodenkrebs führen, liegen keine
Interventionsstudien vor. Wegen der niedrigen Inzidenz der Erkrankung, der
guten Behandelbarkeit und drohender Überdiagnosen ist ein
Hodenkrebs-Screening jedoch nicht empfehlenswert. Zu diesem Ergebnis kommen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universitäten Hall in Tirol,
München und der Gesundheit Österreich GmbH Wien im Auftrag des IQWiG.

Das Expertenteam zeigt auf, warum bei regelmäßigen
Früherkennungsuntersuchungen ein größerer Schaden als Nutzen nicht
auszuschließen wäre: Hodenkrebs ist eher selten und wird auch ohne
regelmäßige Früherkennungsuntersuchungen in den meisten Fällen in einem
relativ frühen Stadium entdeckt - sodass dieser dann mit guten
Heilungschancen behandelbar ist. Selbst in fortgeschrittenen Stadien
werden bei der Behandlung von Hodenkrebs gute Ergebnisse erzielt. Dem
geringen Nutzenpotenzial stehen mögliche Schäden durch unnötige
Hodenfreilegungen oder -entfernungen im Rahmen der Abklärung von
verdächtigen Screeningbefunden gegenüber. Die bei gezielter Untersuchung
häufig entdeckten Hodenanomalien können die Betroffenen zudem beunruhigen
und einen unnötigen Ressourcenverbrauch nach sich ziehen. Vor allem bei
der ärztlichen Untersuchung ist nicht auszuschließen, dass in der
Betrachtung der gesamten Zielpopulation der zu erwartende Schaden durch
mehr unnötige invasive Abklärungen den zu erwartenden Nutzen übersteigt.

Die ärztliche Tast- und Ultraschalluntersuchung sollte deshalb weder als
regelmäßige Früherkennungsuntersuchung in der gesetzlichen
Krankenversicherung noch als individuelle Gesundheitsleistung angeboten
werden. Die Tasteigenuntersuchung ist vermutlich mit geringerem
Schadenspotenzial verbunden und scheint bei besorgten jungen Männern nach
entsprechender Aufklärung und Anleitung eher vertretbar.

Im Rahmen der üblichen Gesundheitserziehung sollte Männern geraten werden,
bei Auffälligkeiten am Hoden zeitnah eine ärztliche Untersuchung zur
diagnostischen Abklärung in Anspruch zu nehmen.

Vor dem Hintergrund der niedrigen Inzidenz und der relativ guten
Behandelbarkeit des Hodenkrebses erscheinen aufwändige, methodisch
hochwertige randomisierte Interventionsstudien kaum angemessen, um die
fehlende Evidenz zum Screening auf Hodenkrebs zu generieren.

Thema von Bürgern und Patienten vorgeschlagen und mit ausgewählt

Zu den Besonderheiten von "ThemenCheck Medizin" gehört, dass die
Fragestellungen der Berichte immer auf Vorschläge aus der Bevölkerung
zurückgehen. Das IQWiG sammelt diese und ermittelt in einem zweistufigen
Auswahlverfahren pro Jahr bis zu fünf Themen.

Diese HTA-Berichte werden nicht vom IQWiG verfasst; vielmehr werden
externe Sachverständige damit beauftragt. Das Institut fungiert aber als
Herausgeber und prüft, ob die Ergebnisse gemäß seinen wissenschaftlichen
Methoden erarbeitet wurden.

IQWiG bittet um Stellungnahmen und Themen-Vorschläge

Interessierte Personen und Institutionen können nun bis zum 8. November
2019 schriftliche Stellungnahmen zum vorläufigen HTA-Bericht "Hodenkrebs:
Führt eine regelmäßige Früherkennungsuntersuchung für Männer ab 16 Jahren
zu besseren Behandlungsergebnissen?" beim IQWiG einreichen. Diese werden
gesichtet und gegebenenfalls in einer mündlichen Anhörung mit den
Stellungnehmenden diskutiert. Danach wird der HTA-Bericht finalisiert.
Alle Dokumente werden auf der Website "ThemenCheck-medizin.iqwig.de"
veröffentlicht sowie an den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) und das
Bundesgesundheitsministerium (BMG) übermittelt.


Originalpublikation:

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/hta-berichte/28-ht18-01-hodenkrebs-fuehrt-eine-regelmaessige-frueherkennungsuntersuchung-fuer-maenner-ab-16-jahren-zu-besseren-
behandlungsergebnissen.145.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/aktuelles/ht18-01-derzeit-keine-empfehlung-fuer-screening-auf-hodenkrebs.255.html
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GENTECHNIK/293: Keine präzise "Genomchirurgie" (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2019

Keine präzise "Genomchirurgie"

Medizinische Anwendungen von Genome Editing-Verfahren

von Dr. Isabelle Bartram



Die Idee der Gentherapie, einer Behandlung von Menschen durch das
Einbringen von körperfremdem Genmaterial, ist nicht neu. Doch durch
Genome Editing-Technologien wie CRISPR-Cas9 hat der Forschungszweig
neue Fahrt aufgenommen. Aller Risiken zum Trotz ist auch der erste
Fall von vererbbaren genetischen Veränderungen Realität geworden.


In den 1970er Jahren entdeckten WissenschaftlerInnen, dass
bestimmte Viren Genmaterial in Zellen schleusen und in deren Erbgut
einbauen. Schnell wurden eine Vielzahl von Anwendungen für die
Grundlagenforschung im Labor entwickelt, die in den 1980er Jahren die
Basis für die Erforschung therapeutischer Anwendungen darstellten.
1990 erfolgte die erste erfolgreiche Anwendung am Menschen, und
Gentherapien wurden zur Hoffnung für viele Menschen mit für unheilbar
gehaltenen Erkrankungen.

Doch dieser Hype kam nach mehreren Todesfällen bei klinischen Studien
zu einem abrupten Ende. Die verwendeten Viren lösten schwere
Immunreaktionen aus, außerdem führten sie durch die Schädigung
wichtiger DNA-Sequenzen zu Krebserkrankungen. Zudem wurde die Kritik
an den Versprechen der Gentherapien lauter. Die HerstellerInnen
veranschlagten enorm hohe Kosten für die Therapien, während sich die
Anzahl potenzieller PatientInnen als äußerst gering herausstellte.
Denn die allermeisten Erkrankungen sind nicht genetisch gesteuert, und
noch weniger werden die Veränderungen von nur einem Gen ausgelöst.

Die Entdeckung von Genome Editing-Methoden hat den Enthusiasmus um
Gentherapien jedoch in den letzten Jahren wiederbelebt. Die
Arbeitsgruppen um die Forscherinnen Emmanuelle Charpentier und
Jennifer Doudna entdeckten 2012 das Potenzial einer Immunreaktion von
Bakterien: CRISPR-Cas9 kann im Labor Gene in Zellen gezielt verändern.
Im medialen und wissenschaftlichen Hype um CRISPR-Cas9, in dem sich
Wissenschaft und finanziell motiviertes Marketing mischen, gilt die
neue Technologie als präzise Wunderwaffe. Die Schnelligkeit,
vermeintliche Präzision und Effizienz der Methode lassen die
Gentherapie als "medizinische Revolution" wieder in greifbare Nähe
rücken.

Neue Gentherapien

Sogenannte somatische Anwendungen, also nicht-vererbbare genetische
Veränderungen, sind ethisch wenig umstritten. Als Neuauflage der
Gentherapie beschränkt sich ihre Problematik auf die Risikoabwägung
für PatientInnen. Wie 2 Jahrzehnte zuvor steht die Therapie von
angeborenen Erkrankungen, bei denen jeweils nur eine kleine Abweichung
in einem Gen zu schwerwiegenden gesundheitlichen Folgen führt, im
Fokus. Nur 7 Jahre nach der Entdeckung von CRISPR-Cas9 haben bereits
klinische Tests begonnen oder stehen kurz bevor. Knapp 40 Studien mit
verschiedenen Genome Editing-Verfahren, die vor allem in den USA und
China durchgeführt werden, sind momentan im international genutzten
Register für klinische Studien clinicaltrials.gov zu finden. Die
meisten sind noch nicht abgeschlossen, wie zum Beispiel eine aktuelle
Studie des US-amerikanischen StartUps CRISPR Therapeutics, das von
CRISPR-Cas9-Entwicklerin Emmanuelle Charpentier mitgegründet wurde.
Sie testet die Verträglichkeit und Effizienz eines gentherapeutischen
Ansatzes bei Thalassämie-PatientInnen. Bei der seltenen Erkrankung
verursacht eine Genabweichung eine verminderte Sauerstoffaufnahme der
Blutzellen. Auch Kliniken in Deutschland sind an der Studie beteiligt,
bei der Blutstammzellen der ProbandInnen mit CRISPR-Cas9 genetisch
verändert werden.

Sind andere Organe als das Blutsystem betroffen, können Zellen nicht
entnommen und im Labor behandelt werden. Das macht es schwieriger,
ungewollte Nebenwirkungen vorzubeugen, denn die CRISPR-Komplexe werden
nach wie vor mit Viren in die Zellen transportiert. Zwar wurde viel
daran geforscht, diese Viren ungefährlicher zu machen. Doch ihre
Wirkung ist beim direkten Einsatz im Körper schwer vorherzusagen und
ist von der nur teilweise kontrollierbaren Immunreaktion der
PatientInnen abhängig. Den ersten Versuch einer solchen "In
vivo"-Anwendung stellte die klinische Studie der US-amerikanischen
Firma Sangamo Therapeutics dar, deren Ergebnisse im Februar
vorgestellt wurden. Durch die Genome Editing-Methode
Zinkfingernukleasen wurde versucht, die durch eine Mutation
nicht-funktionale Sequenz des IDS-Gens bei Morbus Hunter-PatientInnen
durch eine funktionale zu ersetzen. Das Ergebnis war ernüchternd und
ließ die Aktienwerte der Firma sinken. Zwar wurden die gewünschten
genetischen Veränderungen in den Leberzellen umgesetzt, doch die
Symptome der Stoffwechselerkrankung wurden durch die Behandlung nicht
gemildert.

Krebstherapien mit CRISPR-Cas9

Auch nicht erbliche Erkrankungen wie Krebs sollen durch CRISPR-Cas9
mittels Gentherapie behandelbar werden. Schon seit Längerem wird an
Therapien geforscht, bei denen PatientInnen mit eigenen, im Labor
genetisch veränderten Immunzellen behandelt werden. Bei der
sogenannten CAR-T-Zelltherapie werden körpereigene Zellen so
verändert, dass sie die Krebszellen angreifen und zerstören sollen.
Bei Studien mit anderen Gentechnik-Methoden konnten damit einige
PatientInnen erfolgreich therapiert werden, bei denen etablierte
Medikamente nicht angeschlagen hatten. Unter dem Namen Kymriah
(Novartis) wurde daher Ende 2017 die erste Therapie dieser Art in den
USA für bestimmte BlutkrebspatientInnen zugelassen. Die EU-Zulassung
erfolgte im August 2018. Wie bei konventionellen Gentherapien ist der
Preis pro PatientIn hoch: Eine erste deutsche Krankenkasse
unterschrieb Anfang des Jahres einen Vertrag mit Novartis: 320.000
Euro pro PatientIn soll die Therapie kosten.

Doch längst nicht alle PatientInnen können so geheilt werden und viele
PatientInnen leiden an schwersten Nebenwirkungen, es kam bereits zu
mehreren Todesfällen in klinischen Studien. Zudem wird die
Therapieform CAR-T-Zellen in Zukunft auch nur bei sehr speziellen
Krebsformen einsetzbar sein. Denn sie basiert darauf, dass die
angezielten Krebszellen einen speziellen Angriffspunkt besitzen, der
im gesunden Gewebe nicht vorhanden ist bzw. mitzerstörtes gesundes
Gewebe ersetzt werden kann. Von der Wunderheilung für alle
erdenklichen Erkrankungen durch CRISPR-Cas9, die in den Schlagzeilen
versprochen wurde, ist dieser Ansatz daher weit entfernt.

Vererbbare Veränderungen

Auch in einem ethisch weit problematischeren Anwendungsfeld klaffen
Versprechen und Realität weit auseinander. Im Oktober 2018 schockierte
der chinesische Wissenschaftler He Jiankui von der Southern University
of Science and Technology die Welt mit einem PR-Stunt. Mittels
Youtube-Video verkündete er, dass die ersten genetisch manipulierten
Babys das Licht der Welt erblickt hätten. Die Zwillingsschwestern Lulu
und Nala seien Mitte 2018 geboren worden und mit einer genetischen
Resistenz gegen HIV ausgestattet. Untersuchungen von chinesischen
Behörden bestätigten Hes Behauptung: Die Zwillingsmädchen gibt es, die
versuchte genetische Veränderung im Embryonenstatus auch. Nun sollen
sie lebenslang unter Beobachtung bleiben und He, den Ruhmsucht
angetrieben haben soll, wurde unter Hausarrest gestellt. Doch so
isoliert wie es zunächst dargestellt wurde, hat He nicht gehandelt.
Mehrere renommierte WissenschaftlerInnen berichteten inzwischen, dass
sie vorab von He über seine Experimente informiert worden waren. An
der Stanford University (USA) gaben der Ethiker William Hurlbut, der
Bioingenieur Stephen Quake und der Gentherapieforscher Matthew Porteus
an, sie hätten He von seinen Plänen abgeraten. Doch keiner von ihnen
schlug Alarm. Die Bioethikerin Natalie Kofler von der Yale University
(USA) sieht in ihrem Schweigen ein Symptom einer Krise der
Wissenschaftskultur, in der Werte und Ziele nicht übereinstimmen.

Kein grundsätzliches Hinterfragen

Zunächst sah es so aus, als könne der Fall der "CRISPR-Babies" zu
einem neuen Nachdenken über vererbbares Genome Editing führen. Selbst
einige der CRISPR-Cas9-EntwicklerInnen forderten im Februar ein
temporäres Moratorium für vererbbares Genome Editing. Doch Forderungen
nach einem dauerhaften Stopp dieser Art von Forschung und ein
grundsätzliches Hinterfragen ihrer Ziele sind selten. Auch der
Deutsche Ethikrat forderte im Mai 2019 zwar ein internationales
Moratorium, aber stellte gleichzeitig fest, dass vererbbares Genome
Editing grundsätzlich ethisch vertretbar sei. Der Bericht ist unter
der Prämisse geschrieben, dass die Risiken von Genome Editing in
Zukunft "auf ein vertretbares Maß" reduziert werden können.

Nicht nur Hes Versuche haben gezeigt, dass die Forschung von
risikolosem Genome Editing weit entfernt ist. Laut seiner Daten wiesen
nur wenige der behandelten Embryonen die angestrebten genetischen
Veränderungen auf, viele waren genetische Mosaike - das heißt nur
einige Zellen waren wie gewünscht verändert worden, andere Zellen
desselben Embryos nicht. In einer Studie mit embryonalen Zellen von
Mäusen aus dem letzten Jahr hinterließ CRISPR-Cas9 zum Teil
gravierende Schäden im Genom der behandelten Zellen. Nach einer neuen
Studie verursacht selbst eine vermeintlich harmlosere Variante, das
"Base Editing", bei dem nur einzelne Bausteine der DNA verändert
werden, wesentlich mehr ungewollte Änderungen als vermutet. Ob diese
Effekte jemals vollständig verhinderbar sein werden oder Teil der
Funktionsweise von Genome Editing-Verfahren sind, ist zu diesem
Zeitpunkt reine Spekulation.


Autorin Isabelle Bartram ist Molekularbiologin und
Mitarbeiterin des Gen-ethischen Netzwerkes.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.

 * 

Quelle:

Rundbrief 2/2019, Seite 22 - 23

Herausgeber:

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 920
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HYGIENE/138: Jens Spahn - "Gründliches Händewaschen schützt vor vielen Infektionskrankheiten" (BMG)


Bundesministerium für Gesundheit - 15. Oktober 2019

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Gründliches Händewaschen schützt vor vielen Infektionskrankheiten"

Start der bundesweiten Kampagne #waschenwiewalter



Jeder Mensch in Deutschland erkrankt im Durchschnitt einmal pro Jahr
an einer ansteckenden Erkältungserkrankung und einer Darminfektion.
Händewaschen mit Seife ist ein wirksamer Schutz gegen viele dieser
krankmachenden Keime. Durch eine verbesserte Händehygiene können viele
dieser Erkrankungen vermieden werden: Bis zu 20 Prozent der
Erkältungskrankheiten können durch regelmäßiges und richtiges
Händewaschen verhindert werden. Das Risiko an Durchfallerkrankungen zu
erkranken, kann damit sogar um ein Drittel verringert werden.

Am heutigen "Welthändewaschtag" stellt Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn in Berlin eine bundesweite Kampagne zur Förderung der
Händehygiene vor.

"Händewaschen kann Leben retten! Es schützt vor Grippe und
 Darmerkrankungen. Deshalb starten wir jetzt zum Beginn der kalten
 Jahreszeit eine Kampagne, um das richtige Händewaschen in
 Deutschland zu fördern." 

 
(Bundesgesundheitsminister Jens Spahn)



Stellvertretende WHO-Generaldirektorin Dr. Zsuzsanna Jakab erklärt:

"Saubere Hände schützen sowohl Patienten als auch Arbeitskräfte im
Gesundheitswesen vor einer Übertragung krankmachender Keime und beugen
somit auch der Verbreitung antibiotikaresistenter Krankheitserreger
vor."

Im Zentrum der Kampagne #waschenwiewalter steht die Kunstfigur Walter.
Er informiert und gibt Tipps für richtiges Händewaschen. Im Rahmen der
Kampagne finden Aktionen auf der Straße, in den Sozialen Medien, im
Rundfunk und Kino statt.

Dazu gehört auch eine "Waschstraße für Hände", die bis einschließlich
20. Oktober 2019 auf dem Mercedes-Platz in Berlin zum Einsatz kommt.
Danach geht sie auf Deutschland-Tour und wirbt bis Mai 2020 für
richtiges und gründlicheres Händewaschen.

"Viele glauben, sie wüssten schon alles übers Händewaschen. Aber
 dann machen wir es eben doch nicht richtig. Oder zu selten.
 Richtiges Händewaschen bedeutet u.a., die eingeseiften Hände
 mindestens 20 Sekunden lang gründlich einzuschäumen. Das ist die
 wirksamste Methode, Schmutz und krankmachende Keime von den Händen
 zu lösen. Um gesund zu bleiben, müssen wir nicht unser ganzes Leben
 umkrempeln, aber ein bisschen öfter und gründlicher die Hände
 waschen, hilft in vielen Fällen, Krankheiten zu vermeiden. Dafür
 setze ich mich ein."

 
(Händewasch-Botschafter Walter)



Auch in Deutschland gibt es noch Verbesserungsbedarf: Wie u.a. eine
Studie der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA)
zeigte, bestehen zu einzelnen Themen der Händehygiene nach wie vor
Wissenslücken. Diese betreffen vor allem den Anlass und die empfohlene
Dauer des Händewaschens.

Mit der Kampagne "Save Lifes - Clean Your Hands" engagiert sich die
WHO weltweit für eine Verbesserung der Händehygiene und wendet sich
vor allem an Angestellte im Gesundheitswesen.


Weitere Informationen

www.waschen-wie-walter.de

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 15. Oktober 2019

Hausanschrift: Friedrichstraße 108, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin
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AUSLAND/2546: Klimakrise - Humanitäre Organisationen fordern rasches Handeln der Regierungen (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 16. Oktober 2019

Klimakrise: 

Ärzt*innen- und Hilfsorganisationen warnen gemeinsam mit Greenpeace vor humanitärer Katastrophe 

Humanitäre Organisationen fordern rasches Handeln der Regierungen



Berlin, 16.10.2019. Weitreichende Maßnahmen zu treffen, um eine
Erderwärmung über 1,5 Grad Celsius und die dramatischen Folgen zu
verhindern - dazu haben Hilfs- und Ärzt*innenorganisationen in einem
gemeinsamen Appell die Bundesregierung und die Regierungen anderer
Industriestaaten aufgefordert. Die Organisationen veröffentlichen den
Aufruf anlässlich des Humanitären Kongresses am 17. - 18. Oktober in
Berlin.

Stürme, Dürre, Vertreibungen: "Als humanitäre Organisationen erleben
wir täglich, wie Umweltfaktoren humanitäre Notsituationen
verschlimmern", heißt es in dem gemeinsamen Statement von Ärzte der
Welt, dem Deutschen Roten Kreuz, Ärzte ohne Grenzen, der Ärztekammer
Berlin und Greenpeace.

Die Klimakrise ist nach Auffassung der Organisationen nicht nur eine
ökologische, sondern auch eine humanitäre Katastrophe, deren Folgen
bereits heute weltweit spürbar sind. Menschen, die ohnehin von Armut,
Krankheit, extremen Wetterverhältnissen sowie einer unsicheren
Ernährungssituation betroffen sind, litten besonders unter den Folgen
des Klimawandels und seien auch in Zukunft am stärksten davon bedroht,
so die Organisationen.

Sie kritisieren, dass Industriestaaten die von der Erderwärmung
besonders betroffenen Menschen jedoch allzu häufig im Stich ließen.
Dabei seien es vor allem die reichen Länder des Globalen Nordens, die
das Klimaproblem mit ihrem enorm hohen CO2-Ausstoß der vergangenen
Jahrzehnte maßgeblich verursacht hätten.

Klimawandel und Umweltzerstörung entgegenzutreten, sei eine gemeinsame
Verantwortung aller Staaten. Hier sehen die Organisationen auch die
Bundesregierung in der Pflicht: Die Bundesrepublik müsse ihre eigenen
Emissionen viel stärker als geplant reduzieren und zugleich ärmere
Länder dabei unterstützen, sich gegen die Auswirkungen des
Klimawandels zu wappnen und ihre Wirtschaft klimafreundlich
weiterzuentwickeln.

Als Beispiele für die zerstörerischen Auswirkungen der Erderwärmung
führen die Organisationen unter anderem die Wirbelstürme an, die
Mosambik zu Beginn des Jahres verwüstet haben. Erstmals in der
Geschichte des Landes wurde Mosambik in einer Saison von zwei Zyklonen
heimgesucht. Für viele Menschen weltweit bedeuten die
Klimaveränderungen außerdem Wassermangel und Hunger - etwa für die
Bevölkerung der Region um den Tschadsee in der Sahelzone, einst einer
der größten Seen Afrikas. Durch die steigenden Temperaturen und
häufigere Überschwemmungen ist zudem in vielen Ländern der Welt das
Risiko gewachsen, sich mit durch Wasser übertragene Krankheiten wie
Cholera und durch Insekten übertragene Krankheiten wie Malaria,
Dengue-Fieber und die Lyme-Krankheit zu infizieren. Bis 2050 könnte
laut der Internationalen Organisation für Migration die Zahl der
Menschen, die aufgrund von klimabedingten Wetterveränderungen ihre
Heimat verlassen müssen 200 Millionen erreichen.

Um die immensen humanitären Folgen der Klimakrise in Zukunft
bewältigen zu können, wird eine beispiellose kollektive Anstrengung
nötig sein. Auch deshalb haben sich die Organisationen zu einem
gemeinsamen Signal entschlossen.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 16. Oktober 2019

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany
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DEMENZ/461: Fehlerhafte Proteinfaltung als Alzheimer-Risikomarker - bis zu 14 Jahre vor der Diagnose (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 14.10.2019

Fehlerhafte Proteinfaltung als Alzheimer-Risikomarker - bis zu 14 Jahre vor der Diagnose



Der Nachweis einer fehlerhaften Faltung des Proteins Amyloid-β im Blut
zeigt bei symptomfreien Menschen, die später tatsächlich Alzheimer
entwickelten, ein deutlich erhöhtes Erkrankungsrisiko an - bis zu 14 Jahre
vor der klinischen Diagnose der Demenz. Die Amyloid-β-Faltung erwies sich
anderen untersuchten Risikomarkern als überlegen. Dies zeigten
Wissenschaftler vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ), von der
Ruhr-Universität Bochum (RUB), vom Krebsregister des Saarlands und vom Netzwerk
Alternsforschung der Universität Heidelberg.

Bis heute gibt es keine wirksame Therapie gegen die Alzheimer-Demenz. Das
liegt nach Meinung vieler Experten vor allem daran, dass die Krankheit
erst weit nach ihrem eigentlichen biologischen Start klinisch
diagnostiziert werden kann - wenn charakteristische Symptome wie etwa
Vergesslichkeit auftreten. Die zugrunde liegenden Gehirnschädigungen sind
dann aber bereits weit fortgeschritten und irreversibel.

"Inzwischen liegen alle Hoffnungen darauf, mit neuen Therapieansätzen in
dieser symptomlosen Frühphase der Erkrankung präventiv einzugreifen. Um
solche Ansätze in Studien zu prüfen, ist es entscheidend, Menschen zu
identifizieren, die ein besonders hohes Risiko haben, Alzheimer zu
entwickeln", sagt Hermann Brenner, der im DKFZ die Abteilung Klinische
Epidemiologie und Alternsforschung leitet.

Bei der Alzheimer-Krankheit kommt es zu einer fehlerhaften Faltung des
Amyloid-β-Proteins, die bereits 15 bis 20 Jahre vor dem Auftreten der
ersten Symptome beginnt. Die fehlgefalteten Proteine verklumpen und lagern
sich als Amyloid-Plaques im Gehirn ab. Ein von Klaus Gerwert, RUB,
entwickeltes Untersuchungsverfahren kann im Blut nachweisen, ob die
Amyloid-Proteine abnormal gefaltet sind.

In einer vorangegangenen Arbeit hatten Gerwert und Brenner bereits
gezeigt, dass sich die Amyloid-β-Veränderungen im Blut schon viele Jahre
vor dem klinischen Ausbruch der Krankheit im Blut feststellen lassen. Sie
konnten ebenfalls zeigen, dass der Nachweis von fehlgefaltetem Amyloid im
Blut mit der Plaque-Bildung im Gehirn korreliert. Nun wollten die
Wissenschaftler prüfen, ob die Analyse von Amyloid-β geeignet ist, das
Alzheimer Risiko vorherzusagen und wie sie im Vergleich zu anderen
bekannten bzw. vermuteten Risikofaktoren abschneidet.

Dazu griffen die Forscher erneut auf Blutproben zurück, die im Rahmen der
ESTHER*-Studie gewonnen worden waren. Die von Hermann Brenner geleitete
und gemeinsam mit dem Saarländischen Krebsregister durchgeführte
Kohortenstudie läuft bereits seit dem Jahr 2000.

In der aktuellen Arbeit berücksichtigten die Forscher die
Ausgangs-Blutproben von 150 ESTHER-Teilnehmern, bei denen im Verlauf von 14 Jahren
Nachbeobachtungszeit eine Demenz diagnostiziert wurde. Als Kontrollen
wurden 620 Teilnehmer ohne bekannte Demenzdiagnose zufällig ausgewählt,
die den Erkrankten in Alter, Geschlecht und Bildungsniveau entsprachen.

Für die Menschen, die später tatsächlich Alzheimer entwickelten, zeigte
die Amyloid-Bestimmung ein gegenüber der Kontrollgruppe bis zu 23-fach
erhöhtes Erkrankungsrisiko an - bis zu 14 Jahre vor der Diagnose der
Alzheimer-Demenz. Bei anderen Demenzformen, die etwa auf
Minderdurchblutung des Gehirns beruhen, lieferte die Untersuchung keine
Hinweise auf erhöhte Risiken, sie ist also spezifisch für die Alzheimer
Erkrankung.

Die Forscher hatten auch zahlreiche andere mögliche Risikoprädiktoren in
ihre Analyse eingeschlossen. Darunter war etwa eine bestimmte Variante des
Gens für das Apolipoprotein E (APOE &epsilon;4) sowie Vorerkrankungen (Diabetes,
Bluthochdruck, Depression) oder Lebensstilfaktoren (Körpergewicht,
Bildungsgrad). Mit Ausnahme des APOE4-Status, der für die Menschen, die
später tatsächlich Alzheimer entwickelten, ein 2,4-fach erhöhtes Risiko
anzeigte, korrelierte keiner der untersuchten Faktoren mit dem
Erkrankungsrisiko.

Für die Risikovorhersage spielte es keine wesentliche Rolle, ob zwischen
Entnahme der Blutprobe und dem Beginn der klinisch manifesten Demenz 0 bis
8 oder 8 bis 14 Jahre lagen.

"Bei dieser Arbeit ging es uns nicht darum, anhand der Amyloid-β-Faltung
individuelle Diagnosen zu erstellen. Vielmehr wollten wir prüfen, ob
dieser Laborwert für eine Risikostratifizierung größerer
Bevölkerungsgruppen geeignet ist. Hier hat sich die Untersuchung auf
Fehlfaltung des Amyloid-β den anderen potenziellen Risikomarkern als
weitaus überlegen erwiesen", erklärt Hannah Stocker vom DKFZ und vom
Netzwerk Alternsforschung der Universität Heidelberg, die Erstautorin der
Arbeit.

"Mit dem neuen Nachweisverfahren können wir möglicherweise nicht-invasiv
und kostengünstig Hochrisikogruppen, die noch keine Symptome zeigen,
erkennen. Bei diesen Personen greifen unter Umständen die Medikamente doch
noch, die bislang in klinischen Studien keine Wirkung gezeigt haben", so
Klaus Gerwert. "Vielleicht kann der Nachweis von fehlgefaltetem Amyloid-β
im Blut damit entscheidend dazu beitragen, ein Medikament gegen Alzheimer
zu finden." Um die Eignung des Laborverfahrens zur Ermittlung des
Alzheimer-Risikos bei beschwerdefreien Menschen zu prüfen, sind jedoch
weitere Studien erforderlich: In größeren Gruppen wollen die Forscher nun
die Zuverlässigkeit der Analyse von Amyloid-β-Veränderungen ermitteln: Ist
die Blut-Untersuchung auffällig, so muss dies durch ein etabliertes
Verfahren zur Frühdiagnose von Alzheimer bestätigt werden, etwa durch eine
Untersuchung des Nervenwassers oder durch spezielle Bildgebungsverfahren.
Daher steht der Blut-Nachweis von fehlgefaltetem Amyloid-β derzeit noch
nicht zur individuellen Risikoeinschätzung zur Verfügung.

Die Untersuchung auf Amyloid-β-Veränderungen beruht auf einer als
"Immuno-Infrarot-Sensor" bezeichneten Technologie, mit der das Verhältnis von
abnormal und normal gefaltetem Amyloid Beta gemessen wird. Abnormal
gefaltetes Protein neigt zur Aggregation in Amyloid Plaques, während die
gesunde Struktur dies nicht tut. Die beiden Strukturen absorbieren
Infrarotlicht mit unterschiedlicher Frequenz, sodass der Bluttest das
Verhältnis von gesundem zu pathologischem Amyloid-β in der Probe bestimmen
kann.


* ESTHER: Epidemiologische Studie zu Chancen der Verhütung, Früherkennung
und optimierten Therapie chronischer Erkrankungen in der älteren
Bevölkerung

Hannah Stocker, Andreas Nabers, Laura Perna, Tobias Möllers, Dan Rujescu,
Annette Hartmann, Bernd Holleczek, Ben Schöttker, Klaus Gerwert, Hermann
Brenner: Prediction of Alzheimer's disease diagnosis within 14 years
through Aβ misfolding in blood plasma compared to APOE4 status, and other
risk factors.

Alzheimer & Dementia 2019

DOI: https://doi.org/10.1016/j.jalz.2019.08.189

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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MEDIEN/1033: Website für ein gesünderes Studieren ist online (idw)


SRH Hochschule für Gesundheit - 14.10.2019

Website für ein gesünderes Studieren ist online

Unter der Leitung von Prof. Dr. Sabine Rehmer und Prof. Dr. Björn Eichmann
ist eine Homepage für Studierende entstanden, die über die Möglichkeiten
eines gesunden Studierens informiert.



Gesundheit nicht nur zu lehren, sondern auch zu leben, ist ein Grundsatz,
den sich die SRH Hochschule für Gesundheit als Gesundheitshochschule im
Gesundheitskonzern verschrieben hat. "Mit dem Start der neuen Website, die
sich speziell um die Gesundheit von Studierenden dreht, werden wir diesem
Grundsatz gerecht. Wir stellen die Themen Sicherheit und Gesundheit an
unserer Gesundheitshochschule für alle Studierenden in den Vordergrund und
machen die wissenschaftlich fundierten Informationen auf der Webseite für
jedermann sichtbar, sodass daraus ein individueller Mehrwert gewonnen
werden kann. Wir möchten dadurch einen Beitrag für eine gesündere
Gesellschaft leisten", meinen Prof. Dr. Sabine Rehmer,
Studiengangsleiterin Arbeits- und Organisationspsychologie, und Prof. Dr.
Björn Eichmann, Professor für Sportwissenschaften im
ausbildungsintegrierenden Studiengang Physiotherapie.

Gemeinsam mit der Firma Minax und der Technische Hochschule Mittelhessen
entwickelte die SRH Hochschule für Gesundheit diese onlinegestützte
Plattform rund um das Thema "GESUND STUDIEREN!". Die Inhalte werden
regelmäßig aktualisiert und das Informationsspektrum ausgebaut.

Studierenden ist es nun möglich, sich schnell und konkret über Themen wie
Prüfungsstress, Umgang mit Krisen im Studium, Bewegung und Entspannung
oder gesunde Ernährung zu informieren. Studierende können etwa mit Hilfe
von standardisierten Fragebögen feststellen, wie lerngestresst sie
momentan sind oder wie gut sie sich ernähren. Für beide Optionen wird man
auf der Plattform Hilfestellungen wie beispielsweise aktive
Entspannungstipps oder lernfördernde Ernährung finden. Ebenso wird auf
Angebote der verschiedenen Campus hingewiesen sowie Tools vorgestellt mit
denen die Studierenden "arbeiten" können.

"Gesundheit ist unser höchstes Gut - und leider keine
Selbstverständlichkeit. Der Gesundheitsdreiklang "Körper - Seele - Geist"
ertönt nicht von selbst, sondern bedarf mancher Informationen, Anregungen
und natürlich auch Anstrengungen auf individueller und gesellschaftlicher
Ebene. Dieses Webportal soll Studierende und Interessenten in Ihren
persönlichen Bemühungen unterstützen, gesund zu bleiben oder gesund zu
werden. Gesundheit braucht kluge Köpfe!", betont Präsident und
Geschäftsführer Prof. Dr. Johannes Schaller.

Die Website kann ab sofort unter folgenden Link abgerufen werden:

https://www.gesundheitsportal-srh-hfg.de/

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.gesundheitshochschule.de/de/news-detail/news/website-fuer-ein-gesuenderes-studieren-ist-online/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2258

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

SRH Hochschule für Gesundheit - 14.10.2019
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PFLEGE/786: Mangelernährung in Kliniken und Pflegeheimen - BVMed sieht dringenden Handlungsbedarf (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 15. Oktober 2019

Mangelernährung in Kliniken und Pflegeheimen: BVMed sieht dringenden Handlungsbedarf



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, sieht beim Thema
Mangelernährung in Kliniken und Pflegeheimen dringenden
Handlungsbedarf. Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE) hat
jüngst festgestellt, dass in deutschen Kliniken bis zu 30 Prozent der
Patienten und in Pflegeheimen bis zu 25 Prozent der Bewohner
mangelernährt sind. "Diese Zahlen sind alarmierend und bestätigen das,
was Ernährungsexperten seit Langem sagen. Wir müssen uns dem Thema
verstärkt widmen. Wir benötigen ein verpflichtendes
Ernährungsscreening in Kliniken und Pflegeheimen und die Einführung
verbindlicher Qualitätskriterien in den Versorgungsprozess. Enterale
Ernährungstherapien können dabei einen wichtigen Beitrag leisten",
sagte BVMed-Geschäftsführer Dr. Marc-Pierre Möll.

Die Zahlen stammen aus einer Auswertung der DGE und der Deutschen
Gesellschaft für Ernährungsmedizin (DGEM) für den im nächsten Jahr
erscheinenden 14. DGE-Ernährungsbericht. Dieser Bericht erscheint alle
vier Jahre im Auftrag des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL). Die Fachgesellschaften haben die Auswertung zur
Ernährungssituation in Kliniken und Pflegeheimen jetzt vorab
veröffentlicht (siehe Deutsches Ärzteblatt vom 10. Oktober 2019, 
 www.aerzteblatt.de/nachrichten/106592)
(http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/106592). Laut der Untersuchung
schneiden deutsche Einrichtungen hinsichtlich standardmäßig
vorhandener Ernährungsstrukturen im europäischen Vergleich schlecht
ab: 2018 verfügten nur 10 Prozent der deutschen Kliniken und 30
Prozent der Pflegeheime über eine Diätassistenz. In den anderen
teilnehmenden Ländern Europas waren es 63 Prozent und 86 Prozent.

Der BVMed sieht es positiv, dass das wichtige Thema der
Mangelernährung von der DGE aufgegriffen wurde. Damit wird ein in
Fachkreisen bekannter, aber sonst eher ignorierter Tatbestand
aufgegriffen und aufgearbeitet. Die DGE stellt dabei positive Effekte
für das Patientenwohl fest, wenn sich Einrichtungen des Themas
annehmen und Verbesserungen anstreben.

Der BVMed betonte dabei den Nutzen von enteralen Ernährungstherapien.
Mit rechtzeitig eingeleiteten ernährungstherapeutischen Maßnahmen
können der Ernährungs- und Allgemeinzustand verbessert und eine
Mangelernährung verhindert werden. Die häufigsten Gründe für einen
therapiebedürftigen Ernährungszustand sind ein erhöhter
Nährstoffbedarf, beispielsweise bei Krebserkrankungen oder chronischen
Erkrankungen, und die gleichzeitig unzureichende Nährstoffaufnahme.
Eine Mangelernährung schwächt das Immunsystem, führt zu Muskelabbau
und somit zum Verlust wichtiger motorischer Fähigkeiten. Dies wiederum
kann Folgeerkrankungen nach sich ziehen oder den Heilungsprozess
insgesamt verzögern. Speziell bei Kindern ist die enterale
Ernährungstherapie auch unter dem Aspekt der körperlichen und
geistigen Entwicklung durchzuführen. "Trink- und Sondennahrungen
müssen also an die spezielle Krankheitssituation des Patienten
angepasst sein. Denn nur wenn die individuelle Entwicklungssituation
und die Stoffwechselfunktion berücksichtigt werden und die Nahrung
auch resorbiert werden kann, erfüllt sie ihren therapeutischen Zweck",
so die BVMed-Experten vom Fachbereich Künstliche Ernährung.

Der BVMed weist zudem auf den wichtigen Beitrag hin, den
Homecare-Unternehmen im Rahmen der medizinischen enteralen Ernährung
leisten können. Homecare-Unternehmen ermöglichen den Patienten eine
individuelle und fachgerechte Versorgung mit enteraler Nahrung in
ihrer vertrauten häuslichen Umgebung. Ziel der Homecare-Versorgung ist
es, den betroffenen Patienten zu Hause ein möglichst selbstbestimmtes
Leben in der gewohnten häuslichen Umgebung zu ermöglichen. Von der
Unterstützung und dem Schnittstellenmanagement der
Homecare-Unternehmen können Patienten, deren Angehörige und Ärzte
profitieren.

Um Mangel- und Unterernährung beherrschbar zu machen, unterstützt der
BVMed die DGE-Forderung nach einem obligatorischen Ernährungsscreening
in Kliniken und Pflegeheimen. Außerdem plädiert der BVMed für die
Einführung verbindlicher Qualitätskriterien in den Versorgungsprozess
sowie für die Versorger. Trotz eines gesetzlichen Auftrags habe der
GKV-Spitzenverband noch immer keine Qualifikationsanforderungen an
sonstige Leistungserbringer definiert, die mit enteraler Ernährung
versorgen. Hier sieht der BVMed konkreten Handlungsbedarf, solche
Präqualifizierungs-Anforderungen zu definieren. Der BVMed hat hierzu
dem GKV-Spitzenverband bereits konkrete Vorschläge übermittelt.

 * 


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 84/19

https://www.bvmed.de/mangelernaehrung-in-kliniken-und-pflegeheimen-bvmed-sieht-dringenden-handlungsbedarf

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 84/19 vom 15. Oktober 2019

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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TAGUNG/1086: Göttingen - Herbsttagung des Deutschen Ethikrates, per Livestream für Interessierte am 23.10.2019


Deutscher Ethikrat - 14. Oktober 2019

Meinen - Glauben - Wissen: Klimawandel und die Ethik der Wissenschaften

Herbsttagung des Deutschen Ethikrates



Mittwoch, 23. Oktober 2019, 10:00 bis 18:00 Uhr

Tagungs- und Veranstaltungshaus Alte Mensa

Wilhelmsplatz 3

37073 Göttingen

Online-Anmeldung unter 

https://www.ethikrat.org/weitere-veranstaltungen/meinen-glauben-wissen-klimawandel-und-die-ethik-der-wissenschaften/ erforderlich.

Interessenten können die Veranstaltung per Livestream verfolgen unter

 www.ethikrat.org

Für Hörgeschädigte stehen während der Veranstaltung eine
Simultanmitschrift und für Hörgerät- oder CI-Träger bei Bedarf
Induktionsschleifen zur Verfügung.

Während der Veranstaltung werden Bild- und Tonaufnahmen angefertigt.
Mit Ihrer Teilnahme an der Tagung erklären Sie sich damit
einverstanden, dass der Veranstalter die Aufnahmen unwiderruflich,
zeitlich und räumlich uneingeschränkt in allen Publikationen und
Medien der Öffentlichkeitsarbeit verwenden kann, solange der Bezug zur
Tagung hergestellt ist.

Zum Thema:

Weltweite Proteste, vor allem der jüngeren Generationen, haben den
Klimawandel ins Zentrum der politischen Öffentlichkeit gerückt. Auch
zahlreiche Stimmen aus der Wissenschaft fordern politische Initiativen
und eine aktive Klimapolitik. Über die Wege zu einer klimafreundlichen
Ressourcennutzung wird gleichwohl heftig gestritten - auch unter
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. Zweifel und qualifizierter
Dissens gehören zu den Modi Operandi der Wissenschaft. Diese zu
gewährleisten und gegenüber Öffentlichkeit und Politik zu
kommunizieren und dabei trotz der prinzipiellen Unabgeschlossenheit
des wissenschaftlichen Erkenntnisprozesses zugleich handlungsrelevant
zu bleiben, zählt zu den zentralen Aufgaben der Wissenschaft. Doch
wie gehen Wissenschaft, Gesellschaft und Politik damit um, dass gerade
im Hinblick auf den Klimawandel wissenschaftliche Erkenntnisse häufig
auch als Wertaussagen und politische Forderungen gelesen werden?

Der Deutsche Ethikrat beschäftigt sich daher im Verlauf seiner
Herbsttagung mit dem Themenkomplex Vertrauenswürdigkeit und
Wissenschaft am Beispiel des Klimawandels. Im Fokus stehen Fragen nach
dem Selbstverständnis, der Verantwortung und der Kommunikation von
Wissenschaft sowie wissenschaftstheoretische und methodologische
Aspekte. Angesichts der aktuellen gesellschaftlichen Debatten über die
Akzeptanz und Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse werden
Vertreterinnen und Vertreter aus den Bereichen Klimawissenschaften,
Ethik, Rechtswissenschaft, Soziologie, Politikwissenschaften,
Wissenschaftskommunikation, Journalismus sowie Klima-Aktivistinnen und
-aktivisten darüber diskutieren, wie eine vertrauenswürdige
Vermittlung von wissenschaftlichen Inhalten für verschiedene
Adressaten aussehen sollte.

Im Zentrum der Tagung stehen ethische Fragen, die sich hinsichtlich
der Rahmung, Anerkennung und Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse
in den verschiedenen Öffentlichkeiten - in Medien, Politik und
Zivilgesellschaft - stellen.

Folgende Leitfragen will der Deutsche Ethikrat adressieren:


	Wie kann/soll eine ethisch verantwortliche und vertrauenswürdige Vermittlung wissenschaftlicher Inhalte für die verschiedenen gesellschaftlichen Adressaten aussehen? Welche Akteure stehen in der Verantwortung, wissenschaftliche Expertise zu verbreiten, zu unterstützen und zu schützen?

	Wie kann die prinzipiell unabgeschlossene Wissenschaft "sicheres" Wissen als Grundlage für gesellschaftliches und politisches Handeln generieren?

	Welche Rolle spielen unterschiedliche Evidenzpraktiken und methodologische Ansätze in den Klimawissenschaften bei der Bewertung von wissenschaftlichen Ergebnissen in der Öffentlichkeit?

	Unter welchen Voraussetzungen können auf dieser Grundlage politische Entscheidungen getroffen und Regulierungen implementiert werden? Wie können alternative wissenschaftliche Ansätze zu Gehör gebracht und gefördert werden, ohne die Grundlagen wissenschaftlicher Arbeit zu unterminieren?




Programm

10:00 Uhr

Grußworte

Peter Dabrock, Vorsitzender des Deutschen Ethikrates

Ulrike Beisiegel, Präsidentin der Georg-August-Universität Göttingen

10:10 Uhr

Klimawissenschaften und Verantwortung

Antje Boetius, Alfred-Wegener-Institut

Hans von Storch, Universität Hamburg

Wendy Parker, Durham University

Moderation: Ursula Klingmüller, Mitglied des Deutschen Ethikrates

12:00 Uhr

Mittagspause

13:00 Uhr

Öffentlichkeit, Kommunikation und Regulierung

Senja Post, Georg-August-Universität Göttingen

Stefan Cihan Aykut, Universität Hamburg

Peter-Tobias Stoll, Georg-August-Universität Göttingen

Moderation: Volker Lipp, Mitglied des Deutschen Ethikrates

14:30 Uhr

Ethische Debatte

Ulrike Felt, Universität Wien

Konrad Ott, Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Carl Friedrich Gethmann, Mitglied des Deutschen Ethikrates

Moderation: Elisabeth Gräb-Schmidt, Mitglied des Deutschen Ethikrates

15:45 Uhr

Kaffeepause

16:15 Uhr

Abschlusspodium

Maja Göpel, Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen

Reinhard Loske, Cusanus Hochschule

Nils aus dem Moore, RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung

Luisa Neubauer, Fridays for Future

Moderation: Stephan Kruip, Mitglied des Deutschen Ethikrates

18:00 Uhr

Schlusswort

Peter Dabrock, Vorsitzender des Deutschen Ethikrates

 * 

Quelle:

Deutscher Ethikrat

Pressemitteilung 14. Oktober 2019

Herausgeber: Geschäftsstelle des Deutschen Ethikrates

Referat für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Sitz: Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften

Jägerstr. 22/23, 10117 Berlin

Telefon: 030/203 70-246, Telefax: 030/203 70-252

E-Mail: kontakt@ethikrat.org

Internet: www.ethikrat.org
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LABEL/5146: Sony Music Press Relations Newsletter - KW42/2019 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW42/2019

München, 15. Oktober 2019



Schöner Mammon - Am 08. November veröffentlichen Taylor Hawkins &
The Coattail Riders "Get The Money"

Am 8. November veröffentlicht Foo-Fighters-Schlagzeuger Taylor
Hawkins zusammen mit seiner Backingband The Coattail Riders sein
neues Album "Get The Money". Als erster Vorbote steht die erste
Auskopplung "Crossed The Line" ab sofort in den Startlöchern. Der
Track entstand unter der Mitwirkung seines Bandkollegen Dave Grohl
und Yes-Sänger Jon Davison.

Der elf Stücke umfassende Longplayer wurde von Taylor in
Zusammenarbeit mit John Lousteau produziert, den Mix übernahm Sylvia
Massy. "Get The Money" ist der Follow-up zur Sechs-Song-Mini-LP
"Kota", die fast auf den Tag genau vor drei Jahren erschien. Bei der
Entstehung und den Aufnahmen wurden Taylor und die Coattail Riders,
Chris Chaney, Brent Woods und John Lousteau, von einer illustren
All-Star-Riege an Musiker-Kollegen unterstützt, darunter Dave Grohl
und Pat Smear (Foo Fighters), Roger Taylor (Queen), Joe Walsh
(Eagles), Duff McKagan (Guns 'N Roses), Nancy Wilson (Heart),
Chrissie Hynde (The Pretenders), Perry Farrell (Jane's Addiction),
LeAnn Rimes und viele mehr. Gemeinsam schufen sie ein beeindruckendes
Werk, dessen musikalische Bandbreite von klassischem Rock über Prog
bis hin zu Glam (und allen Abstufungen dazwischen) reicht.

Tracklisting:


	"Crossed The Line" (featuring Dave Grohl, Jon Davison)

	"Don't Look At Me That Way" (featuring Duff McKagan, Nancy Wilson)

	"You're No Good At Life No More" (featuring Dave Grohl)

	"I Really Blew It" (featuring Dave Grohl, Perry Farrell)

	"Queen Of The Clowns" (featuring Mark King)

	"Get the Money" (featuring Joe Walsh, Chrissie Hynde, Duff McKagan)

	"C U in Hell" (featuring LeAnn Rimes)

	"Middle Child" (featuring Dave Grohl)

	"Kiss the Ring"

	"Shapes Of Things" (featuring Roger Taylor, Pat Smear)




Kommende Alben-Veröffentlichungen

18.10. Tim Bendzko - Filter

18.10. James Arthur - You

18.10. Jimmy Eat World - Surviving

25.10. Conchita Wurst - Truth Over Magnitude

25.10. Matthias Reim - MR20

25.10. Bruce Springsteen - Western Stars - Songs From The Film

25.10. Old Dominion - Old Dominion

25.10. Apache 207 - Platte

25.10. Labrinth - Imagination And The Misfit Kid

25.10. King Princess - Cheap Queen

25.10. Pentatonix - The Best Of Pentatonix Christmas

25.10. Marco Mengoni - Atlantico / On Tour

25.10. Rex Orange County - Pony

01.11. Jeff Lynne's ELO - From Out Of Nowhere

01.11. Miranda Lambert - Wildcard

08.11. Johannes Oerding - Konturen

08.11. Luke Combs - What You See is What You Get

08.11. The Script - Sunsets & Full Moons

15.11. Gianna Nannini - La differenza

15.11. Silbermond - Schritte

15.11. Seer - Analog

15.11. Céline Dion - Courage

22.11. Leonard Cohen - Thanks For The Dance

29.11. EAV - 1000 Jahre EAV Live - Der Abschied

17.01.2020 Estikay - Blueberry Boyz

31.01.2020 Loco Escrito - Estoy Bien

28.02.2020 Mia. - Limbo

28.02.2020 Majan - Oh Boi


On Tour

Enno Bunger

16.10. Leipzig - Werk 2

17.10. Göttingen - Musa

18.10. Hamburg - Große Freiheit

19.10. Berlin - Festsaal Kreuzberg

21.10. Würzburg - Cairo

22.10. Frankfurt - Mousonturm

23.10. Stuttgart - Wizemann

24.10. Heidelberg - Halle 02

26.10. Freiburg - Jazzhaus

28.10. Erfurt - Franz Mehlhose

29.10. Bremen - Schlachthof

30.10. Köln - Gloria

01.11. Osnabrück - Rosenhof

02.11. Magdeburg - Moritzhof

03.11. Rostock - Helgas Stadtpalast

27.12. Leer - Theater a.d. Blinke

Tom Walker

(Support: Declan J Donovan)

16.10. Stuttgart - LKA Longhorn

20.10. München - Muffathalle

26.10. Hamburg - Docks

Nik P.

19.10. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

02.11. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

16.11. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

23.11. Frankfurt - Festhalle

Annett Louisan

21.10. Dresden - Konzertsaal im Kulturpalast

23.10. Erfurt - Messe

25.10. Magdeburg - Stadthalle

26.10. Braunschweig - Staatstheater Braunschweig

28.10. München - Philharmonie im Gasteig

29.10. Nürnberg - Meistersingerhalle

03.11. Frankfurt am Main - Jahrhunderthalle Frankfurt

04.11. Chemnitz - Stadthalle

05.11. Leipzig - Gewandhaus

06.11. Kassel - Kongress-Palais Kassel

08.11. Wilhelmshaven - Stadthalle Wilhelmshaven

09.11. Münster - Münsterland Halle

11.11. Berlin - Tempodrom

12.11. Rostock - Stadthalle Rostock

13.11. Bremen - Metropol-Theater Bremen

15.11. Kiel - Sparkassen-Arena-Kiel

17.11. Köln - Palladium

18.11. Saarbrücken - Saarlandhalle

19.11. Zürich - Kaufleuten Restaurants

21.11. Hannover - Kuppelsaal

22.11. Bochum - Jahrhunderthalle

Ela.

(Support von Sarah Connor)

25.10. Erfurt - Messe

26.10. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

27.10. Bremen - ÖVB-Arena

29.10. Hamburg - Barclaycard-Arena

30.10. Hannover - TUI-Arena

31.10. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

02.11. Köln - Lanxess-Arena

03.11. Stuttgart - Porsche-Arena

05.11. Mannheim SAP-Arena

06.11. Zürich - Hallenstadion Zürich

08.11. Leipzig - Leipzig-Arena

09.11. München - Olympiahalle München

10.11. Frankfurt am Main - Festhalle Frankfurt

12.11. Wien - Wiener Stadthalle / Halle

Ina Regen

08.11. Frankfurt - Batschkapp

09.11. Bielefeld - Lokschuppen

14.11. Regensburg - Audimax

15.11. Köln - E-Werk

16.11. Neckarsulm - Audi-Forum

21.11. Dresden - Alter Schlachthof

22.11. Erfurt - Thüringenhalle

23.11. Berlin - Columbiahalle

29.11. Koblenz - Rhein-Mosel-Halle

30.11. Karlsruhe - Tollhaus

07.12. Erlangen - Heinrich-Lades-Halle

08.12. Lübeck - MUK

12.12. Hannover - Capitol

13.12. Saarbrücken - Saarlandhalle

14.12. Rheine - Stadthalle

15.12. Bremen - Aladin

19.12. Freiburg - Konzerthaus

20.12. Stuttgart - Theaterhaus

21.12. Oberhausen - Turbinenhalle

Till Brönner

14.11. Jena - Volkshaus

21.11. Mannheim - Rosengarten

22.11. Hannover - Kuppelsaal

23.11. Dortmund - Konzerthaus

24.11. Berlin - Verti-Music-Hall

26.11. Stuttgart - Liederhalle

27.11. Bielefeld - Rudolf-Oetker-Halle

29.11. Bremen - Glocke

01.12. Wuppertal - Historische Stadthalle

02.12. Hamburg - Laeiszhalle

03.12. Lübeck - MUK

Amon Amarth

15.11. München - Zenith

16.11. Ludwigsburg - MHP-Arena

03.12. Frankfurt - Jahrhunderthalle

04.12. Berlin - Velodrom

13.12. Hamburg - Sporthalle

14.12. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Bonaparte

19.11. Leipzig - Täubchenthal

20.11. Dresden - Beatpol

21.11. Frankfurt - Batschkapp

22.11. München - Technikum

25.11. Erlangen - E-Werk

26.11. Stuttgart - Wagenhallen

28.11. Köln - Gloria

29.11. Hamburg - Übel & Gefährlich

30.11. Berlin - Festsaal Kreuzberg

OMD

25.11. Rostock - Stadthalle

26.11. Dresden - Kulturpalast

28.11. Leipzig - Haus Auensee

29.11. Berlin - Tempodrom

30.11. Hamburg - Große Freiheit

02.12. Saarbrücken - Saarlandhalle

03.12. Stuttgart - Liederhalle

05.12. Düsseldorf - Mitsubishi-Electric-Halle

06.12. Frankfurt - Jahrhunderthalle

Alle Farben

05.12. Hamburg - Sporthalle

06.12. Offenbach - Stadthalle

07.12. Ludwigsburg - MHP-Arena

12.12. Köln - Palladium

13.12. Berlin - Verti-Music-Hall

14.12. München - Zenith

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

17.02.2020 Dortmund - Westfalenhalle

24.02.2020 Berlin - Mercedes-Benz Arena

03.03.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

05.03.2020 München - Olympiahalle

07.03.2020 Mannheim - SAP-Arena

Céline Dion

17.06.2020 München - Olympiahalle

19.06.2020 Mannheim - SAP-Arena

21.06.2020 Köln - Lanxess-Arena

22.06.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

22.07.2020 Berlin - Waldbühne

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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AKTION/2790: Cuxhaven - Literaturkonzert "Effi Briest" zum Geburtstag von Theodor Fontane, 24.10.2019


Stadt Cuxhaven

"Effi Briest" Zum Geburtstag von Theodor Fontane



2019 feiern wir den 200ten Geburtstag des Schriftstellers Theodor
Fontane. Wir nehmen dieses Jubiläum zum Anlass für ein
Literaturkonzert über seinen wohl berühmtesten Roman "Effi Briest". Am
24. Oktober 2019 um 19:30 Uhr wird im Schloss Ritzebüttel,
Schlossgarten 8 in 27472 Cuxhaven, die Schauspielerin Sibylle Bertsch
Auszüge aus diesem vielbeachteten Werk lesen, die Ihnen Lust machen
sollen, das Buch wieder einmal zur Hand zu nehmen. Sicher ist die
Geschichte tief in ihrer Zeit verhaftet und doch weist sie in die
Moderne, vor allem wenn es darum geht Ansprüche, Lebenswirklichkeiten
und Widersprüche zu durchschauen.

Der renommierte Pianist Cosmin Boeru wird die Lesung musikalisch
begleiten. Fontanes Zeit war reich an "neuer" Musik- und auch im Roman
wird darüber gesprochen.

Diese Musik im Kontext zum Roman zu erleben, ist eine packende
Ergänzung und macht den Abend zu einem einmaligen Erlebnis.

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Kulturinformation, Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13, kulturinformation@cuxhaven.de
(geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), im Internet
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungsabend ab 18.30 Uhr
an der Abendkasse im Schloss Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 16. Oktober 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSLAND/9194: Aus aller Welt - 16.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mexikos Präsident verteidigt Sicherheitsstrategie

Mexikos Präsident Andrés Manuel López Obrador ist wegen der
anhaltenden Gewalt im Land massiv in die Kritik geraten. Auf einer
Pressekonferenz in Mexiko-Stadt betonte der seit Dezember amtierende
Staatschef, daß er an seiner Strategie im Kampf gegen Gewalt und
Drogenkriminalität festhalten werde. Diese sieht den Aufbau einer
neuen Nationalgarde vor, die Obrador unter der Obhut etablierter
Militärs stellt. Die neue Einheit soll polizeiliche Aufgaben
übernehmen. In den vergangenen zwei Tagen waren bei Angriffen
mutmaßlicher Kartellmitglieder auf Armee- und Polizeikräfte in den
Bundesstaaten Michoacan und Guerrero 28 Menschen getötet worden. In
Mexiko registrierten die Behörden im vergangenen Jahr fast 36.000
Morde.

16. Oktober 2019
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JUSTIZ/9194: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Überfall auf Juwelier mißlang

Im Düsseldorfer Stadtteil Benrath nahm die Polizei nach einem
Überfall auf ein Juweliergeschäft den mutmaßlichen Täter in
Gewahrsam. Nach bisherigen Kenntnissen hatte der Verdächtige den
Verkäufer mit einer Schußwaffe bedroht und Schmuck und Bargeld
gefordert. Der Verkäufer setzte sich jedoch zur Wehr, worauf der
37jährige aus dem Ladenlokal flüchtete. Aufmerksame Passanten
überwältigten den Flüchtenden und hielten ihn bis zum Eintreffen der
Polizei fest.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9191: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bombenanschlag im Osten Afghanistans

Bei der Explosion einer Autobombe nahe einer Polizeiwache im Bezirk
Alisching in der ostafghanischen Provinz Laghman sind nach Angaben
des Innenministeriums in Kabul mindestens drei Menschen getötet und
27 weitere verletzt worden, darunter viele Schulkinder. Die Taliban
bekannten sich zu dem Anschlag. Einem Sprecher der Miliz zufolge
wurden Dutzende afghanische Sicherheitskräfte getötet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9193: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundeskabinett beschließt Steuersenkung für Bahnfahrkarten

Das Bundeskabinett hat heute wesentliche Teile des Klimapakets der
großen Koalition beschlossen. Damit der Bürger vom Auto auf die Bahn
umsteigt, soll die Mehrwertsteuer auf Fernverkehrstickets der Bahn
zum Jahreswechsel um zwölf Prozent auf sieben Prozent sinken. Um die
teuren Spritpreise auszugleichen, soll die Pendlerpauschale ab 2021
zunächst für sechs Jahre erhöht werden. Im Gegenzug werden
Flugreisen, vor allem für Kurzstrecken, ab April teurer. Die Grünen
kritisierten die Beschlüsse als mutlos. Die Koalition mache weiter
mit Klein-Klein im Klimaschutz, sagte Fraktionschef Anton Hofreiter
in Berlin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9191: Tragisches und Kurioses - 16.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bergung der "Rhodanus" verzögert sich

Der in der Nacht von Samstag auf Sonntag auf einen Felsen im
geschützten Meeresreservat Bouches de Bonifacio (Südkorsika)
aufgelaufene Frachter "Rhodanus" muß vor der Bergung einen Teil
seiner Ladung löschen. Das unter Antigua Barbuda-Flagge laufende
Schiff befördert 2.500 Tonnen Stahlcois, die nur mit Spezialgerät
gelöscht werden können, das erst noch herbeigeschafft werden muß.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8276: Aus Forschung und Technik - 16.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Astronauten müssen auf dem Mond nicht mehr hüpfen

Die US-Weltraumbehörde NASA präsentierte die Prototypen von zwei
neuen Raumanzügen, die bei der für das Jahr 2024 geplanten bemannten
Mondmission zum Einsatz kommen sollen. Der Anzug mit der Bezeichnung
Exploration Extravehicular Mobility Unit (xEMU) mache es Astronauten
möglich, über die Mondoberfläche zu laufen und wesentlich komplexere
Aufgaben zu erfüllen, sagte NASA-Chef Jim Bridenstine bei der
Vorstellung im Johnson Space Center in Houston (Texas). Astronauten
auf der Internationalen Raumstation ISS werden die neuen Raumanzüge
in den kommenden Jahren testen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8290: Aus aller Welt - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



USAID unterstützt venezolanischen Gegenpräsidenten Guaidó

Die staatliche Entwicklungsbehörde USAID in den USA hat Vertretern
der Opposition in Venezuela 98 Millionen US-Dollar für mittel- und
langfristige Projekte zugesagt. Das Geld soll
Nichtregierungsorganisationen und der Nationalversammlung zukommen.
Das entsprechende Abkommen unterzeichneten zwei Vertreter des
selbsternannten venezolanischen Gegenpräsidenten Juan Guaidó. Dieser
will mit dem Geld aus den USA die Aktivitäten seiner Unterstützer
innerhalb und außerhalb Venezuelas finanzieren. Die Regierung in
Washington versucht die Wirtschaftskrise in dem sozialistischen
südamerikanischen Land mit der Verhängung von immer mehr Sanktionen
zuzuspitzen. Das Sanktionsregime wird von Guaidó begrüßt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8245: Medizin und Gesundheitswesen - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Lieferengpässe bei Arzneimitteln nehmen zu

Um die medizinische Versorgung der Bundesbürger steht es nicht zum
Besten. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, haben Lieferengpässe
bei Arzneimitteln in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen: Von
40 Meldungen (2015) auf 81 Meldungen (2016), auf 108 Meldungen 2017
und auf 268 Meldungen im letzten Jahr. In diesem Jahr gab es bislang
216 Meldungen von Arzneimittellieferengpässen. Glücklicherweise ist
die Zahl der Meldungen zu Arzneimitteln, die als versorgungsrelevant
eingestuft werden, erheblich geringer: 139 im vergangenen Jahr und
bislang 127 Meldungen in diesem Jahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8278: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Türkische Justiz geht gegen Feldzugkritiker vor

Die Regierung in Ankara führt seit Mitte letzter Woche Krieg nicht
nur gegen die kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG im Norden
Syriens, sondern geht auch verstärkt gegen Kritiker der Invasion vor.
Die staatliche Nachrichtenagentur Anadolu berichtete von 186
Verhaftungen unter dem Vorwurf der "Propaganda für eine
Terrororganisation" in sozialen Netzwerken. 24 Beschuldigte befinden
sich in Untersuchungshaft. Betroffen sind unter anderem die beiden
Ko-Vorsitzenden der prokurdischen Demokratischen Partei der Völker
(HDP). Laut Anadolu wurden fast 840 Personen registriert, welche
illegale Inhalte in den sozialen Netzwerken verbreitet haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8200: Sprache, Kunst und Medium - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Franzosen wollen Brand von Notre Dame für TV Serie nutzen

Wie der Kinokonzern Pathé erklärte, wolle man die Brandkatastrophe um
die Pariser Kathedrale Notre Dame in einer TV-Miniserie zur
internationalen Verbreitung verarbeiten.

Für Pathé, die bisher ausschließlich Kinofilme produziert haben, wäre
es der erste Fernsehtitel. Der Stoff ist jedoch so umfangreich, daß
die Zeitung New York Times mit einsteigen und ihre Berichterstattung
aus dem Mai dieses Jahres zu den Hintergründen beisteuern will.

Laut Spiegel Online sagte Kooperationspartner Phillippe Rousselet, die
Kathedrale sei mehr als einfach ein bekanntes Bauwerk. Notre Dame
verkörpere die "Seele der französischen Kultur".

16. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8267: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Ultranationalisten wollen Kriegsgerät nicht aus Ostukraine abziehen

Eine Kontaktgruppe der ukrainischen und der russischen Regierung
sowie prorussischer Separatisten aus der Ostukraine ist bei einem
Treffen in Minsk vorerst mit dem Versuch gescheitert,
Friedensverhandlungen im Ukrainekonflikt voranzubringen. Die
Verhandlungen sollen am 29. Oktober wieder aufgenommen werden. Davon
berichtete der Sondergesandte der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) für die Ukraine, Martin Sajdik, am
Dienstag in Minsk. Agenturmeldungen zufolge hatten sich ukrainische
Ultranationalisten geweigert, schwere Waffen und Soldaten aus den
ostukrainischen Separatistengebieten abzuziehen. Dabei hatten sich
die Zentralregierung in Kiew und die Separatisten Anfang des Monats
unter anderem auf die Truppenentflechtung an der Front verständigt.
In Untergruppen der Kontaktgruppe wird weiterhin über Renten und
Trinkwasserversorgung in den ostukrainischen Gebieten, den Austausch
von Gefangenen, Amnestieregelungen und Lokalwahlen verhandelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8281: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundeskabinett verabschiedet Klimapaket

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch mehrere Regelungen zu seinem
Klimapaket verabschiedet. Demnach wird der Deutschen Bahn ermöglicht,
ihre Fahrscheine zum Jahreswechsel zu verbilligen, denn die im
Fernverkehr fällige Mehrwertsteuer wird von 19 auf sieben Prozent
gesenkt. Auf Tickets für Flugreisen bis 2500 Kilometer wird ab April
eine deutlich höhere Luftverkehrssteuer von gut 13 Euro fällig. Für
Mittelstrecken unter 6000 Kilometer wird eine Abgabe von rund 33 und
für Fernflüge von knapp 60 Euro erhoben. Langstreckenpendler werden
bei der Fahrt zur Arbeit befristet entlastet. Ab 2021 steigt bei
Arbeitswegen von über 21 Kilometern die steuermindernd geltend zu
machende Pendlerpauschale von 30 auf 35 Cent pro Kilometer.
Arbeitnehmer, welche wegen niedriger Steuerzahlungen davon nicht
profitieren, erhalten entsprechend ihrem Eingangssteuersatz eine
Mobilitätsprämie. Weitere Steuergeschenke sind für die energetische
Gebäudesanierung vorgesehen. Der Betrieb von Windkraftanlagen wird
teurer, weil die Kommunen auf die erforderlichen Grundstücke eine
höhere Grundsteuer erheben können. Das wiederum soll den Kommunen als
Anreiz dienen, mehr Standorte für Windkraftanlagen auszuweisen.
Außerdem beschloß das Bundeskabinett eine Kohlendioxidabgabe für den
Verkehrs- und Gebäudesektor. Demnach wird ab 2021 eine Abgabe von
zehn Euro pro Tonne CO2-Emission erhoben und ab 2025 von 35 Euro.
Später soll für diese Bereiche der Handel mit Emissionszertifikaten
ermöglicht werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8250: Tragisches und Kurioses - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Hoher Sachschaden bei Brand in Flughafen-Parkhaus Münster

Mit einem Aufgebot von etwa 280 Einsatzkräften hat die Feuerwehr einen
in Parkhaus A des Airports Münster/Osnabrück am Montagabend
ausgebrochenen Großbrand gelöscht. Verletzte soll es nicht gegeben
haben. Die Ursache für das Feuer sei noch unklar, erklärte ein
Sprecher der Kreispolizei Steinfurt.

Nach bisherigen Erkenntnissen sind auf den zwei oberen Stockwerken des
betreffenden Parkhauses 73 Fahrzeuge, zum größten Teil ganz
ausgebrannt oder aber erheblich beschädigt worden. Der Schaden wird
vermutlich in den Millionenbereich gehen, wie NDR1 Niedersachsen
berichtete.

Die etwa 600 Fahrzeuge in den unteren Etagen sollen ohne Schäden
davongekommen sein. Der Flugbetrieb wurde durch das Feuer nicht
beeinträchtigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8279: Arbeit, Soziales und Familie - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Studentische Störer verhindern Bernd Luckes Vorlesungsauftakt

Der AfD-Mitbegründer und Wirtschaftswissenschaftler Bernd Lucke ist
am Mittwochmittag mit dem Versuch gescheitert, seine Lehrtätigkeit an
der Universität Hamburg wieder aufzunehmen. Lucke wollte zwei Stunden
lang zum Thema Makroökonomik referieren.

Zunächst hatte der AStA zu einer Protestkundgebung vor dem
Hauptgebäude der Uni aufgerufen. An der Aktion beteiligten sich gut
300 Teilnehmer und Teilnehmerinnen. Die Studentenvertretung wirft
Lucke Mitverantwortung für aktuelle gesellschaftliche Verwerfungen
vor. Im Hörsaal störten rund drei Viertel der etwa 500 Studierenden
unter anderem mit lauten Zwischenrufen die Vorlesung, so daß Lucke
letztendlich in Polizeibegleitung das Unigelände verlassen mußte.

Der AStA distanzierte sich von den Störern im Auditorium und
versicherte allen Studierenden, daß von seiner Seite keine Aufrufe
zur Störung weiterer Vorlesungen Luckes erfolgen werde. Man sei an
inhaltlicher und sachlicher Kritik interessiert. Ein Gespräch mit
Lucke sei bereits für die nächsten Tage angesetzt.

Lucke hatte vor über zwanzig Jahren seine Lehrtätigkeit an der Uni
Hamburg aufgenommen. 2014 hatte er sich beurlauben lassen, um für die
AfD ins Europaparlament einzuziehen. 2015 verließ der Eurokritiker
seine Partei, als diese immer deutlicher nationalkonservative
Tendenzen zeigte. Lucke gründete mit den Liberal-Konservativen
Reformern (LKR) eine neue Partei, die sich weiterhin für
Marktliberalisierung und Abbau von Sozialsystemen einsetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8256: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Harley-Davidson stoppt Bau von E-Bike

Die E-Mobilität ist ein wichtiger Baustein beim Kampf gegen den
Klimawandel. Das gilt für Vier- ebenso wie für Zweiräder. Auch
Harley-Davidson plante ein E-Bikes, das 2020 erhältlich sein sollte.
Offenbar wird daraus erst einmal nichts. Wie t-online.de meldete, hat
der Motorrad-Hersteller die Produktion gestoppt. Grund soll ein
Fehler sein, der bei den abschließenden Qualitätsüberprüfungen
entdeckt wurde und jetzt weitere Tests notwendig machte. Allerdings
nannte das Unternehmen keinen Zeitpunkt, ab dem die Produktion wieder
aufgenommen werden soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8267: Märkte und Finanzen - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Bulgarien verdoppelt Subventionsangebot für VW-Fabrik

Wegen des Einmarsches der türkischen Streitkräfte in Nordsyrien hat
das Management der Volkswagen AG die endgültige Entscheidung für eine
neue Fabrik in der Nähe von Izmir aufgeschoben. Aus Bulgarien kommt
das Angebot, staatliche Subventionen für eine Fabrik bei Sofia auf
260 bis 270 Millionen Euro zu verdoppeln. Zusammen mit der
vorhandenen Infrastruktur käme der Investitionsanreiz auf 800
Millionen Euro. Das berichtete die Frankfurter Allgemeine Zeitung
unter Berufung auf den Unternehmer und früheren bulgarischen
Präsidenten Plewneliew. Dieser sitzt dem Automobilcluster in
Sofia vor. Laut Plewneliew sind die Beihilfen für VW mit der
EU-Kommission abgesprochen, während dies für die Türkei nicht gilt.
Auch Rumänien bietet sich erneut VW als Standort für eine Fabrik
an. In dem neuen Werk sollen ab 2022 jährlich 300.000 Fahrzeuge
produziert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8279: Aus Forschung und Technik - 16.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Viel Skepsis gegenüber dem mobilen Bezahlen

Es bleibt dabei. Die Bundesbürger stehen dem Bezahlen per Smartphone
skeptisch gegenüber. Dies zeigt laut t3n.de eine Studie, die von der
Unternehmensberatung PWC Strategy durchgeführt wurde. Während in
Schweden bereits ein Drittel der Smartphones zum Bezahlen benutzt
werden, nutzten in Deutschland Ende letzten Jahres lediglich 5
Prozent der Befragten auf diese Weise ihr mobiles Endgerät. Und nicht
nur das: 58 Prozent Bundesbürger sehen keinen Grund, der ihnen in
Zukunft das mobile Bezahlen schmackhaft machen könnte. Dabei ist die
mit dem mobilen Bezahlen verbundene Übermittlung persönlicher Daten
für zwei Drittel der Deutschen eine Hauptsorge.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FORSCHUNG/495: Katzengold und Kohlendioxid - Wie Pyrit das Klima beeinflusste (idw)


MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität Bremen -
14.10.2019

Katzengold und Kohlendioxid: Wie Pyrit das Klima beeinflusste

Neue Veröffentlichung in Nature Geoscience



Eiszeitzyklen prägten die letzten 2,6 Millionen Jahre der Erdgeschichte.
Fest steht, dass Veränderungen der Konzentration von Kohlendioxid und
anderen Treibhausgasen in der Atmosphäre maßgeblich für diese natürlichen
Wechsel von Kalt- und Warmzeiten verantwortlich waren. Wodurch jedoch der
Kohlendioxidanstieg ausgelöst wurde, der die Übergänge von Kalt- zu
Warmzeiten prägte, war bisher nicht zufriedenstellend verstanden. Dr.
Martin Kölling vom MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften der
Universität Bremen hat zusammen mit Kolleginnen und Kollegen ein neues
Modell entwickelt, in dem die Verwitterung von Pyrit, einem oft
vorkommenden schwefelhaltigen Mineral, hierbei eine Schlüsselrolle
zukommt. Die Ergebnisse werden am 14. Oktober 2019 im Fachjournal Nature
Geoscience veröffentlicht.

"Katzengold" lautet der umgangssprachliche Name für Pyrit, ein häufig
auftretendes Mineral, das als Kristall goldene Würfel bildet, in
Ablagerungen am Ozeanboden fein verteilt allerdings für eine schwarze
Färbung sorgt. Bei Kontakt mit Luft verwittert Pyrit; dabei entsteht
Säure, die wiederum Kalk auflöst und dabei das Treibhausgas
Kohlenstoffdioxid (CO2) in die Atmosphäre freisetzt. Martin Kölling vom
MARUM hat jetzt die Folgen der Pyritverwitterung im Zusammenhang mit
Meeresspiegeländerungen untersucht, die mit Eiszeitzyklen einhergehen.
Seine Berechnungen basieren auf der Grundidee, dass in Eiszeiten der
Meeresspiegel über einhundert Meter tiefer lag als heute wodurch weltweit
mehr als 20 Millionen Quadratkilometer Schelf trocken lagen. Dort konnte
dann Pyrit im großen Maßstab verwittern und dabei CO2 in die Atmosphäre
freisetzen.

Das MARUM gewinnt grundlegende wissenschaftliche Erkenntnisse über die
Rolle des Ozeans und des Meeresbodens im gesamten Erdsystem. Die Dynamik
des Ozeans und des Meeresbodens prägen durch Wechselwirkungen von
geologischen, physikalischen, biologischen und chemischen Prozessen
maßgeblich das gesamte Erdsystem. Dadurch werden das Klima sowie der
globale Kohlenstoffkreislauf beeinflusst und es entstehen einzigartige
biologische Systeme. Das MARUM steht für grundlagenorientierte und
ergebnisoffene Forschung in Verantwortung vor der Gesellschaft, zum Wohl
der Meeresumwelt und im Sinne der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten
Nationen. Es veröffentlicht seine qualitätsgeprüften, wissenschaftlichen
Daten und macht diese frei zugänglich. Das MARUM informiert die
Öffentlichkeit über neue Erkenntnisse der Meeresumwelt, und stellt im
Dialog mit der Gesellschaft Handlungswissen bereit. Kooperationen des
MARUM mit Unternehmen und Industriepartnern erfolgen unter Wahrung seines
Ziels zum Schutz der Meeresumwelt.

Verglichen mit dem heutigen, durch Menschen verursachten CO2-Ausstoß war
dies eine kleine, aber bedeutende Menge, die in der gleichen Größenordnung
wie der CO2-Ausstoß von Vulkanen liegt. "Global handelt es sich dabei um
eine für das Klimasystem wirksame Menge", sagt Kölling. Vor allem sei der
CO2-Ausstoß systematisch vor dem Ende von Eiszeiten erfolgt. "Wir vermuten
aufgrund unserer Berechnungen, dass dieser Prozess dabei geholfen hat, die
Eiszeiten zu beenden", so der Forscher weiter. Die Pyritverwitterung
könnte ein bislang unbeachteter Prozess sein, der über den Treibhauseffekt
indirekt das Schmelzen der Gletscher und damit den Meeresspiegelanstieg
sowie das Eiszeitende steuerte.

Für das Modell hat Kölling in Eisbohrkernen nachgewiesene CO2-Gehalte
sowie den Meeresspiegel der letzten 800.000 Jahre analysiert und
miteinander verglichen. Sein Ergebnis: Nimmt man die ganz niedrigen
Meeresspiegelstände in den Kaltzeiten aus, verlaufen Meeresspiegel und
Kohlenstoffdioxid in erstaunlich parallelen Kurven: Steigt der
Meeresspiegel um einen Meter, erhöht sich auch der CO2-Gehalt um 0,001
Promille. In den vergangenen 800.000 Jahren war der Meeresspiegel so zu
einem Großteil an den Kohlendioxidgehalt gekoppelt.

Steigt der Meeresspiegel nach einer Eiszeit an, wird der Kontinentalschelf
nach und nach wieder mit Wasser bedeckt - und es kann sich in den oberen
Metern des Sediments, durch den Zerfall organischer Substanz, neuer Pyrit
bilden. Allerdings reicht meist die Dauer der Warmzeiten nicht aus, um den
ursprünglichen Pyritgehalt im Schelf wieder "aufzufüllen". Aus diesem
Grund, so Kölling, ist die so genannte Pyritverwitterungsfront, also die
Schicht im Kontinentalschelf, an der in Eiszeiten in der Tiefe Pyrit
oxidiert, mit jeder Vereisung weiter nach unten gewandert. Damit verlagert
sich der Meeresspiegelstand, ab dem in großem Umfang Pyritverwitterung
einsetzt, immer weiter nach unten. Aktuell liegt diese Front laut Kölling
bei etwa 90 Meter unter dem heutigen Meeresspiegel.

Köllings Modell berechnet das Freisetzen von CO2 in Abhängigkeit vom
Meeresspiegelstand für die letzten drei Millionen Jahre. Dabei bietet es
auch eine Erklärung für die länger werdenden Zyklen, in denen sich Kalt-
und Warmzeiten abwechseln. Bereits seit den siebziger Jahren rätseln
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, was dazu geführt hat, dass sich
vor etwa einer Million Jahren die Länge der Eiszeitzyklen von etwa 41.000
Jahren auf 80.000 bis 120.000 Jahre verlängert hat. Bekannt ist, dass die
Schiefe der Erdachse, die mit einer Periode von 41.000 Jahren schwankt,
einen großen Einfluss auf das Erdklima hat. Da es bisher keine schlüssige
Theorie gab, warum in den letzten etwa eine Million Jahren nicht jeder
Erdschiefe-Zyklus auch eine Rückkehr zu einer Warmzeit bewirkt hat, gingen
die meisten Forschenden davon aus, dass ein astronomischer Zyklus mit
einer Periode von circa 100.000 Jahren vor etwa einer Million Jahren an
Bedeutung für das Erdklima gewonnen hat. Zyklen solcher Länge existieren,
allerdings ist deren direkter Einfluss auf das Erdklima eher gering und es
gab vor einer Million Jahren keine grundsätzliche Änderung der
astronomischen Bedingungen.

Eine neue Erklärung liefert nun Köllings Modell: vor rund einer Million
Jahren war die Pyritverwitterungsfront weltweit in den Schelfen soweit
nach unten gewandert, dass die Meeresspiegeländerung innerhalb eines
Erdschiefe-Zyklus nicht mehr ausreichte, um tiefen Pyrit im Schelf
freizulegen. Es wurde also kein Kohlenstoffdioxid durch Pyritverwitterung
freigesetzt. Die Atmosphäre erwärmte sich nicht ausreichend und, ohne
echte Warmzeit, wurde ein zweiter Erdschiefe-Zyklus durchlaufen. Hierbei
sank der Meeresspiegel dann soweit ab, dass der Prozess der
Pyritverwitterung einsetzen konnte und dabei half eine Warmzeit
"einzuläuten".


Originalpublikation:

Martin Kölling, Ilham Bouimetarhan, Marshall E. Bowles, Thomas Felis,
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Consistent CO2 release by pyrite oxidation on continental shelves prior to
glacial terminations.
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MELDUNG/843: "Tanzmuster" von Skyrmionen vermessen (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 15.10.2019

"Tanzmuster" von Skyrmionen vermessen



In bestimmten magnetischen Materialien wie Cu2OSeO3 entstehen magnetische
Wirbel, so genannte Skyrmionen. Diese Skyrmionen lassen sich durch
niedrige elektrische Ströme kontrollieren, was eine energiesparende
Datenverarbeitung ermöglichen könnte. Nun ist es einem Team gelungen, an
der VEKMAG-Station an BESSY II eine neue Technik zu entwickeln, um diese
Wirbel präzise zu vermessen und dabei die drei unterschiedlichen
Eigenschwingungen zu beobachten.

Cu2OSeO3 ist ein Material mit besonderen magnetischen Eigenschaften. So
bilden sich in einem bestimmten Temperaturbereich bei einem kleinen
äußeren Magnetfeld so genannte Skyrmionen: magnetische Spinwirbel. Aktuell
sind dafür moderat tiefe Temperaturen um die 60 Kelvin (-213 Grad Celsius)
erforderlich, es scheint aber möglich zu sein, diesen Temperaturbereich
auch in die Raumtemperatur zu verschieben. Das Spannende an Skyrmionen
ist, dass sie sich sehr leicht bewegen und kontrollieren lassen und damit
neue Möglichkeiten für eine energiesparende Datenverarbeitung bieten.

Theoretische Arbeiten hatten vorausgesagt, dass es möglich sein sollte,
mit einem elektrischen Hochfrequenzfeld Skyrmionen in der Probe gemeinsam
und synchron anzuregen: so könnten sich die Skyrmionen entweder alle
gemeinsam im oder gegen den Uhrzeigersinn drehen oder aber "atmen", indem
sie sich ausdehnen und wieder zusammenziehen.

Nun ist es einem Team gelungen, in einer einkristallinen Probe von
Cu2OSeO3 erstmals die Dynamik dieser Skyrmionen im Detail zu vermessen.
"Konventionelle Methoden wie die ferromagnetische Resonanztechnik können
die Ablenkung der Spins in der Skyrmionen-Phase nicht erfassen und eignen
sich daher nicht, um diese selektiven Anregungen zu beobachten. Daher
mussten wir uns etwas einfallen lassen", erklärt Prof. Dr. Christian Back,
Technische Universität München.

An BESSY II gelang es dem Team, eine spinauflösende Methode mit einem
äußeren Mikrowellenfeld zu kombinieren: "So konnten wir die Spins und ihre
Ausrichtung präzise kartieren, und zwar für jede Sorte von Spins, die in
der Probe vorhanden ist", erläutert der HZB-Physiker Dr. Florin Radu, der
gemeinsam mit Kooperationspartnern aus den Universitäten Regensburg, der
Ruhr Universität Bochum sowie der Freien Universität Berlin die
VEKMAG-Station aufgebaut hat. Aufbau und Fortentwicklung der VEKMAG-Station
werden durch das BMBF und das HZB gefördert.

Durch ferromagnetische Resonanzexperimente an einem so genannten
Bragg-Peak zeigte die Forschergruppe damit erstmals experimentell, dass sich
alle drei Eigenschwingungen in Cu2OSeO3 ausbilden: Sie beobachteten
magnetische Wirbel in drei unterschiedlichen, synchronen Bewegungsmustern,
die sich mit dem Uhrzeigersinn oder gegen den Uhrzeigersinn drehen oder
sich "atmend" ausdehnen und zusammenziehen.
Kontrolle durch Mikrowellen

Jedes Bewegungsmuster wird bei einer bestimmten Frequenz des
Mikrowellenfeldes erreicht, die vom äußeren Magnetfeld sowie von
intrinsischen Parametern der Probe abhängt. Mit Hilfe des
Mikrowellenfeldes sind somit Übergänge von einer Eigenschwingung in eine
andere möglich. "Das ist ein erster Schritt zur Kontrolle von Skyrmionen",
sagt Radu.


Originalpublikation:
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MELDUNG/842: Millionenförderung für Uhrenprojekt (idw)


Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - 15.10.2019

Millionenförderung für Uhrenprojekt



Für die Entwicklung einer völlig neuen Atomuhr haben PTB Forscher
zusammen mit internationalen Kollegen einen prestigeträchtigen Synergy
Grant des europäischen Forschungsrates ERC eingeworben.

Eine Thorium-Kernuhr könnte noch einmal deutlich genauer sein als alle
bisherigen Cäsium- und auch die optischen Atomuhren. Das verspricht
Vorteile für die Anwendungen präziser Zeit- und Frequenzmessung, aber auch
für physikalische Grundlagenforschung. Nachdem das internationale
Forschungskonsortium mit mehreren Veröffentlichungen bereits gezeigt hat,
dass eine solche Uhr grundsätzlich realisierbar ist, zeigt nun der
europäische Forschungsrat sein Vertrauen in das Projekt, indem er es mit
insgesamt 13,8 Millionen Euro fördert. An dem interdisziplinären und
internationalen Projekt "Thorium Nuclear Clock" sind neben der
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) Wissenschaftler aus Wien,
München, Delaware (USA), Heidelberg und Aachen beteiligt. Das Synergy
Programm des European Research Council (ERC) ist die am höchsten dotierte
Forschungsförderung des ERC und konzentriert sich insbesondere auf Themen
mit hohem Innovationspotenzial, die eine Zusammenarbeit zwischen
verschiedenen Fachgebieten erfordern, wie hier Atom- und Kernphysik,
Laserphysik und theoretische Physik.

Bei bisherigen Atomuhren "tickt" sozusagen die Atomhülle, bei der
Thoriumuhr dagegen der Atomkern. (Ticken meint, dass man periodische
Vorgänge, konkret die regelmäßige Abfolge von Tal und Berg von
Mikrowellen- oder optischer Strahlung, zur Anregung von Elektronen bzw.
des Kerns in den Atomen einer solchen Uhr nutzt.) Weil im Atomkern die
Protonen und Neutronen wesentlich dichter gepackt und fester gebunden sind
als die Elektronen in der Außenhülle, verspricht eine Kernuhr eine
deutlich höhere Genauigkeit als bisherige Atomuhren. "Sie ist aber genau
deswegen auch deutlich komplizierter zu realisieren," erläutert Dr.
Ekkehard Peik, Physiker und Fachbereichsleiter an der PTB. Zusammen mit
seinem Kollegen Dr. Christian Tamm hat er schon vor mehr als einem
Jahrzehnt das Konzept für eine Thoriumuhr entwickelt. Thorium-229 besitzt
als einzig bekanntes Atom einen isomeren Kernzustand, den man mit
Lasertechnik, wie sie ähnlich auch bei heutigen Atomuhren genutzt wird,
anregen kann. Aus dem Konzept wurde die intensive Forschungsarbeit
verschiedenster Wissenschaftlergruppen weltweit. Auch durch die enge
Kooperation verschiedener Institutionen ist die Thoriumuhr Schritt für
Schritt näher gerückt.

"Wenn alles gut läuft, werden wir in sechs Jahren schon zwei
unterschiedliche Versionen von Kernuhren haben", hofft Peik. Allerdings
sei dazu noch viel Grundlagenarbeit zu leisten. Aber die kostet Geld, und
die 13,7 Millionen der EU schaffen die perfekten Bedingungen dafür. Damit
können - auch noch über das Ziel einer neuen Uhr hinaus - neue
grundlegende Einblicke in die Struktur des Thorium-229-Atomkerns gewonnen
werden. "Potenziell erhalten wir damit auch einen Zugang zu offenen Fragen
aus der Physik - etwa, wie sich die Quantengravitation oder die Dunkle
Materie auf präzise Vergleiche zwischen unterschiedlichen Atomuhren
auswirken", sagt Atomuhrexperte Peik.

Im Rahmen des ERC Synergy Grant werden über sechs Jahre hinweg Peik und
die anderen sogenannten Principal Investigators des Projektes gefördert:
Professor Thorsten Schumm von der Technischen Universität Wien, der auch
der Sprecher des Projektes ist, Dr. Peter Thirolf von der
Ludwig-Maximilians-Universität München und Prof. Marianna Safranova von der
University of Delaware in den USA. Beteiligt sind zudem Forscherinnen und
Forscher am Max-Planck-Institut für Kernphysik Heidelberg und am
Fraunhofer-Institut für Lasertechnik in Aachen.


Mehr Informationen über die Arbeiten des PTB-Teams:
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ELEKTROTECHNIK/284: Entwicklung von Magnetfeldsensoren, die günstig großflächige Areale überwachen können (idw)


Universität des Saarlandes - 15.10.2019

Physiker entwickeln Magnetfeldsensoren, die günstig großflächige Areale
überwachen können



Einen Flughafen, eine Lagerhalle oder einen Militärstützpunkt abzusichern,
ist eine riesige Herausforderung. Oft umfassen solche Areale
kilometerlange Zäune, die es Kriminellen leicht machen, eine abgelegene
Stelle zum Einbruch zu finden. Eine Lösung könnte ein Sensorkabel sein,
das mit Magnetfeldsensoren ausgestattet ist. Bereits minimale Änderungen
des Erdmagnetfelds zeigen dann an, wenn sich jemand am Zaun zu schaffen
macht. Ein solches Kabel hat die Arbeitsgruppe von Physik-Professor Uwe
Hartmann in den vergangenen Jahren entwickelt. Nun soll es zur Marktreife
gelangen. Dafür erhält das Team rund 350.000 Euro aus dem Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung EFRE.

Uwe Hartmann, Professor für Nanostrukturforschung und Nanotechnologie,
kennt die Problematik aus vielen Gesprächen zum Beispiel mit
Industrievertretern: "Ein Mitarbeiter eines der größten
Automobilhersteller hat mir zum Beispiel erzählt, dass aus einem großen
Reifenlager oft Ware gestohlen wird, indem die Diebe unbemerkt durch den
Zaun, der das Gelände umgibt, einbrechen und auch wieder verschwinden",
nennt er ein Beispiel. Solche riesigen Lagerhallen, wie sie beispielsweise
ein Automobilhersteller braucht, sind schwer zu überwachen. "Üblicherweise
mache ich das heute mit Kameras, Infrarotsensoren und ähnlichen
Technologien", erklärt der Physiker. Hinzu kommen teure Ergänzungen wie
ein patrouillierender Wachdienst oder Scheinwerferanlagen, die die
Überwachung möglichst lückenlos und für alle Wetterlagen und Tageszeiten
zu gewährleisten.

"Wir haben in den vergangenen Jahren in Saarbrücken eine Reihe von
Sensoren entwickelt, die diese Überwachung sehr viel intelligenter und
kostengünstiger übernehmen könnten", erklärt Uwe Hartmann. So hat er
gemeinsam mit seinem Team am Lehrstuhl für Nanostrukturforschung und
Nanotechnologie in Saarbrücken ein dünnes Kabel entwickelt, das in einigen
Metern Umkreis um sich herum alles wahrnehmen kann, was das Erdmagnetfeld
in irgendeiner Weise ändert. Es kann an Zäunen angebracht unterscheiden,
ob nur der Wind an den Maschen rüttelt oder ein Bolzenschneider. Im Boden
verlegt erkennt es Autos, nimmt wahr, in welche Richtung sie fahren,
unterscheidet sie von Lastwagen. Sogar Drohnen, die in ein paar Metern
Höhe das Kabel überfliegen, bemerkt es - ebenso wie auch den
Reißverschluss oder das Handy von dem, der darüber geht.

Dieses Kabel soll nun entscheidend verbessert werden, etwa, indem seine
Bauweise modular auf mehrere Kilometer Länge ausgelegt wird. Zudem sollen
die darin befindlichen Sensoren mithilfe Künstlicher Intelligenz über
Jahre stetig besser werden, indem sie lernen, kritische Ereignisse wie zum
Beispiel einen Einbruchsversuch von alltäglichen Dingen wie Wind, Regen,
Hagel oder auch einem Vogel, der sich auf den Zaun setzt, unterscheiden zu
lernen. Die jeweiligen spezifischen Erschütterungsmuster würde sich das
intelligente Sensorengeflecht quasi in Echtzeit selbst beibringen.
Außerdem sind auch drahtlose, völlig autonom arbeitende Varianten in der
Entwicklung "Die Hauptaufgabe wird sein, den bestmöglichen Kompromiss aus
Sensitivität, Echtzeitfähigkeit, geringer Fehlalarmquote und
Herstellungskosten für bestimmte Sicherungsobjekte zu finden", erklärt
Physiker Hartmann.

Gelingt es den Wissenschaftlern, während der Projektlaufzeit von zwei
Jahren das Sensorkabel zur Anwendungsreife zu bringen, könnte ein solches
Kabel in Zukunft große Areale, aber auch Privatgrundstücke effizient und
günstig gegen Einbruch absichern. Weitere denkbare Einsatzfelder wären
beispielsweise die Verkehrsüberwachung oder der Zugverkehr, wo die
Messdaten als Grundlage für eine effektivere Verkehrsleitsysteme genutzt
werden könnten.

Das Projekt "Entwicklung von neuartigen magnetosensorischen Techniken und
Überwachungsverfahren" wird seit August 2019 bis Dezember 2021 mit
insgesamt 350.000 Euro aus dem Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung EFRE gefördert.
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WERKSTOFFE/1108: Bayreuther Forscher entdecken stabiles hochenergetisches Material (idw)


Universität Bayreuth - 14.10.2019

Bayreuther Forscher entdecken stabiles hochenergetisches Material



Weltweit werden für die Langstrecken-Raumfahrt hochenergetische
Materialien gesucht, die sehr große Mengen chemischer Energie speichern
und bei Bedarf freisetzen können. Stickstoffverbindungen, in denen mehrere
Stickstoffatome durch einfache Bindungen verkettet sind, besitzen diese
Fähigkeit. Verbindungen dieser Art sind schwierig zu synthetisieren, denn
sie sind äußerst instabil. Wissenschaftler der Universität Bayreuth haben
jetzt unter extrem hohen Drücken und Temperaturen ein neuartiges
Polynitrogen entdeckt, das unter normalen Raumbedingungen stabil bleibt.
In der Zeitschrift "Nature Communications" stellen sie ihre Entdeckung
vor.

Das Bayreuther Team unter der Leitung von Dr. Dominique Laniel hat eine
Mischung von metallischem Magnesium (Mg) und Stickstoff (N₂) in
einer Diamantstempelzelle eingelagert. Anschließend wurde die Mischung
einer Temperatur von 2.000 Kelvin (mehr als 1.700 Grad Celsius) und einem
Druck von 50 Gigapascal ausgesetzt. Dieser Druck entspricht dem
500.000fachen Druck der Erdatmosphäre. Unter den extremen Druck- und
Temperaturverhältnissen bildeten sich sehr ungewöhnliche Kristalle aus
Magnesium und Stickstoff, wie sich bei Experimenten an der Röntgenquelle
PETRA III des Deutschen Elektronensynchrotrons (DESY) in Hamburg
herausstellte. Die Forscher entdeckten unter anderem Kristalle mit der
Summenformel Mg₂N₄, die sich aus Magnesium-Kationen
(Mg²⁺) und Stickstoff-Anionen (N₄⁴⁻)
zusammensetzen. Bei diesen Stickstoffmolekülen handelt es sich um homogene
Polynitrogene: Vier Stickstoffatome sind durch einfache Bindungen
verkettet und bilden eine hufeisenförmige Struktur. Diese Polynitrogene
sind niemals zuvor synthetisiert worden, weder durch Hochdrucktechniken
noch durch konventionelle chemische Verfahren.

"Wir waren überrascht, als wir feststellten, dass diese in die
Kristallstrukturen eingelagerten Stickstoff-Anionen bei normalem Luftdruck
und normalen Zimmertemperaturen stabil bleiben. Das
N₄⁴⁻-Molekül ist erst das vierte bekannte Polynitrogen,
und es ist bislang das einzige, das nur durch Hochdruckverfahren
hergestellt werden kann", sagt Dr. Dominique Laniel. Die Bayreuther
Forscher sind zuversichtlich, dass ein Verfahren zur Synthese von
Polynitrogenen entwickelt werden kann, die nur aus Stickstoff bestehen.
Dann liegt ein hochenergetisches Material vor, das für eine Vielzahl
industrieller Anwendungen und vor allem auch als Energiequelle für die
Langstrecken-Raumfahrt hochattraktiv ist. "Wer Treibstoff sucht, um zum
Mars zu fliegen, sollte sich in Zukunft bei den Polynitrogenen umsehen",
sagt Prof. Dr. Natalia Dubrovinskaia vom Bayreuther Labor für
Kristallographie.

Allerdings muss für diese Anwendungen noch eine entscheidende Hürde
überwunden werden: Bisher lassen sich die Magnesium-Stickstoff-Kristalle,
in denen die hochenergetischen Stickstoff-Anionen enthalten sind, nur in
sehr geringen Mengen unter extremen Drücken und Temperaturen im Labor
herstellen. Ein Verfahren zur Synthese im Industriemaßstab gibt es bisher
noch nicht. "Es ist aber durchaus möglich, dass sich die bei unseren
Hochdruckexperimenten entstandenen stabilen Kristalle als Blaupause
eignen, um sie eines Tages mit anderen, technisch weniger anspruchsvollen
Verfahren nachzubauen. Die experimentelle Hochdruck-Forschung leistet
insofern Pionierarbeit bei der Suche nach hochenergetischen Materialien",
meint Laniel. "Mit den jetzt in 'Nature Communications' veröffentlichten
Forschungsergebnissen steht die Tür weit offen, um mit den Verfahren der
Hochdruckforschung neue hochenergetische Materialien herzustellen, von
denen wir heute noch nicht wissen, dass es sie überhaupt geben kann",
ergänzt Prof. Dr. Leonid Dubrovinsky vom BGI.


Forschungsförderung:

Dr. Dominique Laniel ist 2019 als Forschungsstipendiat der Alexander von
Humboldt-Stiftung an die Universität Bayreuth gekommen. Hier forscht er
bei Prof. Dr. Natalia Dubrovinskaia am Laboratorium für Kristallographie
und bei Prof. Dr. Leonid Dubrovinsky am Bayerischen Geoinstitut. Die
Forschungsarbeiten in Bayreuth, die jetzt zur der Publikation in "Nature
Communications" geführt haben, wurden überdies gefördert von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF).

Kooperationspartner:

Zusammen mit dem Forschungsteam an der Universität Bayreuth haben auch
Wissenschaftler des Deutschen Elektronensynchrotron in Hamburg und der
Goethe-Universität Frankfurt am Main an der neuen Studie mitgewirkt.


Originalpublikation:

Dominique Laniel et al.:

Synthesis of magnesium-nitrogen salts of polynitrogen anions.

Nature Communications (2019),

DOI: http://dx.doi.org/10.1038/s41467-019-12530-w

Die Herausgeber von "Nature Communications" haben diesen Forschungsbeitrag
als wissenschaftliches Highlight gelistet:

http://www.nature.com/ncomms

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, 14.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AGRAR/405: Den steigenden Hunger weltweit wirksamer bekämpfen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Oktober 2019

Den steigenden Hunger weltweit wirksamer bekämpfen



Zum morgigen Welternährungstag erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für
Entwicklungspolitik:

Es ist ein Armutszeugnis, dass seit drei Jahren die Zahl der
Hungernden immer weiter steigt. Jeder neunte Mensch hungert. Alle zehn
Sekunden stirbt ein Kind unter fünf Jahren an den Folgen von
Mangelernährung. Diese schockierenden Statistiken können nur annähernd
darstellen, was tagtäglicher Hunger für die Betroffenen bedeutet.
Dabei sind Hunger und Mangelernährung keineswegs Schicksal, sondern
Resultat politischen Versagens.

Die Bundesregierung setzt zur Hungerbekämpfung im Globalen Süden
überwiegend auf Produktivitätssteigerung und Anbindung an den
Weltmarkt statt eine selbstbestimmte Ernährungsversorgung zu
unterstützen. Dies geht an den Bedürfnissen der kleinbäuerlichen
Bevölkerung und unserer Verantwortung angesichts der Klimakrise
vorbei. Für einen nachhaltigen Kampf gegen den Hunger müssen
stattdessen die Agrarökologie und die Kleinproduzentinnen
und -produzenten im Globalen Süden ins Zentrum gerückt werden. In
Kooperation mit ihnen kann die nachhaltige ländliche Entwicklung
vorangetrieben, die lokal angepasste Landwirtschaft weiterentwickelt
und so das Menschenrecht auf Nahrung verwirklicht werden.

Aber nicht nur in der Entwicklungspolitik müssen wir mehr tun: Die
Klimakrise hat bereits jetzt massive negative Konsequenzen für die
Produktion und den Zugang zu Nahrungsmitteln. Bewaffnete Konflikte
zerstören landwirtschaftliche Strukturen, treiben Menschen in die
Flucht und in die ständige Ernährungsunsicherheit. Die stark
subventionierte und auf Export ausgerichtete europäische
Landwirtschaft bedient sich billiger Importe aus dem Globalen Süden
und zerstört dort gleichzeitig lokale Märkte. Ungerechte und
entwicklungsschädliche Handelsbeziehungen zementieren dieses
Machtgefüge im globalen Ernährungssystem.

Zur Transformation des globalen Ernährungssystems braucht es also eine
grundlegend andere Politik in den Bereichen Landwirtschaft, Klima,
Entwicklung, Handel und Frieden. Es müssen auf struktureller Ebene die
Weichen für die Ernährungssouveränität aller gelegt sowie die
gleichzeitige Einhaltung planetarer Grenzen sichergestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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EUROPA/1826: Kanzlerin Merkel muss die Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien zur Chefsache machen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Oktober 2019

Kanzlerin Merkel muss die Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien zur Chefsache machen



Anlässlich der Entscheidung, erst auf dem EU-Gipfel am 17./18.10.2019
über die Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und
Albanien zu entscheiden, erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für
Osteuropapolitik:

Kanzlerin Merkel muss die Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen mit
Nordmazedonien und Albanien zur Chefsache machen und sich mit aller
politischen Vehemenz für eine Zustimmung auf dem EU-Gipfel einsetzen.
Frankreichs isolierte Blockadepolitik ist ein europäisches Desaster.
Sollte Präsident Macron das Versprechen der EU tatsächlich brechen,
riskiert er nicht nur die Glaubwürdigkeit der EU. Er riskiert auch die
Stabilität und den Frieden in der Region.

Die Zitterpartie geht aber auch aufs Konto der Koalitionsfraktionen.
Nur weil einzelne CDU-Abgeordnete immer wieder unsachlich
herumkrakelten, hat sich der Bundestag für seine Zustimmung zu viel
Zeit gelassen. Diese Verzögerungstaktik erweist sich nun als
Bärendienst für den europäischen Prozess.

Die EU hat letztes Jahr die Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen
versprochen, wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind. Beide Länder
haben enorme Reformfortschritte erzielt. Die Aufnahme von
EU-Beitrittsverhandlungen ist deshalb kein Geschenk ohne
Gegenleistung, sondern schlichtweg verdient. Eine erneute Vertagung
wäre ein Schlag ins Gesicht derer, die sich seit Jahren unermüdlich
für mehr Demokratie und Rechtstaatlichkeit, für Aussöhnung und
Menschenrechte einsetzen.

Anders als die französische Regierung behauptet, ist der
EU-Beitrittsprozess kein Automatismus, was am Beispiel der Türkei gut
zu beobachten ist. Auch die Reform des EU-Beitrittsprozesses ist kein
Widerspruch zur Aufnahme der EU-Beitrittsverhandlungen. Beides könnte
parallel vonstattengehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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FRAKTION/098: Gremienbesetzungen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Oktober 2019

Gremienbesetzungen



Die Fraktion hat heute aufgrund der bevorstehenden Mandatsniederlegung
von Kerstin Andreae folgende Gremienbesetzungen beschlossen:

Katharina Dröge ist neben ihrer Funktion als Parlamentarische
Geschäftsführerin künftig auch Sprecherin für Wirtschaftspolitik.

Dieter Janecek ist Sprecher für Industriepolitik und digitale
Wirtschaft.

Die Fraktion hat Dieter Janecek als Obmann des Ausschusses für
Wirtschaft und Energie benannt.

Claudia Müller wird künftig Mitglied des Ausschusses für Wirtschaft
und Energie.

Danyal Bayaz wurde als stellvertretendes Mitglied des Ausschusses für
Wirtschaft und Energie benannt. Er übernimmt zugleich die Leitung des
Wirtschaftsbeirates.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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GESUNDHEIT/1046: Die Bundesregierung muss gegen die finanzielle Belastung pflegebedürftiger Menschen aktiv werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Oktober 2019

Die Bundesregierung muss gegen die finanzielle Belastung pflegebedürftiger Menschen aktiv werden



Zu den Vorschlägen der Krankenkasse DAK zur Reform der
Pflegeversicherung erklärt Kordula Schulz-Asche, Sprecherin für
Pflegepolitik:

Die Pflegeversicherung in ihrer bestehenden Form hindert uns als
Versichertengemeinschaft daran, den pflegebedürftigen Menschen ein
adäquates Versorgungsangebot zu ermöglichen und die sich daraus
ergebenden Kosten zu übernehmen. Mit der doppelten Pflegegarantie
machen wir als Bundestagsfraktion einen pragmatischen
Lösungsvorschlag, wie wir die Eigenanteile schnell senken und
dauerhaft deckeln wollen. So wollen wir den Eigenanteil für die
pflegebedürftigen Menschen festlegen, sodass die Pflegeversicherung
zukünftig alle pflegebedingten Kostensteigerungen übernimmt.

Dieser grundlegende Umbau der Pflegeversicherung ist eine
Mammutaufgabe, die wir nur in einem breiten politischen und
gesellschaftlichen Schulterschluss schaffen. Deshalb begrüßen wir den
Beitrag der DAK. Umso weniger ist es nachvollziehbar, warum die
Bundesregierung sich nicht an der laufenden Debatte beteiligt. Für sie
tickt die Uhr, endlich pflegebedürftige Menschen und deren Angehörige
stärker zu unterstützen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Oktober 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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SOZIALES/1964: Armut entschlossen bekämpfen - national, europäisch und global


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Oktober 2019

Armut entschlossen bekämpfen - national, europäisch und global



Anlässlich des morgigen Internationalen Tages zur Beseitigung der
Armut erklären Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für europäische
Sozialpolitik, und Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Die Bundesregierung muss endlich die Vermeidung von Armut engagierter
angehen - national, europäisch und weltweit. Die Nachhaltigkeitsziele
(SDGs) der Vereinten Nationen sprechen eine klare Sprache und geben
einen deutlichen Rahmen vor. So haben sich die Staaten
selbstverpflichtet, bis 2030 extreme Armut weltweit zu beseitigen
sowie den Anteil der Menschen, die in Armut nach der jeweiligen
nationalen Definition leben, mindestens um die Hälfte zu senken.

In Deutschland liegt die Zahl der in Armut lebenden Menschen seit
Jahren auf einem Rekordniveau. Fast 50.000 Menschen müssen sogar auf
der Straße leben. Das ist eine Schande für ein so reiches Land. Um
Armut hierzulande zu vermeiden, fordern wir eine Kindergrundsicherung,
eine Garantierente und die Überwindung von Hartz IV durch eine
Garantiesicherung, um das Existenzminimum für alle sicherzustellen und
soziale Teilhabe zu schaffen. Außerdem brauchen wir einen bundesweiten
Aktionsplan zur Bekämpfung der Wohnungs- und Obdachlosigkeit.

Auch europaweit muss Armut bekämpft werden. Die Europäische Union
hatte sich eigentlich vorgenommen, die Zahl der von Armut und sozialer
Ausgrenzung bedrohten Menschen bis 2020 um 20 Millionen im Vergleich
zu 2010 zu senken. Das Ziel droht deutlich zu scheitern -
mitverantwortlich ist hier auch die Bundesregierung. Für die EU
fordern wir eine Rahmenrichtlinie, die dafür sorgt, dass es in allen
Mitgliedstaaten eine Grundsicherung gibt, die vor Armut schützt.

Und auch auf globaler Ebene kommt der Kampf gegen die Armut ins
Stocken: erstmals seit der Jahrtausendwende nimmt der Anteil der Armen
in einigen Regionen wieder zu. Außerdem hat Armut viele Dimensionen:
Unzureichendes Einkommen bedingt weitere Probleme wie Bildungsarmut,
schlechte Gesundheit und Mangelernährung. Ein Teufelskreis, der vor
allem Frauen trifft.

Gleichzeitig steigt die soziale Ungleichheit fast überall - sowohl
innerhalb der Länder als auch zwischen den armen und reichen Staaten.
Solange wir die Verteilungsfrage nicht angehen, werden wir Armut nie
nachhaltig beseitigen. Hier kommt es vor allem darauf an, endlich
wirksam gegen Steuervermeidung durch Reiche und global agierende
Konzerne vorzugehen. Armen Staaten gehen in etwa so viel Steuern
dadurch verloren, wie global an staatlichen Entwicklungsgeldern
bereitgestellt wird. Die Bekämpfung der Klimakrise muss endlich
glaubwürdig angegangen werden, denn vor allem die ärmsten Staaten
leiden unter den katastrophalen Folgen. Im Handel müssen wir für faire
Bedingungen sorgen und zum Beispiel unsere Agrarsubventionen
zurückfahren und entlang der gesamten Lieferkette Ausbeutung von
Mensch und Umwelt wirksam unterbinden.

Jeder Tag sollte zum internationalen Tag zur Beseitigung der Armut
erklärt werden, denn das braucht Deutschland, das braucht Europa, das
braucht die Welt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Oktober 2019
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1963: Kostenbeteiligung von Heim- und Pflegekindern endlich abschaffen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Oktober 2019

Kostenbeteiligung von Heim- und Pflegekindern endlich abschaffen



Katja Dörner, Stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Sprecherin für
Kinder und Familienpolitik (Bündnis 90/Die Grünen), und Norbert
Müller, kinder- und jugendpolitischer Sprecher (Die Linke), erklären
zum gemeinsamen Änderungsantrag von Linken und Grünen zur Streichung
der Kostenheranziehung von Heim- und Pflegekindern:

Kinder in Pflegefamilien und in Einrichtungen der stationären
Jugendhilfe müssen, wenn sie einen Ferienjob oder eine bezahlte
Ausbildung annehmen, drei Viertel ihres Einkommens ans Jugendamt
zahlen. Das demotiviert und ist absolut kontraproduktiv.

Vorbei am eigentlichen SGB-VIII-Reformprozess will die Koalition nun
auch an den Regelungen zur Kostenheranziehung Veränderungen vornehmen.

Dabei ist die Abschaffung der Kostenbeteiligung längst überfällig.
Keiner der Jugendlichen hat sich seine Lebenssituation ausgesucht. Sie
sind am allerwenigsten für die Lage verantwortlich zu machen, in der
sie sich befinden. Gerade sie verfügen in der Regel nur über geringe
finanzielle Mittel und über ein familiäres Netzwerk, das bei den
Schritten ins Erwachsenenleben unterstützt.

Wer bei dieser schwierigen Ausgangslage 75 Prozent des Einkommens
abgeben muss, kann nichts ansparen. Anschaffungen wie ein Kühlschrank,
den Führerschein oder auch die Kaution für die erste Wohnung werden so
zu riesigen finanziellen Herausforderungen.

Diesen jungen Menschen mit einer Beteiligung an den Kosten ihrer
Unterbringung weitere Knüppel zwischen die Beine zu werfen auf dem Weg
in ein eigenständiges und selbstbestimmtes Leben, ist absolut nicht
hinnehmbar.

Wir legen als Linke und Grüne Opposition im Bundestag darum einen
Änderungsantrag vor, der die Kostenheranziehung bei Heim- und
Pflegekindern streicht. Dieser wurde auf den gestrigen
Fraktionssitzungen beschlossen und wird am Donnerstag im Parlament
diskutiert.

 * 
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UMWELT/1883: Strategie für saubere und gesunde Luft jetzt umsetzen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Oktober 2019

Strategie für saubere und gesunde Luft jetzt umsetzen



Zu den heute veröffentlichen Zahlen der Europäischen Umweltagentur
EEA, wonach in der EU rund 400.000 Menschen auf Grund von
Luftschadstoffen vorzeitig sterben, erklärt Bettina Hoffmann,
Sprecherin für Umweltpolitik:

Schadstoffe in der Luft machen krank. Der Schutz unserer Atemluft ist
deshalb so wichtig, weil die gesamte Bevölkerung davon betroffen ist.
Die Bundesregierung tut zu wenig für saubere Luft. Das im Mai 2019
beschlossene Luftreinhalteprogramm der Bundesregierung ist zu sehr auf
Kante genäht. Sollte nur eine Maßnahme verzögert oder eingeschränkt
umgesetzt werden, bleibt kein Spielraum, um die Emissionen in dem Maße
zu senken, wie die Bundesregierung es mit den anderen EU-Ländern
verabredet hat. Die Bundesregierung spielt hier mit der Gesundheit der
Bevölkerung.

Saubere Luft spart unserer Gesellschaft viel Geld. Mindestens 40
Milliarden Euro können EU-weit bei der Gesundheitsfürsorge oder durch
weniger Krankheitstage gespart werden.

Es ist ein gravierendes Gesundheitsrisiko, dass die
Feinstaub-Grenzwerte in Deutschland nur halb so streng sind, wie es
die Expertinnen und Experten der Weltgesundheitsorganisation
empfehlen. Maßstab für eine gute Luftqualität in Deutschland müssen
die Grenzwert-Empfehlungen der WHO sein.

Für die Gesundheit der Bevölkerung ist es eine schlechte Nachricht,
dass die Ammoniak-Emissionen in Deutschland nicht fallen, sondern
sogar steigen. Zum Schutz von Menschen und Umwelt müssen wir in
Deutschland die industrielle Massentierhaltung beenden. Denn weniger
Gülle bedeutet weniger Ammoniak-Gase und in der Folge auch weniger
Feinstaub in unseren Lungen.

Zum Schutz der Gesundheit der Bevölkerung muss die Bundesregierung
eine grundlegende Wende in der Verkehrspolitik einleiten. Dazu gehören
eine massive Stärkung von Radverkehr und öffentlichen Nahverkehr,
umfassende Hardwarenachrüstungen auf Kosten der Hersteller, die
Einführung einer blauen Plakette und ein Stopp der Neuzulassung von
Autos mit fossilem Verbrennungsmotoren ab 2030.
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AGRAR/337: Bäuerliche Landwirtschaft sichert Welternährung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Oktober 2019

Bäuerliche Landwirtschaft sichert Welternährung

Kernaufgabe der Landwirtschaft ist Lebensmittel zu erzeugen



Am heutigen Mittwoch ist Welternährungstag der Vereinten Nationen.
Hierzu erklären der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung und
Landwirtschaft der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, und
der zuständige Berichterstatter, Johannes Röring:

Albert Stegemann: "Noch immer leiden über 800 Millionen
Menschen weltweit an Hunger und chronischer Unterernährung. Das ist
mehr als jeder zehnte Mensch auf der Welt und eine erschreckend hohe
Zahl. Die wachsende Weltbevölkerung, die Auswirkungen des
Klimawandels auf die Umwelt und der Verlust hochwertiger
landwirtschaftlicher Flächen durch Bodenerosion oder
Flächenversiegelungen können die Situation weiter verschärfen.

Die Kernaufgabe der Landwirtschaft ist und bleibt daher zuallererst
Lebensmittel für die Menschen zu erzeugen. Um den Hunger in der Welt
zu bekämpfen, brauchen wir daher eine starke bäuerliche und
nachhaltige Landwirtschaft. Gleichzeitig sind international
verlässliche Rahmenbedingungen für den Agrarhandel und Investitionen
in die Agrarwirtschaft unabdingbar."

Johannes Röring: "Es liegt auch in der Verantwortung unseres
Landes, in den Regionen tätig zu werden, wo die Menschen nicht für
ihre eigene Ernährung sorgen können. Wir können den Landwirten vor
Ort mit unserem Know-how und den Technologien, die uns bereits zur
Verfügung stehen, unterstützend zur Seite stehen.

So können wir neben der Stärkung einer nachhaltigen
landwirtschaftlichen Produktion langfristig dazu beitragen,
konsequent Lebensmittel- und Ernteverluste zu reduzieren - denn nach
Angaben der Welternährungsorganisation FAO gehen allein ein Siebtel
aller geernteten Lebensmittel weltweit verloren."

 * 
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FINANZEN/1268: Grundsteuersteuerreform beschlossen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Oktober 2019

Grundsteuersteuerreform beschlossen

Finanzausschuss schafft bei der Grundsteuer Planungssicherheit



Der Finanzausschuss hat am heutigen Mittwoch die Entwürfe der Gesetze
zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 72, 105 und 1025b), zur
Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts
(Grundsteuer-Reformgesetz - GrStRefG) sowie zur Änderung des
Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von baureifen Grundstücken für
die Bebauung abschließend beraten. Dazu erklären die finanzpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann und der
zuständige Berichterstatter Fritz Güntzler:

"Was lange währt, wird endlich gut." Die Kommunen haben jetzt
Planungssicherheit zu einer ihrer bedeutendsten Einnahmequellen.
Wichtig ist uns, dass das neue Grundsteuerrecht möglichst einfach
ist. Deshalb muss das Ziel sein, dass mittelfristig so viele Daten
wie möglich - wie zum Beispiel Bodenrichtwerte, Grundstücksgrößen und
Baujahr - von der Finanzverwaltung automatisch zur Verfügung gestellt
werden. Dauerhaft ließe sich so eine vorausgefüllte Steuererklärung
realisieren. Die länderspezifische Öffnungsklausel ist wichtig, damit
regionale Verwerfungen wie z. B. in Stadtstaaten und Flächenländern,
Ballungszentren und ländlichen Räumen verhindert werden können. Für
Steuerpflichtige in Ländern, die von der Öffnungsklausel Gebrauch
machen, muss sichergestellt sein, dass es nicht zu
Zweifacherklärungen - einmal zum Zwecke der Grundsteuer und einmal
zur Berechnung des Länderfinanzausgleichs - kommen darf. Außerdem
konnten wir einen Abschlag für Denkmäler erreichen, damit der
Denkmalschutz weiterhin im Grundsteuerrecht gewürdigt wird. Um
steigende Steuereinnahmen und damit verbunden höhere Mieten zu
vermeiden, werden wir bis zur erstmaligen Anwendung des neuen
Grundsteuerrechts am 1. Januar 2025 die Steuermesszahl anhand der
dann tatsächlichen Berechnungen noch einmal evaluieren und
gegebenenfalls anpassen.

Über das Thema hinaus zeigt das Gesetzgebungsverfahren, dass unsere
Demokratie funktioniert. Ein Dank gilt auch der FDP und den Grünen,
die sehr sachorientiert mitberaten und eine gemeinsame Zustimmung
angekündigt haben."

 * 

Quelle:
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RECHT/969: Versuch von Cybergrooming wird strafbar


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Oktober 2019

Versuch von Cybergrooming wird strafbar

Ermittler stärken, Straftaten verhindern, Kinder schützen



Der Deutsche Bundestag berät am morgigen Donnerstag in 1. Lesung den
Gesetzentwurf zur Einführung der Versuchsstrafbarkeit beim
sogenannten Cybergrooming. Hierzu erklären die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CSU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker, und der zuständige Berichterstatter,
Alexander Hoffmann:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Endlich beginnen die
parlamentarischen Beratungen zur Versuchsstrafbarkeit des
Cybergrooming. Mit dem Gesetzentwurf stärken wir die Ermittler,
verhindern ggf. weitere Straftaten und schützen somit unsere Kinder.

Cybergrooming ist die gezielte Kontaktaufnahme von Erwachsenen zu
Minderjährigen im Internet zwecks Anbahnung sexueller Kontakte. Wer
versucht, sich auf diese Art an Kinder heranzumachen, zeigt damit
seinen Entschluss, Kinder zu täuschen und ggf. auch zu missbrauchen.
Das muss reichen, damit die Ermittler wirksam einschreiten können.
Von Praktikern wissen wir, dass sie ohne die Versuchsstrafbarkeit
häufig kein Ermittlungsverfahren einleiten können.

Auf Druck der Union war dieses Anliegen deshalb in den
Koalitionsvertrag gekommen, nachdem es in der letzten
Legislaturperiode vom Bundesjustizministerium und dem
Koalitionspartner immer abgelehnt worden war. Endlich hat das
Justizministerium nun den überfälligen Gesetzentwurf vorgelegt. Die
parlamentarischen Beratungen wollen wir nutzen, den Schutz der Kinder
noch weiter auszubauen. Die CDU/CSU-Fraktion hat dazu bereits eine
Vielzahl von weiteren Maßnahmen beschlossen."

Alexander Hoffmann: "Es hat sehr lange gedauert, bis das
Bundesjustizministerium nach mehrfachem Drängen der CDU/CSU-Fraktion
endlich aktiv geworden ist - und das ausgerechnet bei einem so
wichtigen Thema! Kinder und Jugendliche müssen vor sexuellem
Missbrauch noch besser geschützt werden. Die bisherigen Regelungen
reichen hierfür in unserer digitalen Welt nicht aus. Wir sollten in
den parlamentarischen Beratungen auch noch das Strafmaß erhöhen: Der
Besitz von Kinderpornografie sollte mit bis zu fünf statt bisher nur
drei Jahren Gefängnis bestraft werden können. Die Mindeststrafe für
sexuellen Kindesmissbrauch sollte auf ein Jahr heraufgesetzt werden."

 * 

Quelle:
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UMWELT/844: Emissionshandel wird in den Bereichen Wärme und Verkehr eingeführt


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Oktober 2019

Emissionshandel wird in den Bereichen Wärme und Verkehr
eingeführt



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett Eckpunkte zur
Ausgestaltung eines nationalen Emissionshandels für Wärme und Verkehr
beschlossen. Dazu können Sie die umweltpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött, wie folgt zitieren:

"Ein Emissionshandel erreicht die vorgegebenen Reduktionsziele sicher
und zu den günstigsten Kosten. Das zeigt der Europäische
Emissionshandel in den Sektoren Industrie und Energie seit 2005. Mit
der Einführung des nationalen Emissionshandels in den Bereichen Wärme
und Verkehr gehen wir einen Schritt weiter, bis wir hoffentlich bald
eine gesamteuropäische, sektorübergreifende Lösung finden.

Der Unionsfraktion ist die breite Akzeptanz der CO2-Bepreisung sehr
wichtig. Daher ist ein behutsamer Einstieg kombiniert mit einem
transparenten Anstieg des Preises in den nächsten Jahren der richtige
Weg. Wir betreiben Klimapolitik mit den Menschen und nicht gegen sie.
Wichtig ist, dass sich Verbraucher und Unternehmen jetzt schon auf
die steigenden Preise für konventionelle Kraft- und Brennstoffe
einstellen und sie in ihren Investitionsentscheidungen
berücksichtigen.

Bei der anstehenden gesetzlichen Regelung wird die Unionsfraktion
darauf achten, dass es für die bereits im Europäischen
Emissionshandel erfassten Anlagen nicht zu Doppelbelastungen durch
den neuen nationalen Emissionshandel kommt."

 * 
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CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





UMWELT/843: Energetische Gebäudesanierung ist wichtiger Schritt zu mehr Klimaschutz


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Oktober 2019

Energetische Gebäudesanierung ist wichtiger Schritt zu mehr
Klimaschutz



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett ein Steuerpaket zur
Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 beschlossen. Dazu können Sie
die Beauftragte für Klimaschutz der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Anja
Weisgerber, wie folgt zitieren:

"Heute ist ein guter Tag für alle Eigenheimbesitzer und den
Klimaschutz. Das Kabinett hat einen ersten wichtigen Schritt für mehr
Klimaschutz im Gebäudebereich gemacht. Es ist eine gute Nachricht,
dass dieses Instrument nun unbürokratisch und schnell kommt. Damit
können wir das große Einsparpotenzial für CO2-Ausstoß im
Gebäudebereich heben. Dabei war uns besonders wichtig, dass auch
Einzelmaßnahmen, wie zum Beispiel der Austausch alter Fenster oder
der Heizungsanlage gefördert werden, denn jeder noch so kleine
Beitrag zählt.

Neben dem Bundestag sind auch die Länder gefragt, die nun mit ihrer
Zustimmung im Bundesrat zeigen müssen, wie ernst sie es mit dem
Klimaschutz meinen. Ich setze darauf, dass Bund und Länder gemeinsam
an einem Strang ziehen, damit Eigenheimbesitzer künftig profitieren,
wenn sie ihr Haus oder ihre Wohnung klimafreundlich sanieren."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2862: Technologieneutrale Innovationsausschreibungen kommen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Oktober 2019

Technologieneutrale Innovationsausschreibungen kommen

Wichtiger Schritt zur Stärkung von Wettbewerb und Netz- und
Systemsicherheit



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett die Verordnung zu den
Innovationsausschreibungen für erneuerbare Energien beschlossen. Dazu
erklärt der wirtschafts- und energiepolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Joachim Pfeiffer:

"Die Einführung der Innovationsausschreibung für erneuerbare Energien
macht erneuerbare Energien fit für den Markt und das Stromsystem.
Innovationsausschreibungen, die mit der EEG-Reform 2017 gesetzlich
eingeführt wurden, sind ein richtiger und wichtiger Schritt, um den
Energiemarkt zukunftsfähiger und marktwirtschaftlicher zu gestalten.
Sie bieten das Potenzial, neue Preisgestaltungsmechanismen und
Ausschreibungsverfahren zu testen und den Wettbewerb sowie Netz- und
Systemsicherheit zu stärken. Diesem ersten Schritt müssen weitere
folgen.

Konkret sieht die Innovationsausschreibungsverordnung zwei Bausteine
vor: Einerseits die Einführung einer fixen Marktprämie, ähnlich der
KWK-Förderung. Andererseits die Ausschreibung einer technischen
Innovation, also die Förderung von Anlagenkombinationen aus
fluktuierenden (Sonne, Wind o.ä.) und nicht fluktuierenden (Biomasse,
Wasserkraft, Speicher o.ä.) erneuerbaren Energien. Dadurch wird nicht
nur gleichmäßiger Strom eingespeist. Es werden auch
Erneuerbare-Energien-Anlagen dazu gebracht, sich gegen
Wettereinflüsse abzusichern, was wiederum eine netzdienliche
Einspeisung und damit die Systemsicherheit fördert. Nur mit einem
solchen echten technologieneutralen Wettbewerb, in dem sich die
effizientesten technischen Innovationen durchsetzen, kann die
Energiewende gelingen.

Die technologieoffen gestalteten Innovationsausschreibungen werden in
den kommenden Jahren insgesamt drei Mal durchgeführt."

 * 
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BILDUNG/934: Karliczek muss bei Batteriezellenforschung dem Parlament Rede und Antwort stehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Oktober 2019

Karliczek muss bei Batteriezellenforschung dem Parlament Rede und Antwort stehen



Die Obleute der Fraktionen DIE LINKE, FDP und Bündnis 90/Die Grünen im
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung, Birke
Bull-Bischoff, Jens Brandenburg und Kai Gehring erklären zum Beschluss
des Ausschusses, Bundesforschungsministerin Karliczek für die Sitzung
am 23. Oktober 2019 erneut in den Ausschuss zu zitieren:

"Nach der Sonder-Ausschusssitzung im Sommer und immer neuen
Abstrusitäten im Verfahren muss Ministerin Karliczek dem Parlament
endlich Rede und Antwort stehen zur vermurksten Standortentscheidung.
Nach wie vor sind zahlreiche Fragen rund um die Standortentscheidung
der Forschungsfertigung Batteriezelle (FFB) ungeklärt.

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek konnte die Zweifel an der
Rechtmäßigkeit des Auswahlprozesses bisher nicht ausräumen. Im
Gegenteil hat unsere Prüfung der Akten aus dem
Bundesforschungsministerium neue Widersprüche zutage gebracht, die
Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Verfahrens nähren. Ein fairer und
transparenter Wettbewerb geht anders. Eine quasi freihändige
Entscheidung des Ministeriums entgegen fachlicher Expertise wäre ein
skandalöser Vorgang.

Forschungsministerin Karliczek muss diese Widersprüche nun restlos
aufklären und für vollständige Transparenz über die Rolle ihres Hauses
bei der Auswahl des Standortes Münster sorgen. Die erneute Befragung
im Forschungsausschuss des Deutschen Bundestages am 23. Oktober 2019
ist unerlässlich, um Schaden vom Forschungsstandort Deutschland
abzuwenden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Oktober 2019
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EUROPA/1758: Waffenembargo gegen Erdogan nicht länger hintertreiben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Oktober 2019

Waffenembargo gegen Erdogan nicht länger hintertreiben



"Bundeskanzlerin Angela Merkel und Frankreichs Präsident Emmanuel
Macron dürfen ein Waffenembargo gegen die Türkei nicht länger
hintertreiben. Notwendig ist ein EU-weiter kompletter Lieferungsstopp
von Waffen an den türkischen Despoten Recip Tayyip Erdogan", erklärt
Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
deutsch-französischen Ministerrats heute in Toulouse. Dagdelen weiter:

"Der Verurteilung der türkischen Aggression im Norden Syriens durch
die EU-Außenminister müssen endlich auch konkrete Taten folgen. Merkel
und Macron müssen sich in der EU für einen Stopp aller Finanz- und
Wirtschaftshilfen an die Türkei einsetzen. Nur durch ein Ende der
Beitrittsverhandlungen können die Vorbeitrittshilfen für Erdogan
beendet werden. Die Steuerzahler in Deutschland und in der EU dürfen
nicht länger für Erdogans Kriege zur Kasse gebeten werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Oktober 2019
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FINANZEN/1568: Fauler Deal bei der Grundsteuer


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Oktober 2019

Fauler Deal bei der Grundsteuer



"Die Grundsteuer ist wichtig für die Kommunen. Es geht um 14
Milliarden Euro jährlich für unsere Infrastruktur. Die nun erzielte
Einigung von GroKo, FDP und Grünen vergisst die Mieter. Die
Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die Mieten hätte zugleich
ausgeschlossen werden müssen. Denn wenn Hauspreise steigen,
profitieren die Eigentümer, nicht die Mieter. Auf diese wird die
Steuer aber abgewälzt", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender
Fraktionsvorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE, den Kompromiss zur Reform der Grundsteuer und der damit
einhergehenden Änderung des Grundgesetzes. De Masi weiter:

"Bayern und die FDP wurden mit der Öffnungsklausel und absurden
Verrenkungen eingekauft. So soll es keinen Mehraufwand für die
Steuerzahler durch die Öffnungsklausel geben. Dann hätte man aber auf
die Öffnungsklausel schlichtweg verzichten müssen.

Die Wertorientierung im ursprünglichen Regierungsentwurf wurde immer
weiter aufgeweicht. Es ist aber ein Unterschied, ob eine Villa am
Starnberger See oder eine Hütte auf dem gleichen Grundstück steht.

Eine realistische Bewertung von Immobilien wurde von der Union auch
deswegen blockiert, um eine Wiedererhebung der Vermögensteuer zu
verhindern. Nötig wäre neben dem Umlageverbot zum Schutz der Mieter
eine aufkommensneutrale und gerechte Grundsteuer, die sich am
tatsächlichen Wert von Grund und Immobilien orientiert."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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SOZIALES/2672: Kostenbeteiligung von Heim- und Pflegekindern endlich abschaffen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Oktober 2019

Kostenbeteiligung von Heim- und Pflegekindern endlich abschaffen



Norbert Müller, kinder- und jugendpolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE, und Katja Dörner, stellvertretende Vorsitzende und
Sprecherin für Kinder- und Familienpolitik der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen, erklären zum gemeinsamen Änderungsantrag von Linken und Grünen
zur Streichung der Kostenheranziehung von Heim- und Pflegekindern:

"Kinder in Pflegefamilien und in Einrichtungen der stationären
Jugendhilfe müssen, wenn sie einen Ferienjob oder eine bezahlte
Ausbildung annehmen, drei Viertel ihres Einkommens ans Jugendamt
zahlen. Das demotiviert und ist absolut kontraproduktiv.

Vorbei am eigentlichen SGB VIII - Reformprozess will die Koalition nun
auch an den Regelungen zur Kostenheranziehung Veränderungen vornehmen.

Dabei ist die Abschaffung der Kostenbeteiligung längst überfällig.
Keiner der Jugendlichen hat sich seine Lebenssituation ausgesucht. Sie
sind am allerwenigsten für die Lage verantwortlich zu machen, in der
sie sich befinden. Gerade sie verfügen in der Regel nur über geringe
finanzielle Mittel und über ein familiäres Netzwerk, das bei den
Schritten ins Erwachsenenleben unterstützt.

Wer bei dieser schwierigen Ausgangslage 75 Prozent des Einkommens
abgeben muss, kann nichts ansparen. Anschaffungen wie ein Kühlschrank,
der Führerschein oder auch die Kaution für die erste Wohnung werden so
zu riesigen finanziellen Herausforderungen.

Diesen jungen Menschen mit einer Beteiligung an den Kosten ihrer
Unterbringung weitere Knüppel zwischen die Beine zu werfen auf dem Weg
in ein eigenständiges und selbstbestimmtes Leben, ist absolut nicht
hinnehmbar.

Wir legen als Linke und Grüne Opposition im Bundestag darum einen
Änderungsantrag vor, der die Kostenheranziehung bei Heim-
Pflegekindern streicht. Dieser wurde auf den gestrigen
Fraktionssitzungen beschlossen und wird am Donnerstag im Parlament
diskutiert."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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WIRTSCHAFT/2198: Die Konjunkturprognosen sehen weiter schwach aus


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Oktober 2019

Die Konjunkturprognosen sehen weiter schwach aus



Die Konjunkturprognosen sehen weiter schwach aus, Altmaier lehnt
Konjunkturprogramm ab. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE
LINKE, dazu:

Die vom IWF prognostizierte Schwächung der internationalen Konjunktur
wird die deutsche Wirtschaft mit ihrer Exportabhängigkeit hart
treffen. Dass der Wirtschaftsminister Altmaier behauptet, dem sei
nicht so, ist schlicht weltfremd. Genauso weltfremd wie sein Plan, der
Wirtschaft mit Steuergeschenken für Unternehmen unter die Arme zu
greifen.

Was wir brauchen ist ein ambitioniertes Investitionsprogramm, das eine
sozial-ökologische Transformation finanziert. Nur mit grundlegenden
Veränderungen können wir unsere Wirtschaft zukunftsfähig machen. Wir
brauchen umfassende Investitionen in ÖPNV und Bahn, Bildung,
erneuerbare Energien, Pflege und Gesundheit und bezahlbaren Wohnraum.

Zusätzlich brauchen wir einen Fonds, der sich mit 20 Milliarden Euro
im Jahr auf die Transformation der Industrie konzentriert.
Zukunftsfähige Arbeitsplätze müssen erhalten und ausgebaut werden.
Niemand soll mehr zwischen Arbeitslosigkeit oder der Zukunft ihrer
Kinder entscheiden müssen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 15. Oktober 2019
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BUNDESTAG/8987: Heute im Bundestag Nr. 1132 - 16.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1132

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 15.16 Uhr

1. Expertenkritik an LuFV III

2. Überprüfbarkeit von Auslandseinsätzen

3. FDP will Leitmarkt für Industrie 4.0

4. IT-Sicherheitskennzeichen geplant

5. Einflussnahme von Parteispendern

6. Naturnahe Waldbewirtschaftung



1. Expertenkritik an LuFV III

Verkehr und digitale Infrastruktur/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Experten haben während einer öffentlichen Anhörung
des Verkehrsausschusses am Mittwoch Kritik am Entwurf für eine Dritte
Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV III) zwischen dem Bund
und der Deutschen Bahn AG (DB AG) zur Instandhaltung der
Eisenbahn-Infrastruktur geäußert. Mit der LuFV III sollen im Zeitraum
von 2020 bis 2029 insgesamt 86,2 Milliarden Euro für Instandhaltung
zur Verfügung stehen. Davon entfallen 62 Milliarden auf den Bund, was
eine Steigerung gegenüber der 2019 auslaufenden LuFV II um 59 Prozent
darstellt. Die DB AG soll Eigenmittel in Höhe von 24,2 Milliarden Euro
beisteuern, 41 Prozent mehr als nach der laufenden Vereinbarung.

Die Idee der erstmals im Jahr 2009 mit fünfjähriger Laufzeit
aufgelegten LuFV sei es gewesen, der Bahn Spielräume zu gewähren,
statt jeweils nur Einzelmaßnahmen zu finanzierten, sagte Romy Moebus
vom Bundesrechnungshof (BRH). Die vereinbarten Qualitätskennzahlen zur
Erfolgskontrolle der Maßnahmen hätten allerdings in der Vergangenheit
den Zustand der Bahn nicht in Gänze abgebildet, kritisierte sie.
Allein die immer stärker anwachsenden Nachholbedarfe zeigten, dass die
Kennzahlen die Situation deutlich positiver darstellten, als sie
tatsächlich sei. Auch gebe es Fehlanreize, da der Bund der Bahn Mittel
für Ersatzinvestitionen gebe, während die Instandhaltung aus den
Eigenmitteln der Bahn finanziert werden müsse. So gebe es den Anreiz
für die Bahn, Anlagen, statt sie instand zu halten, verrotten zu
lassen, bis der Bund die benötigten Ersatzinvestitionen tätigt. Dieses
Problem gebe es auch bei der LuFV III, so die BRH-Vertreterin, die
zugleich bemängelte, dass es während der vereinbarten zehnjährigen
Laufzeit keine Möglichkeiten der Nachsteuerung etwa durch den
Bundestag gebe.

Nach Aussage von Alexander Kirchner von der Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft gibt es derzeit einen Instandhaltungsrückstau von
65,6 Milliarden Euro bei der DB Netz AG und der DB Station&Service AG.
Um den Altersverfall der Infrastruktur zu stoppen, müssten jährlich
6,7 Milliarden Euro aufgewendet werden, sagte Kirchner. Die LuFV sehe
aber nur einen Betrag von 5,8 Milliarden Euro vor. Damit wachse der
Rückstau aber weiter. Kritik übte Kirchner auch an dem geplanten
Anstieg der von der Bahn zu erbringenden Eigenmittel. Dies führe zu
einem Renditedruck bei der DB AG und erschwere es, beispielsweise neue
Züge anzuschaffen.

Dirk Flege vom Verein Allianz pro Schiene benannte ebenfalls das
Problem der Fehlanreize. In seinem Verein organisierte Gleisbaufirmen
würden punktuell den Eindruck bestätigen, die Bahn lasse Gleisanlagen
bewusst verrotten, um die Ersatzinvestitionen durch den Bund zahlen zu
lassen. Für den unbefriedigenden Zustand des Schienennetzes sei nicht
allein die LuFV verantwortlich zu machen, betonte er. Vielmehr habe es
einen jahrzehntelangen Investitionsstau gegeben. Wie viel Geld
benötigt werde, um zu einer deutlichen Verbesserung zu gelangen, könne
er nicht genau sagen. Das habe damit zu tun, dass die vom Bund und der
Bahn erstellten Gutachten nicht veröffentlich würden. Höchst
bedenklich ist aus seiner Sicht auch die Entstehung der LuFV, die
zwischen Bundesregierung und Bahn ausgehandelt werde und die der
Bundestag nur in Gänze abnicken könne.

Professor Christian Böttger von der Hochschule für Technik und
Wirtschaft in Berlin hält die in der LuFV vereinbarten Kennzahlen für
nicht präzise genug. Es stelle sich zudem die Frage, was passieren
soll, wenn die Bahn die Vereinbarungen nicht einhalte. Nehme man dem
Unternehmen dann Geld weg, stehe dennoch der Bund in der
Verantwortung, eine funktionierende Bahn-Infrastruktur
aufrechtzuerhalten. Denkbar wäre, diese Kennzahlerreichung in die
Bonussysteme des Managements einzuarbeiten, sagte Böttger.

Als einen Schritt in die richtige Richtung bewertete hingegen der
Wirtschaftsprüfer Joachim Dannenbaum die in die LuFV eingefügten neuen
Qualitätskennzahlen. Diese müssten jedoch laufend optimiert werden. Es
brauche zudem eine gewisse Erfahrung im Umgang mit den Kennzahlen, ehe
diese für eine Pönalisierung nutzbar seien, sagte Dannenbaum.

Dass in der LuFV III Geld für kundenfreundliches Bauen eingeplant sei,
begrüßte Martin Henke vom Verband Deutscher Verkehrsunternehmen.
Bislang habe die Bahn möglichst billig ihre Strecken saniert, was oft
zu umfangreichen Streckenschließungen und Ersatzverkehren geführt
habe. Jetzt sei Geld für Ersatzbrücken vorhanden.

Frank Sennhenn, Vorstandsvorsitzender der DB Netz AG, wies den Vorwurf
zurück, bei Instandhaltungsmaßnahmen zu sparen, um später Ersatzbauten
vom Bund finanziert zu bekommen. "Wir tun hier deutlich mehr, als wir
müssten", sagte Sennhenn.

Aus Sicht von Gerald Hörster, Präsident des Eisenbahn-Bundesamtes,
stellt die LuV III einen geeigneten Weg dar, eine positive und stabile
Entwicklung des Bestandsnetzes über die nächsten zehn Jahre zu
gewährleisten. Anders als der Bundesrechnungshof sprach er sich gegen
die Möglichkeit der Sperrung der Mittel innerhalb der Laufzeit aus.
Hätte die DB AG nur zwei Jahre Sicherheit bezüglich der Höhe der nach
der LuFV bereitgestellten Bundesmittel, könne dies zu erheblichen
Problemen bei der Planung und Durchführung von Infrastrukturmaßnahmen
führen, gab er zu bedenken.

 * 

2. Überprüfbarkeit von Auslandseinsätzen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat den Entwurf
eines Gesetzes zur Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes
vorgelegt (19/14025). Danach soll in dem Gesetz ein Verfahren zur
Überprüfung von Entscheidungen über den Einsatz der Bundeswehr im
Ausland als eine neue Verfahrensart verankert werden. Dies habe die
Fraktion bereits 2016 (18/8277) vorgeschlagen.

Wie es in dem Entwurf heißt, sind Beschlüsse des Deutschen
Bundestages, mit denen er dem Einsatz bewaffneter deutscher
Streitkräfte im Ausland zustimmt, nach gegenwärtigem Recht vom
Bundesverfassungsgericht kurzfristig und umfassend nicht überprüfbar.
Bei derartig wesentlichen Angelegenheiten müsse aber die Möglichkeit
bestehen, dass verfassungsrechtliche Grundsatzfragen letztverbindlich
durch das Bundesverfassungsgericht beantwortet werden. Das
Bundesverfassungsgericht habe in seinem Beschluss vom 17.September
2019 (2 BvE 2/16) zum Syrien-Einsatz ausgeführt, dass die Ermöglichung
verfassungsgerichtlicher Kontrolle Sache des Gesetzgebers ist.

 * 

3. FDP will Leitmarkt für Industrie 4.0

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion dringt auf eine umfassende
Innovationsoffensive, um die Industrie fit für den digitalen Wandel zu
machen. Die größte Herausforderung für die Industrie sei, die Chancen
der Digitalisierung zu nutzen, schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (19/14030). "Die Vernetzung eingebetteter Systeme mit
wirtschaftlichen Abläufen in Unternehmen ist der Übergang zur vierten
industriellen Revolution." Die Innovationsmöglichkeiten, die sich
daraus ergäben, könnten der Wirtschaft die notwendigen
Produktionszuwächse verleihen, heißt es weiter. Für Deutschland mit
seinem wirtschaftlichen und Forschungsprofil biete sich die
Möglichkeit, gerade hier Marktführer zu werden.

Die Abgeordneten fordern unter anderem Nachbesserungen bei der
Hightech-Strategie der Bundesregierung sowie bei der steuerlichen
Forschungsförderung. Gigabit-Infrastrukturen müssten sowohl im
Festnetz als auch im Mobilfunk flächendeckend aufgebaut werden. Die 
IT-Sicherheit der deutschen Industrie solle mit einem ganzen
Maßnahmenbündel verbessert werden. Weiter geht es auch um
Rechtssicherheit für Unternehmen.

 * 

4. IT-Sicherheitskennzeichen geplant

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ein sogenanntes IT-Sicherheitskennzeichen für
Verbraucherprodukte ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/13741) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13374). Danach
plant das Bundesinnenministerium derzeit, dieses Kennzeichen im Rahmen
des IT-Sicherheitsgesetzes 2.0 einzuführen. Es solle erstmals die
Sicherheit von Produkten im Verbrauchersegment für Bürger "sichtbar
und nachvollziehbar" machen. Die Nutzung werde seitens der Wirtschaft
auf freiwilliger Basis erfolgen.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, soll das Kennzeichen "aus zwei
Komponenten bestehen: Zum einen aus einer prägnanten Aussage des
Herstellers zur Einhaltung bestimmter Sicherheitsanforderungen, zum
anderen soll das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik
als vertrauenswürdiger Informationsgeber zusätzliche aktuelle
Informationen zur Sicherheit oder aktuellen Schwachstellen
bereitstellen". Generell könne das IT-Sicherheitskennzeichen damit
zukünftig auch genutzt werden, um die Modalitäten von
Sicherheitsupdates im Rahmen der Vorgaben des Kennzeichens genauer
festzulegen, heißt es in der Vorlage weiter.

 * 

5. Einflussnahme von Parteispendern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Etwaige Einflussnahmemöglichkeiten von
Parteispendern auf Regierungshandeln sind ein Thema der Antwort der
Bundesregierung auf (19/13162) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/12665). Wie die Bundesregierung darin ausführt, ist sie
"bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürgerinnen
und Bürger nachvollziehbar zu gestalten". Aus ihrer Sicht werde "einer
Einflussnahmemöglichkeit durch Parteispender durch die bestehenden
Regelungen im Parteiengesetz und zur Korruptionsprävention ausreichend
vorgebeugt".

 * 

6. Naturnahe Waldbewirtschaftung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die naturnahe Waldbewirtschaftung wird im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes" (GAK), des Waldklimafonds und der Fachagentur
Nachwachsende Rohstoffe (FNR) sowie durch die forstliche Forschung der
nachgeordneten Behörden des Bundes sowie durch Öffentlichkeitsarbeit
umgesetzt und gefördert. Das geht aus einer Antwort (19/13151) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12793) der FDP-Fraktion
hervor. Mit der Erweiterung der GAK um den neuen Fördergrundsatz
Kapitel F seien zudem die entsprechenden Voraussetzungen für ein
Aufforstungsprogramm gegeben. Nun liege es bei den Bundesländern, dies
durch Landesrichtlinien umzusetzen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1131

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 14.20 Uhr

1. Ausschussmitglieder kritisieren Brandner

2. Abfederung des Kohleausstiegs

3. Votum für Wohngeldreform

4. Sicherheitsüberprüfung von Flüchtlingen

5. Kontrollen an Grenze zu Österreich

6. Fragen zur außerklinischen Intensivpflege

7. Fragen zu Hausdurchsuchungsanträgen



1. Ausschussmitglieder kritisieren Brandner

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Mit Kritik an den Twitter-Aktivitäten des
Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) begann die 62. Sitzung des
Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz am Mittwoch. Eine
Vertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlas stellvertretend
auch für die Fraktionen SPD, FDP und Die Linke eine Erklärung, wonach
die Abgeordneten der vier Fraktionen die Äußerungen des
Ausschussvorsitzenden verurteilen. Sie seien "erbärmlich" und würden
ausdrücklich abgelehnt. Brandner habe mit seinen Äußerungen nach dem
Anschlag auf die Synagoge in Halle Juden als Feindbild dargestellt und
damit die Juden in Deutschland gefährdet. Er habe damit er eine Grenze
überschritten und sich vom demokratischen Deutschland getrennt.
Brandner sei nicht geeignet, den Rechtsausschuss zu führen, denn er
habe die Voraussetzungen für den Vorsitz dieses Gremiums zerstört.
Daraus müsse Brandner die Konsequenz ziehen. Es gebe eine "Grenze
zwischen ihm und uns", sagte Rottmann.

Brandner hatte nach dem Anschlag, bei dem zwei vom Täter zufällig
angetroffene Passanten starben, über das soziale Netzwerk Twitter
zunächst den Tweet eines anderen Accounts weiter verbreitet, dessen
Inhaber fragte, warum Politiker mit Kerzen in Moscheen und Synagogen
"rumlungerten", wenn doch die Opfer des Anschlags letztlich eine
"Deutsche" beziehungsweise ein "Bio-Deutscher" gewesen seien. In einem
weiteren Tweet, den Brandner selbst verfasste, teilte er ein Video des
jüdischen Publizisten und Anwalts Michel Friedman und bezeichnete ihn
dabei als "deutschen Michel". Am Dienstag hatten der Deutsche
Anwaltverein (DAV) und der Deutsche Juristinnenbund (DJB) in einer
gemeinsamen Pressemitteilung Brandners Rücktritt gefordert. In der
Sitzung äußerte sich Brandner nicht zu der Kritik.

Der Ausschuss empfahl die Annahme einer Reihe von Gesetzentwürfen und
beschloss weitere öffentliche Anhörungen. Gegen die Stimmen der Linken
und bei Enthaltung der Grünen votierte das Gremium für den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung von Vorschriften über
die außergerichtliche Streitbeilegung in Verbrauchersachen und zur
Änderung weiterer Gesetze (19/10348, 19/10991). Dazu hatte Ende Juni
eine öffentliche Anhörung stattgefunden. Mit großer Mehrheit und bei
Enthaltung der AfD wurde ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Durchführung der Eurojust-Verordnung (19/13451) angenommen. Nach einer
ausführlichen Diskussion wurden ein Gesetzentwurf der Grünen zur
Abschaffung der Grundsteuer-Umlagefähigkeit (19/8827) und ein ähnlich
gelagerter Antrag der Fraktion die Linke (19/18358) mit großer
Mehrheit abgelehnt.

Die Abgeordneten beschlossen die Durchführung einer öffentlichen
Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Verlängerung des
Betrachtungszeitraums für die ortsübliche Vergleichsmiete (noch ohne
Drucksache) am 13. November 2019 sowie dem Grunde nach eine
öffentliche Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Grünen zur Stärkung der
Kinderrechte (19/1055). Zu den bereits terminierten Anhörungen zu dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Regelung der Wertgrenze für die
Nichtzulassungsbeschwerde in Zivilsachen, zum Ausbau der
Spezialisierung bei den Gerichten sowie zur Änderung weiterer
zivilprozessrechtlicher Vorschriften (04.11.2019, 19/13828) und zu dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Modernisierung des
Strafverfahrens (11.11.2019, noch ohne Drucksache) wurde die
Einbeziehung von Anträgen von FDP und Grünen beschlossen. Weiter
befasste sich der Ausschuss mit einer Vielzahl von Unterrichtungen,
Gesetzentwürfen und weiteren Vorlagen, bei denen er mitberatend ist.
Dabei gab es eine längere kontroverse Diskussion über den Antrag der
Bundesregierung bezüglich des Einsatzes bewaffneter deutscher
Streitkräfte in Irak und Syrien (19/13290), der schließlich mit der
Koalitionsmehrheit angenommen wurde. Das Thema
Netzwerkdurchsetzungsgesetz wie auch ein Antrag der AfD für einen
Bericht der Bundesregierung zum Thema "Hate Speech" im Internet sowie
der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Verbesserung
rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften für Opfer der politischen
Verfolgung in der DDR wurden von der Tagesordnung abgesetzt.

Wie der Ausschussvorsitzende mitteilte, hat es bei den Mitgliedern des
Gremiums erneut einen Wechsel gegeben. Für Katrin Budde rückt Karl
Lauterbach (beide SPD) nach.

 * 

2. Abfederung des Kohleausstiegs

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) Das geplante Maßnahmenbündel zur Abfederung des
Kohleausstiegs ist von Experten teils verhalten aufgenommen und mit
zahlreichen Änderungsvorschlägen versehen worden. Das war das Ergebnis
einer Anhörung von Sachverständigen im Ausschuss für Wirtschaft und
Energie. Bei der Sitzung unter der Leitung von Klaus Ernst (Die Linke)
ging es um den Entwurf der Bundesregierung eines
Strukturstärkungsgesetzes Kohleregionen (19/13398).

Der Gesetzentwurf fuße auf den Vorschlägen der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung", so die Regierung. Es solle ein
verbindlicher Rechtsrahmen für die "strukturpolitische Unterstützung
der Regionen, insbesondere durch die Gewährung finanzieller Hilfen für
Investitionen und weitere Maßnahmen bis 2038" geschaffen werden. Der
Entwurf solle von einem Gesetz zum Ausstieg aus der Kohleverstromung
flankiert werden.

Professor Ralf B. Wehrspohn (Fraunhofer-Gesellschaft) bemängelte, dass
der Gesetzentwurf die enormen Herausforderungen gerade der
energieintensiven Industrie ignoriere. Sie stehe vor der
Herausforderung, ihre energetischen und prozessbedingten
Treibhausgasemissionen drastisch zu senken. In Deutschland seien davon
besonders die Chemie-, Papier-, Glas- und Metallbranchen betroffen.

Für Peter Kopf (Industrie- und Handelskammer Cottbus) fehlt eine klare
Wirtschaftsorientierung der Strukturhilfen. Es müssten
privatwirtschaftliche Investitionen angeregt werden. Wegfallende
Wertschöpfung von Kohleunternehmen und Zulieferern könne nicht durch
die Schaffung von Stellen in der Verwaltung kompensiert werden. Für
die finanzielle Unterstützung bis 2038 fehle eine rechtsverbindliche
Regelung zwischen Bund und Kohleländern.

Professor Joachim Ragnitz (ifo-Institut) sprach sich gegen die von
einigen Ländern vorgebrachte Forderung nach Sonderabschreibungen für
Investitionen in Ostdeutschland aus. Da nicht von vornherein
abgeschätzt werden könne, wie hoch die Steuerausfälle wären, ergäben
sich unwägbare Risiken für die öffentlichen Haushalte weit über das
Jahr 2038 hinaus. Zudem erwarte er hohe Mitnahmeeffekte.

Der Konzernbetriebsrat der Lausitz Energie Bergbau AG will sich laut
seinem Vorsitzenden Uwe Teubner dafür einsetzen, dass das Unternehmen
mit neuen Geschäftsideen und innovativen Projekten eine aktive, zur
Wertschöpfung beitragende und Arbeitsplatz sichernde Rolle bei der
Strukturentwicklung einnimmt. In dem Gesetzentwurf finde sich aber
kaum ein Anknüpfungspunkt für diese aktive Rolle von Unternehmen in
der Strukturentwicklung.

Professor Jens Südekum (Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf) befand,
wegen des Zeithorizonts des Braunkohleausstiegs sei ein komplettes
Wegbrechen der industriellen Basis ebenso wenig zu befürchten wie eine
drohende Welle der Massenarbeitslosigkeit. Ein so erheblicher Einsatz
öffentlicher Investitionsmittel, wie im Gesetzentwurf vorgesehen (rund
200.000 Euro pro direkt betroffenen Arbeitsplatz), sei dann
gerechtfertigt, wenn davon industriepolitische Impulse ausgehen, die
über die Braunkohlenreviere hinaus ausstrahlen. Es müssten Visionen
und Leitbilder dahinterstehen.

Frank Hennig, Diplom-Ingenieur für Kraftwerksanlagen und
Energieumwandlung, hob hervor, dass eine preiswerte, mittelfristig
kalkulierbare und sichere Stromversorgung Voraussetzung für die
Schaffung neuer Arbeitsplätze sei. Im Gesetzentwurf fänden sich keine
belastbaren Aussagen zum Ersatz der entfallenden
Kohlekraftwerksleistung. Gesicherte, regelfähige und wetter- und
tageszeitunabhängige Stromproduktion könne nicht durch volatile
Stromeinspeisung ersetzt werden.

Klaus Aha von der Wirtschaftsinitiative Lausitz verwies auf die nötige
Stabilisierung der Bevölkerungsentwicklung in der Lausitz: erst die
große Zahl von Abwanderungen junger Menschen in den 1990er Jahren, nun
der erneut drohende Bevölkerungsverlust durch den Kohleausstieg. Dem
könne durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze und die verkehrliche
Erschließung von Arbeitsplätzen in den Zentren Dresden und Berlin
begegnet werden. Er kritisierte, dass der Gesetzentwurf fast nicht für
Privatinvestitionen vorsehe.

Christine Wörlen (Arepo Consult) hielt es für wahrscheinlich, dass der
Kohleausstieg arbeitsplatzschonend vollzogen werden kann. Dennoch
müsse das Gesetz Beschäftigungsgarantien und klare Regelungen für die
Beschäftigungssicherung bei Schließung von Kohleanlagen enthalten. Im
Gesetzentwurf seien keine Vorkehrungen wie etwa Auffanggesellschaften
zu finden. Bezogen auf die Betroffenen seien die Ziele im
Gesetzentwurf wolkig und unklar formuliert.

Reiner Priggen (Landesverband Erneuerbare Energien NRW) meinte, der
Ausbau der Erneuerbaren Energien müsse als ein wesentlicher Teil des
notwendigen Strukturwandels begriffen und im Gesetz verankert werden.
Das Ausbauziel für Erneuerbare Energien von mindestens 65 Prozent bis
2030 sei gesetzlich festzulegen. In dieser Hinsicht sei er völlig
enttäuscht vom Gesetzentwurf, gemessen an den Vorschlägen der
Kommission.

Namens der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände machte
Detlef Raphael geltend, den Kommunen müsse die Möglichkeit gegeben
werden, den Strukturwandel personell zu wuppen. Er äußerte die Sorge,
dass die Gesamthilfen des Bundes in Höhe von 40 Milliarden Euro bis
2038 noch nicht ausfinanziert seien und bislang die Finanzierung
lediglich mit 500 Millionen Euro pro Jahr bis 2023 gesichert sei. Die
Spitzenverbände hätten die Befürchtung, dass möglicherweise versucht
werde, in den Folgejahren durch Umschichtungen im Haushalt die
finanzielle Unterlegung sicherzustellen. Die Finanzierung dürfe aber
nicht zu Lasten der Förderung anderer strukturschwacher Regionen
gehen.

 * 

3. Votum für Wohngeldreform

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Bauausschuss hat sich für den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Wohngeldreform ausgesprochen. In ihrer Sitzung am
Mittwoch votierten die Abgeordneten mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD
und AfD bei Enthaltung von Links- und Grünen-Fraktion für das
Wohngeldstärkungsgesetz (19/10816) in geänderter Fassung. Die
FDP-Fraktion stimmte dagegen. Der Entwurf sollte noch in dieser Woche
in zweiter und dritter Lesung im Plenum diskutiert werden. Das Gesetz
soll die Mietsteigerungen seit 2016 berücksichtigen. Außerdem ist
vorgesehen, das Wohngeld alle zwei Jahre per Verordnung an die
eingetretene Miet- und Einkommensentwicklung anzupassen
(Dynamisierung).

Abgeordnete von CDU/CSU und SPD erklärten ihren Änderungsantrag, der
Inseln ohne Festlandanschluss eine Sonderstellung beimisst. Die
Menschen dort hätten nicht die Möglichkeit, auf andere Wohnungsmärkte
auszuweichen, sagte ein Abgeordneter von CDU/CSU. Man habe die
Zielgruppe so genau formuliert, dass keine Präzedenzfälle geschaffen
werden könnten. Von der SPD kam der Hinweis, die Förderung bekannter
zu machen. Viele wüssten gar nicht, dass es Wohngeld als Unterstützung
gibt, auch im Eigentum.

Die Opposition begrüßte den Vorstoß mit Einschränkungen. Ein Vertreter
der AfD erklärte, seine Fraktion wolle einen Schwerpunkt auf
Subjekt- statt Objektförderung. Allerdings hätte man sich beim
Stricken des Gesetzes mehr Sorgfalt gewünscht, etwa mehr
Kleinteiligkeit bei der Mietstufen-Einteilung von Großstädten. Die
FDP-Fraktion plädierte für eine Bündelung von Sozialleistungen im
Wohnbereich, um Transparenz zu schaffen und um
"Sozialleistungshopping" zu verhindern. Auch trage man Sorge, dass die
Länder ihren Teil der Ko-Finanzierung nicht immer leisten wollten.
Insgesamt gehe das Gesetz nicht weit genug. Eine Abgeordnete der
Linksfraktion erklärte, man sehe die Notwendigkeit der Reform.
Wohngeld sei allerdings nicht das Mittel der Wahl ihrer Fraktion; die
Linke fände Investitionen in den öffentlichen Wohnraum sinnvoll. Die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schließlich fand die Änderungen
ebenfalls nicht durchgreifend genug. Vor allem hätte man eine
Klimakomponente verankern müssen, also einen Zuschlag für Klimaschutz,
so ein Abgeordneter.

 * 

4. Sicherheitsüberprüfung von Flüchtlingen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Sicherheitsüberprüfung Schutzsuchender" ist
Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/13863). Darin
schreibt die Fraktion, dass Deutschland Vertreter des Bundesamtes für
Verfassungsschutz (BfV) und der Bundespolizei unter anderem nach Malta
und Italien schicke "für eine Durchführung von
Sicherheitsüberprüfungen im Rahmen der Aufnahme von aus Seenot
geretteten Menschen". Wissen will sie unter anderem, wie viele
Sicherheitsüberprüfungsverfahren Vertreter der Bundespolizei und des
BfV seit Juni 2018 auf Malta und in Italien durchgeführt und in wie
vielen Fällen sie "Sicherheitsbedenken gegen eine Übernahme der
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens durch
Deutschland" mitgeteilt haben.

 * 

5. Kontrollen an Grenze zu Österreich

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, "wann, auf Grund
welcher Rechtsgrundlagen und warum" die Bundesregierung die
Binnengrenzkontrollen an der deutsch-österreichischen Grenzen seit dem
20. Juli 2018 verlängert hat. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/13834) danach, welche Grenzübergänge an der Grenze zu
Österreich derzeit von Deutschland im Zuge der wiedereingeführten
Binnengrenzkontrollen kontrolliert werden. Ferner fragt sie unter
anderem, ob "die Bundesregierung und insbesondere das
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat das Ende der
stationären Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen Grenze"
sondiert

 * 

6. Fragen zur außerklinischen Intensivpflege

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die außerklinische Intensivpflege ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/13792) der Grünen-Fraktion. Mit dem sogenannten
Reha- und Intensivpflege-Stärkungsgesetz (RISG) wolle das
Gesundheitsministerium den Leistungsanspruch auf außerklinische
Intensivpflege neu fassen. So werde die Leistung künftig in
Pflegeeinrichtungen oder speziellen Wohneinheiten erbracht.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun Details über
Umfang und Organisation der außerklinischen Intensivpflege bekommen.

 * 

7. Fragen zu Hausdurchsuchungsanträgen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Um vom Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof
beantragte Hausdurchsuchungen der Räumlichkeiten von Verdächtigen des
linksextremistischen, rechtsextremistischen und religiös
extremistischen/islamistischen Spektrums geht es in einer Kleinen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/13861). Vor dem Hintergrund des
öffentlichen Interesses sei es für die parlamentarische Kontrolle der
Ermittlungs- und Aufklärungstätigkeiten von besonderem Interesse, über
die beantragten Hausdurchsuchungen Kenntnis zu erlangen, schreiben die
Abgeordneten. Sie fragen die Bundesregierung, an welchen Terminen seit
2010 vom Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof beantragte
Durchsuchungen der Räumlichkeiten von Verdächtigen des
linksextremistischen, des rechtsextremistischen und des religiös
extremistischen/islamistischen Spektrums stattfanden. Weiter wollen
sie wissen, in welchen Fällen Hausdurchsuchungen durch
Pressearbeit/Pressemitteilung der Öffentlichkeit bekannt gegeben
wurden und wie viele Durchsuchungsanträge abgelehnt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/8985: Heute im Bundestag Nr. 1130 - 16.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1130

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Änderungen in Sozialgesetzbüchern

2. Bahntickets könnten bald billiger werden

3. Zwei Anhörungen beschlossen

4. AfD-Forderung nach Statistiken abgelehnt

5. Stärkung der beruflichen Bildung

6. Soziale Innovationen fördern



1. Änderungen in Sozialgesetzbüchern

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwochvormittag einen Gesetzentwurf (19/11006) der Bundesregierung
zur Änderung des Neunten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX
und SGB XII) angenommen. Für den Entwurf in geänderter Fassung
stimmten neben den Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD auch die
Grünen. Die Fraktionen von AfD, FDP und Linken enthielten sich.

Mit dem Gesetz sollen vor allem gesetzliche Unklarheiten beseitigt
werden, um den anstehenden Systemwechsel bei den Unterkunftskosten der
besonderen Wohnform nach Paragraf 42a des SGB XII (Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung) vorzubereiten. Dieser Systemwechsel
sieht vor, dass ab dem 1. Januar 2020 Leistungen der
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen personenzentriert
ausgerichtet sein sollen und es keine Unterscheidung mehr nach
ambulanten, teilstationären und stationären Leistungen mehr geben
soll. Die neu eingefügten Änderungen betreffen unter anderem
Übergangsregelungen, damit für Leistungsberechtigte durch die
Systemumstellung eine Zahlungslücke zum Jahreswechsel 2019/2020
vermieden wird. Außerdem wurde in den Entwurf eingefügt, dass auch
Menschen, die ausschließlich Blindenhilfe erhalten, von dem
privilegierten Erwerbsfreibetrag bei der Anrechnung von Einkommen
profitieren können.

Durch den Ausschuss abgelehnt wurden mehrere Anträge der
Oppositionsfraktionen. So hatte die FDP einen Antrag (19/9928)
vorgelegt, mit dem der Übergang von einer Werkstatt für behinderte
Menschen in den ersten Arbeitsmarkt erleichtert werden sollte. Unter
anderem verlangte sie eine Entkopplung des Lohnkostenzuschusses beim
Budget für Arbeit vom Durchschnittsentgeld der Gesetzlichen
Rentenversicherung. Die Fraktion Die Linke forderte in ihrem Antrag
(19/11099) eine Erhöhung der Ausgleichsabgabe für Betriebe, die zu
wenig oder gar keine Menschen mit Behinderungen einstellen, und eine
Anhebung der Beschäftigungsquote von fünf auf sechs Prozent. Die
Grünen forderten in ihrem Antrag (19/5907) eine Reform des
Bundesteilhabegesetzes, um unter anderem ein echtes Wunsch- und
Wahlrecht der Leistungsberechtigten zu erreichen.

Die Unionsfraktion kritisierte am Linken-Antrag, dass schon bisher die
Fünf-Prozent-Quote in den Betrieben kaum erreicht werde und eine
Erhöhung deshalb nicht nötig sei. Die SPD-Fraktion lehnte den
AfD-Vorschlag für Bonuszahlungen an Betriebe ab, da dadurch kleine und
mittlere Unternehmen nicht gefördert würden. Die FDP-Fraktion
kritisierte den Entwurf der Bundesregierung als Reparaturgesetz ohne
erkennbare Stringenz. Viele zu regelnde Dinge blieben ungelöst, so die
Liberalen. Die AfD-Fraktion bezeichnete es als Schande, dass 37.000
Betriebe in Deutschland keine Menschen mit Behinderungen einstellen.
Die Linke kritisierte, der Regierungsentwurf setze die
Personenzentrierung von Leistungen nicht konsequent genug um, auch
stünde zu vieles noch unter Finanzierungsvorbehalt. Die Grünen
kritisierten den bürokratischen Aufwand, um die Selbständigkeit der
Menschen zu erreichen, als viel zu hoch und deshalb nicht zielführend.

 * 

2. Bahntickets könnten bald billiger werden

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Im Finanzausschuss zeichnet sich eine Mehrheit für
eine Reduzierung der Mehrwertsteuer im Eisenbahn-Fernverkehr von
derzeit 19 Prozent auf den reduzierten Satz von sieben Prozent ab.
Dies wurde in der von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP)
geleiteten Sitzung am Mittwoch deutlich, als der von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Umsatzsteuergesetzes (19/12089) beraten wurde. Damit strebt die
Fraktion eine Senkung der Umsatzsteuer im Schienenpersonenverkehr
generell auf den ermäßigten Satz von sieben Prozent an. Durch die
derzeitige Besteuerung des Schienenpersonenverkehrs, die nur für den
Nahverkehr einen ermäßigten Steuersatz von sieben Prozent vorsieht,
würden die Potenziale für ökologische Lenkungswirkung im
Verkehrsbereich nicht ausgenutzt. Dies werde den aktuellen
umweltpolitischen Herausforderungen, insbesondere der Bekämpfung der
globalen Klimakrise und des Artensterbens, nicht gerecht, schreibt die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Bundesregierung soll dafür Sorge
tragen, dass die Steuerermäßigungen, deren Volumen mit 400 Millionen
Euro angegeben wird, zu 100 Prozent an die Kundinnen und Kunden
weitergegeben werden, fordert die Fraktion.

In der Aussprache über den allerdings von den Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD sowie der FDP-Fraktion abgelehnten Antrag (Fraktionen
von Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke waren dafür, AfD-Fraktion
enthielt sich) machten die SPD- und die CDU/CSU-Fraktion deutlich,
dass dieser Vorstoß bereits im Entwurf zur Umsetzung des
Klimaschutzpakets enthalten sei. Die AfD-Fraktion bezeichnete den
Vorstoß als grundsätzlich richtig. Die FDP-Fraktion wandte ein, es
könne nicht nur darum gehen, einzelne Tatbestände im Umsatzsteuerrecht
zu ändern. Notwendig sei eine große Lösung. Die Linksfraktion
unterstützte dagegen den Vorstoß der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,
die sich wiederum erfreut zeigte, dass die Koalition ihrem Vorschlag
folgen wolle.

 * 

3. Zwei Anhörungen beschlossen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch die Durchführung
von zwei öffentlichen Anhörungen beschlossen. Am Montag, dem 4.
November, wird eine öffentliche Anhörung zu dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2017/1852 des Rates vom 10. Oktober 2017 über
Verfahren zur Beilegung von Besteuerungsstreitigkeiten in der
Europäischen Union (19/12112) stattfinden. Mit dem Gesetz soll bei
Streitfällen über Doppelbesteuerungsabkommen ein neues Verfahren zur
Beilegung eingeführt werden.

In einer weiteren öffentlichen Anhörung am Montag, dem 25. November,
geht es um den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines
Gesetzes zur Neustrukturierung des Zollfahndungsdienstgesetzes
(19/12088). Der Entwurf sieht unter anderem die Möglichkeit zum
Einsatz verdeckter Ermittler sowie eine Befugnis zur Identifizierung
und Lokalisierung von Mobilfunkkarten und Telekommunikationsendgeräten
vor. Außerdem werden die Auskunftspflichten von Betroffenen und
Dritten erweitert.

 * 

4. AfD-Forderung nach Statistiken abgelehnt

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion ist mit ihren Forderungen nach der
Erhebung von Statistiken über bei Frauenhäusern abgelehnte Frauen und
zu weiblichen Genitalverstümmelungen gescheitert. Der
Familienausschuss lehnte am Mittwoch die beiden entsprechenden Anträge
der AfD-Fraktion (19/5045, 19/5046) mit den Stimmen aller anderen
Fraktionen ab.

Die AfD-Fraktion fordert in ihren Anträgen die Bundesregierung auf,
gemeinsam mit den Ländern und dem Dachverband
"Frauenhauskoordinierung" eine bundesweite Statistik zu erheben, aus
der die Anzahl und die Nationalität der Frauen hervorgehen, die an
Frauenhäusern abgewiesen werden. Zudem müsse erfasst werden, ob die
Abweisungen wegen Suchterkrankungen der Frauen oder fehlender
Finanzierung und mangelnder Kapazitäten der Frauenhäuser erfolgten.
Ebenso soll die Bundesregierung im Zusammenwirken mit den zuständigen
Behörden und Krankenkassen eine bundesweite Statistik erheben, aus der
die Anzahl der genital verstümmelten Frauen, ihre Nationalität, ihr
Wohnort und Aufenthaltsstatus hervorgehen. Die Daten sollen nach dem
Willen der AfD auch der Strafanzeige und Strafverfolgung von Tätern
und Mitwirkenden dienen.

Die Vertreter der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD verwiesen
darauf, dass die Frauenhäuser in Deutschland im Verantwortungsbereich
der Länder und Kommunen liegen. Zudem habe der Bund bereits den Runden
Tisch "Gewalt gegen Frauen" initiiert. Zudem sei es kontraproduktiv,
die eh schon überlasteten Frauenhäuser mit weiteren bürokratischen
Aufgaben zu belasten. Statt dessen müsse der bedarfsgerechte Ausbau
der Frauenhäuser vorangebracht werden. Eine gesonderte Statistik zu
Genitalverstümmelungen sei nicht notwendig, da Genitalverstümmelung in
Deutschland eine Straftat darstelle und bereits in der
Polizeistatistik erfasst werde.

Die FDP-Fraktion argumentierte, dass ein einheitliches Monitoring der
Frauenhäuser nötig sei. Dies werde auch durch die Istanbul-Konvention
vorgegeben. Eine Statistik über abgewiesene Frauen nach Nationalität
und Herkunft sei abzulehnen, da Frauen aller Nationalitäten oder
Herkunft von Gewalt betroffenen seien und Schutz benötigten.

Dieser Argumentation vertraten auch die Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen. Eine Meldepflicht über Genitalverstümmelungen
sei kontraproduktiv, dies hätten die Erfahrungen aus Großbritannien
gezeigt. Betroffene Frauen und Mädchen würden dadurch lediglich
abgehalten, sich an Beratungsstellen oder an Ärzte zu wenden. Linke
und Grüne forderten zugleich eine bessere Ausstattung von
Frauenhäusern und Beratungsstellen. An dieser Stelle müsse sich auch
der Bund stärker engagieren.

 * 

5. Stärkung der beruflichen Bildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Anhörung

Berlin: (hib/ROL) Die Modernisierung und Stärkung der beruflichen
Bildung war Thema einer Öffentlichen Anhörung am Mittwochvormittag vor
dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung.
Nach Ansicht der Bundesregierung muss die berufliche Bildung sich
heute mehr denn je als Angebot für junge Menschen präsentieren, die
häufig die Wahl zwischen einer Berufsausbildung und einem Studium
haben. Vorrangiges Ziel der von der Bundesregierung geplanten Novelle
ist laut Gesetzentwurf (19/10815) daher die Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität der dualen beruflichen Bildung
bei potentiellen Auszubildenden und Betrieben gleichermaßen.

Volker Born (Zentralverband des Deutschen Handwerks, ZDH) betonte,
dass die von CDU/CSU und SPD geplante Einführung einer
Mindestausbildungsvergütung potenziell systemgefährdend sei, da die
ohnehin sinkende Ausbildungsbeteiligung von Klein- und
Kleinstunternehmen insbesondere in strukturschwachen Regionen aufgrund
der finanziellen Belastungswirkung dieser Maßnahme weiter gefährde.
Gleichwohl begrüßte der ZDH die Pläne, bisherige berufliche
Aufstiegsfortbildung in aufeinander aufbauende Stufen zu gliedern. Sie
werden dann "Geprüfte/-r Berufsspezialist/-in" und als zweite Stufe
"Bachelor Professional "heißen. Als dritte Stufe soll der Meister
durch die Bezeichnung "Master Professional" ergänzt werden.

Achim Dercks (Deutscher Industrie- und Handelskammertag, DIHK) lobte
die neuen gesetzlich geschützten Abschlussbezeichnungen der Höheren
Berufsbildung, kritisierte aber, dass der vorliegende Gesetzentwurf
der Entwicklung der Digitalisierung nicht ausreichend Rechnung trage.

Professor Friedrich Hubert Esser (Bundesinstitut für Berufsbildung,
BIBB) betonte, dass nur wenn es der Berufsbildung gelinge, junge
Menschen und deren soziales Umfeld von der Attraktivität des Systems
zu überzeugen, ausreichend Fachkräfte ausgebildet werden können, um
den weiterhin hohen Bedarf der Wirtschaft zu decken. Ein solcher
Ansatz für eine Attraktivitätssteigerung sei zum Beispiel das
Berufslaufbahnkonzept, über das die Karriereoptionen in der
Berufsbildung verdeutlicht werden können. Mit dem Deutschen
Qualifikationsrahmen (DQR) würde die Gleichwertigkeit von
Fortbildungsabschlüssen mit hochschulischen Abschlüssen aufgezeigt
werden.

Insgesamt sei das duale System der beruflichen Bildung mit seiner
gesetzlichen Basis gut und praxisnah aufgestellt, betonte Barbara Dorn
(Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, BDA). Sie sprach
sich lediglich für eine "minimalinvasive" Novellierung aus. Sie
verwahrte sich zudem gegen die Änderung der Abschlussbezeichnungen.
Die im Entwurf vorgeschlagene Regelung zur Verankerung einer
Mindestausbildungsvergütung begrüßten Elke Hannack und Manuelas Conte
vom Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB). Der DGB fordert eine
grundsätzlich Mindestausbildungsvergütung von 80 Prozent des
tariflichen Durchschnitts aller Ausbildungsvergütungen mit einer
Einstiegshöhe von 660 Euro sowie die Einführungen der neuen
Bezeichnungen bei der Höherqualifizierende Berufsbildung. Sie seien
international verständlich.

Susanne Nowak (Bundesarbeitsgemeinschaft Katholische
Jugendsozialarbeit) trat für mehr Inklusion in der berufliche Bildung
ein. Wege für junge Menschen mit Behinderung oder Beeinträchtigung in
die Ausbildung dürften keine Sonderregelungen oder auch "Sackgassen"
sein. Sirikit Krone (Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ),
Universität Duisburg-Essen) kritisierte, dass es eine große Vielfalt
dualer Studienangebote gebe, die mittlerweile zu einem hohen Maß an
Intransparenz geführt habe, die sich häufig negativ für die
Orientierung der Schulabgänger auswirke. Sie forderte zudem eine
einheitliche rechtliche Grundlage der Praxisphasen in den Betrieben
während eines dualen Studiums.

Katharina Weinert (Handelsverband) sprach sich ebenfalls gegen die
Einführung neuer Bezeichnungen für Fortbildungen aus und die
Streichung des Lernumfangs in Mindeststunden. Eine Lehrgangsteilnahme
sei nicht Voraussetzung für die Prüfungszulassung und eine
Differenzierung zwischen Unterricht und Selbstlernen oder Praxis wäre
systemwidrig. Zudem sollten Mindestausbildungszeiten bei Verkürzung
einer Ausbildung transparent gemacht, aber gleichzeitig auch nicht
unbegrenzt unterschritten werden.

Der Anhörung lagen der Gesetzentwurf (19/10815), zwei Unterrichtungen
(19/12798, 19/10425), der Berufsbildungsbericht (19/9515), der Antrag
der AfD (19/11154), zwei Anträge der FDP (19/11119, 19/11106), der
Antrag der Linken (19/10757) und der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen
(19/10219) zugrunde.

 * 

6. Soziale Innovationen fördern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Die Linke will soziale Innovationen
stärken. Das sieht ein Antrag der Fraktion (19/11234) vor, der am
Mittwochvormittag im Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung beraten wurde.

Nach Auffassung der Linken sollen mit sozialen Innovationen soziale
Werte wie Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit und soziale Gleichheit
gefördert werden. Dazu gehörten neue Ideen, kreative Entwicklungen und
Adaptionen, die das Gemeinwohl im Blick haben, schreiben die
Abgeordneten in dem Antrag. Als erfolgreiche Beispiele nennt die
Fraktion Umsonstläden, Straßenzeitungen, Mehrgenerationenhäuser oder
Projekte wie der "laufende Schulbus" oder die öffentlichen
Bücherschränke. Der Antrag wurde von der Mehrheit der Fraktionen
abgelehnt.

Im Gegensatz zu einer technischen oder technologischen Innovation gehe
es bei sozialen Innovationen nicht in erster Linie darum, neue
Produkte zu entwickeln und gewinnbringend zu vermarkten. Die
Demokratisierung und das emanzipatorische Handeln im Sinne der
Wiederaneignung, Selbstermächtigung und Verantwortungsübernahme seien
ein Erfolg sozialer Innovationspolitik. So seien neue Projekte der
politischen Beteiligung der Zivilgesellschaft, von
Nichtregierungsorganisationen und Gewerkschaften entstanden.

Derzeit hätten sowohl auf europäischer als auch auf Bundesebene
technische Innovationen, die allein auf Gewinn- und Wohlstandsaufwuchs
zielen, eine höhere Chance auf öffentliche Förderung. Zudem stünden
sie mehr im Fokus der Öffentlichkeit, da hier Erfolge relativ
kurzfristig messbar sind. Gerade aus diesem Grund sollte nach Ansicht
der Linken nicht der Fehler begangen werden, soziale Innovationen
nicht hinreichend zu fördern oder nur solche sozialen Innovationen zu
fördern, die einen unmittelbar messbaren finanziellen Nutzen für
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft versprechen.

Die Linke fordert, gemeinwohlorientierte Dienstleistungsforschung
sowohl in der institutionellen als auch der Projektförderung zu
integrieren und auszuweiten und Forschungsprogramme und
Projektförderung verstärkt für soziale Innovationen zu öffnen. Eine
offene Innovationskultur soll insbesondere in der Verwaltung
finanziell, personell und technologisch mittels Einsatz von
Open-Source-Software auf allen Ebenen gefördert werden. Social
Entrepreneurs sollen als wichtige gemeinwohlorientierte Partner
anerkannt werden und durch explizite Förder- und Beratungsangebote auf
Bundesebene gestärkt werden. Zu alledem soll ein Fonds mit einem
Budget von 50 Millionen Euro eingesetzt werden. Ferner soll sich die
Bundesregierung auf europäischer Ebene dafür einsetzen, soziale
Innovationen und gemeinnützige Dienstleistungsforschung zu fördern.
Exemplarisch soll ein europäisches Förderprogramm für Innovationen im
öffentlichen Sektor entwickelt und aufgesetzt werden.

 * 
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BUNDESTAG/8984: Heute im Bundestag Nr. 1129 - 16.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1129

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 11.53 Uhr

1. Vorstoß zu digitaler Sicherheit abgelehnt

2. Ausschuss berät über Digitalreform

3. Elektronische Patientenakte soll kommen

4. Internationales Eisenbahnübereinkommen

5. Griechenland will Kredit teilweise tilgen

6. Keine Anlageempfehlungen der Regierung

7. Evaluierung der Baugesetzbuchnovelle



1. Vorstoß zu digitaler Sicherheit abgelehnt

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat einen
Vorstoß der Fraktion Die Linke zur "Umsetzung effektiver Maßnahmen für
digitale Sicherheit" abgelehnt. Gegen einen entsprechenden Antrag der
Linksfraktion (19/7705) stimmten in dem Gremium am Mittwochvormittag
bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die übrigen vier
Fraktionen.

In dem Antrag, der am Freitag zur abschließenden Beratung auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht, fordert Die Linke von der
Bundesregierung die Vorlage eines Gesetzentwurfs, um das Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) in eine eigenständige
Behörde umzuwandeln, "die aus der Zuständigkeit des Bundesministeriums
des Innern zu entlassen und deren Kernaufgabe die Erhöhung der
digitalen Sicherheit für alle ist". Ferner soll die Bundesregierung
laut Vorlage einen Gesetzentwurf vorlegen, um eine generelle
Meldepflicht für Sicherheitslücken einzuführen.

Auch wird die Bundesregierung in dem Antrag aufgefordert, "den Einsatz
von Staatstrojanern zu unterbinden und Sicherheitslücken wie Backdoors
oder Zero-Day-Exploits weder zu nutzen noch anzuschaffen", den Export
von Überwachungssoftware zu verbieten, sogenannte "Hackbacks" durch
staatliche Institutionen auszuschließen sowie "die deutsche
Cyber-Sicherheitsstrategie strikt zivil, unter Ausschluss von Militär
und Geheimdiensten auszurichten". Die Bundeswehr soll nach dem Willen
der Linksfraktion "konsequent auf digitale Sicherheit ihrer eigenen
Systeme" ausgerichtet werden; auf offensive Cyberfähigkeiten der
Bundeswehr soll ebenso verzichtet werden "wie auf ihren
Inlandseinsatz, auch zum Schutz kritischer Infrastruktur".

Ferner will die Fraktion "digitale Gewalt" als eigenen
Phänomen-Bereich erfasst wissen, für den besonders geschulte Bereiche
in den Strafverfolgungsbehörden und in der Justiz geschaffen werden
sollen. Zudem sollen dem Antrag zufolge unter anderem mehr Ressourcen
für Beratungsstellen für Opfer digitaler Gewalt bereitgestellt werden.

 * 

2. Ausschuss berät über Digitalreform

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsausschuss des Bundestages hat sich
ausführlich mit dem Entwurf für das Digitale-Versorgung-Gesetz DVG
(19/13438) der Bundesregierung befasst. Für die Fragen der
Abgeordneten standen am Mittwoch auch der Bundesdatenschutzbeauftragte
Ulrich Kelber und der Präsident des Bundesinstituts für Arzneimittel
und Medizinprodukte (BfArM), Karl Broich, zur Verfügung.

Der Gesetzentwurf sieht unter anderem vor, dass sich Patienten
digitale Gesundheitsanwendungen (Apps) vom Arzt verschreiben lassen
können. Zunächst soll das BfArM die App auf Datensicherheit und
Funktionalität überprüfen. Ein Jahr lang wird sie dann vorläufig von
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) erstattet. Während dieser
Zeit muss der Hersteller nachweisen, dass seine Anwendung die
Versorgung verbessert.

Darüber hinaus werden Apotheken und Krankenhäuser dazu verpflichtet,
sich an die Telematikinfrastruktur (TI) anschließen zu lassen.
Hebammen und Physiotherapeuten sowie Pflege- und
Rehabilitationseinrichtungen können sich freiwillig anschließen
lassen. Das Ziel sei, perspektivisch alle Gesundheitsberufe an die TI
anzubinden, hieß es im Ausschuss. Dies solle jedoch schrittweise
geschehen, um das System nicht zu überfordern.

Ferner sollen die Krankenkassen künftig die Entwicklung digitaler
Innovationen fördern und sich dazu an Investmentvermögen beteiligen
dürfen. Wie ein Vertreter der Bundesregierung im Ausschuss sagte,
gelten für eine solche Beteiligung enge Grenzen.

So dürfen Kassen maximal zwei Prozent ihrer Finanzreserven in Anteile
an Investmentvermögen anlegen. Die Kapitalbindungsdauer darf zehn
Jahre nicht überschreiten. Das Ausfallrisiko muss abgesichert werden.
Ein marktüblicher Ertrag werde angestrebt, die Rendite stehe aber
nicht im Vordergrund. Die Neuregelung zielt auch nicht auf
Beteiligungen an Einzelunternehmen, sondern an Fonds.

 * 

3. Elektronische Patientenakte soll kommen

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss setzt sich für die Einführung
der elektronischen Patientenakte ein. In der Sitzung am Mittwoch
beschlossen die Abgeordneten mit den Stimmen der Fraktionen von
CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen, eine entsprechende
Petition dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) als Material zu
überweisen, "soweit eine Einführung der elektronischen Patientenakte
angesprochen ist". Gleichzeitig soll die Eingabe mit der angeführten
Einschränkung den Fraktionen des Bundestages zur Kenntnis gegeben und
das Petitionsverfahren im Übrigen abgeschlossen werden.

Mit der Petition wird gefordert, dass auf der Chipkarte der
Krankenkassen alle relevanten Gesundheitsdaten des Patienten
gespeichert werden. Zur Begründung führt der Petent an, dass er sich
in einem Jahr mehrfach habe in Behandlung begeben müssen und dabei
jedes Mal mehrere Fragebögen unter anderem zu Vorerkrankungen und
vorherigen stationären Aufenthalten habe ausfüllen müssen.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung schreibt der
Petitionsausschuss, mit der seit 2015 als Versicherungsnachweis
geltenden elektronischen Gesundheitskarte und der
Telematikinfrastruktur, "der zentralen Infrastruktur für eine sichere
Kommunikation im Gesundheitswesen", werde für Patienten künftig die
Möglichkeit bestehen, ihre medizinischen Daten weiter- oder
mitbehandelnden Ärzten zur Verfügung zu stellen. In Paragraf 219a SGB
V sei geregelt, welche medizinische Anwendung die elektronische
Gesundheitskarte unterstützen muss und wer auf die mittels der Karte
gespeicherten Daten zugreifen darf.

Die Bereitstellung von Notfalldaten gehöre mit dem elektronischen
Medikationsplan zu den ersten medizinischen Anwendungen der
elektronischen Gesundheitskarte. Mit den Notfalldaten sollen
Versicherte "auf eigenen Wunsch" künftig die Möglichkeit erhalten,
ihrem behandelnden Arzt notfallrelevante medizinische Informationen
verfügbar zu machen.

Als umfassendste Anwendung soll mit der Gesundheitskarte laut
Beschlussempfehlung zukünftig auch die elektronische Patientenakte
bereitgestellt werden können. Damit sollen Patienten in die Lage
versetzt werden, sektorübergreifend und selbstbestimmt ihren
Behandlern ihre wichtigsten Gesundheitsdaten, medizinische Befunde und
Informationen zur Verfügung zu stellen. Ärzte erhielten hierdurch
Zugriff auf bereits vorliegende Untersuchungsergebnisse anderer
Behandler. Dies könne unnötige und belastende Doppeluntersuchungen
ersparen, schreibt der Petitionsausschuss. Zudem trage es dazu bei,
die Qualität und Effizienz der medizinischen Behandlung sowohl im
ambulanten Bereich als auch im Krankenhaus zu verbessern.

 * 

4. Internationales Eisenbahnübereinkommen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf "zur
Änderung des Übereinkommens über den internationalen Eisenbahnverkehr
(COTIF) vom 9. Mai 1980 in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 3.
Juni 1999" (19/13962) vorgelegt. Der Entwurf soll am Donnerstag ohne
Aussprache durch den Bundestag an die Ausschüsse unter Federführung
des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur zur weiteren
Beratung überwiesen werden.

In der Vorlage heißt es, die 13. Generalversammlung der
Zwischenstaatlichen Organisation für den internationalen
Eisenbahnverkehr (OTIF) habe am 25. und 26. September 2018 Änderungen
des Übereinkommens über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF)
und seiner Anhänge E und G sowie einen neuen Anhang H beschlossen. Die
Änderungsbeschlüsse des Übereinkommens regelten Bereiche, die sowohl
in die Zuständigkeit der Europäischen Union als auch ihrer
Mitgliedstaaten fallen, schreibt die Regierung. Im Hinblick auf die in
die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallenden Regelungen sei zur
völkerrechtlichen Ratifikation ein deutsches Vertragsgesetz
erforderlich.

In der Begründung zu ihrem Gesetzentwurf verweist die Bundesregierung
darauf, dass der neue Anhang H die bestehenden Vorschriften des
EU-Rechts überwiegend inhaltlich eins zu eins ins COTIF übertrage.
"Ein wesentlicher Unterschied ist lediglich, dass das EU-Recht die
zwingende gegenseitige Anerkennung von Sicherheitsbescheinigungen von
Eisenbahnverkehrsunternehmen vorsieht; das COTIF dafür eine bilaterale
Vereinbarung erfordert", heißt es in dem Entwurf. Die Regelungen des
EU-Rechts gingen folglich sogar weiter als die des neuen Anhangs H des
COTIF. Aus diesem Grund bedürfe es für EU-Mitgliedstaaten und sonstige
Staaten, die aufgrund ihrer internationalen Übereinkünfte mit der
Europäischen Union Unionsrecht anwenden, "keiner zusätzlichen
Umsetzungsmaßnahmen". Folglich seien auch in Deutschland über die
formale Ratifikation des Textes hinausgehende Maßnahmen zur Umsetzung
von Anhang H nicht erforderlich. Dies gelte insbesondere für die
Stellen in Anhang H, an denen konkrete Pflichten an die
Vertragsstaaten formuliert sind, schreibt die Regierung.

 * 

5. Griechenland will Kredit teilweise tilgen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Griechenland hat seine europäischen Partner um
Zustimmung gebeten, einen Teil der ausstehenden Kredite des
Internationalen Währungsfonds (IWF) vorzeitig zurückzuzahlen.
Vorgesehen ist eine vorzeitige Rückzahlung von bis zu 2,182 Milliarden
Sonderziehungsrechten - SRZ (rund 2,7 Milliarden Euro) des derzeit
ausstehenden IWF-Kredits von 6,736 Milliarden Sonderziehungsrechten
(rund 8,4 Milliarden Euro). In einem Antrag beantragt das
Bundesministerium der Finanzen (19/13977) die Einholung eines
zustimmenden Beschlusses des Deutschen Bundestages nach Paragraph 3
Absatz 2 Nummer 2 des Stabilisierungsmechanismusgesetzes sowie einen
zustimmende Beschluss des Deutschen Bundestages gemäß Paragraph 5
Absatz 2 Nummer 1 des ESM-Finanzierungsgesetzes.

Nach Angaben der Bundesregierung will Griechenland für die Tilgung
Erlöse aus bereits am Kapitalmarkt begebenen Anleihen verwenden.
Finanzielle Mittel vom Sonderkonto für den Liquiditätspuffer, wofür
Griechenland auch Auszahlungen des ESM erhalten habe, sollen nicht
verwendet werden. Der ESM halte eine vorzeitige teilweise
IWF-Rückzahlung für vorteilhaft für Griechenland, schreibt die
Regierung. Gründe dafür seien ein verringertes Wechselkursrisiko,
Zinseinsparungen von rund 33 Millionen Euro bis zum Januar 2021 sowie
insgesamt eine marginale Verbesserung der Schuldentragfähigkeit. Der
IWF bleibe an der Nachprogrammüberwachung unverändert beteiligt,
versichert die Bundesregierung, die die vorzeitige teilweise
Rückzahlung des IWF Kredit als "positives Signal" bewertet.
Griechenland folge damit dem Vorbild der anderen ehemaligen
Programmländer Portugal, Irland und Zypern, die IWF-Kredite ebenfalls
vorzeitig zurückgezahlt hätten.

 * 

6. Keine Anlageempfehlungen der Regierung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung will zu privaten
Anlageentscheidungen keine Empfehlungen abgeben. Dies schreibt sie in
ihrer Antwort (19/13008) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12537), die sich nach neuen Rahmenbedingungen für privates
Vorsorgesparen erkundigt hatte. Gefragt nach dem gegenwärtigen
Niedrigzinsniveau antwortet die Bundesregierung, die Geldpolitik der
Europäischen Zentralbank sei ein wichtiger, aber nicht der einzige
Faktor für die Höhe des gesamtwirtschaftlichen Zinsniveaus. "Für das
Niedrigzinsniveau gibt es weitere wichtige Gründe wie die
demografische Entwicklung sowie die weltweite hohe Ersparnis, die
einer geringeren Investitionsnachfrage gegenüberstehen. Die private
Altersvorsorge wird durch das Niedrigzinsniveau beeinflusst,
insbesondere wenn festverzinsliche Wertpapiere und Sparbücher genutzt
werden, die schon länger sehr geringe Renditen aufweisen. Andere
Finanzprodukte können höhere Renditen aufweisen. Private Anleger
treffen bei der Wahl möglicher Produkte ihre eigene
Portfolioentscheidung", heißt es in der Antwort weiter.

 * 

7. Evaluierung der Baugesetzbuchnovelle

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich
für die Folgen einer Baugesetzbuchnovelle von 2017. Mit der Neuerung
sollten Außenbereiche schneller und unkomplizierter für Wohnbebauung
in Frage kommen können. Nun möchten die Abgeordneten in einer Kleinen
Anfrage (19/13769) wissen, wie konkret die Fragestellungen für eine
Evaluierung lauteten und wie der Rücklauf von den Kommunen war.
Außerdem erkundigen sie sich nach den Ergebnissen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1128

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 11.09 Uhr

1. Kein Mittelaufwuchs für ärmste Länder

2. Import von bleihaltigen Abfällen

3. KBA-Bescheide nicht öffentlich

4. Aufzüge und Rolltreppen an Bahnhöfen

5. Grüne fragen nach Einzelwagenverkehr

6. Verhalten des Ost-Beauftragten



1. Kein Mittelaufwuchs für ärmste Länder

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung hat am Mittwochmorgen mit den Stimmen aller übrigen
Fraktionen einen Antrag (19/9856) der FDP-Fraktion zur Aufstockung der
Entwicklungsmittel für die am wenigsten entwickelten Länder der Welt
(least developed countries, LDCs) abgelehnt. Die Bundesregierung soll
danach einen Plan vorlegen, wie sie die Mittel für die LDCs bis zum
Jahr 2030 auf 0,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts steigern will -
ein Ziel, das in der Agenda 2030 international vereinbart worden sei,
wie ein Vertreter der FDP-Fraktion betonte. Leider sei die
Bundesregierung davon mit einem Anteil von derzeit knapp 0,1 Prozent
weit entfernt. Die Verdoppelung der Mittel ist aus Sicht der Liberalen
gut investiertes Geld, da durch mehr Unterstützung unter anderem der
Migrationsdruck in diesen Staaten gemindert werden könnte.

Union und SPD verwiesen indes auf die problematische Regierungsführung
in vielen LDCs. Mehr Geld allein werde die Situation der Menschen
daher kaum verbessern. Auch der Parlamentarische Staatssekretär beim
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
Norbert Barthle (CSU), sagte, die schwachen staatlichen Strukturen in
den Ländern setzten der Absorptionsfähigkeit der Mittel Grenzen.
Wichtig sei "Klasse statt Masse".

Seitens der AfD hieß es ebenfalls, mehr Geld bedeute nicht automatisch
Verbesserung. Seit den 1960er Jahren seien Billionen an
Entwicklungsgeldern nach Afrika geflossen und dort "versandet".

Eine Vertreterin der Linksfraktion stellte demgegenüber klar, dass die
Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen und damit auch das darin
verankerte 0,2-Prozent-Ziel bis 2030 erfüllt werden müssten. Die
Bundesregierung müsse die Mittel daher spätestens ab 2023 schrittweise
erhöhen. Allerdings wandte sich die Linksfraktion gegen den Ansatz der
FDP, dies auch mit Hilfe privatwirtschaftlicher Investitionen zu
erreichen. Indem die Regierungen in den LDC-Staaten aus der
Verantwortung genommen würden, tragfähige öffentliche Strukturen zu
schaffen, entstehe eine dauerhafte Abhängigkeit von
Entwicklungsgeldern.

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bezeichnete das 0,2-Prozent-Ziel
als eine "Mindestforderung"; sie will die Mittel sogar auf 0,5 Prozent
aufstocken. Den FDP-Antrag, der eine "gute Motivation" zeige, lehnte
sie wegen der zu niedrigen Zielsetzung ab.

 * 

2. Import von bleihaltigen Abfällen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Zwischen 2015 und 2018 sind jährlich zwischen 13.022
Tonnen und 29.154 Tonnen bleihaltige Abfälle mit den Codes A1010 und
A1160 nach Deutschland importiert worden. Diese stammten aus Algerien,
Nigeria, Serbien, dem Kosovo sowie Ghana. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/13263) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12794) hervor, in der sich die Fragesteller nach Details zum
Im- und Export von Bleibatterien in LMIC-Staaten erkundigt hatten.
Exporte von gefährlichen Abfällen aus der EU in Nicht-OECD-Staaten
seien verboten, sodass diese nicht statistisch erfasst werden könnten,
schreibt die Bundesregierung.

In der Kleinen Anfrage hatten sich die Abgeordneten auch nach dem
Import von recyceltem Blei erkundigt. Da Recycling die
Abfalleigenschaft von Abfällen beendet, unterliege recyceltes Blei
nicht dem Abfallrecht. Somit lägen keine Zahlen zu Importen aus
Nicht-OECD- und Nicht-EU-Ländern vor, schreibt die Bundesregierung.

Weiter verweist sie darauf, dass "ein eigener Strategieplan speziell
zur Bekämpfung des illegalen Handels mit Altbatterien" nicht bestehe.
Darüber hinaus obliege die Ausführung des Umweltrechts sowie die
Strafverfolgung überwiegend den Verwaltungs-, Polizei- und
Strafverfolgungsbehörden der Länder, heißt es in der Antwort. Auch
Änderungen der Umweltstrafvorschriften im Strafgesetzbuch seien
derzeit nicht in Planung.

 * 

3. KBA-Bescheide nicht öffentlich

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bei den Bescheiden des Kraftfahrt-Bundesamtes (KBA)
über die hinsichtlich manipulierter Abschalteinrichtungen untersuchten
Motorentypen handelt es sich nach Angaben der Bundesregierung um
Verwaltungsakte. "Das Verwaltungsverfahren ist nicht öffentlich",
schreibt die Regierung in ihrer Antwort (19/13184) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/12707), die Medienberichte angeführt
hatte, wonach das KBA die Bescheide zurückhalte und diese "selbst auf
Antrag von Rechtsanwälten" nicht herausgebe. In ihrer Antwort verweist
die Regierung darauf, dass auf der Internetseite des KBA die Datenbank
zu angeordneten Rückrufen im Zuständigkeitsbereich des KBA öffentlich
zugänglich sei.

 * 

4. Aufzüge und Rolltreppen an Bahnhöfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die deutschlandweite Verfügbarkeit von Aufzügen und
Fahrtreppen an Bahnhöfen hat nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB
AG) im Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2019 bei rund 97 Prozent
gelegen. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/13092) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/12285) hervor. Zu den
häufigsten Ursachen für den Ausfall von Personenaufzügen und
Rolltreppen zählen nach Auskunft der DB AG technische Störungen und
Vandalismus, heißt es in der Antwort. Weitere Gründe seien Streugut,
unsachgemäße Behandlung oder Stromausfall.

Um die hohe Verfügbarkeit der Personenaufzüge und Fahrtreppen zu
gewährleisten, habe die DB AG mit dem Programm ADAM ("Ausbau
Digitalisierung Anlagenmanagement") die Aufzüge und Fahrtreppen an
Bahnhöfen ausgerüstet, damit diese Störungen nun selbst melden können,
schreibt die Regierung. Fast alle fördertechnischen Anlagen der DB
Station&Service AG, die in Betrieb sind, seien mit einem
Kommunikationsbaustein zur Fernüberwachung ausgestattet. Dieser
Baustein erfasse den Zustand der Aufzüge und Fahrtreppen permanent und
übermittle diese Daten an die Betriebszentrale. Störungen würden durch
die eingebauten Sensoren sofort gemeldet. "So können Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter Ausfälle schneller beheben", heißt es in der Antwort.

Durch die Digitalisierung der Aufzüge und Fahrtreppen erhielten
Reisende zudem bessere Informationen über die Verfügbarkeit der
Aufzüge und Fahrtreppen an einem Bahnhof. Außerdem beschaffe die DB AG
"vandalismusresistente und witterungsgerechte" Technik.

 * 

5. Grüne fragen nach Einzelwagenverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Weiterentwicklung des Einzelwagenverkehrs
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/13793). Nach Aussage der Abgeordneten zählt der
Einzelwagen- oder Wagenladungsverkehr neben dem Ganzzugverkehr und dem
Kombinierten Verkehr zum dritten bedeutenden Produktionssystem im
Schienengüterverkehr. Der Einzelwagenverkehr eröffne dem Güterkunden
die Möglichkeit, Güter zum Empfänger zu senden, bei der die
Versandmenge nur eine Waggonladung oder Wagengruppe umfasst, heißt es
in der Vorlage.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, wie sich die Zahl der
Bedienpunkte im Einzelwagensystem der Deutschen Bahn AG (DB AG) seit
2006 entwickelt hat und welche externen Effekte der Einzelwagenverkehr
in der Verbundproduktion von DB Cargo beispielsweise durch die
Beförderung von Leerwagen und der Zuführung von Schadwagen in die
jeweiligen Ausbesserungswerke leistet. Wissen wollen die Grünen zudem,
ob die Bundesregierung die Auflage eines Forschungsprogramms zur
Weiterentwicklung eines zukunftsfähigen und modernen
Einzelwagenverkehrs über das Deutsche Zentrum für
Schienenverkehrsforschung (DZSF) beabsichtigt.

 * 

6. Verhalten des Ost-Beauftragten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Äußerungen des Beauftragten der Bundesregierung
für die neuen Bundesländer geht es in einer Kleinen Anfrage (19/13761)
der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten beziehen sich auf einen Vorfall im
Zuge der Landtagswahl-Berichterstattung in Sachsen und Brandenburg
beziehungsweise Reaktionen des Beauftragten auf die Äußerung einer
Moderatorin. Sie möchten wissen, wie die Bundesregierung dazu steht.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1127

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Ausschuss gegen Grünen-Gesetzentwurf

2. Großes Potenzial der Genommedizin

3. Keine Korrekturbitten des JKI im Mai

4. Korrekturbitten im April 2019

5. Kontaktspektrum von Anis Amri

6. FDP fragt nach Recycling von Bauabfällen



1. Ausschuss gegen Grünen-Gesetzentwurf

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat sich dagegen
ausgesprochen, die Solar-Förderung unmittelbar nicht mehr zu deckeln.
Mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD, AfD und FDP lehnten die Abgeordneten
in ihrer Sitzung am Mittwoch einen entsprechenden Gesetzentwurf
(19/13517) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ab. Nur die
Linksfraktion stimmte neben den Initiatoren für den Entwurf, der ein
Ende der Deckelung von Solaranlagen-Förderungen vorsieht.

Die Grünen warben für ihren Vorstoß mit der Begründung, der Deckel
könne schon in ein paar Monaten erreicht sein; Wirtschaft und
Verbraucher brauchten Planungssicherheit, daher sei jetzt die Zeit,
darüber abzustimmen. Von der CDU/CSU hieß es dazu, die Aufhebung des
Förderdeckels sei Bestandteil des Klimapakets. Der Gesetzentwurf habe
sich erledigt, da die Regierung in dieser Sache auf gutem Weg sei. Die
SPD-Fraktion bekräftigte dies. Es gebe Planungssicherheit, da klar
festgelegt sei, dass der Deckel ohne Konditionen abgeschafft werde,
sagte ein Abgeordneter.

Die AfD-Fraktion bezeichnete Photovoltaik als zu teuer und nicht
konkurrenzfähig. Man sei nicht gegen die Technologie als solche, aber
sie müsse sich am Markt bewähren, sagte ein Abgeordneter. Die
FDP-Fraktion möchte die Branche ebenfalls an den Markt heranführen und
ist daher gegen das Streichen des Förderdeckels. Von der Linksfraktion
hieß es hingegen, gerade Strom aus Kohle und Atom sei hoch
subventioniert und zwar mit versteckten Kosten. Außerdem schaffe die
Ankündigung eines Klimapakets allein noch lange keine
Planungssicherheit für Unternehmen. Es müssten Fakten geschaffen
werden.

In dem "Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes - EEG 2017" erklären die Abgeordneten
von Bündnis 90/Die Grünen, die bisherige Regelung sehe vor, ab dem
Erreichen einer installierten Kapazität von 52.000 Megawatt bundesweit
keine Anlagen mehr über die Einspeisevergütung zu fördern. "Die
steigende Unsicherheit und fehlende Planbarkeit für neue Solaranlagen
bereits vor dem Erreichen des Deckels sollte nach EEG durch eine
rechtzeitige Anschlussregelung vermieden werden, dies wurde jedoch
bisher nicht vorgelegt." Sie plädieren dafür, die Deckelung der
Förderung auf Solaranlagen auf 52.000 Megawatt aufzuheben.

 * 

2. Großes Potenzial der Genommedizin

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Genommedizin könnte nach Einschätzung der
Bundesregierung ganz neue Möglichkeiten eröffnen. Der medizinischen
Genomsequenzierung werde das Potenzial zugeschrieben, die
Gesundheitsversorgung nachhaltig zu verändern, heißt es in der Antwort
(19/13197) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12765) der
FDP-Fraktion.

Schon jetzt ermöglichten Kombinationen von genomischen und klinischen
Patientendaten erfolgreiche Behandlungskonzepte für verschiedene
Krankheitsbilder. Sequenzen aus dem Genom könnten insbesondere für
eine schnellere und präzisere Diagnosestellung oder für die Festlegung
einer geeigneten Therapie herangezogen werden. Daher sei die
Integration der genomischen Medizin in die Versorgung sinnvoll.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des JKI im Mai

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Julius-Kühn-Institut (JKI) hat im Mai 2019 in
keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung
gebeten. Das geht aus der Antwort (19/13145) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/12674) der AfD-Fraktion hervor. Das JKI gebe
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die
von der Behörde veröffentlichten Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

4. Korrekturbitten im April 2019

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (BMBF) geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/13111) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/12625). Danach gibt das BMBF lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn von ihm
veröffentlichte Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BMBF einen Hinweis
für geeignet und angemessen erachtet. Im Übrigen wird auf die
Vorbemerkung der Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine
Anfrage der Fraktion der AfD auf (19/7472) Bezug genommen.

 * 

5. Kontaktspektrum von Anis Amri

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit der Speicherung von Informationen zu dem
Kontaktspektrum des Attentäters vom Berliner Breitscheidplatz, Anis
Amri, befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/13823). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, welche
Asservate, Unterlagen oder sonstige Informationen im Nachgang der
Festnahme mehrerer Personen am 8. November 2016 in Bad Salzdetfurth
beziehungsweise Hildesheim in den Besitz von Polizei und
Sicherheitsbehörden gelangten. Auch wollen sie unter anderem wissen,
welche Behörde diese Asservate, Unterlagen oder sonstige Informationen
wann ausgewertet hat.

 * 

6. FDP fragt nach Recycling von Bauabfällen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Um die Möglichkeiten für das Recycling von
Bauabfällen sowie um Asbestgrenzwerte geht es in einer Kleinen Anfrage
(19/13831) der FDP-Fraktion. Darin erfragen die Abgeordneten, ob das
Bundesumweltministerium ein Interesse an einem bundeseinheitlichen und
rechtssicheren Grenzwert zur Beurteilung der Schädlichkeit oder
Unschädlichkeit von potenziellem Recyclingmaterial habe und warum das
Ministerium in Bezug auf Asbest eine "Nullfaserpolitik" verfolge.
Außerdem will die Fraktion wissen, ob die Bundesregierung das Ziel
aufgegeben habe, die Recyclingquote für mineralische Bauabfälle
aufrecht zu erhalten oder diese weiter zu erhöhen.

 * 
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BUNDESTAG/8981: Heute im Bundestag Nr. 1126 - 16.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1126

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 16. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Finanzielle Hilfen für Gewaltopfer

2. Nachunternehmerhaftung bei Paketdiensten

3. Gesetz zur Entbürokratisierung

4. Verspätungsgelder in 422 Fällen

5. Versorgungsgrad mit Eiweißfuttermitteln



1. Finanzielle Hilfen für Gewaltopfer

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Opfer von Gewalttaten sollen Leistungen künftig
schneller und zielgerichteter als bisher erhalten. Das ist das Ziel
eines Gesetzentwurfes (19/13824) der Bundesregierung zur Regelung des
Sozialen Entschädigungsrechtes. Mit diesem Gesetz reagiert die
Bundesregierung laut eigener Aussage auf die Auswirkungen des
Terroranschlages auf dem Berliner Breitscheidplatz im Dezember 2016.
Das Soziale Entschädigungsrecht (SER), das auf dem 1950 für die
Kriegsopfer und ihre Hinterbliebenen geschaffenen
Bundesversorgungsgesetz (BVG) basiert, soll sich künftig an den
heutigen Bedarfen der Betroffenen, insbesondere Opfer von Gewalt- und
Terrortaten, ausrichten.

Unter anderem sollen Entschädigungszahlungen deutlich erhöht und der
Zugang zu Hilfen erleichtert werden. So sollen schädigungsbedingte
Einkommensverluste von Geschädigten ausgeglichen und Einmalzahlungen
für durch Gewalttaten im Ausland Geschädigte deutlich erhöht werden.
Außerdem sollen die Waisenrenten und die Übernahme der
Bestattungskosten erhöht werden. Auch eine verbesserte Unterstützung
für Überführungen ist geplant. Alle Opfer von Gewalttaten in
Deutschland sollen unabhängig von Staatsangehörigkeit und
Aufenthaltsstatus gleichbehandelt werden. Neu eingeführt werden die
Schnellen Hilfen, also Leistungen in Traumaambulanzen und Leistungen
des Fallmanagements.

Der Gesetzentwurf sieht ferner vor, den bisher in der
Gewaltopferentschädigung verwendeten Gewaltbegriff neu zu definieren.
Erstmals sollen auch Opfer von psychischer Gewalt (zum Beispiel
schwerem Stalking und Menschenhandel) eine Entschädigung erhalten
können.

 * 

2. Nachunternehmerhaftung bei Paketdiensten

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung will die Arbeitsbedingungen in
der Paketbranche verbessern. Dazu hat sie einen Gesetzentwurf
(19/13958) vorgelegt, der vorsieht, eine Nachunternehmerhaftung für
Sozialabgaben für die KEP-Branche (KEP = Kurier-, Express- und
Paketdienste) einzuführen. Vorbild sollen die bestehenden
Haftungsregelungen für die Baubranche und die Fleischwirtschaft sein.
Die Bundesregierung begründet die Initiative damit, dass es viele
Paketdienste gebe, die fast ausschließlich mit Nachunternehmern
arbeiten. Hier komme es häufig zu Verstößen gegen das
Mindestlohngesetz und gegen sozialversicherungsrechtliche Pflichten
mit zum Teil kriminellen Strukturen, heißt es im Entwurf.

 * 

3. Gesetz zur Entbürokratisierung

Wirtschaft und Energie/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will Wirtschaft, Bürger und
Verwaltung per Gesetz von Bürokratie entlasten. Mit dem "Entwurf eines
Dritten Gesetzes zur Entlastung insbesondere der mittelständischen
Wirtschaft von Bürokratie" (19/13959) werde die Wirtschaft um
insgesamt 1,168 Milliarden Euro pro Jahr entlastet, schreibt die
Bundesregierung. Die maßgeblichen Anteile sollen die Einführung einer
elektronischen Arbeitsunfähigkeitsmeldung, Erleichterungen bei der
Vorhaltung von Datenverarbeitungssystemen für steuerliche Zwecke und
die Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungsgewerbe
beisteuern.

So solle ein elektronisches Meldeverfahren die Einreichung des
Krankenscheins ersetzen, heißt es. Künftig sollen die Krankenkassen
den Arbeitgeber auf Abruf elektronisch über Beginn und Dauer der
Arbeitsunfähigkeit seines gesetzlich versicherten Arbeitnehmers
informieren.

Vorgesehen sind auch Erleichterungen bei der Archivierung elektronisch
gespeicherter Steuerunterlagen. Für Unternehmen soll die Pflicht
entfallen, bei einem Wechsel der Steuersoftware zehn Jahre lang die
alten Datenverarbeitungsprogramme in Betrieb zu halten. Diese sollen
künftig fünf Jahre nach dem Wechsel abgeschafft werden dürfen, wenn
ein Datenträger mit den gespeicherten Steuerunterlagen vorhanden ist.

Mit der Einführung eines digitalen Meldescheins schließlich könnte die
Hotellerie nach Ansicht der Bundesregierung um erhebliche Kosten
erleichtert werden. Optional solle es möglich werden, per
digitalisiertem Verfahren die eigenhändige Unterschrift durch sichere
Verfahren zu ersetzen. Die Papier-Variante soll daneben als
Möglichkeit erhalten bleiben.

 * 

4. Verspätungsgelder in 422 Fällen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit dem Jahr 2011 wurde in 422 Fällen ein
Verspätungsgeld festgesetzt, weil Rentenversicherungsträger der
zentralen Zulagenstelle für Altersvermögen Rentenbezugsmitteilungen zu
spät übermittelt hatten. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/13007) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12535) hervor.
Danach wurde über alle zurückliegenden Jahre betrachtet
durchschnittlich ein Verspätungsgeld in Höhe von 14.143 Euro
festgesetzt. Das durchschnittliche Verspätungsgeld für gesetzliche
Rentenversicherungsträger und die landwirtschaftliche Alterskasse
betrug sogar 50.000 Euro.

 * 

5. Versorgungsgrad mit Eiweißfuttermitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/13835) mit Strategien gegen die sogenannte Eiweißlücke,
die eine zu niedrige Selbstversorgung mit Eiweißfuttermitteln meint.
Die Abgeordneten verlangen von der Bundesregierung unter anderem
Auskunft über Importe und den heimischen Anbau von Eiweißpflanzen.
Darüber hinaus wollen die Liberalen wissen, wie sich der
Selbstversorgungsgrad mit Protein aus Eiweißfuttermitteln innerhalb
der letzten zehn Jahre verändert hat.

 * 
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AUSSEN/1911: Bundesregierung schuldet eine Erklärung ihrer Türkeipolitik


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Oktober 2019

LAMBSDORFF: Bundesregierung schuldet eine Erklärung ihrer
Türkeipolitik



Zu den Medienberichten, wonach sich die Bundesregierung gegen ein
EU-Waffenembargo gegen die Türkei eingesetzt hat, erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Das Veto der Bundesregierung gegen ein EU-Waffenembargo ist
vollkommen unverständlich. Bundesaußenminister Maas hat sich mit
einem deutschen Exportstopp gebrüstet, jetzt verhindert er
anscheinend, dass die EU dieselbe Politik verfolgt. Europa kann und
darf sich außenpolitisch nicht länger selbst verzwergen, indem es
sich mit 28 nationalen Einzelstrategien begnügt. Die EU-Staats- und
Regierungschefs müssen eine klare Position gegenüber der Türkei
festlegen und geschlossen nach außen vertreten. Dafür muss sich der
Rat nicht nur sofort auf ein für die Dauer der Kampfhandlungen
geltendes EU-Waffenembargo einigen, sondern auch die ohnehin
eingefrorenen Beitrittsverhandlungen mit der Türkei beenden. Die
Bundesregierung schuldet dem Deutschen Bundestag eine umgehende
Erklärung ihrer Türkeipolitik, warum es bisher weder zu einem Abbruch
der Beitrittsverhandlungen noch zu einem Waffenexportstopp gekommen
ist. Die Regierungserklärung der Bundeskanzlerin wäre dazu eine gute
Gelegenheit."

 * 
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FINANZEN/2247: Zustimmung der FDP-Fraktion zum Gesetzespaket zur Grundsteuer nicht sicher


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Oktober 2019

LINDNER-Statement: Zustimmung der FDP-Fraktion zum Gesetzespaket
zur Grundsteuer nicht sicher



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung das folgende Statement ab:

"[...] Ich habe heute einen Brief an die Vorsitzenden der
CDU/CSU- und der SPD-Fraktion sowie an den Vorsitzenden der
CSU-Landesgruppe geschrieben. [...] Wir haben die Befürchtung, dass
enorm viel Bürokratie entstehen könnte, dass manche Eigentümer zwei
Steuererklärungen verfassen müssten, einmal für Herrn Scholz und
einmal für ihr jeweiliges Bundesland und das wollen wir rechtssicher
ausschließen. [...] Wir hätten uns ein anderes Modell für den Bund
gewünscht, ein Flächenmodell, das bürokratieschonend auch nicht zu
stärkeren Belastungen führt. Das ist in der Koalition nicht
mehrheitsfähig gewesen. Wir unterstützen deshalb die Möglichkeit
einer Länderöffnung, also eine Fluchtmöglichkeit vom Scholz-Modell.
[...] Sie muss rechtssicher sein und darf nicht zu zusätzlicher
bürokratischer Belastung führen. Der Vorschlag der Koalition bringt
aber genau dieses bürokratische Risiko. Mehr als 35 Millionen
Grundstücke könnten davon betroffen sein. Es steht die Gefahr im
Raum, dass Millionen Eigenheimbesitzer in Deutschland jedes Jahr eine
zweite Steuererklärung abgeben müssten, denn in den Ländern, die die
Grundsteuer dann selbst regeln, wäre eine Doppelberechnung nach den
Regeln des Bundes parallel noch notwendig. Die Bundesregierung selbst
schätzt, dass man zeitweilig mehr als 3.000 Beschäftigte bräuchte, um
das umzusetzen. Das wäre ein Schildbürgerstreich, der die Menschen
eher abschrecken würde, sich eine Immobilie anzuschaffen [...]
Deshalb ist eine Zustimmung meiner Fraktion zum Gesetzespaket am
Freitag nicht sicher. Und unsere Anregung ist deshalb, die Abstimmung
am Freitag zu verschieben, um noch auszuloten, wie kann man
zusammenkommen, wie kann man den Bürokratismus ausschließen. [...]

Für uns Freie Demokraten ist der Klimawandel eine Menschheitsaufgabe,
der wir uns stellen wollen und müssen. Deshalb braucht Deutschland
eine langfristige Strategie. Es kann nicht sein, dass jede neue
Koalition, jede neue Regierung alles wieder umstößt. Das Klimapaket
der Bundesregierung ist offensichtlich sehr umstritten. [...] Deshalb
besteht die Gefahr, dass bei einer veränderten
Regierungszusammensetzung, wann auch immer, das Paket aufgeschnürt
wird, neu zusammengesetzt wird und dann fünf Jahre später wieder.
Deshalb wäre es richtig, zu einem nationalen Klimakonsens zu kommen,
wie ihn die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer angekündigt
und vorgeschlagen hat. [...] Dieser Klimakonsens kommt jetzt aber
nicht, er wird noch nicht einmal mehr angestrebt. Wir haben mit
Verblüffung wahrgenommen, dass die Große Koalition stattdessen
'Business as usual' machen will. Das Gesetzespaket, alle einzelnen
Bestandteile des Klimapakets, kommen ohne vorherige Gespräche mit den
Ländern oder der Opposition in die Beratung des Deutschen Bundestags.
Die Große Koalition will also nur das beschließen, was sie mit
eigener Mehrheit kann und nur insoweit einen Konsens suchen, wie es
für die jetzt notwendige Mehrheit im Bundesrat nötig ist. Und dabei
ist sie in sich noch nicht einmal einig. Das ist kein Klimakonsens.
Bedauerlich für die Sachfrage, insbesondere aber auch ein
Sittengemälde, welche Autorität die CDU-Vorsitzende hat. Denn von
ihren Ankündigungen überparteilicher Gespräche bleibt genau nichts
übrig [...] Wir brauchen stattdessen eine große Lösung beim
Klimaschutz. [...] Vor allen Dingen stehen wir für einen
Emissionshandel aus einem Guss, europäisch eingebettet,
sektorübergreifend, der wirklich Anregungen dafür gibt, Erfindergeist
zu mobilisieren und mit Spitzentechnologie CO2 einzusparen. Wir
bleiben gesprächsbereit, aber dieses Verfahren, wie die Große
Koalition es wählt hat mit einem Klimakonsens bedauerlicherweise gar
nichts mehr zu tun. [...]

Wir bringen 25 Anträge rund um das Thema Digitalisierung in den
Deutschen Bundestag ein. Wir beschäftigen uns damit wie keine zweite
Fraktion mit diesen Umwälzungen, die der digitale Wandel mit sich
bringt. Wir setzen uns dafür ein, dass Deutschland ein
Digitalministerium bekommt, um aus einer Hand diesen
gesellschaftlichen Wandel auch gestalten zu können. Diese Forderung
ist nicht neu, aber zur Mitte der Legislaturperiode bei den
bescheidenen Ergebnissen der jetzigen Organisation der
Bundesregierung, ist diese Forderung aktueller denn je. Wir wollen
die Zuständigkeiten deshalb zukünftig bündeln. Wir wollen darüber
hinaus, dass wir ein Leitmarkt für Industrie 4.0 werden. Dafür müssen
die entsprechenden gesetzlichen Rahmenbedingungen richtig gesetzt
werden. Ich denke in dem Zusammenhang auch an das autonome Fahren und
an die Forschungsförderung. Und um genau diesen innovativen Ideen
Raum zu geben, wollen wir Gründer und Start-ups stärker unterstützen,
insbesondere durch mehr Chancenkapital über einen nationalen
Zukunftsfonds, über digitale Freiheitszonen und Experimentierräume
sowie den allgemeinen Abbau bürokratischer Fesseln. Und nicht
zuletzt: Wir setzen uns ein für eine flächendeckende
Gigabit-Infrastruktur im Mobilfunk und im Festnetz. [...]"

 * 
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Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





UMWELT/923: Erhöhung der Luftverkehrssteuer spart kein Gramm CO2 ein


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Oktober 2019

KÖHLER: Erhöhung der Luftverkehrssteuer spart kein Gramm CO2
ein



Zum Kabinettsbeschluss zum Klimapaket der Bundesregierung erklärt der
klimapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Der blinde Aktionismus der Bundesregierung hat mit echtem
Klimaschutz nichts zu tun. Die wahllosen Einzelmaßnahmen zeigen, dass
der Großen Koalition jegliche Strategie fehlt. Die Erhöhung der
Luftverkehrssteuer spart kein Gramm CO2 ein, sondern spült lediglich
Geld in die Kassen des Finanzministers. Noch dazu ist sie
überflüssig, denn innereuropäische Flüge fallen bereits unter das
CO2-Limit im europäischen Emissionshandel. Zudem laufen die Pläne für
den Verkehrs- und den Gebäudesektor auf eine verkappte CO2-Steuer
hinaus, die höchstwahrscheinlich verfassungswidrig ist. Die
FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf, dieses klimapolitische
Harakiri zu stoppen und stattdessen den Verkehr und die Gebäude in
den EU-Emissionshandel zu integrieren. Nur so kann Deutschland die
Klimaziele garantiert erreichen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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VERKEHR/588: Scheuers Vorgehen bei Pkw-Maut muss durch Parlamentarischen Untersuchungsausschuss aufgeklärt werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. Oktober 2019

LUKSIC/CEZANNE/KÜHN: Scheuers Vorgehen bei Pkw-Maut muss durch
Parlamentarischen Untersuchungsausschuss aufgeklärt werden



Die Fraktionen von FDP, Linken und Bündnis 90/Die Grünen verlangen
die Einsetzung eines Parlamentarischen Untersuchungsausschusses zu
den Vorgängen um die Pkw-Maut. In den heutigen Fraktionssitzungen
wurde das notwendige Quorum erreicht. Dazu erklären der
verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic, der
verkehrspolitische Sprecher der Fraktion Die Linke Jörg Cezanne, und
der verkehrspolitische Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
Stephan Kühn:

LUKSIC: "Bundesverkehrsminister Scheuer hat das CSU-Projekt
Pkw-Maut zwar nicht alleine zu verantworten, er hat aber ohne Not
selbst massive und teure Fehlentscheidungen getroffen. Bis heute
werden dem Deutschen Bundestag wichtige Dokumente und Vermerke
vorenthalten. Er hat sich zudem in Widersprüche verstrickt und dabei
wohl auch den Bundestag belogen. Dieses Vorgehen ist eines
Bundesministers unwürdig und muss nun durch den Parlamentarischen
Untersuchungsausschuss aufgeklärt werden. Er selbst hat die Chance
verpasst, reinen Tisch zu machen und Fehler einzugestehen."

CEZANNE: "Minister Scheuer ist weder in der Lage, Schaden
abzuwenden, noch willens, an der Aufklärung mitzuwirken. Er
missachtete Vorwarnungen, unterzeichnete voreilig Verträge und
sicherte den Firmen umfangreiche Entschädigungszahlungen zu. In
Geheimgesprächen wurden die Kosten vermutlich neu strukturiert, um
den Finanzierungsrahmen scheinbar einzuhalten. Treffen und
Gesprächsinhalte wurden nicht dokumentiert und sollten verheimlicht
werden. Bisherige Auskünfte vor dem Parlament blieben unzureichend,
die übergebenen Akten sind unvollständig. Das Maut-Desaster
aufzuklären, wird nur mit einem Parlamentarischen
Untersuchungsausschuss möglich sein."

KÜHN: "Verkehrsminister Scheuer hat in den letzten Wochen
mehrfach bewiesen, dass er nicht bereit ist, zur lückenlosen
Aufklärung des Pkw-Maut-Desasters beizutragen. Scheuer hat die
Aufklärung mit allen Mitteln ausgebremst und bewiesen, dass die
angekündigte 'maximale Transparenz' nicht mehr als eine hohle Phrase
ist. Mit immer neuen Widersprüchen hat er an Glaubwürdigkeit verloren
und endgültig Vertrauen eingebüßt. Der Parlamentarische
Untersuchungsausschuss soll nun Aufklärung bringen. Er soll zeigen,
welche Kosten auf den Bund zukommen, für die Scheuer die politische
Verantwortung trägt. Das sind wir den Steuerzahlerinnen und
Steuerzahlern schuldig."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3402: Private Stromkunden müssen endlich von Energiewende profitieren (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 16. Oktober 2019

Private Stromkunden müssen endlich von Energiewende profitieren



Zur aktuellen Meldung, dass die EEG-Umlage im kommenden Jahr leicht
steigen wird, erklärt der energiepolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Philipp da Cunha:

"Die erneuerbaren Energien sind eine Erfolgsgeschichte. Der Ausbau der
erneuerbaren Energien hat in den letzten Jahren, so zeigt eine Studie
der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, zu einer
deutlichen Entlastung bei den Börsenpreisen für Strom geführt. So hat
die EEG-Umlage zwischen 2011 und 2018 insgesamt 157 Milliarden Euro
gekostet, gleichzeitig aber auch dazu geführt, dass durch die
niedrigeren Strompreise aufgrund von Sonne, Wind, Wasser und Biomasse
227 Milliarden Euro bei den Großhandelspreisen für Strom eingespart
wurden. Im Saldo haben die Erneuerbaren Energien also eine Entlastung
des Strommarktes in Deutschland von 70 Milliarden Euro herbeigeführt.

Das Problem ist, dass diese Entlastung aufgrund verfehlter
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung nicht beim Verbraucher ankommt.
Die Ausweitung der EEG-Rabatte für die Wirtschaft insbesondere unter
der schwarz-gelben Bundesregierung hat maßgeblich dazu beigetragen,
dass der private Stromkunde von den positiven Effekten der
Erneuerbaren Energien nicht profitiert. Im Endeffekt zahlen also
Privathaushalte in Mecklenburg-Vorpommern mit für die Subventionierung
der Großabnehmer in der Wirtschaft, selbst wenn diese gar nicht im
Land ansässig sind.

Wir fordern die Bundesregierung daher auf, die Entlastung der
Verbraucherinnen und Verbraucher, wie sie im Klimaschutzpaket
vorgesehen ist, vorzuziehen und gleichzeitig einen Fahrplan
vorzulegen, wie die Subventionierung energieintensiver Industrien
Stück für Stück abgebaut wird. Wenn die Energiewende ein Erfolg werden
soll, dann müssen die positiven Effekte der Energiewende auch bei den
Bürgerinnen und Bürgern ankommen. Derzeit tun sie das noch nicht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5259: Batteriezellenfertigung in Kaiserslautern (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.10.2018

Batteriezellenfertigung in Kaiserslautern

Christian Baldauf: Standortfrage kann nur durch Unterstützung des
Landes entschieden werden - auf europäische Stärken besinnen



Während ihrer China-Reise besuchte Ministerpräsidentin Malu Dreyer an
diesem Freitag mit CATL einen global führenden Produzenten von
Energiespeichern für Elektroautos und warb dort laut der aktuellen
Berichterstattung für den Standort Kaiserslautern. Der Vorsitzende der
CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Christian Baldauf, ermahnt
hierzu die Landesregierung, ihre eigenen Hausaufgaben zu machen, um
die Voraussetzungen für eine Batteriezellenfertigung in
Rheinland-Pfalz zu erfüllen:

"Schon vor rund zweieinhalb Wochen habe ich deutlich gemacht, dass vor
allem die rheinland-pfälzische Landesregierung liefern muss, um den
Wunsch nach einer Batteriezellenfertigung am Standort Kaiserslautern
Wirklichkeit werden zu lassen. Auch in Europa gibt es viel Know-how
bei der Herstellung leistungsfähiger Batterien. Die deutsche
Bundesregierung und Frankreich streben ein deutsch-französisches
Konsortium mit dem französischen Autokonzern PSA, dessen Tochter Opel
und dem französischen Batteriespezialisten Saft als Partner an. Diese
Bemühungen unterstütze ich nachhaltig und habe entsprechende Gespräche
in Berlin geführt. Dabei wurde deutlich, dass ein wesentlicher
Erfolgsfaktor sein wird, dass auch das Land Rheinland-Pfalz seine
Verantwortung wahrnimmt und mit dem Bund zusammen eine gemeinsame
Förderung auf die Beine stellt.

Wenn die Frau Ministerpräsidentin nun auch bei chinesischen
Herstellern wirbt, ist das schön und gut. Doch eigene finanzielle
Anstrengungen unserer Landesregierung lassen weiter auf sich warten.
Auch fragen wir, ob die Gespräche der Ministepräsidentin mit den
Chinesen als Absage an unsere Opelianer in Kaiserslautern zu verstehen
ist.

Wir dürfen die Batteriezellenfertigung nicht den asiatischen
Herstellern überlassen. Wenn die EU ihre Führungsposition im
Automobilsektor, aber auch im Bereich der sauberen Energiesysteme
behaupten will, brauchen wir auch entsprechende Forschung und
unabhängige Kapazitäten für die Entwicklung und Herstellung von
alternativen Antriebstechnologien. Es geht hier um nicht weniger als
die Zukunft des Automobilstandortes Kaiserslautern.

Wir gehen davon aus, dass endlich Pläne für eine Komplementärförderung
erarbeitet werden, wenn die Delegation aus Fernost zurückgekehrt ist.

Es stehen bedeutende EU- und Bundesmittel bereit. Die Landesregierung
könnte hier mit geringem finanziellen Aufwand einen enormen Beitrag
für den Standort Kaiserslautern aber auch ganz Rheinland-Pfalz
leisten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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AGRAR/285: Lebensmittelsicherheit - Jetzt geht's um die Wurst


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Lebensmittelsicherheit: Jetzt geht's um die Wurst



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Der Fall der hessischen Fleisch- und Wurstwarenfabrik, deren Ware mit
gesundheitsgefährdenden Listerien-Keimen verunreinigt war, offenbart
systemische Mängel bei der Lebensmittelsicherheit. Wir haben im
Koalitionsvertrag bereits notwendige Maßnahmen vereinbart, wie die
bessere Vernetzung der Kontrollinstanzen, eine sachgerechte
Kontrolldichte, schnelle Reaktion im Krisenfall und eine Regelung zur
verbraucherfreundlichen Information über
Lebensmittelkontrollergebnisse. Diese muss die
Bundesernährungsministerin jetzt zügig umsetzen.

"Wir brauchen dringend ein Transparenzsystem, das die
Kontrollergebnisse der Lebensmittelüberwachung öffentlich macht. Ein
Hygienebarometer sollte die Verbraucherinnen und Verbraucher direkt
vor Ort, im Lebensmittelladen oder Restaurant informieren. Das schafft
Vertrauen bei Verbraucherinnen und Verbrauchern und erhöht den Druck
auf Lebensmittelbetriebe zu mehr Sauberkeit im Unternehmen.

Wir brauchen eine gemeinsame Bund-Länder-Plattform
'Lebensmittelkontrolle.de'. Ähnlich wie auf der Internetseite für
gesundheitsgefährdende Produkte 'lebensmittelwarnung.de' sollen die
Länder in verbraucherfreundlicher Form die Kontrollergebnisse ins Netz
stellen, bei denen Missstände in Lebensmittelbetrieben wie
Hygieneverstöße festgestellt wurden. Bisher sind die
Veröffentlichungen der Länder über solche lebensmittelrechtlichen
Verstöße gemäß LFGB õ40 1a uneinheitlich und für Verbraucher kaum zu
finden. Hier besteht Handlungsbedarf.

Darüber hinaus fordert die SPD-Bundestagsfraktion eine effektivere
Vernetzung der Länderkontrollinstanzen mit dem Bund. Der
Koalitionsvertrag schreibt die Entwicklung einheitlicher Standards,
eine sachgerechte Kontrolldichte und eine schnellere Reaktion im
Krisenfall vor. Die hierfür eingerichtete Projektgruppe hat zuletzt
vor über einem Jahr das letzte Mal getagt. Das ist zu selten, wie der
aktuelle Krisenfall zeigt.

Wichtig ist aber auch die Kontrolldichte. Im Interesse der
Verbraucherinnen und Verbraucher müssen die zuständigen örtlichen
Behörden personell so ausgestattet werden, dass sie ihren
Kontrollauftrag auch regelmäßig wahrnehmen können. Hier sind die
Länder in der Pflicht."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Oktober 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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ARBEIT/1213: Mit Tarifbindung gute Arbeit im Handwerk stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Mit Tarifbindung gute Arbeit im Handwerk stärken



Sabine Poschmann, Beauftragte für Mittelstand und Handwerk:

Die Tarifbindung im Handwerk geht seit Jahren zurück. Dieser Zustand
trägt auch zum teils gravierenden Fachkräftemangel in der Branche bei.
Es wird Zeit, diese Entwicklung mit konkreten Maßnahmen zu stoppen.
Die SPD-Bundestagsfraktion hat daher Vertreter des Zentralverbands des
Deutschen Handwerks (ZDH), der Gewerkschaften und einiger Innungen zum
Fachgespräch geladen.

"Nur noch 30 Prozent der Arbeitsverträge im Handwerk sind
tarifvertraglich geregelt. Unter den Gesprächsteilnehmerinnen und
Gesprächsteilnehmern herrschte große Einigkeit darüber, dass dieser
Zustand nicht weiter haltbar ist. Jetzt sind entschiedenere Schritte
nötig. Wir begrüßen daher, dass der ZDH heute einen gemeinsamen Aufruf
zum Abschluss von Tarifverträgen mit dem DGB und der IG Metall
zugesagt hat. Bestehende Erfolgsmodelle, die tarifgebundene
Unternehmen für den Kunden sichtbarer machen, sollen bundesweit
herausgestellt werden: Die IG Metall vergibt etwa das Siegel 'Autohaus
fair' an Betriebe, die nach Tarifen bezahlen und eine gute Ausbildung
anbieten.

Über Tariftreueklauseln in den Länder-Vergabegesetzen entsteht
weiterer Druck für mehr Tarifbindung. Mit einem
Bundes-Tariftreuegesetz müssen wir jetzt dringend nachziehen, wie es
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil bereits mehrfach eingefordert hat.

Neben der Verbesserung der Löhne und der Arbeitsbedingungen sind
weitere Schritte nötig. Verschiedene Maßnahmen erhöhen die
Attraktivität des Handwerks für Auszubildende und Fachkräfte: Dazu
zählt die Wiedereinführung der Meisterpflicht in zwölf Gewerken.
Gleichzeitig bauen wir das Meister-BAföG aus, senken die Gebühren für
bestandene Meisterprüfungen und führen eine
Mindestausbildungsvergütung ein.

Wir behalten die Entwicklungen im Blick und führen das Gesprächsformat
fort. Sollte sich keine Bewegung abzeichnen, werden wir auch
gesetzliche Maßnahmen in Betracht ziehen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/300: Bundesprogramm "Jugend erinnert" gut gestartet


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Bundesprogramm "Jugend erinnert" gut gestartet



Marianne Schieder, Parlamentarische Geschäftsführerin;

Katrin Budde, zuständige Berichterstatterin:

Das von der Großen Koalition geschaffene Bundesprogramm "Jugend
erinnert" ist gut gestartet. Zahlreiche Gedenkstätten, die an den
NS-Terror und dessen Opfer erinnern, werden gefördert.
Staatsministerin Monika Grütters muss jetzt zügig die zweite
Förderrichtlinie zur Aufarbeitung der SED-Diktatur vorlegen.

"Mit zwei Millionen Euro werden Einrichtungen und Initiativen in
diesem Jahr unterstützt, die mit neuartigen Bildungsangeboten ein
Bewusstsein schaffen für das Grauen und das Leid, die der
Nationalsozialismus verursacht hat. Damit helfen wir den Orten der
Erinnerung, moderne und digitale Angebote aufzubauen und neue
Zielgruppen zu erschließen.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten freuen uns, dass die
Erinnerungslandschaft in ihrer Breite erreicht wird. Gefördert werden
große KZ-Gedenkstätten wie in Dachau, die neue Seminarkonzepte für
Soldatinnen und Soldaten anbieten, oder Ravensbrück, die mit dem
musikalischen Projekt 'Sound of silence' das Verstummen der
Zeitzeuginnenschaft thematisieren. Gleichzeitig begeben sich
bundesweit viele kleine Initiativen auf die Spurensuche nach den
Geschehnissen der NS-Zeit in ihrem örtlichen Umfeld.

In unserem Koalitionsantrag zu 'Jugend erinnert' (Drs. 19/8942)
fordern wir die Bundesregierung auf, auch die Aufarbeitung der
SED-Diktatur nicht zu vernachlässigen. Hier ist Staatsministerin
Monika Grütters in der Pflicht, neben der nun angelaufenen
Unterstützung für den NS-Bereich zügig eine zweite Förderrichtlinie
vorzulegen. Für den Kulturhaushalt 2020 ist bereits ein Aufwuchs der
Mittel auf fünf Millionen Euro vorgesehen. Die SPD-Bundestagsfraktion
stellt damit die Aufarbeitung beider Diktaturen auf deutschem Boden
sicher."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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MELDUNG/020: Der diplomatische Krieg gegen Venezuela (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der diplomatische Krieg gegen Venezuela

Von CO-OP News*, 15. Oktober 2019



Im Januar und Februar dieses Jahres gaben 54 Länder bekannt, dass sie
den Staatsstreich von Guaidó unterstützen. Jetzt, acht Monate nach
Beginn des Putsches, ist die Zahl fast stagniert; lediglich El
Salvador ist als 55. Land dazugekommen, nachdem dort eine neoliberale
Regierung bei den Wahlen gewann. Mehrere europäische Regierungen,
darunter Spanien, Portugal und Deutschland, erkennen Guaidó an, aber
halten die Beziehungen zur Maduro-Regierung gleichzeitig aufrecht.

Obwohl 55 Länder, die die legitime Regierung Venezuelas nicht
anerkennen, auf den ersten Blick wie eine große Koalition erscheint,
wird sie vom Rest der Welt in den Schatten gestellt.

Die anderen 138 Länder der Vereinten Nationen, die 80% der Menschheit
repräsentieren, haben sich geweigert, den Putsch gegen Venezuela zu
unterstützen. Dazu gehören Länder wie Norwegen, Italien, Mexiko,
Uruguay, China, Russland, Indien, Pakistan, Indonesien, Südafrika und
Nigeria.

Und auch China und Russland erkennen Nicolás Maduro als legitimen
Präsidenten Venezuela an.

Bei den Vereinten Nationen und ihren Dutzenden von ihnen
angeschlossenen Institutionen, wie der Weltgesundheitsorganisation,
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation und dem
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen, besteht ebenfalls kein
Zweifel daran, wer Venezuelas legitime Führer sind. Beim
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen in Genf suchte die
venezolanische Opposition eine Untersuchungskommission für die
Menschenrechtsbilanz des Landes. Stattdessen erhielten sie eine
Informationsreise (die weniger als eine Kommission ist) und eine
unbeabsichtigte Konsequenz: Der Rat bekräftigte, dass Venezuela "eine
Lösung braucht, die die Venezolaner ohne ausländische Einmischung
erreichen", und prangerte die Auswirkungen der US-Sanktionen an zu den
Menschenrechten des venezolanischen Volkes.

* CO-OP News - Dieser Blog wird betrieben vom Coop Antikriegscafe in
Berlin, Rochstr. 3

Erstveröffentlichung:

https://cooptv.wordpress.com/2019/10/14/der-diplomatische-krieg-gegen-venezuela/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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BERUF/1945: Hochschulrektorenkonferenz fordert klare Sprache bei den Abschlüssen (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 15.10.2019

HRK fordert klare Sprache bei den Abschlüssen - Am Mittwoch Bundestagsanhörung
zum Berufsbildungsgesetz



Vor der Anhörung im Bundestagsausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung hat sich der Senat der Hochschulrektorenkonferenz
(HRK) vehement gegen die geplanten neuen Abschlussbezeichnungen für die
berufliche Bildung ausgesprochen. Als Vertretung von 268 Hochschulen aus
dem gesamten Bundesgebiet warnt der Senat vor Schaden für Hochschul- wie
Berufsbildung.

Laut dem vom Bundeskabinett vorgelegten Entwurf des Berufsbildungsgesetzes
(BBiG) sollen die Bezeichnungen "Bachelor Professional" oder "Master
Professional" eingeführt werden. Der HRK-Senat befürchtet, dass dadurch
gerade im europäischen Kontext konstant Missverständnisse entstehen
würden. Die Abschlüsse Bachelor und Master werden europaweit
ausschließlich von hochschulischen Einrichtungen vergeben und werden daher
im Ausland eindeutig als Hochschulabschlüsse wahrgenommen.

Der HRK-Senat fordert, eine eigene und unverwechselbare Nomenklatur für
die berufliche Bildung zu entwickeln. HRK-Präsident Prof. Dr. Peter-André
Alt: "Das ist eine lösbare Aufgabe; auch wir selbst haben konstruktive
Vorschläge gemacht. Es darf jedenfalls nicht passieren, dass über die
sonstige Diskussion um die BBiG-Novelle eine fehlerhafte Umetikettierung
etabliert wird. Hier entstünde ein Problem, das uns über Jahrzehnte
beschäftigen würde."

In dem HRK-Beschluss heißt es: "Abschlussbezeichnungen müssen transparent
und eindeutig sein; in der vorgeschlagenen Novelle werden jedoch ganz
unterschiedliche Bildungswege mit fast identischen Bezeichnungen belegt.
Dies erzeugt Intransparenz, denn die eindeutige Zuordnung einer
Abschlussbezeichnung zum wissenschaftlichen oder berufsbildnerischen
Bereich ist essenziell für beide Bereiche." Der Gesetzentwurf erzeuge auf
diese Weise Unklarheit bei der Berufsorientierung Jugendlicher, aber auch
in Stellenausschreibungen und bei der Personalsuche der Unternehmen.

Gegen die Einführung der hochschulischen Bezeichnungen Bachelor und Master
im Rahmen des BBiG gibt es auch starke rechtliche Bedenken. Unter anderem
ein von der Kultusministerkonferenz eingeholtes Rechtsgutachten kommt zu
dem Ergebnis, dass die Kompetenzverteilung im föderalen System der
Bundesrepublik verletzt würde.


Weitere Informationen unter:

https://www.hrk.de/positionen/gesamtliste-beschluesse/beschluss/detail/zum-entwurf-eines-berufsbildungsmodernisierungsgesetzes-der-bundesregierung/

- Text der Entschließung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 15.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1231: Sechs Komponenten einer gesunden Familienmahlzeit (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 15.10.2019

Sechs Komponenten einer gesunden Familienmahlzeit



Fernseher aus, sich Zeit lassen beim Essen, kein Streit bei Tisch:
Wissenschaftler*innen des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung und
der Universität Mannheim haben Studien zur Qualität von Familienmahlzeiten
ausgewertet. Ihre Ergebnisse können Eltern und Erziehungsberechtigten als
Leitfaden dienen, um die Ernährungsgesundheit ihrer Kinder zu fördern. Die
Ergebnisse der Studie sind in der Fachzeitschrift Health Psychology
erschienen.

Häufige Familienmahlzeiten sind gut für eine gesunde Ernährung von
Kindern. So konnten die Wissenschaftler*innen des Max-Planck-Instituts für
Bildungsforschung und der Universität Mannheim bereits in der
Vergangenheit zeigen, dass Kinder, in deren Familien häufiger zusammen
gegessen wird, einen geringeren Body Mass Index (BMI) haben und sich
insgesamt gesünder ernähren. Ungeklärt war jedoch bislang, was
Familienmahlzeiten so besonders für die kindliche Ernährung macht.
"Familienmahlzeiten führen nicht per se zu einem besseren Essverhalten.
Soziale, psychologische und Verhaltensaspekte spielen eine wichtige
Rolle", sagt Erstautorin Mattea Dallacker vom Max-Planck-Institut für
Bildungsforschung.

Dazu legen die Wissenschaftler*innen nun eine Metaanalyse von Studien vor,
die sich mit den qualitativen Aspekten von Familienmahlzeiten
beschäftigen. Insgesamt sechs Komponenten stehen in korrelativem
Zusammenhang mit einer besseren Ernährungsgesundheit von Kindern: Eine
gute Atmosphäre bei den Mahlzeiten zählt ebenso dazu wie gesunde
Lebensmittel. Auch ernähren sich diejenigen Kinder gesünder, die bei der
Zubereitung der Mahlzeiten mit einbezogen werden oder deren Eltern durch
ihr eigenes Ernährungsverhalten mit gutem Beispiel vorangehen. Darüber
hinaus sind die Dauer der Mahlzeit sowie das Ausschalten des Fernsehers
weitere wichtige Komponenten. "Wie eine Familie gemeinsam isst, ist
genauso wichtig oder sogar wichtiger als die Häufigkeit der gemeinsamen
Mahlzeiten", kommentiert Co-Autor Ralph Hertwig, Direktor am
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, die Ergebnisse. Das Alter der
Kinder - ob Kleinkind oder bereits Heranwachsende*r - sowie der soziale und
ökonomische Hintergrund der Familie hatten keinen Einfluss auf die
Ergebnisse.

Die Metaanalyse untersuchte insgesamt 50 Studien mit über 29.000
Proband*innen aus aller Welt, die sich mit dem Zusammenhang eines oder
mehrerer Komponenten von Familienmahlzeiten und der Ernährungsgesundheit
von Kindern beschäftigen. Als Indikatoren für die Ernährungsgesundheit
wurden der BMI als indirektes Maß für Körperfett und Übergewicht sowie die
Ernährungsqualität herangezogen, gemessen an den pro Tag konsumierten
Portionen an gesunden und ungesunden Lebensmitteln.

Der berichtete Zusammenhang zwischen Familienmahlzeiten und der
Ernährungsgesundheit ist klein. Dennoch spielen Familienmahlzeiten nach
Ansicht der Wissenschaftler*innen eine wichtige Rolle in der
Adipositasprävention. "Um Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen zu
bekämpfen sind vielfältigste Maßnahmen notwendig. Familienmahlzeiten sind
eine Möglichkeit. Sie bieten die Chance, auf kindliche Essgewohnheiten
unmittelbar und frühzeitig einzuwirken", sagt Jutta Mata, Professorin für
Gesundheitspsychologie an der Universität Mannheim. Im Hinblick auf die
vielfältigen Familienmodelle, die es in modernen Gesellschaften gibt,
erscheinen die Ergebnisse unabhängig von spezifischen Konstellationen.
Beispielsweise mache es keinen Unterschied, ob nur ein oder zwei
Elternteile bei den Familienmahlzeiten anwesend sind.

In weiteren Studien gilt es herauszufinden, ob sich die Aussagen
beispielsweise mit Blick auf die Nutzung von Smartphones oder Tablets
während Mahlzeiten oder auf andere Kontexte wie Schulessen verallgemeinern
lassen.


Originalpublikation:

Dallacker, M., Hertwig, R., & Mata, J. (2019).

Quality matters: A meta-analysis on components of healthy family meals.

Health Psychology. Advance online publication.

doi:10.1037/hea0000801

Dallacker, M., Hertwig, R., & Mata, J. (2018).

The frequency of family meals and nutritional health in children: A
meta-analysis.

Obesity Reviews, 19(5), 638-653.

doi:10.1111/obr.12659

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution654

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, 15.10.2019
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MELDUNG/674: Welternährungstag - Transparenz für Verbraucher (idw)


Technische Universität Dresden - 15.10.2019

Welternährungstag am 16.10.2019: Virtuelle Erzeugergemeinschaften und
Handelsplattformen - Transparenz für Verbraucher



Wie sieht sie aus, die Ernährung der Zukunft: Samen, Pillen, Algen,
Insekten oder doch lieber Laborfleisch? Gefühlt monatlich wird ein neuer
Trend durchs Dorf getrieben. Doch was ist es, nach dem die Verbraucher
suchen und Landwirte kostendeckend herstellen können?

Gesund soll das Essen sein, gern regional und/oder bio. Es darf nicht zu
viele Ressourcen in der Entstehung verbrauchen. Für diejenigen, die
Fleisch essen, ist die Tierhaltung ein wichtiger Aspekt. Doch wer nicht im
Hofladen seines (Öko-)Bauern des Vertrauens kauft, bleibt beim Blick auf
die Verpackungsangaben eher ratlos zurück.

Prof. Thomas Herlitzius, Direktor des Instituts für Naturstofftechnik an
der Technischen Universität Dresden, will mit dem Projekt DOHLE
(Dokumentation der Herstellung von Landwirtschaftserzeugnissen) für mehr
Transparenz sorgen - zum Vorteil der Verbraucher, aber auch der regionalen
Landwirte. "Alles, was Maschinen in der Landwirtschaft machen, ist
erfasst", erklärt der Experte für moderne Landmaschinentechnik. Ohne
Computerunterstützung funktioniert zumindest in Deutschland kaum noch ein
Betrieb, auch wenn das verklärte Bild der bäuerlichen Landwirtschaft ein
anderes ist. Vom Melkroboter bis zu der sich selbst einstellenden
Erntemaschine ist alles im Einsatz. Einiges davon wurde und wird an der
Dresdner Professur Agrarsystemtechnik entwickelt.

"Man könnte beispielsweise per QR-Code ein Lebensmittel scannen und damit
sofort erkennen, woher Fleisch, Obst, Gemüse und das Getreide für das Mehl
kommen, sogar Futter und Saatgut lassen sich nachverfolgen", erläutert
Herlitzius sein Projekt. "Die Aufbereitung der Daten ist eine technisch
überschaubare Aufgabe. Es funktioniert natürlich umso besser, je kürzer
die Wertschöpfungskette ist." Ein klarer Pluspunkt für regionale
Hersteller.

Um den Kontakt zwischen Verbrauchern und Landwirten noch direkter zu
gestalten, setzt Herlitzius auf den Zusammenschluss einzelner Bauern zu
virtuellen Erzeugergemeinschaften, die ihre Produkte auf einer
Handelsplattform anbieten. "Wenn Amazon das kann, sollte das auch für die
hiesige Wirtschaft möglich sein", ist er überzeugt. Samt der Distribution
sieht Herlitzius in einer solchen Plattform auch eine Chance für neue
Arbeitsplätze auf dem Land. Und einen höheren Ertrag für den Landwirt, der
sich nicht den Vorgaben einer Handelskette beugen muss.

"Natürlich wird die Welt für den einzelnen Landwirt damit wieder ein Stück
komplexer. Er muss nicht nur seine eigentliche Arbeit verstehen, sondern
auch eine Handelsplattform bedienen, Bedingungen für
Erzeugergemeinschaften aushandeln und am Ende ein stimmiges
Betriebsergebnis vorlegen. Aber ich bin überzeugt, dass dieses Konzept
Potenzial hat. Transparenz und Nachhaltigkeit in der Produktion verbunden
mit einer guten Erzählung kommen bei den Verbrauchern an. Dafür sind sie
auch bereit, höhere Preise zu zahlen."

Für Thomas Herlitzius ist dieses Projekt ein wichtiger Mosaikstein in der
großen Vision einer Ernährung der Zukunft. Sie bietet dem Verbraucher
passgenau, was er sucht, und ermöglicht dem Bauern ein Auskommen und
weniger Abhängigkeit.


Weitere Informationen unter:

https://www.dohle-tnt.de/

- Link zum Projekt

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden, 15.10.2019
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KRIEG/1754: Angriff der Türkei - vergebliche Warnung ... (SB)




"Da kommt der deutsche Außenminister - ein Mann, der seine
Grenzen nicht kennt - und sagt: Wir werden der Türkei keine Waffen
verkaufen. Wir sind am Ende. Wenn Du etwas von Politik verstehen
würdest, würdest du nicht so sprechen."

Recep Tayyip Erdogan an die Adresse von Heiko Maas [1]

Was hat der deutsche Außenminister Heiko Maas getan, daß ihn der
türkische Machthaber so übel beschimpft und verhöhnt? Nichts hat er
getan, was dem Despoten schlaflose Nächte bereiten könnte, und eben
dies erlaubt es Recep Tayyip Erdogan, triumphierend vom Leder zu
ziehen. In der abermals bestätigten Gewißheit, von seiten der
Bundesregierung und der EU lediglich folgenlose Drohgebärden und viel
heiße Luft zu ernten, weist er jede Einmischung in den Angriffskrieg
gegen die kurdischen Kantone in Nordsyrien aufbrausend zurück. Mit
Worten war die Europäische Union schnell zur Hand, wurde doch der
Einmarsch der Türkei ins Nachbarland und die Destabilisierung von den
Außenministern einhellig und scharf verurteilt. Mit den Taten war es
dann aber nicht so weit her. Zu einem gemeinsamen Waffenembargo gegen
Ankara reichte es nicht und so blieb es bei einer zahnlosen
Aufforderung an die Mitgliedsstaaten, in Zukunft keine Waffen mehr an
den Aggressor zu verkaufen. Eine Einschränkung künftiger
Rüstungsexporte in die Türkei ist denn auch die einzige Strafmaßnahme,
zu der sich die Bundesregierung durchringen konnte. Der Export von
Waffen, die in dem Konflikt genutzt werden können, wird nicht mehr
genehmigt. Andere Rüstungsgeschäfte werden aber weiter erlaubt und
bereits erteilte Liefergenehmigungen nicht zurückgenommen. [2]

Daß Erdogan das nicht schrecken kann, liegt auf der Hand, was zur
Folgerung Anlaß gibt, genau dieses Signal habe bei der nicht einmal
halbherzigen Maßnahme Pate gestanden. Wie es in solchen Fällen
klammheimlicher bis offener Kollaboration mit dem Erdogan-Regime
vornehm heißt, dürfe man das Gespräch mit der türkischen Regierung
nicht abreißen lassen, da man sonst keinen Einfluß mehr nehmen könne.
Übertragen auf den Vernichtungs- und Vertreibungskrieg gegen die
Kurdinnen und Kurden wie auch alle anderen Menschen, die sich ihnen
angeschlossen haben, bedeutet das, auch diesen mörderischen Überfall
mit rüstungstechnischer, finanzieller und politischer Rückendeckung
von deutscher Seite mitzutragen.

"Wir hätten die Militäroffensive gar nicht erst begonnen, wenn wir
Angst vor Sanktionen hätten", unterstrich der türkische Außenminister
Mevlüt Çavusoglu. Das war nicht nur ein Trompetenstoß rhetorischer
Großmannssucht, mit dem der Hofstaat dem Alleinherrscher nacheifert,
sondern zugleich rationales Kalkül. Die westlichen Mächte werden sich
hüten, erstmals konsequente Sanktionen gegen die Türkei zu verhängen,
die im Geflecht ihrer Interessen eine viel zu wichtige Rolle spielt,
als daß sie einen Bruch riskieren würden. Das gilt auch für den
Schritt des Autobauers VW, die Entscheidung über sein geplantes Werk
in der Türkei zu vertagen. Der Beschluß des VW-Konzerns, sein neues
Werk im Wert von 1,5 Milliarden Euro in der Türkei zu errichten, fiel
Ende August zu einem Zeitpunkt, an dem Erdogan schon seit Monaten
angekündigt hatte, er werde in Syrien auch östlich des Euphrats
einmarschieren. Sollte es im Türkischen ein sinngleiches Sprichwort
geben, daß nichts so heiß gegessen wird, wie es gekocht ist, kann es
sich Erdogan gelassen im Umgang mit Drohkulissen und Theaterdonner in
Berlin und Brüssel oder eben auch Wolfsburg zu eigen machen.

Hätte VW Probleme mit der Ethik, gäbe es diesen Konzern überhaupt
nicht. Von solchen Grundsatzerwägungen einmal ganz abgesehen, würde er
zumindest in keinem Niedriglohnland und schon gar nicht in der Türkei
investieren. Das Unternehmen begründete seine symbolpolitische
Entscheidung denn auch nicht mit ethischen Überlegungen, sondern
reiner Wirtschaftslogik: Die derzeitige Situation in der Türkei sei
für die Investition unberechenbar. Warum das Ende August noch ganz
anders gewesen sein soll, blieb zwar offen, doch ist ja ohnehin nur
von einer Vertagung und nicht von einer Absage die Rede. Zudem lehrt
ein Blick in die Vergangenheit, daß politische Gesten und
wirtschaftliche Entscheidungen eher nicht auf ein und demselben Blatt
stehen. Als die sogenannte deutsch-türkische Krise in den Jahren 2016
und 2017 ihren Höhepunkt erreichte, wurden auch prominente deutsche
Staatsangehörige willkürlich in der Türkei verhaftet, Auftrittsverbote
für türkische Politiker in Deutschland ausgesprochen und die
Bundeswehrsoldaten aus Incirlik abgezogen. Der damalige EU-Präsident
Martin Schulz forderte im November 2016 Sanktionen, die
Bundesregierung begrenzte die Hermesbürgschaften und
Investitionsgarantien für deutsche Unternehmen in der Türkei und
sprach eine Reisewarnung aus. Doch inmitten der bilateralen Krise
bekam Siemens im August 2017 den Milliardenzuschlag für einen Windpark
in der Türkei. Das gibt Erdogan Sicherheit, zu tun, was er will,
solange nur die Bedingungen für einen ungehinderten Kapitalfluß
garantiert sind. [3]

An Vorschlägen, was Bundesregierung und EU tun könnten, um dem
türkischen Angriffskrieg in die Parade zu fahren, fehlt es nicht, wohl
aber am politischen Willen, solche Maßnahmen zu ergreifen. So gab
Luxemburgs Außenminister Jean Asselborn zu bedenken: "Wir haben keine
Armee. Die EU kann die Türkei nicht zwingen, den Konflikt in Syrien zu
beenden." Die Vortäuschung eigener Ohnmacht bleibt ein opportuner
Winkelzug, wann immer es gilt, beste Absichten zu simulieren, doch
gebundene Hände zu beklagen. Die EU könnte der Türkei wirtschaftlich
schweren Schaden zufügen, da die türkische Wirtschaft auf die
europäischen Kunden angewiesen und Deutschland der wichtigste
Handelspartner ist. In der Bundesrepublik könnten die
Hermesbürgschaften komplett eingefroren und sämtliche Rüstungsexporte
auch bei laufenden Lieferungen eingestellt werden. Darüber hinaus
wären Sanktionen gegen Mitglieder der türkischen Regierung denkbar.

Die ganze Palette möglicher Strafmaßnahmen ist bekannt und wird von
den westlichen Mächten in Stellung gebracht, wenn es gilt, Druck auf
Staaten auszuüben, um einen sogenannten Regimewechsel zu erzwingen. Da
sich solche Maßnahmen oftmals zuallererst gegen die Bevölkerung
richten, wären sie auch im Falle der Türkei daraufhin zu überprüfen,
ob sie aufgrund ihrer Stoßrichtung tatsächlich geeignet sein könnten,
die angestrebte Wirkung zu erzielen. Daß wirksame Sanktionen jedoch
nicht einmal in Erwägung gezogen werden, munitioniert Erdogan,
Forderungen nach einer sofortigen Waffenruhe und keinem weiteren
Vormarsch seiner Truppen im Nachbarland kategorisch abzulehnen: "Wir
werden niemals eine Waffenruhe erklären", sagte er nach einem Bericht
von CNN-Türk im Gespräch mit Journalisten. Die türkischen Truppen
müßten erst ihr Ziel erreichen, und das sei die Einrichtung einer
"Schutzzone" entlang der Grenze. "Über Sanktionen müssen wir uns keine
Sorgen machen." [4]

Er hält sich an NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg, der nach Beginn
der türkischen Invasion in die Türkei gereist ist, um der Regierung in
Ankara volles Verständnis für die angebliche Bedrohung durch die
syrischen Kurdinnen und Kurden zu versichern und nur vorsichtig
Bedenken hinsichtlich einer möglichen Destabilisierung der Region
anzumelden. Wenige Tage später brachte Stoltenberg auf der
Parlamentarischen Vollversammlung in London die Erwartung zum
Ausdruck, daß die Türkei ihren Krieg "zurückhaltend" führen solle. [5]
Das muß Musik in den Ohren Erdogans sein und ihn in der
Entschlossenheit bestärken, seinen langgehegten Plan einer Zerstörung
des kurdischen Gesellschaftsentwurfs und einer ethnischen Säuberung in
Nordsyrien in die Tat umzusetzen, wo er ein dauerhaftes türkisches 
Protektorat errichten will.


Fußnoten:

[1] web.de/magazine/politik/syrien-konflikt/recep-tayyip-erdogan-kritisiert-heiko-maas-grenzen-kennt-34102260

[2] www.dw.com/de/kommentar-eu-sollte-mit-druck-auf-türkei-vorsichtig-bleiben/a-50837079

[3] taz.de/Kein-tuerkisches-VW-Werk/!5630242/

[4] www.n-tv.de/politik/Erdogan-Werden-nie-Waffenruhe-erklaeren-article21332498.html

[5] www.heise.de/tp/features/US-Verteidigungsminister-will-Nato-Mitglieder-zu-Massnahmen-gegen-die-Tuerkei-bringen-4557328.html
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INTERVIEW/456: Rojava - Schutz der Kurden vorrangig ...    Cansu Özdemir im Gespräch (SB)


Cansu Özdemir ist Kovorsitzende der Linksfraktion in der Hamburgischen
Bürgerschaft. Auf der von vielen Gruppen und Initiativen getragenen
Demonstration gegen den türkischen Angriff auf Rojava am 12. Oktober in Hamburg
hielt sie die Eröffnungsansprache [1]. Die Linke war die einzige der in der
Hamburger Bürgerschaft und im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien, die bei
diesem Protest mit RednerInnen und Fahnen Solidarität mit Rojava bekundet hat.






[image: Rede bei der Auftaktkundgebung am 12. Oktober - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Cansu Özdemir

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Gibt es in der Linkspartei eine geschlossene Position zum
Thema des türkischen Angriffs auf Rojava?

Cansu Özdemir (CÖ): Geschlossen vertreten wird auf jeden Fall die Position, daß
die türkische Armee sich sofort zurückziehen muß. Nächste Woche wird es in der
Bundestagsfraktion eine Sitzung geben, in der auch noch andere Positionen
diskutiert werden. Meine persönliche Meinung ist, daß es auf UN-Ebene auf jeden
Fall eine Schutzgarantie für die Kurden in Rojava geben muß. Das kollidiert auch
nicht mit unseren friedenspolitischen Positionen. Außerdem muß ein
Waffenembargo international und natürlich auch auf Ebene der Vereinten Nationen
durchgesetzt werden. Aber diese Forderungen werden nächste Woche diskutiert.
Einig sind wir auf jeden Fall in der Frage, daß die türkische Armee
völkerrechtswidrig handelt und dieser Angriff sofort gestoppt werden muß.

SB: Was sagen Sie dazu, daß die USA und Rußland im UN-Sicherheitsrat ihr Veto
gegen die Behandlung des Angriffs der Türkei auf Syrien eingelegt haben?

CÖ: Das zeigt natürlich auch die Fratze der USA und Rußlands, das
zeigt natürlich, daß sie gar nicht das Interesse haben, daß in
dieser Region wirklich Frieden herrscht. Das zeigt auch ganz
deutlich, welche Rolle sie eigentlich bei den türkischen Luftangriffen
und bei der Bodenoffensive spielen. 

SB: Inwiefern ist Ihrer Ansicht nach der emanzipatorische Charakter des Projekts
Rojava auch ein Grund dafür, daß es von den großen internationalen Akteuren
alleingelassen wird?

CÖ: Rojava ist den Herrschenden ein Dorn im Auge, weil Rojava auch das
kapitalistische System in Frage stellt, eine neue Ökonomie diskutiert und
durchsetzen möchte. Zudem soll die Gleichberechtigung von Mann und Frau
hergestellt werden. Wir wissen natürlich, daß wenn Rojava sich als ein
Gesellschaftsmodell durchsetzt und sich auch im Nahen und Mittleren Osten
verbreitet, diese Mächte weniger Chancen haben, ihre Hegemonialinteressen
durchzusetzen.

SB: Das Thema Frauenbefreiung ist im kurdischen Freiheitskampf sehr präsent und
wird dort auch unter dem Begriff Jineologi behandelt. Inwieweit haben Sie sich
damit befaßt und halten das für eine eigenständige Form feministischer
Intervention?

CÖ: Ich komme ursprünglich auch aus der kurdischen Frauenbewegung und bin dort
sozialisiert worden. Dementsprechend nehme ich Jineologi auch als meinen
Feminismus an. Ich bin der Auffassung, daß wir andere feministische Ansätze
international mit Jineologi verknüpfen sollten und es auch bekannter machen
müssen. Die radikale Umsetzung des Prinzips der gleichberechtigten Vertretung
von Mann und Frau auf allen gesellschaftlichen Ebenen ist ja noch nicht einmal
bei uns in Deutschland angekommen. Wir diskutieren im Rathaus noch über die
Frage, ob wir die 40-Prozentquote in Aufsichtsräten und auf anderen Ebenen
schaffen könnten. Ich denke, daß der feministische Ansatz Jineologi ein
revolutionärer und auch fortgeschrittener Ansatz ist.

SB: Frau Özdemir, vielen Dank.


Fußnote:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0351.html
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INTERVIEW/455: Kapital und Finanzen - liquide Dominanzen ...    Dr. Werner Rügemer im Gespräch (SB)




[image: Präsentiert sein Buch - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Dr. Werner Rügemer

Foto: © 2019 by Schattenblick



Der Publizist, Journalist, ehemalige Lehrbeauftragte der Universität
Köln und Stadtführer Dr. phil. Werner Rügemer schildert in seinem
Buch "Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts. Gemeinverständlicher
Abriß zum Aufstieg der neuen Finanzakteure" (PapyRossa, 2018), wie
sich in den letzten zwei, drei Jahrzehnten unter der Decke des
Kapitalismus ein Systemwechsel vollzogen hat. Neue Finanzakteure wie
BlackRock, die ein Vermögen verwalten, das weit über das
Bruttoinlandsprodukt der Bundesrepublik Deutschland hinausgeht,
Private Equity Investoren und Hedgefonds haben binnen weniger Jahre
enormen Einfluß gewonnen. Wie Lohnarbeit, Wohnen und andere
gesellschaftliche Bereiche politisch ausgestaltet werden, folgt
zunehmend der Expansions- und Profitlogik dieser Finanzakteure.

Am 9. Oktober 2019 hat Werner Rügemer sein Buch in der Werkstatt 3 in
Hamburg-Altona vorgestellt und Publikumsfragen beantwortet. Im
Vorwege der rund zweistündigen Veranstaltung war der Autor bereit,
dem Schattenblick einige Fragen zu beantworten.

Schattenblick (SB): Vor kurzem hat der TV-Sender arte eine Doku über
den Vermögensverwalter BlackRock ausgestrahlt. Sie haben den Film
gesehen, wie bewerten Sie ihn?

Dr. Werner Rügemer (WR): Ich habe mir den Film natürlich mit
Interesse angeschaut und da auch einige bemerkenswerte Informationen
über BlackRock erhalten. Beispielsweise wie es seinem Chef, Laurence
Fink, gelungen ist, den mexikanischen Präsidentschaftskandidaten zu
erpressen und als neue lukrative Anlageform in die privatisierte
Energiewirtschaft Mexikos einzudringen. Aber dieser Film ist ein
typisches großmediales Produkt. Man hat sich einen inzwischen
öffentlich schon häufiger genannten bösen Buben namens BlackRock
ausgesucht und mystifiziert, wie mächtig und groß er ist und so
weiter.

Aber der mit BlackRock verbundene Systemwechsel in der westlichen
Finanz- und Wirtschaftsunternehmenswelt, wo mehrere hundert
Kapitalorganisatoren der neueren Art die Wirtschaft umkrempeln, dabei
nicht nur Unternehmen, sondern auch als wichtig angesehene Banken und
sogar Börsen aufkaufen und einen neuen, zusätzlichen Einfluß auf
westliche Regierungen von Ländern wie Mexiko, USA, Deutschland,
Frankreich und so weiter ausüben, kommt in dem Film überhaupt nicht
raus. Sich mit diesem Systemwechsel auseinanderzusetzen und sich die
Frage zu stellen, was man dem entgegenhalten kann, müßte eigentlich
ein dringendes Anliegen der Bevölkerung, Gewerkschaften, Parteien und
selbstverständlich auch der Politik sein. Dazu animiert der Film
eigentlich gar nicht.

SB: Wer hat diesen Systemwechsel ermöglicht?

WR: Wie alles "Gute" im westlichen Kapitalismus geht er von den USA
aus. Bekanntlich haben die über ein Dutzend, die Finanzwelt schon
jahrzehntelang dominierenden Großbanken der Wall Street in den 80er,
90er Jahren angefangen, neue Geschäftspraktiken zu entwickeln. Sie
wollten dadurch der bisherigen Regulierung entkommen. So haben sie
Tochtergesellschaften gegründet, die später zu den sogenannten
Heuschrecken wurden. Damals hatten die Banken gefordert, daß diese
für sie vorteilhafte Entwicklung vom Staat gesetzlich legitimiert
wird. Die Deregulierung wurde dann von Präsident William Clinton von
der Demokratischen Partei, die in den USA als sozialdemokratisch
gilt, in Gesetze gefaßt. Das war auch in dem Sinne ein politischer
Systemwechsel, weil die Wall-Street-Banken seit rund hundert Jahren
eigentlich mit der Republikanischen Partei verschwistert waren.

In Westeuropa hat dann unter Premierminister Tony Blair in England
und später in Deutschland mit dem SPD-Kanzler Schröder und dem
Grünen-Chef Fischer eine ähnliche Entwicklung der nachholenden
Deregulierung eingesetzt. Entsprechende Gesetze wurden in den
Bereichen der Investitionen, der Steuererhebung und so weiter
verabschiedet.

Das hat nach einiger Zeit gegriffen und, unterstützt durch die Agenda
2010 mit der Hartz-Gesetzgebung, wurden die Löhne gesenkt und viele
flexible Arbeitsplätze eingerichtet, so daß etwa ab Anfang der 2000er
Jahre die erste Welle der neuen Finanzakteure aus den USA gekommen
ist. Das waren damals noch nicht BlackRock & Co, sondern die
kleineren, schnelleren Private Equity Investoren. Ich bezeichne sie
immer als die zweite Liga. Sie haben sich auf den lukrativen, nicht
börsennotierten Mittelstand konzentriert. Das war von Vorteil, weil
ein mittelständisches Unternehmen, das nicht als Aktiengesellschaft
tätig ist, geringeren Publizitätspflichten unterliegt und nicht so
viel über seine Geschäftspraktiken veröffentlichen muß.

SB: Könnte man sagen, daß zu dem Zeitpunkt der Mittelstand die
leichtere Beute war?

WR: Er war eine leichtere Beute, auch weil er öffentlich nicht so
unter Beobachtung stand. Wenn man sich anschaut, worüber die großen
Medien im Wirtschaftsteil berichten, dann sind das die großen
Aktiengesellschaften wie die Deutsche Bank und Siemens, das Auf und
Ab ihrer Aktienkurse und ähnliches. Nur ab und zu wird etwas über
irgendeinen Mittelständler veröffentlicht, wenn er pleite geht oder
besonders erfolgreich ist.

Aber mindestens 99 Prozent der deutschen Unternehmen sind keine
Aktiengesellschaften. Es handelt sich um Mittelstands-GmbHs oder, ein
bißchen komplizierter, GmbH & Co. KGs. Solche Unternehmen erlangen
wenig öffentliche Aufmerksamkeit, genau auf sie haben sich die ersten
der deregulierten Finanzakteure gestürzt. In meinem Buch habe ich die
Entwicklung bis heute nachgezeichnet. Von Anfang der 2000er Jahre bis
2018 wurden ungefähr 10.000 lukrative Mittelstandsfirmen aufgekauft.

In der Regel haben die Finanzakteure dann etwas gemacht, was sie
"restrukturieren" nennen. Die Unternehmen wurden profitabel gemacht,
das heißt, man hat den Betriebsrat rausgeworfen, Immobilien verkauft,
Lohnsteigerungen gestoppt und bestimmte Arbeiten ausgelagert. In den
ersten Jahren ging das dabei so rabiat zu, daß darüber auch in
einigen Wirtschaftsmedien berichtet wurde. Ein bekannter Fall war das
traditionsreiche deutsche Mittelstandsunternehmen Grohe. Es stellt
Badarmaturen her - die hat fast jeder Deutsche zu Hause in seinem
Bad.

Grohe hatte seinen zentralen Firmensitz im Wahlkreis des damaligen
SPD-Arbeitsministers Franz Müntefering im Sauerland. Weil er direkt
vor Ort mitbekommen hat, wie die Leute entlassen wurden und mit Grohe
umgegangen wurde, ist er zu der Aussage gekommen: Die verhalten sich
ja wie die Heuschrecken. Sie fallen ein, grasen alles ab, und wenn
der Gewinn gesichert ist, ziehen sie weiter. Zu der Zeit war der
Begriff der Heuschrecke geprägt worden, was allerdings kritisiert
wurde. Der Vorwurf lautete, wenn in Deutschland amerikanische
Investoren mit Tieren verglichen und als Heuschrecken bezeichnet
werden, dann ist das die Sprache der Nazis und somit antisemitisch.
Der Müntefering hat seine Kritik nicht mehr wiederholt und auch bei
der SPD insgesamt hat das Eindruck hinterlassen.

Die geschilderte Entwicklung hält jedoch bis heute an. Um aber den
Systemwechsel, der damals eingesetzt hat, zu begreifen, müssen noch
die anderen Typen von neuen Finanzakteuren beschrieben werden. Da
müssen wir natürlich zuerst die ganz Großen nennen, die erste Liga,
also BlackRock & Co.

SB: Haben die Großen dann eingesammelt, was die Kleineren zuvor
aufgekauft hatten?

WR: Nein, nein, die erste und die zweite Liga existieren
nebeneinander, sie haben sich die Märkte aufgeteilt. Die einen
beackern, kaufen und verwerten weiterhin den Mittelstand, während
sich BlackRock & Co., die aus ungefähr 50 Finanzakteuren bestehen,
auf die großen Aktiengesellschaften konzentrieren. Die treten immer
zusammen auf, das gehört zum Systemwechsel dazu. Auch das wird in der
Arte-Dokumentation überhaupt nicht dargestellt.

Ich habe in meinem Buch eine Liste über die Großaktionäre der 30
deutschen DAX-Konzerne erstellt: BlackRock ist in allen vertreten,
also bei RWE, Eon, Siemens, Adidas, Deutsche Bank, Commerzbank und so
weiter. Aber immer in Zusammenhang mit anderen dieser neuen
Kapitalorganisatoren und zwar in wechselnder Zusammensetzung.
Zwischen fünf und fünfzehn von ihnen sind immer die Großaktionäre.
Deren Namen sind in Deutschland noch viel weniger bekannt. Sie heißen
Vanguard, State Street, Wellington, Fidelity, Capital Group, Norges
und so weiter. Sie merken schon, man kennt die gar nicht, obwohl sie
überall mit BlackRock zusammen die Großaktionäre aller wichtigen
Aktiengesellschaften in Deutschland sind. Abgesehen von den 30
DAX-Konzernen haben sie sogar noch in ungefähr 600 bis 700 anderen
größeren Aktiengesellschaften Anteile erworben.

SB: Sind das die zentralen Akteure des von Ihnen beschriebenen
Systemwechsels?

WR: Es gibt weitere Typen, die nochmals eine andere Arbeitsweise
haben - wenn man das Arbeit nennen will - und arbeitsteilig vorgehen.
In der dritten Liga würde ich die Hedgefonds ansiedeln. Der zur Zeit
bekannteste Hedgefonds in Deutschland heißt Elliott. Sie sind auf
kurzfristige, gezielte, schnelle Operationen eingestellt. Zum
Beispiel kaufen sie von Thyssen-Krupp, meistens verdeckt, wenige
Prozente Aktien auf, spielen dann aber bei anstehenden Entscheidungen
das Zünglein an der Waage und helfen BlackRock & Co, die vielleicht
noch nicht die Mehrheit haben, sich durchzusetzen. Wenn es zum
Beispiel darum geht, mehr Gewinne aus einem Unternehmen wie
Thyssen-Krupp herauszuholen, ist es eine übliche Methode, den Konzern
aufzuspalten, Teile an die Börse zu bringen oder zu verkaufen. An
solchen Stellen setzen die Hedgefonds an.

SB: Wenn die Finanzakteure zusammenarbeiten, ist dann nicht der
Wettbewerb aufgehoben, der ja als zentrales Antriebsmoment des
kapitalistischen Wirtschaftssystem gilt?

WR: Ja, sicherlich, aber natürlich stehen BlackRock & Co., die
Hedgefonds, etc. untereinander durchaus in Konkurrenz. Weil alle um
das Kapital von privaten Anlegern buhlen, seien es
Unternehmensgruppen, erfolgreiche Manager, Versicherungen und so
weiter. Wer die höhere Rendite bietet, setzt sich durch. Aber
zwischen den Ligen besteht eigentlich keine Konkurrenz, da arbeitet
jeder mit seiner Methode auf dem Feld, auf das er sich eingestellt
und auf dem er sein Know-how erworben hat.

Darüber hinaus spielen in Deutschland rund 80 kleinere Privatbanken
eine Rolle. Sie sind weniger exponiert und nehmen eher eine
Zulieferposition oder Dienstleistungsfunktion ein. Diese Banken sind
zum Teil zwei-, dreihundert Jahre alt und heißen Fuggerbank,
Metzlerbank, Lampe-Bank, Oppenheim und so weiter. Als Dienstleister
bedienen sie in ihren Regionen, um die Großstädte herum, das reiche
Publikum und bieten sich als deren Vermögensverwalter an. Die
Privatbanken erwerben für ihr regionales vermögendes Publikum auch
Anteile bei den Großen wie BlackRock und Blackstone.

Davon leben wiederum die neuen Finanzakteure, weil ihre
Finanzprodukte von den kleineren Banken, die selber eigentlich über
keine große Gestaltungsmacht verfügen, mit dem vermögenden Publikum
in enger Beziehung stehen. Solch eine Dienstleistungsfunktion
erfüllen in Deutschland auch die traditionellen Großbanken wie die
Deutsche Bank, bei denen BlackRock & Co. Haupteigentümer sind.

SB: Das ist zulässig?

WR: Sicherlich, da besteht eine ganz enge Beziehung. Eine wichtige
Sparte, die dieses System als exponierte hochbezahlte Dienstleister
mit am Laufen hält, nenne ich die "zivile Privatarmee des
transnationalen Kapitals". Dazu gehören beispielsweise die
hochbezahlten Ratingagenturen, weil sie Gefälligkeitsgutachten für
die Finanzprodukte der Großen schreiben oder auch die
Kreditwürdigkeit der EU-Mitgliedstaaten bewerten, was zur Folge hat,
daß danach die Kreditkonditionen bemessen werden.

Des weiteren zähle ich zu dieser "Privatarmee" große
Wirtschaftskanzleien wie Freshfields, die Verträge aufsetzen wie
zuletzt für die Fusion von Bayer und Monsanto, bei denen BlackRock &
Co. gleichzeitig Großaktionäre sind, sowie
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften wie PricewaterhouseCoopers,
Deloitte, Ernst & Young und KPMG - die Big Four. Diese führen für die
großen Konzerne Bilanz- und Wirtschaftsprüfungen durch und - als ganz
wichtige Dienstleistung - organisieren die Steuerflucht für die
Superreichen, die BlackRock & Co. ihr Kapital zur Verfügung stellen.

Alle diese hochrangigen Bewerter und Berater stehen im engen Kontakt
mit den neuen Finanzakteuren und sind nicht zuletzt deshalb wichtig
und hochbezahlt, weil sie gleichzeitig als Dauerberater der Staaten
und Regierungen tätig sind. Die Bundesregierung wird ständig von
PricewaterhouseCoopers, McKinsey, Freshfields und so weiter beraten.
Letzteres hat beispielsweise den größten Privatisierungsvertrag, den
die Bundesregierung je abgeschlossen hat, die Einführung der Lkw-Maut
auf den Autobahnen und die Gründung der Toll Collect GmbH, erstellt.
17.000 Seiten - ein Milliardenauftrag - wurden für das
Bundesverkehrsministerium von dieser amerikanischen Kanzlei
geschrieben. Die aber auch für die großen Investoren arbeitet.

SB: Und somit verschiedene Interessen bedient.

WR: Nach traditionellen kaufmännischen Ehrlichkeitsgesichtspunkten
würde man wohl von Mandantenverrat sprechen. Die arbeiten für beide
Seiten. Dadurch werden sie zu den größten Insidern. Sie wissen über
alles Bescheid, sowohl wie es in den Unternehmen als auch wie es in
den Regierungen zugeht. Das ist eigentlich unzulässig.

SB: Wenn vor diesem Hintergrund die Bundesregierung Banken als
systemrelevant bezeichnet und damit begründet, daß sie mit vielen
Milliarden Euro aus Steuermitteln gestützt werden müssen, sich
gleichzeitig aber vom Finanzkapital beraten läßt, wer ist dann der
Souverän? Findet da eine Verschiebung statt, so daß man nicht mehr
genau sagen kann, wer die Staatsgewalt innehat? Und wäre das dann ein
Merkmal des von Ihnen beschriebenen Kapitalismus des 21.
Jahrhunderts?

WR: Ja, der Systemwechsel in der westlichen Wirtschaft und
Finanzwirtschaft, der gleichzeitig eine verändernde Wirkung in der
Politik ausübt, bedeutet, daß die Entscheidungsmacht immer weniger
bei den Staaten und Regierungen liegt. Diese haben weiter die
formelle Entscheidungsmacht, aber die Entscheidungen werden von den
Privaten vorbereitet. Um das am Beispiel der von Ihnen erwähnten
Bankenrettung zu verdeutlichen: Als 2008 in Deutschland die Frage
anstand, wie der Staat die Banken retten kann, hat der damalige
Finanzminister Steinbrück von der SPD gesagt, da kennen wir uns nicht
so gut aus, brauchen aber ein Gesetz dafür - ach, das kann doch die
große amerikanische Wirtschaftskanzlei Freshfields übernehmen. Und
Freshfields hat den Gesetzentwurf gemacht.

SB: Der dann genau so übernommen wurde?

WR: Ja. Derjenige, der so viele Freiheiten hat, auch unter dem
damaligen Zeitdruck, kann das Wesentliche durchsetzen.

SB: Verstehe ich das richtig: Wenn Sie von einem Systemwechsel
sprechen, der sich mit den Kapitalisten des 21. Jahrhunderts
entwickelt hat, wäre es für Sie ein typisches Kennzeichen, daß nicht
einfach nur mit wesentlich größeren Summen als je zuvor hantiert
wird, sondern daß die Trennung zwischen Finanzkapital und Regierung
verschwimmt?

WR: Ja, das ist der Fall. Doch zu diesem Systemwechsel gehören noch
weitere Elemente, die ich bislang nicht erwähnt habe, nämlich die
finanzielle wie rechtliche Abwertung der Arbeitskraft. Das heißt, die
Abwertung - auch die moralische - der abhängig Beschäftigten und die
immer weiter entwickelten Kurzzeit- und Flexibilitätsformen der
Arbeit, die immer weniger zu einem ausreichenden Einkommen und
natürlich auch zu einer viel zu niedrigen Rente beitragen, werden von
den neuen Finanzakteuren ebenfalls befördert. Wobei dann scheinbar
paradox, aber eigentlich logisch, BlackRock & Co. erklären, jetzt, da
viele Leute eine viel zu niedrige gesetzliche Rente zu erwarten
haben, machen wir für sie ein zusätzliches nettes Angebot, wie sie
privat ihre Rente aufbessern können.

Das neu entwickelte Rentenprodukt heißt ETF - exchange-traded funds
- oder auch iShares. Diese Finanzprodukte kann man schon ab ein paar
hundert Euro kaufen. Es handelt sich um Anteilscheine an den großen
Unternehmen, an denen auch BlackRock beteiligt ist, mit denen aber
keine Vertretungsrechte verbunden sind. BlackRock verkauft die
Anteile, nimmt aber in den Hauptversammlungen der großen Unternehmen
selber die Vertretung für sie wahr. Natürlich sind auch diese neuen
Finanzprodukte von der Entwicklung der Finanzmärkte, den Aktienwerten
im DAX oder an den großen Börsen der Welt abhängig.

SB: Ohne entsprechende politische Entscheidungen wäre so eine
Entwicklung nicht möglich.

WR: Genau, deswegen hat BlackRock in jedem wichtigen Staat
einflußreiche Lobbyisten wie ehemalige Politiker zu sich geholt, die
gut bezahlt werden. In Deutschland ist das Friedrich Merz. Der
ehemalige CDU-Politiker wirbt öffentlich für die Privatisierung der
Rente mit Hilfe von BlackRock-Produkten. Das soll nicht einfach nur
von der Regierung geduldet werden, sondern man möchte, daß sie wie
bei der Riesterrente steuerlich begünstigt werden.

SB: In der CDU wird schon kräftig mit den Hufen gescharrt, geht es
doch um die Nachfolge von Bundeskanzlerin Angela Merkel. Sollte
Friedrich Merz Kanzler werden, hätte dann BlackRock nicht einfach nur
einen Fuß in der Tür, sondern säße sogar an der Spitze Regierung?

WR: Ja, vor einem halben Jahr hat BlackRock-Chef Fink erklärt, daß
die bisherigen Regierungen im Westen nicht mehr in der Lage sind, den
Erwartungen ihrer Bevölkerungen zu entsprechen. Auch da steht ein
Systemwechsel an, und BlackRock & Co. sagen: Wir und die Unternehmen
müssen mehr Verantwortung übernehmen, zum Beispiel für die private
Rente. Und deswegen - das wird ja sehr geschickt vorbereitet, weil
man weiß, daß in der Bevölkerung dieser eigentlich sehr direkte,
brutale Systemwechsel nicht so gut ankommt, hat Friedrich Merz nach
der verlorenen Wahl gegen Kramp-Karrenbauer zur
CDU-Parteivorsitzenden seinen Hut nicht offiziell in den Ring
geworfen, aber er wird von der Wirtschaftslobby ständig, in jedem
Monat von Focus, Handelsblatt, Managermagazin und auch in meiner
Region - ich wohne in Köln - vom Kölner Stadtanzeiger mit
ganzseitigen Interviews und Berichten nach vorne gebracht.

SB: Merz plaziert sich also schon.

WR: Ja, und er wird plaziert. Wenn er nicht vom CDU-Wirtschaftsrat,
vielen Unternehmen und den Leitmedien unterstützt würde, die ihn gern
als Kanzler sähen, würde Merz' Bereitschaft allein nicht ausreichen.

SB: Abschließend möchte ich noch ein etwas anderes Thema anschneiden,
nämlich Ihre Einschätzung zum Brexit. Der frühere britische
Schatzkanzler Philip Hammond und Rachel Johnson, die Schwester des
heutigen Premierministers, haben erklärt, daß Boris Johnson vom
Finanzkapital unterstützt wird, das 4,6 Mrd. brit. Pfund auf den
plötzlichen Absturz des Pfunds nach einem harten Brexit gewettet
haben soll. Teilen Sie die in den Medien kolportierte Einschätzung,
daß der Brexit eine Folge solcher Wettinteressen ist?

WR: Nein, es geht beim Brexit darum, einen politischen Wechsel zu
verhindern. Die neuen Finanzakteure, die den Systemwechsel betreiben,
sitzen in London. Seit Margaret Thatcher ist die City of London
bekanntlich der am weitesten deregulierte Finanzstandort in der
Europäischen Union, er ist sogar noch weiter dereguliert als der in
New York. Deswegen haben sehr viele wichtige amerikanische
Finanzakteure seit zehn, zwanzig, dreißig Jahren ihren Standort für
Europa in London angesiedelt. Zudem befindet sich die
Unternehmenslandschaft in Großbritannien wie keine andere Europas in
der Hand amerikanischer Investoren. Deswegen sind die Auswirkungen
der Londoner Finanzakteure auf die abhängig Beschäftigen mit am
frühesten manifest geworden: Große Teile der Bevölkerung sind
verarmt, die Arbeitslosigkeit ist hoch.

Deswegen war die Öffentlichkeit unruhig geworden und immer häufiger
wurde die Forderung nach einem politischen Wechsel erhoben. Es war
die Geschicklichkeit der Brexiteers und des UKIP-Gründungsmitglieds
Nigel Farage, die ja eigentlich aus der konservativen Tory-Partei
kommen, die Europäische Union zum Sündenbock dieser Misere zu
erklären und eben nicht die verantwortlichen BlackRock & Co.

Das Kapital selber liebt eigentlich nicht besonders solche Typen wie
Trump in den USA oder Johnson in Großbritannien. Beispielsweise ist
der englische Unternehmerverband nicht unbedingt ein Freund des
heutigen Premierministers, weil er wirklich unseriös, korrupt und
lügnerisch ist. Aber er wird trotzdem geduldet und unterstützt, weil
er die Linken verhindert. Er verhindert, daß Labour mit Jeremy Corbyn
an die Macht gelangen. Deswegen ist Johnson erfolgreich und erhält
auch die Medienunterstützung.

SB: Vielen Dank, Herr Rügemer, für das Gespräch.

Im Schattenblick ist zu der Veranstaltung mit Werner Rügemer am 9.
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FRAGEN/049: Weltweite Armut ging deutlich zurück - Tag für die Beseitigung der Armut am 17. Oktober (idw)


Universität Leipzig - 15.10.2019

Weltweite Armut ging deutlich zurück - Tag für die Beseitigung der Armut
am 17. Oktober



Die Menschen in Afrika südlich der Sahara leiden weltweit noch immer am
stärksten unter Armut. Insgesamt aber hat sich die Zahl der Betroffenen in
den vergangenen Jahrzehnten deutlich verringert, sagt Dr. Alexander Fink
vom Institut für Wirtschaftspolitik der Universität Leipzig. Im Interview
anlässlich des Internationalen Tags für die Beseitigung der Armut am 17.
Oktober äußert er sich zu dieser Entwicklung, ihren Ursachen und möglichen
Wegen heraus aus diesem Dilemma.


Herr Dr. Fink, wie hat sich die Zahl der Menschen entwickelt, die
weltweit unter der Armutsgrenze leben, also täglich weniger als 1,90
US-Dollar zur Verfügung haben?

Sehr positiv, sowohl relativ als auch absolut. Lebten 1981 knapp über 42
Prozent der Weltbevölkerung in extremer Armut, waren es 2018 nach
Schätzungen der Weltbank noch 8,6 Prozent. Da über diesen Zeitraum der
Anteil in extremer Armut Lebender schneller zurückging als die
Weltbevölkerung wuchs, fanden sich 2018 etwa 650 Millionen Menschen in
extremer Armut wieder, während es 1981 noch 1,9 Milliarden waren. Die
"gute alte Zeit" war übrigens nicht sonderlich gut. 1820 beispielhaft
lebten weltweit um die 90 Prozent aller Menschen in extremer Armut.

Worin sehen Sie die Ursachen für diesen Trend?

Ermöglicht hat den positiven Trend der vergangenen Jahrzehnte und
Jahrhunderte wirtschaftliches Wachstum, basierend auf
Produktivitätsgewinnen, die die Menschen von den Mühen
landwirtschaftlicher Arbeit befreit haben und sie heute in wenigen Stunden
mehr produzieren lassen als früher in einer ganze Arbeitswoche.

Welche Regionen der Erde sind von Armut noch immer am stärksten
betroffen?

Afrika südlich der Sahara. Dort war die positive Entwicklung der letzten
Jahrzehnte mit Abstand am wenigsten stark ausgeprägt. 1981 lebten noch mit
großem Abstand am meisten Menschen in Asien in extremer Armut - in
Ostasien inklusive China ebenso wie in Südasien inklusive Indien. Heute
lebt die Mehrheit der mit extremer Armut Konfrontierten in Ländern südlich
der Sahara. Dort liegt der Anteil der Personen in extremer Armut nicht
mehr bei 60 Prozent, wie noch in den frühen 1990er Jahren, aber noch immer
bei sehr hohen etwa 40 Prozent.

Was könnten die reichen Länder der Erde zusätzlich zu den
Entwicklungshilfe-Maßnahmen tun, um die Armut zu lindern?

Sie könnten es Menschen, die in Ländern geprägt von weit verbreiteter
extremer Armut leben, erleichtern, in die reichen oder reicheren Länder zu
migrieren. So könnten Migranten deutlich höhere Löhne erzielen als in
ihrem Ursprungsland und ihre zurückgebliebenen Familienmitglieder zudem
finanziell unterstützen.


Weitere Informationen unter:

https://ourworldindata.org/extreme-poverty-projections

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 15.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Oktober 2019 
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GEWERKSCHAFT/323: Werneke warnt vor Scheitern der Grundrente (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
16. Oktober 2019

Werneke warnt vor Scheitern der Grundrente - Von 2,75 Millionen
Berechtigten sollen nur 150.000 übrig bleiben



Berlin - Vor der Sitzung des Koalitionsausschusses am Sonntag in Berlin und
Gesprächen in dieser Woche hat der neue Vorsitzende der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), Frank Werneke, vor einem
Scheitern der Grundrente gewarnt. "Wenn CDU und CSU die von
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) vorgesehenen 2,75 Millionen
Berechtigten für eine Grundrente auf 150.000 reduzieren wollen, wird
von dem großen Vorhaben nur noch Makulatur übrig bleiben", erklärte
Werneke. Nach den bekannt gewordenen Vorstellungen aus der Union
würden nur ungefähr zehn Prozent der dann noch Berechtigten auf
Ostdeutschland entfallen.

"Wer eine solche Lösung anstrebt, erkennt die Lebensleistung von
Millionen Menschen nicht an. Das Ziel der Grundrente muss sein,
insbesondere den Frauen, die oft jahrzehntelang mit niedrigem
Einkommen gearbeitet haben, einen Rentenanspruch zuzuerkennen, der
oberhalb der Grundsicherung liegt", so der ver.di-Vorsitzende. "Wenn
das nicht gelingt, darf niemand die Enttäuschung der Betroffenen über
das politische System bejammern", so Werneke.

Da es bei der Rente um eine Versicherungsleistung gehe, sei eine
Bedürftigkeitsprüfung nicht akzeptabel, "weil sie bei der normalen
Altersrente natürlich auch nicht durchgeführt wird". Werneke
erinnerte daran, dass es bereits der dritte Versuch einer
Bundesregierung ist, die Grundrente durchzusetzen. "Es wäre
beschämend, wenn es diesmal wieder keine überzeugende Lösung für die
Betroffenen geben würde", sagte Werneke.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16.10.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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AKTION/966: Berlin - Das Wohnzimmer auf dem Campus, 17.10.2019


Pressestelle DIE LINKE

Aktion "Studentisches Wohnen"

Das Wohnzimmer auf dem Campus



Mit dem Beginn des neuen Semesters ist für viele Studierende die
Freude über einen Studienplatz der Frustration und Sorge darum
gewichen, dass es für sie in Berlin keinen bezahlbaren Wohnraum gibt.

Der Studierenden Verband DIE LINKE.SDS wird am Donnerstag mit der
Aktion "Studentisches Wohnen" auf diesen Missstand hinweisen.

Was: Das Wohnzimmer auf dem Campus. Es wird ein Wohnzimmer im Freien
auf dem Campus der Technischen Universität eingerichtet.

Wo: Straße des 17. Juni 136, vor dem Mathematik-Gebäude der TU Berlin

Wann: Donnerstag den 17.10.2019 von 12 bis 18.30 Uhr

Um 13:30 wird Bernd Riexinger, Vorsitzender DIE LINKE, anwesend sein.

Um 17:30 wird Nicole Gohlke, Hochschulpolitische Sprecherin
Linksfraktion, einen kurzen Vortrag zum Thema studentisches Wohnen
halten.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Terminhinweis vom 16. Oktober 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2354: Karlsruhe - Iran-Sanktionen der USA, Erfahrungen und Risiken für kleine und mittlere Unternehmen, 22.10.2019


Duale Hochschule Baden Württemberg Karlsruhe

Iran-Sanktionen der USA: Erfahrungen und Risiken für kleine und mittlere
Unternehmen

• Vortrag im Rahmen des Studium generale der Dualen Hochschule
Baden-Württemberg Karlsruhe

• Referent: Dr. Darius Schindler, Professor für Wirtschaftsrecht,
Fakultät Wirtschaft, DHBW Karlsruhe

• Dienstag 22. Oktober, 16:30 Uhr, DHBW Karlsruhe



Im Juli 2015 billigte der UN-Sicherheitsrat die Vereinbarung zur Beilegung
des Atomstreits mit dem Iran. Daraufhin wurden am 16. Januar 2016
("Implementation Day") die Sanktionen der UN, der USA und der EU außer
Kraft gesetzt. Es kam zu vereinbarten Prüfungen der Atomenergiebehörde
IAEA. Viele deutsche Unternehmen, insbesondere aus dem Maschinen- und
Anlagenbau, bereiteten sich auf den Iran-Markt vor.

Nach dem Amtsantritt Donald Trumps ein Jahr später aber kündigte dieser im
Mai 2018 einseitig des Atomabkommen. Die US-Sanktionen gegen den Iran
traten wieder in Kraft. Die Europäische Union wiederum erließ ein Gesetz,
wonach es verboten ist, die US-Sanktionen zu befolgen
("Blocking-Verordnung").

In seinem Vortrag beschäftigt sich Professor Schindler mit den Grundlagen
der europäischen und amerikanischen Exportkontrolle. Er erklärt, wann und
warum europäische Unternehmen US-Regelungen beachten müssen. Dabei zeigt
er anhand von Beispielen auf, welche Risiken die Geschäftsführung beachten
muss. Denn Exportverstöße sind Straftaten und werden in besonderen Fällen
mit Haftstrafen bis zu 15 Jahren geahndet.


Weitere Informationen unter:

https://www.karlsruhe.dhbw.de/veranstaltungen/detail/veranstaltung/studium-generale-4.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2112

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Duale Hochschule Baden Württemberg Karlsruhe, 15.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2981: Ohne Berufsausbildung fünfmal so hohe Arbeitslosenquote (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 15.10.2019

Ohne Berufsausbildung fünfmal so hohe Arbeitslosenquote



Personen ohne Berufsausbildung weisen ein wesentlich höheres Risiko auf,
arbeitslos zu sein, als Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung oder
mit Hochschulabschluss. Das geht aus Daten hervor, die das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) am Dienstag veröffentlicht hat.

Während die Arbeitslosenquote bei den Personen mit abgeschlossener
Berufsausbildung im Jahr 2018 den IAB-Berechnungen zufolge bei 3,4 Prozent
lag, war sie bei den Personen ohne Berufsausbildung mit 17,4 Prozent mehr
als fünfmal so hoch. Bei den Akademikern betrug die Arbeitslosigkeit zwei
Prozent. Noch niedriger war die Quote bei Meistern und Technikern. Deren -
etwas anders berechnete - Erwerbslosenquote betrug 1,2 Prozent. Im
Gesamtdurchschnitt lag die Arbeitslosenquote im Jahr 2018 laut den
IAB-Berechnungen bei 5,3 Prozent. Die IAB-Zahlen weichen insgesamt
geringfügig von den amtlichen Zahlen ab, da den Berechnungen des IAB eine
andere Datenbasis zugrunde liegt.

"Die Arbeitslosigkeit ist 2018 zum fünften Mal in Folge gesunken und liegt
auf dem niedrigsten Stand seit der Wiedervereinigung", erklärt Enzo Weber,
der Leiter des IAB-Forschungsbereichs Prognosen und gesamtwirtschaftliche
Analysen. Davon haben auch die Geringqualifizierten profitiert, deren
Arbeitslosenquote im Vorjahr noch einen halben Prozentpunkt höher gelegen
hatte. "Die Arbeitslosigkeit ist lange durch die Bank gesunken. Der
aktuelle Wirtschaftsabschwung könnte aber Jobs für Niedrigqualifizierte
besonders gefährden, etwa in der konjunkturabhängigen Zeitarbeit", sagt
Weber. Unverändert gelte: "Bildung bleibt der beste Schutz vor
Arbeitslosigkeit. In Zukunft wird das umso mehr der Fall sein, da die
Anforderungen in der Arbeitswelt weiter steigen, nicht zuletzt durch die
Digitalisierung".

Zwischen Ost- und Westdeutschland bestehen zwar immer noch Unterschiede,
aber der Osten konnte den Rückstand mittlerweile deutlich verringern. Die
Gesamtquote nach Qualifikation lag im Osten im Jahr 2018 bei 6,7 Prozent
(Vorjahr 7,3 Prozent), im Westen bei 5,0 Prozent (Vorjahr 5,4 Prozent).

Die Arbeitslosenquote für Hochschulabsolventen lag 2018 im Westen bei 1,9
Prozent und im Osten bei 2,7 Prozent. Bei den Personen mit einer
beruflichen Ausbildung betrug die Arbeitslosenquote im Westen 2,9 Prozent,
im Osten 5,1 Prozent. Die Quote für Geringqualifizierte lag in beiden
Landesteilen erheblich höher: im Westen bei 16,1 Prozent und im Osten bei
26,5 Prozent.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/qualo_2019.pdf

https://twitter.com/iab_news/status/1184025733531885569

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 15.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/045: Wirtschaftsnobelpreis 2019 - Prof. Dr. Hendrik Schmitz über Armutsforschung (idw)


Universität Paderborn - 15.10.2019

Wirtschaftsnobelpreis 2019: Prof. Dr. Hendrik Schmitz von der Universität
Paderborn über Armutsforschung



Am Montag, 14. Oktober, wurden die letzten Nobelpreisträger für das Jahr
2019 bekanntgegeben: Die Ökonomen Abhijit Banerjee, Esther Duflo und
Michael Kremer wurden von der Königlich Schwedischen Akademie der
Wissenschaften für ihren "experimentellen Ansatz zur Linderung globaler
Armut" ausgezeichnet.

Obwohl der "Wirtschaftsnobelpreis", wie er im allgemeinen Sprachgebrauch
bezeichnet wird, gleichzeitig mit den anderen Nobelpreisen vergeben wird
und ebenfalls mit einem Preisgeld in Höhe von rund 830.000 Euro dotiert
ist, nimmt diese Auszeichnung eine Sonderstellung ein. Als
"Alfred-Nobel-Gedächtnispreis für Wirtschaftswissenschaften" unterscheidet
er sich von den anderen Preisen darin, dass er nicht auf das Testament des
ursprünglichen Stifters Alfred Nobel zurückgeht, sondern ca. 60 Jahre
später, 1968, anlässlich des 300-jährigen Bestehens der Schwedischen
Reichsbank, von dieser gestiftet und im Folgejahr erstmals verliehen
wurde.

Prof. Dr. Hendrik Schmitz, Wirtschaftswissenschaftler der Universität
Paderborn, erklärt die Forschungsarbeit der Preisträger im Interview und
erläutert ihre Relevanz für unsere Gesellschaft.


Herr Schmitz, was genau versteht man unter Armutsforschung?

Schmitz: Armutsforschung hat verschiedene Ausprägungen. Zunächst
versuchen Wissenschaftler zu definieren, nach welchen Kriterien man
überhaupt arm ist. Basierend auf dieser Definition wird anhand von Daten
ermittelt, wie viele Personen in einer bestimmten Region arm sind und ob
sich die Zahl der armen Menschen im Verlauf der Zeit erhöht oder reduziert
hat. In einem zweiten Schritt wird untersucht, wie sich Armut auswirkt.
Beispielsweise wird untersucht, ob ärmere Menschen schlechtere
Gesundheitsversorgung erhalten und daher früher sterben müssen. Und
schließlich stellt sich die Frage, welche Möglichkeiten es gibt, aus der
Armut auszubrechen. Diesem Thema widmen sich die ausgezeichneten Ökonomen.
Zentral ist hier zum Beispiel der Zugang zu Bildung. Armutsforscher
untersuchen empirisch, welche Maßnahmen wirklich funktionieren um Armut zu
bekämpfen. Auf diese Weise können sie politische Entscheidungsträger
fundiert beraten.

Wie definieren die ausgezeichneten Ökonomen Armut? Wie legt man
Armutsgrenzen fest?

Schmitz: Im Allgemeinen unterscheidet man zwischen relativer und
absoluter Armut. Relative Armut bedeutet, dass man nicht notwendigerweise
hungern muss, um arm zu sein. Wer deutlich weniger Geld als ein
Durchschnittsverdiener bekommt, kann durchaus sozial ausgegrenzt sein und
unter Armut leiden. In Deutschland gilt ein Haushalt in der Regel als arm,
wenn er über weniger als 60% des Median-Haushaltseinkommens verfügt - also
wenn man alle Haushalte nach Einkommen sortiert, den mittleren auswählt
und davon 60% nimmt. Dies ist in der Regel die Definition von Armut in
entwickelten Ländern.

Die ausgezeichneten Ökonomen untersuchen Armut vor allem in
Entwicklungsländern. Hier wird in der Regel der absolute Armutsbegriff
angewendet. Arm ist laut derzeitiger Definition der Weltbank demnach, wer
mit weniger als 1,9 Dollar pro Tag auskommen muss. Die ausgezeichneten
Forscher befassen sich verstärkt mit Regionen der Welt, in denen die
Ärmsten der Armen leben und legen hierzu eine Armutsgrenze von 99 US-Cent
an.

Aber weder bei absoluter noch relativer Armut gibt es allgemeingültige
Grenzen. Verschiedene Interessengruppen legen verschiedene Kriterien an,
je nachdem ob eine höhere oder niedrigere Armutsquote erwünscht ist. Für
die Forschung der Nobelpreisträger ist die Definition der Armutsgrenze
allerdings nicht zentral.

Worin liegt der experimentelle Ansatz der Preisträger bei ihrer
Forschung?

Schmitz: Die drei Ökonomen haben den Nobelpreis vor allem auch für
die Etablierung ihrer Forschungsmethode in den Wirtschaftswissenschaften
erhalten: den "Feldexperimenten". Mit dieser Methode können sie rigoros
untersuchen, welche Maßnahmen zur Armutsreduktion funktionieren und vor
allem auch, welche nicht. Ähnlich wie in der Medizin führen sie dazu
kontrolliert randomisierte Experimente durch (randomized controlled
trials). Um zum Beispiel zu testen, welche Maßnahmen für eine bessere
Bildung von Kindern sorgen, probieren sie diese einzeln aus. Sie teilen
Schüler nach dem Zufallsprinzip in zwei Gruppen auf. Die eine Gruppe
erhält zum Beispiel regelmäßige Gesundheitsvorsorge, etwa Wurmkuren, die
andere nicht. Dann werden beide Gruppen über einen längeren Zeitraum
verfolgt. In der Gruppe mit besserer Gesundheitsversorgung bleiben die
Kinder deutlich seltener dem Unterricht fern und erzielen bessere
Ergebnisse. Sie probieren so auch viele andere Maßnahmen aus, etwa das
Verteilen von Schulbüchern, die Verkleinerung von Schulklassen oder die
Errichtung von Computerräumen, die sich allerdings als deutlich weniger
wirksam erwiesen. Von vielen Maßnahmen, bei denen man annehmen könnte,
dass sie alle funktionieren, bleiben nur wenige übrig, bei denen es
tatsächlich bewiesen werden kann.

Welche Relevanz hat Armutsforschung heute?

Schmitz: Armutsforschung hat in der Volkswirtschaftslehre lange ein
Schattendasein gefristet. Dies hat sich grundlegend geändert. Die hohe
wissenschaftliche Relevanz zeigt sich natürlich daran, dass am Montag der
Wirtschaftsnobelpreis an drei Armutsforscher vergeben wurde und damit
nicht nur die Forscher, sondern auch das Forschungsfeld geadelt wurden.
Bereits 2015 hat mit Angus Deaton ein Ökonom den Nobelpreis erhalten, der
Ungleichheit und Armut erforscht - mit ganz anderen Ansätzen als die
diesjährigen Preisträger. Etabliert ist dieser Forschungszweig
mittlerweile aber insbesondere beim Thema der absoluten Armut in
Entwicklungsländern. Die Erforschung (relativer) Armut in entwickelten
Ländern ist weniger stark ausgeprägt.

Die Forschung der Preisträger besticht vor allem auch durch ihre
praktische Relevanz. Sie ermitteln immer wieder kleinteilige
Lösungsvorschläge für Armutsprobleme, die auch von politischen
Entscheidungsträgern umgesetzt werden können und die nicht nur aus
wissenschaftlicher Perspektive interessant sind. Gerade in den
allerärmsten Ländern mangelt es noch immer am Wesentlichen. Bei der
Armutsbekämpfung und Entwicklungsökonomie stellt sich die zentrale Frage,
wie es Entwicklungsländern gelingen kann, aus dieser Armutsfalle
auszubrechen. Hier geht es insbesondere um Zugang zu sauberem Wasser und
Lebensmitteln, zu Gesundheitsleistungen sowie zu Bildung. Dies gilt in
verstärktem Maß für Kinder, insbesondere für Mädchen. Wichtig ist zudem
der Aufbau von Institutionen, etwa einer funktionierenden Verwaltung in
Gemeinden.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 15.10.2019
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ARBEITSRECHT/275: Betriebsratsmitglieder für Schulungen freistellen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. Oktober 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Betriebsratsmitglieder für Schulungen freistellen



Aachen/Berlin (DAV). Betriebsratsmitglieder haben Anspruch auf
Schulungen. Der Arbeitgeber muss sie dafür freistellen. Dies gilt auch
für mehrtägige Fortbildungsmaßnahmen. Ein Betriebsratsmitglied muss
sich nicht auf ein eintägiges Seminar beschränken. Das ergibt sich aus
einer Entscheidung des Arbeitsgerichts Aachen vom 25. Februar 2017
(AZ: 8 BVGa 3/19). Das Mitglied des Betriebsrats hat auch einen
eigenen Spielraum, welche Schulungsmaßnahme es auswählt, so die
Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).

Ein Betriebsratsmitglied wollte an einer mehrtägigen Schulung für
betriebliches Eingliederungsmanagement teilnehmen. Der Arbeitgeber
verweigerte die Freistellung. Er verwies den Mitarbeiter auf ein
eintägiges Seminar für lediglich 385 Euro.

Nach Ansicht des Arbeitsgerichts hat das Betriebsratsmitglied aber
Anspruch auf Freistellung und Kostenübernahme für die beantragte
Fortbildung. Bei der Entscheidung über die Schulungsmaßnahme habe es
darüber hinaus einen breiten Beurteilungsspielraum. Dies betreffe
unter anderem die Art der Veranstaltung, Inhalt und Anbieter.

Im vorliegenden Fall habe der Mitarbeiter auch Alternativangebote
eingeholt, mit Blick auf die dort noch längere Schulungsdauer aber
nicht berücksichtigt. Er habe sich nicht auf das vom Arbeitgeber
unterbreitete Alternativangebot einlassen müssen. Das Kostenargument
müsse zurücktreten, wenn auf den ersten Blick keine erkennbare
Unverhältnismäßigkeit bestehe. Auch könne nicht beanstandet werden,
dass der Arbeitnehmer mit einem weiteren Mitglied des Betriebsrats zu
dieser Schulung habe fahren wollen. Selbst nach Auskunft des
Arbeitgebers hätten beide Betriebsratsmitglieder seit circa einem Jahr
regelmäßig mit Fragen des Eingliederungsmanagements zu tun.

Information: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 12/19 vom 16. Oktober 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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DATENSCHUTZ/042: Deutschland braucht keinen Überwachungsstaat - auch nicht gegen Rechtsterrorismus (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. Oktober 2019

Deutschland braucht keinen Überwachungsstaat - auch nicht beim Kampf gegen Rechtsterrorismus

Statement von Rechtsanwältin und Notarin Edith Kindermann, Präsidentin des Deutschen Anwaltvereins (DAV)



So wichtig und richtig das konsequente Vorgehen gegen neue (und
manchmal sehr alte) Kriminalitätsphänomene auch ist - es darf nicht
als Rechtfertigung dienen, unbescholtene Bürger massenhaft zu
überwachen.

Entschlüsselung von Messenger-Diensten, Vorratsdatenspeicherung - der
innenpolitische Reflex auf den rechtsterroristischen Anschlag von
Halle war vorhersehbar. Doch dürfen wir uns bei aller Betroffenheit
nicht auf die vermeintliche Patentlösung einstimmen lassen, immer neue
Befugnisse für Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste schaffen zu
wollen, egal um welche Gefahr es geht. Denn diese Maßnahmen gehen in
erster Linie zu Lasten der Freiheit und Privatsphäre unschuldiger,
"normaler" Menschen. Ebenso wenig dürfen wir übersehen, welche
weitreichenden Möglichkeiten die Behörden bereits jetzt haben, wenn
ein Tatverdacht besteht.

Bislang gibt es nicht einmal eine Evaluation der bestehenden
Maßnahmen. Sind es überhaupt rechtliche Lücken und fehlende
Befugnisse, die eine effektive Verfolgung erschweren?

Dass der Rechtsextremismus eine Gefahr für den liberalen Rechtsstaat
und die freiheitliche Demokratie darstellt, ist unbestreitbar. So
lange aber nicht untersucht ist, woran es bei der Prävention und
Aufklärung dieser und anderer Kriminalitätsformen hapert, ist für
weitergehende Zugriffsermächtigungen kein Raum.

 * 

Quelle:

Statement vom 16. Oktober 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MIETRECHT/379: Vermieter muss den nachträglichen Wegfall des Eigenbedarfs beweisen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 15. Oktober 2019

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Vermieter muss den nachträglichen Wegfall des Eigenbedarfs beweisen



Waiblingen/Berlin (DAV). Oftmals versucht der Vermieter, unliebsame
Mieter loszuwerden. Es wird dann, um eine Kündigung überhaupt
begründen zu können, ein angeblicher Eigenbedarf an der Wohnung
vorgeschoben. Der Vermieter behauptet, er brauche die Wohnung für sich
selbst oder einen nahen Angehörigen. Erst wenn der Mieter dann
ausgezogen ist, stellt sich heraus, dass diese Gründe tatsächlich
nicht bestehen. Tatsächlich zieht ein anderer Mieter ein, vielleicht
sogar nur, um einen höheren Mietpreis zu erzielen. Um eine solche
Umgehung des Mieterschutzes zu vermeiden, ist der Vermieter zum Ersatz
des Schadens verpflichtet, der durch den Umzug entstanden ist. Und
diese Ansprüche können erheblich sein; neben den Umzugskosten kommen
auch weitere Positionen, wie die Anpassung oder der erforderlichen
Neuerwerb von Möbeln in Betracht. Aber wie hat sich der Vermieter zu
verhalten, wenn tatsächlich ein zunächst bestehender Eigenbedarf nach
der Kündigung bzw. nach dem Auszug wegfällt und er die Wohnung selbst
nicht mehr bezieht? Muss er dann auch dem Mieter den durch den Umzug
entstandenen Schaden ersetzen? Mit diesen Fragen befasst sich die
Entscheidung des Amtsgerichts Waiblingen vom 15. Januar 2019
(AZ.: 9 C 1106/18), auf die die Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und
Immobilien vom Deutschen Anwaltverein (DAV) verweist.

Hier war es dazu gekommen, dass die Vermieter tatsächlich nicht in die
wegen Eigenbedarf gekündigte Wohnung eingezogen war und der Mieter
Schadensersatz in Höhe von circa 7.650 Euro geltend machte. Der
Vermieter behauptete, dass die Gründe für den Eigenbedarf erst später
weggefallen seien. Zunächst habe man geplant dass die im Ausland
lebende Vermieterin mit ihren dann schulpflichtigen Kindern nach
Deutschland zurückkehre und die Wohnung selbst beziehe. Es sei dann
aber ihr Lebensgefährte krank und pflegebedürftig geworden, so dass
der Umzug nicht stattfinden konnte. Diese Behauptungen konnte oder
wollte die Beklagte aber nicht belegen, obwohl sie dazu vom Gericht
aufgefordert wurde. Es wurde - auch auf Nachfrage - nicht mitgeteilt,
wann genau die Erkrankung eingetreten sei oder ob diese bereits bei
Ausspruch der Kündigung erkennbar war. Auch die Schwere der Erkrankung
und die Behauptung, dass eine Pflege erforderlich sei, wurden nicht
bewiesen, obwohl hier Atteste oder ähnliches durchaus hätten
eingereicht werden können.

Das Gericht konnte daher den Vortrag der Beklagten, nachdem dieser
bestritten wurde, nicht als erwiesen zugrunde legen. Es entschied
daher zu Lasten der Beklagten. Denn wenn ein Grund für die zuvor
ausgesprochene Eigenbedarfskündigung wegfällt, obliegt es dem
Vermieter, diese Behauptung zu beweisen. Wenn dieser Nachweis nicht
gelingt, muss der Vermieter sich so behandeln lassen, als habe er den
Eigenbedarf nur vorgetäuscht und er muss dem Mieter den entstandenen
Schaden ersetzen.

Informationen: www.mietrecht.net

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 12/19 vom 15. Oktober 2019

Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien des Deutschen Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07060: Er liebte das Feuer, nie die Asche (SB)


"Er konnte unglaublich halsstarrig sein und einer falschen Fährte mit
größerer Hartnäckigkeit folgen als jede andere Person, die ich gekannt
habe", erklärte einst Amerikas Schachidol Frank James Marshall, und
die Person, über die er ein Charakterurteil fällte, war der
französische Meister David Janowsky. Schillernder konnte keine Figur
auf der Schachbühne sein, und selbst die Extravaganzen eines Bobby
Fischer verblaßten gegen ihn zu einer blutleeren Allerweltsmanier.
Janowsky war ein leidenschaftlicher Spieler auf dem Brett und im Leben
nicht minder. Er war ein Kind der Jahrhundertwende, voller
Aufbruchstimmung, Unzufriedenheit und Orientierungslosigkeit. Die
Existenz galt ihm nicht mehr als eine Laune, die ihn an ein trübes
Ufer gespült hatte. Von Etiketten oder Höflichkeiten wollte er nichts
wissen. Daß er seine Gegner nach Niederlagen beschimpfte, gehörte
ebenso zu seinem Erscheinungsbild wie seine Passion zum Roulette.
Verflachte der Reiz einer Partie, so verlor er jegliches Interesse an
ihr. Unerheblich, ob er dann verlor oder gewann, sie hatte keine
Bedeutung mehr für ihn. Er liebte das Feuer, an der Asche hatte er
keinen Gefallen. "In einer gut gespielten Partie darf es nicht zu
einem Endspiel kommen", erklärte er geradeheraus. Im heutigen Rätsel
der Sphinx mußte er sich dennoch mit so etwas Unerfreulichem
herumschlagen. Doch war die Stellung derart ausgeglichen, daß selbst
ein Janowsky sie nicht mehr ruinieren konnte. Also, Wanderer, sein
Kontrahent Aaron Nimzowitsch war mit den schwarzen Steinen am Zuge.
Wie erlöste er Janowsky von der Qual eines nebensächlichen
Unendschiedens?






[image: SCHACH-SPHINX/07060: Er liebte das Feuer, nie die Asche (SB)]



Janowsky - Nimzowitsch

St. Petersburg 1914


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zuviel Individualität auf Kosten einer realen Einschätzung der
Partiebedingungen führt zum Kollaps, der nach 1...a6xb5? nicht mehr
aufzuhalten war: 2.Te1-e8+ Sd7-f8 3.Sd2-e4 Df6-f4 4.Lc4xf7+! Df4xf7
5.Se4-f6+ und Schwarz gab auf, denn 5...Kg8-h8 verliert wie 5...Lg7xf6
6.Te8xf8+ die Dame, Haus und Hof und notwendig die Partie.



Erstveröffentlichung am 26. September 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/486: Mönchengladbach - "Die Psychologie des Überzeugens" am 5.11.2019


Stadt Mönchengladbach

Forum Psychologie: Die Psychologie des Überzeugens



Viele kennen die Situation: Man lässt sich von einer Freundin oder
einem Kollegen wieder mal beschwatzen und übernimmt Aufgaben, die man
eigentlich nicht haben wollte. Oder man hat sich von einem geschickten
Verkäufer überreden lassen und etwas gekauft, was man vorher nie
kaufen wollte.

In diesem VHS-Forum am Dienstag 5. November, von 19 bis 20.30 Uhr, in
der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85 tauchen die
Teilnehmer in die manipulativen Geheimnisse des Überzeugens ein. Sie
erfahren, welcher verborgenen Psycho-Logik Entscheidungsprozesse
unterliegen und wie man sich vor Manipulationen schützen kann.

Nico Thümler ist Wirtschaftspsychologe und Hochschuldozent für
Vertriebstechniken.

Entgelt: 7,50 Euro

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 15. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2356: Schwergewicht - Debüt mit Fragezeichen ... (SB)




Oleksandr Ussyk verschleißt Chazz Witherspoon

Oleksandr Ussyk hat sein Debüt im Schwergewicht gewonnen. Der
ehemalige Weltmeister aller vier Verbände im Cruisergewicht aus der
Ukraine setzte sich vor gut 9000 Zuschauern in der Wintrust Arena in
Chicago gegen den in letzter Minute als Ersatz verpflichteten
US-Amerikaner Chazz Witherspoon in der siebten Runde durch. Der Kampf
wurde vom Streamingdienst DAZN übertragen. Während der 32jährige Ussyk
damit in 17 Auftritten ungeschlagen ist, stehen für seinen sechs Jahre
älteren Gegner nunmehr 38 Siege und vier Niederlagen zu Buche. [1]

Dem "Boxer des Jahres 2018" gelang damit zumindest der erste Schritt,
es seinem erklärten Vorbild Evander Holyfield gleichzutun, der einst
unangefochtener Weltmeister im Cruiser- und Schwergewicht geworden
war. Ursprünglich sollte sich der beim britischen Promoter Eddie Hearn
von Matchroom Boxing unter Vertrag stehende Ussyk am 25. Mai mit
Carlos Takam messen, doch mußte er den Kampf wegen einer Verletzung am
rechten Bizeps absagen. Daraufhin wurde der früher als Kickboxer
erfolgreiche Tyrone Spong verpflichtet, der in 14 Auftritten unbesiegt
war. Nachdem ihn jedoch die Anti-Doping-Agentur VADA in zwei Proben
positiv auf eine verbotene Substanz getestet hatte, kam er nicht mehr
in Frage. Daraufhin fiel die Wahl kurzfristig auf Chazz Witherspoon,
der diese unverhoffte Gelegenheit natürlich wahrnahm.

Der Cousin zweiten Grades des früheren zweifachen Weltmeisters Tim
Witherspoon aus Philadelphia konnte mit einer Serie von acht Siegen in
Folge aufwarten, die er jedoch mit sporadischen Auftritten gegen
weithin unbekannte Gegner erzielt hatte. Der Wendepunkt in seiner
Karriere war im Grunde die Niederlage gegen den damals aufstrebenden
Seth Mitchell im Jahr 2012, da er seither keine nennenswerte Rolle in
den oberen Rängen des Schwergewichts mehr gespielt hatte. Er stieg
daher als klarer Außenseiter in den Rang, wobei er zumindest größer
und wesentlich schwerer als der Ukrainer war.

Er war jedoch den technischen Fertigkeiten und der konditionellen
Überlegenheit des Olympiasiegers von 2012 nicht gewachsen, der auf
eine glänzende Amateurlaufbahn zurückblicken kann und im Profilager zu
den besten Akteuren der Branche gehört. Da der in der Rechtsauslage
boxende Ussyk aber elf Monate nicht mehr im Ring gestanden hatte,
brauchte er einige Runden, um richtig in Fahrt zu kommen. Dann
etablierte er jedoch seinen blitzschnellen Jab in die linke Gerade
gegen Witherspoon, der schlichtweg zu langsam war, um einen Vorteil
aus seiner körperlichen Überlegenheit zu ziehen.

Der Ukrainer kam mit zahlreichen Schlägen zu Kopf und Körper durch und
schien den Gegner in der fünften Runde an den Rand eines Niederschlags
zu bringen, als er ihn mit der Linken traf, in die Ecke trieb und dort
mit weiteren Schlägen eindeckte. Witherspoon konnte sich gerade noch
aus der Affäre ziehen und überstand auch den folgenden Durchgang. In
der siebten Runde ging es jedoch mit ihm bergab, da ihm endgültig die
Luft wegblieb und er sich immer wieder in die Seile zurückzog, wo er
Körpertreffer in Serie einstecken mußte. Gegen Ende der Runde setzte
Ussyk seinem Gegner derart zu, daß Ringrichter Hector Afu das
Geschehen aus nächster Nähe verfolgte und offenbar kurz davor war, den
Kampf abzubrechen. Witherspoon rettete sich in die Pause, ließ sich
schwer auf seinen Hocker fallen und gab dem Referee zu verstehen, daß
er nicht mehr weitermachen könne.

Über dem rechten Auge des Ukrainers waren Spuren der Schläge zu sehen,
die ihm der Gegner in der Anfangsphase gelegentlich versetzt hatte,
wenn er allzu unbedacht auf ihn losging. In einer statischen Situation
konnte Witherspoon kräftig zuschlagen, so daß er zu Beginn seine
besten Szenen hatte. Von der fünften Runde an ließ er jedoch
konditionell nach und mußte in die Seile zurückweichen, so daß er in
zunehmendem Maße zum Spielball des Favoriten wurde. Wie ungleich der
Kampf verlaufen war, belegt auch die Statistik von CompuBox, der
zufolge Ussyk 139 von 347 Schlägen ins Ziel gebracht hatte (40
Prozent), während Witherspoon lediglich 21 Treffer bei 208 Versuchen
gelungen waren (10 Prozent). Die beste Ausbeute des US-Amerikaners
waren sechs erfolgreiche Schläge in der vierten Runde und in vier
Durchgängen glückten ihm nicht mehr als jeweils zwei Treffer.

Ussyk machte mitunter Eindruck, als sei er in der Lage, Witherspoon
geschlagen auf die Bretter zu schicken, halte sich aber an eine
Anweisung seiner Ecke, nichts zu überstürzen. Wie er hinterher
bestätigte, habe er die Vorgabe seines Trainers befolgt, den Kampf mit
boxerischen Mitteln zu führen, aber durchaus einen Schritt
weiterzugehen, sollte sich die Gelegenheit dazu bieten. Wie er
einräumte, sei der zweifache Wechsel des Gegners nicht spurlos an ihm
vorübergegangen, auch wenn er das für sich behalten habe. Außerdem
habe er zwar als Amateur im Schwergewicht gekämpft, doch lasse sich
das nicht ganz mit den Verhältnissen im Profilager vergleichen. Er
habe den Unterschied zum Cruisergewicht durchaus gespürt. [2]

Der Einstand in der Königsklasse ist erfolgreich über die Bühne
gegangen, und so konnte Ussyk den Sieg und mit seinem langjährigen
Manager Egis Klimas dessen 55. Geburtstag feiern. Allerdings waren die
Meinungen durchaus geteilt, wie der Auftritt des Ukrainers zu bewerten
sei. Er hatte den physisch überlegenen Kontrahenten klar dominiert,
nie zur Entfaltung kommen lassen und vorzeitig besiegt. Andererseits
war Witherspoon so langsam und von derart schwacher Kondition, daß
Ussyk fast nach Belieben schalten und walten konnte. Doch obgleich der
Gegner immer wieder an den Seilen eingekeilt stand, reichten die
härtesten Schläge des Ukrainers nicht aus, ihn von den Beinen zu
holen. Daher steht zu vermuten, daß ein Gang mit jüngeren und
stärkeren Kontrahenten wie Deontay Wilder, Andy Ruiz oder Anthony
Joshua ganz anders verlaufen könnte. [3]

Wie der Ukrainer erklärte, gehe er keinem Gegner aus dem Weg. Sollte
es sich um einen Titelkampf handeln, sei er selbstverständlich auch
dazu bereit. Er war vordem unter anderem Weltmeister der WBO im
Cruisergewicht, was dazu führte, daß ihn dieser Verband nach dem
Wechsel ins Schwergewicht dort sofort zum Pflichtherausforderer des
Champions erklärte. Man kann diese Politik durchaus in Zweifel ziehen,
da der Ukrainer ohne einen einzigen Auftritt und an allen dort
Schlange stehenden Kandidaten vorbei in diese Position befördert
wurde. Ussyk ist zweifellos ein hervorragender Boxer, was er im
Cruisergewicht hinlänglich unter Beweis gestellt hat, als er im Finale
der World Boxing Super Series im Juli 2018 Murat Gassijew besiegte und
sich im November vorzeitig gegen den Briten Tony Bellew durchsetzte.

Trotz dieses unbestreitbaren Könnens sieht sich Ussyk in der
Königsklasse vor ganz andere Probleme gestellt, da dort die weltbesten
Akteure nicht nur sehr groß, sondern zumeist auch deutlich schwerer
als er sind. Zudem war die Schlagwirkung nie eine herausragende Stärke
des Ukrainers, der seine Gegner auszumanövrieren und häufig zu
treffen, aber eher nicht niederzuschlagen pflegt. Trifft er im
Schwergewicht auf massive und hochklassige Gegner, dürfte sein
erklärtes Ziel, auch dort alle vier Titel in seinen Händen
zusammenzuführen, noch sehr viel schwerer als im Cruisergewicht zu
erreichen sein.

Als Pflichtherausforderer der WBO könnte er im kommenden Jahr gegen
den Sieger der Revanche zwischen Andy Ruiz und Anthony Joshua
antreten, um sich womöglich die Gürtel der WBA, WBO und IBF zu
sichern. Da Chazz Witherspoon eine Notlösung war, kann man weder Ussyk
noch Eddie Hearn ankreiden, einen all zu leichten Gegner gewählt zu
haben. Festzuhalten bleibt aber auch, daß der US-Amerikaner kein
echter Prüfstein war, der Ussyks Vermögen, sich auch im Schwergewicht
durchzusetzen, wirklich auf die Probe gestellt hätte. Daher ist nicht
auszuschließen, daß der britische Promoter dazu neigt, einen weiteren
Aufbaukampf des Ukrainers einzuplanen, bevor er auf einen Weltmeister
trifft.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/10/oleksandr-usyk-vs-chazz-witherspoon-live-results/

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/27832530/oleksandr-usyk-scores-tko-win-vs-chazz-witherspoon-heavyweight-debut

[3] www.boxingnews24.com/2019/10/boxing-results-oleksandr-usyk-wins-heavyweight-debut-ready-for-title-shot/
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/932: Hanau - Mixed-Show mit Stephan Bauer am 6. November 2019


Stadt Hanau

Mixed-Show mit Stephan Bauer 



Es ist bereits die sechste Mixed-Show, die Stephan Bauer am Mittwoch,
6. November, im Stein's Tivoli präsentiert. Gemeinsam mit seinen
Gästen Uli Masuth, Benni Stark und Thomas Fröschle liefert er einen
Comedy- und Kabarett-Abend der Extraklasse. Die vier ergänzen sich mit
ihren Programmen "Vor der Ehe wollte ich ewig leben", "Mein Leben als
Ich", "The Fashionist Tour" und "Ende Legende" perfekt. Das Publikum
darf sich auf einen pointenprallen Mega-Spaß freuen.

Alle Veranstaltungen im Café Amadeo und im Café Central beginnen
jeweils um 20.30 Uhr. Im Stein's Tivoli, im Comoedeinhaus und im
Congress Park Hanau hebt sich der Vorhang bereits um 20 Uhr. Einlass
ist immer ab 19 Uhr. Karten zu allen Veranstaltungen der Reihe Kultour
gibt es im Hanau Laden, Am Freiheitsplatz 3, bei der Volksbühne Hanau,
Nürnberger Straße 2, sowie bei allen anderen bekannten
Vorverkaufsstellen.

Das "Kleinkunst-Abo", das allerdings nur direkt beim
Veranstaltungsbüro gebucht werden kann, bietet die Möglichkeit, einen
Preisnachlass von 20 Prozent zu bekommen, wenn man Tickets für
mindestens sieben Veranstaltungen kauft. Als Zugabe gibt es pro Abo
ein Feierabendticket, mit dem man nach Aktivierung in den Tiefgaragen
und Parkhäusern der Hanauer Parkhaus GmbH zwischen 18 und 8 Uhr an 30
aufeinanderfolgenden Tagen kostenfrei parken kann. Informationen und
Buchung sind unter der Telefonnummer 06181/ 6686092 oder per Email
unter veranstaltungsbuero@hanau.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/371: Kiel - "Whiskey and Sugar" - Vorführungen vom 1. bis 23. November 2019


Whiskey and Sugar im Kieler Theater DIE KOMÖDIANTEN 

Komödie von Heike Falkenberg und Marion Elskis



Die wunderbare Komödie "Whiskey and Sugar" ist das spannende und sehr
witzige Duell um die Deutungshoheit eines Lebens: Bei der Beerdigung
einer sehr berühmten Schauspielerin treffen zwei Frauen aufeinander.
Sie sind sich vorher noch nie begegnet. Die eine ist die Tochter des
Stars, die andere deren angeblich beste Freundin. Doch etwas ist
komisch: Warum weiß die Fremde so viel von dem Star, was deren Tochter
vollkommen unbekannt ist? Stimmt es überhaupt, was die Fremde
behauptet? Können Erinnerungen lügen und warum ist die Urne so
hässlich? Es entspinnt sich ein urkomischer Wettstreit um die eigene
Bedeutung im Leben der Verstorbenen, deren Charakter und Biographie.
Schließlich spitzt sich die Situation zu und es kommt zu einem
unfreiwillig komischen Finale.

In den Hauptrollen: Anke Pfletschinger und Rafaela Schwarzer

Regie Christian Lugerth

Termine:

November: DO + FR + SA 1., 2. / 7., 8., 9. / 14., 15., 16. / 21., 22.,
23. (zum letzten Mal) um 20 Uhr

Kartenpreise: 22 Euro, ermäßigt 12 Euro

Kartenreservierung: 

online über das Reservierungsformular auf www.komoedianten.com
telefonisch: 0431 / 55 34 01

per E-Mail: theater@komoediantentheater.de

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Oktober 2019

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/887: Karlsruhe - Monatsübersicht für den November 2019


_T_H_E_A_T_E_R__K_A_R_L_S_R_U_H_E_

Monatsübersicht für den November 2019



Freitag, 01. November 2019

11:00 - ca. 12:00

1. KINDERKAMMERKONZERT - WIR SIND NACHHER

WIEDER DA, WIR MÜSSEN KURZ NACH AFRIKA

Musikalisches Abenteuer nach einer Geschichte

von Oliver Scherz

26,50 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - ca. 21:45

FAUST (OPER)

Oper in fünf Akten von Charles Gounod

B-PREMIERE

48,00 - 13,50 Euro, Fr B, VB Oper Fr

GROSSES HAUS

19:00 - 20:45 MEIN JAHR OHNE UDO JÜRGENS

Ein musikalischer Abend

34,00 - 11,00 Euro, Fr A1

KLEINES HAUS

20:00 - 22:45 SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

STUDIO

Samstag, 02. November 2019

19:00 - ca. 21:30

BALLETT: SEID UMSCHLUNGEN

Das neue STAATSBALLETT stellt sich vor

ÖFFENTLICHE PROBE

10,00 Euro

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - ca. 20:00

PROBELIEGEN

Recherchestück mit Karlsruher Bürger*innen

NUR NOCH WENIGE MALE. Anschließend

Publikumsgespräch

WIEDERAUFNAHME

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

19:00 Einführung

19:30 - 21:00

DIE GLASMENAGERIE von Tennessee Williams

NUR NOCH WENIGE MALE

34,00 - 11,00 Euro

KLEINES HAUS

Sonntag, 03. November 2019

11:00 - ca. 13:00

JAZZ & LITERATUR 1 - DIE JAZZ BARONESS

Das Leben der Nica Rothschild

15,00 Euro, 1 Pause

MITTLERES FOYER

14:30 Einführung

15:00 - 16:45

DER GOLDNE TOPF

Nach dem Märchen von E. T. A. Hoffmann

34,00 - 11,00 Euro, So F 15

KLEINES HAUS

16:00 - 17:15 DER KLEINE PRINZ

nach dem Kinderbuch von Antoine de Saint-

Exupéry

WIEDERAUFNAHME

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

17:30 Einführung

18:00 - ca. 20:30

BALLETT: SEID UMSCHLUNGEN

Das neue STAATSBALLETT stellt sich vor

PREMIERE

anschließend Premierenfeier

65,00 - 17,50 Euro, Ballett-Abo

GROSSES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

18:00 - ca. 19:30 LOVE IS A BATTLEFIELD

Songs & Stories mit Sven Daniel Bühler & Meik

van Severen

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

Dienstag, 05. November 2019

11:00 - ca. 12:15

DIE ÜBERRASCHEND SELTSAMEN ABENTEUER DES

ROBINSON CRUSOE

von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. und für Schulen 8,00 Euro

INSEL

18:30 Einführung

19:00 - 23:00

HOFFMANNS ERZÄHLUNGEN

Fantastische Oper von Jacques Offenbach

43,00 - 11,50 Euro, VB Di, VB Oper Di, Di A, 2

Pausen

GROSSES HAUS

20:00 - ca. 21:45

HOPE THEATRE NAIROBI: PEACE

Erzähltheater von Stephan Bruckmeier

STUDIO

Mittwoch, 06. November 2019

11:00 - ca. 12:15

DIE ÜBERRASCHEND SELTSAMEN ABENTEUER DES

ROBINSON CRUSOE

von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. und für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - ca. 22:15

FAUST (OPER)

Oper in fünf Akten von Charles Gounod

48,00 - 13,50 Euro, Mi C, DGB-Besucherring

GROSSES HAUS

20:00 - 22:45 SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, 1 Pause

STUDIO

Donnerstag, 07. November 2019

18:30 Einführung

19:00 - 21:00

FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

32,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

STOLPERSTEINE STAATSTHEATER

Dokumentartheater von Hans-Werner Kroesinger &

Regine Dura. URAUFFÜHRUNG. Eingeladen zum

THEATERTREFFEN 2016

anschließend Publikumsgespräch

WIEDERAUFNAHME

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Freitag, 08. November 2019

10:30 Einführung

11:00 - 13:00 FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

34,00 - 11,00 Euro und für Schulen 8,00 Euro

KLEINES HAUS

11:30 - ca. 12:30

1. KINDERKONZERT: PETER UND DER WOLF

Werke von Prokofjew

ÖFFENTLICHE GENERALPROBE FÜR SCHULKLASSEN

GROSSES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 21:15

HÄNSEL UND GRETEL

Märchenspiel in drei Bildern von Engelbert

Humperdinck

WIEDERAUFNAHME

48,00 - 13,50 Euro, KTG Oper, DGB-Besucherring,

1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - 20:30

INSEL-GÄSTE: GENTLEMEN'S CREW GASTSPIEL

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro, 1 Pause

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

34,00 - 11,00 Euro, Fr C59

KLEINES HAUS

Samstag, 09. November 2019

14:00 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

14:30 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

14:30 Einführung

15:00 - ca. 17:30

BALLETT: SEID UMSCHLUNGEN

Das neue STAATSBALLETT stellt sich vor

48,00 - 13,50 Euro, Sa D, KTG Sa, Sternfahrt

GROSSES HAUS

15:00 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

15:30 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

16:00 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

16:30 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

19:00 - 20:30 INSEL-GÄSTE: GENTLEMEN'S CREW

GASTSPIEL

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro, 1 Pause

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - 21:30

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

34,00 - 11,00 Euro, DGB-Besucherring, KTG

Schauspiel

KLEINES HAUS

19:30 - ca. 21:30 CASINO GLOBAL

Ein interaktives Spielesetting zum weltweiten

Größenwahn

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Sonntag, 10. November 2019

11:00 - ca. 12:00

1. KINDERKONZERT: PETER UND DER WOLF

Werke von Prokofjew

mit anschließendem Instrumenten-Zoo

26,50 - 10,50 Euro

GROSSES HAUS

15:00 - ca. 16:00

1. KINDERKONZERT: PETER UND DER WOLF

Werke von Prokofjew

mit anschließendem Instrumenten-Zoo

26,50 - 10,50 Euro

GROSSES HAUS

17:00 - ca. 18:15 MAX UND MORITZ

von Otto A. Thoß nach Wilhelm Busch

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

KLEINES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 20:30

UNANTASTBAR? von Suse Wächter

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Montag, 11. November 2019

18:30 Einführung

19:00 - 20:30

UNANTASTBAR? von Suse Wächter

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Dienstag, 12. November 2019

11:00 - 12:30 JUGEND OHNE GOTT

nach dem Roman von Ödön von Horváth

anschließend Publikumsgespräch

NUR NOCH WENIGE MALE

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 20:30 JUGEND OHNE GOTT

nach dem Roman von Ödön von Horváth

Anschließend Publikumsgespräch

NUR NOCH WENIGE MALE

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro, DGB-Besucherring

INSEL

Mittwoch, 13. November 2019

19:00 - ca. 20:00

MONGOS von Sergej Gößner

anschließend Publikumsgespräch

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

20:00 - 21:00

IN EWIGKEIT AMEISEN

Ein Live-Hörspiel von Wolfram Lotz

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Donnerstag, 14. November 2019

18:00 - 21:00

FORTBILDUNG FÜR LEHRER*INNEN - THEATER UND

FREMDSPRACHE IM UNTERRICHT

Anmeldung & Infos

theaterpaedagogik@staatstheater.karlsruhe.de

INSEL

19:30 Einführung

20:00 - 21:45 AM KÖNIGSWEG

von Elfriede Jelinek

NUR NOCH WENIGE MALE. Anschließend Party mit

Band im MITTLEREN FOYER

WIEDERAUFNAHME

34,00 - 11,00 Euro, Do C47

KLEINES HAUS

Freitag, 15. November 2019

09:30

1. KLEINKINDERKONZERT - IM DSCHUNGEL

Ab 3 Jahren

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

11:00 1. KLEINKINDERKONZERT - IM DSCHUNGEL

Ab 3 Jahren

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

20:00 - ca. 22:30

STRUWWELPETER - SHOCKHEADED PETER

Musical von den Tiger Lillies, Julian Crouch &

Phelim McDermott

43,00 - 11,50 Euro, VB Fr, KTG Fr, 

DGB-Besucherring

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - ca. 22:30PASSION - SEHNSUCHT DER FRAUEN

von Ingmar Bergman

34,00 - 11,00 Euro, Fr C 58

KLEINES HAUS

Samstag, 16. November 2019

09:30

1. KLEINKINDERKONZERT - IM DSCHUNGEL

Ab 3 Jahren

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

11:00 1. KLEINKINDERKONZERT - IM DSCHUNGEL

Ab 3 Jahren

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:00 Einführung

19:30 - 21:15 DAS SCHLAUE FÜCHSLEIN

Oper von Leos Janácek

ZUM LETZTEN MAL

48,00 - 13,50 Euro, DGB-Besucherring, KTG Di

GROSSES HAUS

19:30 - 21:15 MEIN JAHR OHNE UDO JÜRGENS

Ein musikalischer Abend

34,00 - 11,00 Euro

KLEINES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - ca. 20:30

PROBELIEGEN

Recherchestück mit Karlsruher Bürger*innen

anschließend Publikumsgespräch

ZUM VORLETZTEN MAL

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Sonntag, 17. November 2019

09:30

1. KLEINKINDERKONZERT - IM DSCHUNGEL

Ab 3 Jahren

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

11:00

1. KLEINKINDERKONZERT - IM DSCHUNGEL

Ab 3 Jahren

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

11:00 - ca. 13:00 FRAUENSACHE

von Lutz Hübner & Sarah Nemitz

SONNTAG VOR DER PREMIERE

5,00 Euro

UNTERES FOYER

15:30 Einführung

16:00 - 21:00 TRISTAN UND ISOLDE

Handlung in drei Aufzügen von Richard Wagner

WIEDERAUFNAHME

65,00 - 17,50 Euro, Mi B

GROSSES HAUS

19:00 - 21:00THE BROKEN CIRCLE

Ein Bluegrass-Konzert von Johan Heldenbergh und

Mieke Dobbels

anschließend Theater trifft Wissenschaft. Ethik

der Krebsforschung zu The Broken Circle

WIEDERAUFNAHME

34,00 - 11,00 Euro, So A13

KLEINES HAUS

19:30 - 21:15

WILLKOMMEN / ödie von Lutz Hübner und Sarah

Nemitz

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

21:00 THEATER TRIFFT WISSENSCHAFT

Es diskutieren Dr. Jörg Hoheisel, Dr. Daniel

Besser, Anna Bergmann, Frida Österberg, Jannek

Petri, Dr. Andreas Kosmider ( Moderation)

KLEINES HAUS

EINTRITT FREI

Dienstag, 19. November 2019

11:00 - 12:15

FUCKFISCH von Juliette Favre

14,00 Euro / erm. und für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 20:15 FUCKFISCH

von Juliette Favre

14,00 Euro / erm. und für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:00 - ca. 20:15

FEIERABEND MIT ...

Mitglieder des STAATSBALLETTS im Gespräch

Heute mit: Alba Nadal und Emiel Vandenberghe

MITTLERES FOYER

EINTRITT FREI

Mittwoch, 20. November 2019

18:30

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

19:00 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

19:30 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

19:30 Einführung

20:00 - 22:45 DER FREISCHÜTZ

Romantische Oper von Carl Maria von Weber

ZUM LETZTEN MAL

43,00 - 11,50 Euro, Mi A, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - ca. 22:30

PASSION - SEHNSUCHT DER FRAUEN

von Ingmar Bergman

32,00 - 10,50 Euro, Mi C 37, Schnupper-Abo

Herbst

KLEINES HAUS

20:00 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

20:30

DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

21:00 DIGITAL FREISCHÜTZ

VR-Oper in vier Episoden à 15 Minuten

Eintritt frei. Verbindliche Anmeldung an der

Kasse.

FOYER

Donnerstag, 21. November 2019

10:00 - 10:45

FLIEGEN LERNEN

Theater für die Allerkleinsten von Stefanie

Heiner

9,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

18:30 Einführung

19:00 - 21:00 FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

32,00 - 10,50 Euro, DGB-Besucherring

KLEINES HAUS

19:30 - ca. 22:15 FAUST (OPER)

Oper in fünf Akten von Charles Gounod

43,00 - 11,50 Euro

GROSSES HAUS

Freitag, 22. November 2019

10:30 Einführung

11:00 - 13:00 FAUST

Der Tragödie erster Teil von Johann Wolfgang

Goethe

34,00 - 11,00 Euro / erm. für Schulen 8,00 Euro

KLEINES HAUS

11:00 - ca. 12:15 DIE ÜBERRASCHEND SELTSAMEN

ABENTEUER DES ROBINSON CRUSOE

von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. und für Schulen 8,00 Euro

INSEL

19:30 - 21:30 LADIES FIRST

Ein musikalischer Abend mit 56 Frauen

NUR NOCH WENIGE MALE. Anschließend Party mit

Band im MITTLEREN FOYER

WIEDERAUFNAHME

5,00 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 - 21:30 VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

34,00 - 11,00 Euro

KLEINES HAUS

Samstag, 23. November 2019

16:00 - ca. 17:15

DIE ÜBERRASCHEND SELTSAMEN ABENTEUER DES

ROBINSON CRUSOE von Sergej Gößner

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - ca. 22:00 BALLETT: SEID UMSCHLUNGEN

Das neue STAATSBALLETT stellt sich vor

48,00 - 13,50 Euro, Sa Musikalisch, Nußloch,

Offenburg, VB Ballett

GROSSES HAUS

19:30 - 21:15 MEIN JAHR OHNE UDO JÜRGENS

Ein musikalischer Abend

34,00 - 11,00 Euro

KLEINES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - 20:45 EUROPA FLIEHT NACH EUROPA

ein dramatisches gedicht in mehreren tableaus

von Miroslava Svolikova

NUR NOCH WENIGE MALE

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Sonntag, 24. November 2019

10:15 Einführung

11:00 3. SINFONIEKONZERT

Werke von Benjamin, Bruch & Dvorák

48,00 - 13,50 Euro, Konzert-Abo So

GROSSES HAUS

14:00 - ca. 15:15 MAX UND MORITZ

von Otto A. Thoß nach Wilhelm Busch

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

KLEINES HAUS

17:00 - ca. 18:15 MAX UND MORITZ

von Otto A. Thoß nach Wilhelm Busch

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro, DGB-Besucherring +

Familiensonntag-Abo

KLEINES HAUS

18:30 Einführung

19:00 - 21:00 STOLPERSTEINE STAATSTHEATER

Dokumentartheater von Hans-Werner Kroesinger &

Regine Dura. URAUFFÜHRUNG. Eingeladen zum

THEATERTREFFEN 2016

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Montag, 25. November 2019

19:15 Einführung

20:00 3. SINFONIEKONZERT

Werke von Benjamin, Bruch & Dvorák

48,00 - 13,50 Euro, Konzert-Abo Mo, 

DGB-Besucherring

GROSSES HAUS

Dienstag, 26. November 2019

11:00 - 12:00

SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

WIEDERAUFNAHME

Eintritt frei | Zählkarten ab sofort an der

Kasse erhältlich & unter T 0721 933 333 oder

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de Für

Schulklassen oder Gruppen bitten wir um eine

Reservierung unter

schulen@staatstheater.karlsruhe.de oder T 0721

20 10 10

INSEL

19:00 - ca. 20:15

1. JUGENDKONZERT - DVORAKS 8. SINFONIE

Werke von Dvorák

26,50 - 10,50 Euro / 13,50 - 5,50 Euro,

Jugendkonzert-Abo

KLEINES HAUS

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

19:00 WOYZECK

nach Georg Büchner von Anne Habermehl

ÖFFENTLICHE PROBE

8,00 Euro / erm. 4,00 Euro

STUDIO

19:00 - 20:00 SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

5,00 Euro

INSEL

Mittwoch, 27. November 2019

11:00 - 12:00 SOGWIRKUNG

Ein Tanztheaterprojekt mit Jugendlichen und

einer Schauspielerin

NUR NOCH WENIGE MALE

Eintritt frei | Zählkarten ab sofort an der

Kasse erhältlich & unter T 0721 933 333 oder

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de Für

Schulklassen oder Gruppen bitten wir um eine

Reservierung unter

schulen@staatstheater.karlsruhe.de oder T 0721

20 10 10

INSEL

19:00 - ca. 21:00 FRAUENSACHE

von Lutz Hübner & Sarah Nemitz

ÖFFENTLICHE PROBE

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro

KLEINES HAUS

Donnerstag, 28. November 2019

18:30 Einführung

19:00 - 23:00 HOFFMANNS ERZÄHLUNGEN

Fantastische Oper von Jacques Offenbach

43,00 - 11,50 Euro, Do B, DGB-Besucherring,

2 Pausen

GROSSES HAUS

19:00 - 20:45 HEDWIG AND THE ANGRY INCH

Buch von John Cameron Mitchell | Musik und

Gesangstexte von Stephen Trask | Deutsch von

Rüdiger Bering und Wolfgang Böhmer

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 Einführung

20:00 WOYZECK

nach Georg Büchner von Anne Habermehl

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

AUSVERKAUFT

Möchten Sie sich auf die Warteliste setzen,

schreiben Sie Ihren Wunsch unter Angabe Ihres

Namens, Ihrer Telefonnummer und Ihrer

vollständigen Adresse bitte per E-MAIL

kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de. Unser

Kartenservice wendet sich an Sie.

Freitag, 29. November 2019

11:00 - 12:45 HEDWIG AND THE ANGRY INCH

Buch von John Cameron Mitchell | Musik und

Gesangstexte von Stephen Trask | Deutsch von

Rüdiger Bering und Wolfgang Böhmer

14,00 Euro / erm. und für Schulen 8,00 Euro

INSEL

18:30 Einführung

19:00 - 21:15

BALLETT: DER NUSSKNACKER - EINE

WEIHNACHTSGESCHICHTE

Ballett von Youri Vámos nach Charles Dickens

und E. T. A. Hoffmann

ÖFFENTLICHE PROBE

10,00 Euro, 1 Pause

GROSSES HAUS

20:00 - 21:30 HOW TO DATE A FEMINIST

Komödie von Samantha Ellis

34,00 - 11,00 Euro, VB Schauspiel Fr

KLEINES HAUS

20:00 - 21:30 DAS NEUE STÜCK 62 - WEISSES

KANINCHEN, ROTES KANINCHEN

von Nassim Soleimanpour

6,00 Euro

STUDIO

Samstag, 30. November 2019

16:00 - 17:00

DIE KONFERENZ DER TIERE von Erich Kästner

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 - 21:15

BALLETT: DER NUSSKNACKER - EINE

WEIHNACHTSGESCHICHTE

Ballett von Youri Vámos nach Charles Dickens

und E. T. A. Hoffmann

WIEDERAUFNAHME

48,00 - 13,50 Euro, DGB-Besucherring, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 Einführung

19:30 - ca. 21:30 FRAUENSACHE

von Lutz Hübner & Sarah Nemitz

anschließend Premierenfeier

PREMIERE

34,00 - 11,00 Euro, Schauspielpremieren-Abo

KLEINES HAUS

19:30 - ca. 20:30 OPER. 100 SEITEN

Operntalk mit Peter Overbeck & Deborah Maier

6,00 Euro

STUDIO

 * 

Quelle:

Badisches Staatstheater Karlsruhe

Hermann-Levi-Platz 1, 76137 Karlsruhe

T.: 0721/933 333, Fax: 0721/3557 346

E-Mail: kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de

Internet: http://www.staatstheater.karlsruhe.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/793: Grausamer Umgang mit Versuchstieren am LPT (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 15. Oktober 2019

Grausamer Umgang mit Versuchstieren am LPT

- Deutscher Tierschutzbund stellt Strafanzeige und fordert Schließung des
Labors

- Politik muss umgehend handeln und EU-Vorgaben und Ausstiegsplan umsetzen



Angesichts der aktuellen Bilder aus dem Tierversuchslabor LPT (Laboratory
Pharmacology and Toxicology), fordert der Deutsche Tierschutzbund dessen
Schließung. Alle Versuche am LPT müssen aus Sicht der Tierschützer umgehend
eingestellt werden. Der Deutsche Tierschutzbund wird zudem Strafanzeige
wegen Tierquälerei stellen. In Richtung der verantwortlichen Politiker
drängt der Verband auf die überfällige Behebung der Mängel bei der
deutschen Umsetzung der EU-Tierversuchsrichtlinie. Ziel müsse jedoch der
Ausstieg aus Tierversuchen sein.

"Wenn man diese entsetzlichen, kaum zu ertragenden Bilder sieht, kann und
darf wirklich niemand mehr behaupten, wir hätten eines der strengsten
Tierschutzgesetze der Welt und bei uns würden alle Vorgaben zu
Tierversuchen vorbildlich eingehalten", so Thomas Schröder, Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes. "Dieser Fall macht auf erschreckende Weise
deutlich, wozu die mangelhafte Umsetzung der EU-Tierversuchsrichtlinie in
Deutschland führen kann. Die Bundesregierung muss sich das erklärte Ziel
der EU auf die Fahnen schreiben: letztendlich müssen Tierversuche
vollständig durch tierversuchsfreie Verfahren ersetzt werden. Alle
Anstrengungen muss die Politik jetzt auf diesen Ausstieg konzentrieren."

Barbarische Zustände im LPT

Das Erste zeigt die Undercover-Aufnahmen aus dem Labor heute Abend in der
Sendung "FAKT": Hunde liegen in ihrem eigenen Blut und verenden
offensichtlich aufgrund von Vergiftungen durch Testsubstanzen. Ein
"Tierpfleger" schlägt einen Makaken mutwillig gegen einen Türrahmen. Andere
Affen werden grob aus den Käfigen gezerrt und nach den Versuchen wieder
hineingeworfen. Kristina Wagner, Leiterin des Referats für
Alternativmethoden zu Tierversuchen beim Deutschen Tierschutzbund, sagt:
"Der Umgang mit den Tieren ist brutal und barbarisch." Entsetzt zeigt sie
sich auch darüber, dass die Versuche nicht abgebrochen und die schwer
leidenden Tiere erlöst wurden. "Offenbar waren sie über lange Zeiträume und
während der Nacht unbeaufsichtigt - ein Verstoß gegen die Vorgaben zur
Pflege und zum Schutz der Tiere", so Wagner. Auch dokumentieren die Bilder
Verstöße gegen die Haltungsvorgaben: so waren die Käfige der Affen zu klein
und enthielten weder Klettermöglichkeiten noch Beschäftigungsmaterial oder
Verstecke für die Tiere.

Der Deutsche Tierschutzbund kritisiert zudem, dass im Fall des LPT
offensichtlich wird, was passieren kann, wenn Kontrollen durch die
zuständige Behörde nicht in ausreichendem Maß und vor allem nicht ohne
Vorankündigung stattfinden. Auch hatte das Personal offenbar nicht die in
der EU-Tierversuchsrichtlinie vorgeschriebene Ausbildung bzw. Sachkunde für
die Pflege von Versuchstieren, geschweige denn für die Durchführung von
Tierversuchen - ein weiterer Mangel der deutschen Umsetzung der 
EU-Vorgaben.

Giftigkeitsprüfungen ohne Genehmigungsverfahren

Bei den vom LPT durchgeführten Versuchen handelt es sich um
Giftigkeitsprüfungen zur Zulassung von Arzneimitteln, Chemikalien,
Pflanzenschutzmitteln oder Schädlingsbekämpfungsmitteln, die noch immer
gesetzlich vorgeschrieben sind - obwohl es bereits eine Reihe zuverlässiger
und moderner tierversuchsfreier Verfahren gibt. Diese Tierversuche müssen
der zuständigen Behörde in Deutschland lediglich angezeigt werden, aber
kein Genehmigungsverfahren durchlaufen. Deutschland hat hier entgegen der
EU-Vorgaben sogar eine stillschweigende Erlaubniserteilung eingeführt: Wenn
die Behörde nicht innerhalb von 20 Arbeitstagen widerspricht, darf mit den
Versuchen begonnen werden. Aus Tierschutzsicht wird so Tierleid billigend
in Kauf genommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 15. Oktober 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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TIERVERSUCH/792: Tierfreie Teststrategien sind überfällig (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Überfällig: Tierfreie Teststrategien

von Dr. Claudia Gerlach



Tierversuchsfreie Verfahren zur Testung von schädlichen Substanzen
sind nicht nur aus ethischen Gründen notwendig. Industrie,
Wissenschaft und Behörden fordern ebenfalls zuverlässige Tests. Der
Maßnahmenkatalog des Bundesverbandes zeigt, was nötig ist, damit die
Tierversuche schnellstmöglich beendet werden können.



Die Industrie hat großen Bedarf an sicheren Verfahren, um Substanzen
zeit- und kosteneffizient auf ihre Schädlichkeit testen und
produzieren zu können. Gleichzeitig fordern Neurowissenschaftler
angesichts der zunehmenden neurologischen Entwicklungsstörungen
strengere Regelungen für die Zulassung von schädlichen Chemikalien.


Nötig: Abgestuftes Testsystem

Auch die Vertreter der Zulassungsbehörden haben den Bedarf erkannt.
Die gute Nachricht ist: Sie bevorzugen die Einführung einer
standardisierten tierfreien in-vitro-Teststrategie vor den Tests am
Tier. Der Tierversuch ist hierbei zwar nicht vollständig
ausgeschlossen, wird aber massiv reduziert. Derzeit entwickelt die
europäische Validierungsbehörde (EURL-ECVAM) eine Strategie mit
Schwerpunkt auf mehreren in-vitro-Methoden. An dem internationalen
Projekt beteiligen sich die EU-Lebensmittelbhörde (EFSA), die
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD), die US-Umweltschutzbehörde (EPA) sowie zahlreiche
Wissenschaftler. Die Tests sollen die Wirkung von Chemikalien auf
kritische Entwicklungsprozesse in unterschiedlichen
Hirnentwicklungsstadien untersuchen und mit computergestützten
Vorhersagen und Nicht-Säugetier-Modellen wie dem Zebrafisch
zusammengefügt werden. Der Ansatz wurde auch in ein OECD-Projekt
übernommen mit dem Ziel, einen Leitfaden für die in-vitro-Methoden zu
entwickeln.


Wichtig: beschleunigte Anerkennung 

Derzeit sind 17 tierversuchsfreie in-vitro-Methoden bei der ECVAM im
Validierungsprozess. Das Problem: Derzeit dauert das Verfahren
zwischen sechs und 15 Jahre! Deswegen fordert der Bundesverband, die
gezielte Beschleunigung der Prüf- und Anerkennungsverfahren. Eine
weitere Kernforderung ist die Einrichtung eines nationalen
Kompetenzzentrums als Auskunftsstelle für Behörden und
Wissenschaftler. Dieses soll unter anderem über eine Datenbank
verfügen, die Auskunft über alle existierenden tierversuchsfreien
Verfahren gibt.


Ausbau der tierversuchsfreien Forschung

Ganz oben auf unserer Maßnahmen-Liste steht allerdings der massive
Ausbau der tierversuchsfreien Forschung, insbesondere durch die
Erhöhung der Forschungsgelder innerhalb Deutschlands und der EU. Wer
ernsthaft eine erfolgreiche Entwicklung der neuen Methoden verfolgt,
muss die Forschungsgelder in diesem Bereich massiv erhöhen.


Fördermittel: neue Kriterien bei der Vergabe

Ebenso unentbehrlich sind neue Kriterien bei der Vergabe von
Fördermitteln. Dazu sollten besonders dringliche Forschungsbereiche
festgelegt werden, für die besonders schnell tierversuchsfreie
Verfahren entwickelt werden müssen. Eine weitere zentrale Forderung
ist die Ausweitung einer tierversuchsfreien Wissenschaft in Lehre und
Forschung. Deshalb ist die Einrichtung von Lehrstühlen und Professuren
für eine tierversuchsfreie Wissenschaft und Lehre ein absolutes Muss.


Verbot schwerbelastender Versuche

Eine weitere wichtige Begleitmaßnahme ist das Verbot bestimmter
Versuche. Verbote, die die Richtlinie 2010/63/EU vorsieht, sollten
endlich umgesetzt werden, beispielsweise das Verbot schwerbelastender
Tierversuche. Die Bundesregierung nutzt den Spielraum der EU-Vorgaben
jedoch bisher nicht aus, um die besonders belastenden Versuche zu
unterbinden.


Regierung muss Gesamtstrategie entwickeln

Damit die Umstellung gelingen kann, ist eine Gesamtstrategie
notwendig, ähnlich wie beim Atomausstieg oder beim Klimaschutzplan.
Deswegen fordert Menschen für Tierrechte von Wissenschaftsministerin
Anja Karliczek und von Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner einen
Masterplan für den Ausstieg aus dem Tierversuch. Deutschland kann sich
dabei am Vorbild der Niederlande orientieren: Den Haag hatte bereits
2016 einen systematischen Abbauplan veröffentlicht, der konkrete
Meilensteine und strategische Maßnahmen umfasst.

All diese Maßnahmen fordert der Verband mit der aktuellen Petition
"Für einen Masterplan für den Ausstieg aus dem Tierversuch!"
Unterschreiben können Sie hier: www.change.org (Suchbegriff
"Masterplan" eingeben)

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019, S. 13

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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ABWASSER/292: Stickstoffeinleiter lyncht kommunale Kläranlage - Großes Fischsterben (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1151, vom 07. Sept. 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Stickstoffeinleiter lyncht kommunale Kläranlage: Großes Fischsterben 



Im letzten Jahrhundert war es keine Seltenheit, dass Gewerbebetriebe
mit ihren Abwassereinleitungen kommunale Kläranlagen in die Knie
gezwungen haben. Dank einem strafferen Vollzug der
Indirekteinleiter-Verordnungen und der kommunalen Abwassersatzungen
sowie einem höheren Umweltbewusstsein in den indirekteinleitenden
Industrie- und Gewerbebetrieben sind zusammenbrechende Kläranlagen
heutzutage eher eine Ausnahmeerscheinung. Es kommt aber immer noch
vor, dass es zu Leistungseinbrüchen von kommunalen Kläranlagen bis hin
zu einem Totalversagen kommt, wenn Indirekteinleiter giftige Stoffe in
die kommunale Kanalisation einleiten - so jüngst im Erzgebirge. Dort
sind im Gewerbegebiet der Kleinstadt Elterlein in der Nacht vom 2. auf
den 3. August 2019 hohe Stickstofffrachten in die Kanalisation
eingeleitet worden. In der damit überforderten Kläranlage hat sich
dann derart viel Ammoniak gebildet, dass die biologische Stufe der
Kläranlage völlig zusammengebrochen ist. Das nur noch mechanisch
gereinigte Abwasser mit seinen hohen Ammonikfrachten hat anschließend
im Vorfluter, dem Schwarzbach, ein großes Fischsterben verursacht: Auf
einer Strecke von vier Kilometern waren sämtliche Fische eingegangen.
Auch drei Teichwirtschaften waren von der Havarie betroffen. Der
lokale Angelverein musste mehr als 50 kg tote Fische einsammeln, unter
anderem Bachforellen, Elritzen und Neunaugen. Beim Angelverein ist man
sauer auf die zuständige Staatsanwaltschaft Chemnitz, die zwar die
Ermittlungen übernommen hat, die aber bis zum 24.08.19 - also nach
drei Wochen Ermittlungsarbeit - immer noch keinen Einleiter
präsentieren konnte.

Im Sommer 2019 bleibt den Fischen die Luft weg

Ebenfalls im August 2019 hat sich in der Waldnaab in der Oberpfalz ein
Fischsterben ereignet. Am Rechen eines Wasserkraftwerkes wurden
mehrere Zentner toter Fische angespült. Schon im Juni 2019 musste auch
in der Ems unterhalb von Rheda-Wiedenbrück (Kreis Gütersloh) ein
großes Fischsterben mit mindestens 250 kg verendeten Fischen
registriert werden. In beiden Fällen soll akuter Sauerstoffmangel die
Ursache der Fischsterben gewesen sein. Beide Fischsterben wurden in
den lokalen Medien zunächst als "rätselhaft" eingestuft. In den
Wasserproben aus der Ems hatte das nordrhein-westfälische
Landesumweltamt Non-Target-Analysen durchgeführt. Dabei kann mit
hochauflösenden Massenspektrometern das Wasser auf mehrere Tausend
bekannte und unbekannte Stoffe untersucht werden. Bei diesem Screening
konnten jedoch keine Auffälligkeiten festgestellt werden. Die
Wasserproben waren allerdings erst nach dem Fischsterben gezogen
worden. Rückstellproben zum Zeitpunkt des Fischsterbens hatte niemand
entnommen.

Der lokale Anglerverein einigte sich schließlich darauf, von einem
"Ursachenmix" auszugehen: "Geringe Fließgeschwindigkeit,
Nährstoffeintrag, hohe Temperaturen und wenig Schatten durch große
Bäume", wurde der Angelverein unter

https://herzeblog.de/2019/07/05/endbericht-zum-fischsterben-in-der-ems/ 

zitiert.

 * 

Quelle:

BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1151

Herausgeber:

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser
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Meinungsbeiträge geben nicht in jedem Fall die Position des BBU wieder!

Die Weiterverwendung der Informationen in diesem RUNDBRIEF ist bei

Quellenangabe (!) erwünscht!

© Freiburger Ak Wasser im BBU
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AKTION/697: NABU kommentiert aktuelle Besetzung im Vollhöfner Wald (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 16. Oktober 2019

NABU Hamburg kommentiert aktuelle Besetzung im Vollhöfner Wald

Wald oder Logistikflächen? NABU Hamburg fordert Parteien zu klarer
Positionierung vor Bürgerschaftswahl auf



Seit gestern Abend hat eine Gruppe von Menschen eine Besetzung im
Vollhöfner Wald gestartet, wie der NABU Hamburg heute aus sozialen
Medien erfuhr. Auf twitter ist zu sehen, wie ein Baumhaus errichtet
wurde.

Anne Ostwald vom NABU Hamburg und Sprecherin des
Kampagnenteams #völlibleibt, schätzt die aktuelle Situation wie folgt
ein:

"Die Besetzung ist weder mit uns geplant, noch abgesprochen worden.
Sie zeigt aber, dass der Widerstand aus unterschiedlichsten
Gruppierungen gegen die Abholzung des Vollhöfner Waldes weiter wächst.
Wir sehen das als Ergebnis politischen Abwartens. Seit Mitte September
haben z.B. schon mehr als 6.500 Menschen bei unserer
Online-Protestaktion #völlibleibt mitgemacht und ihre Bedenken gegen
die Fällung des Waldes direkt an den Ersten Bürgermeister geschickt.
Bis heute gibt es keine Antwort von ihm."

In Zeiten von Artensterben und Klimakrise kann das Abholzen eines
wertvollen Naturwaldes mit 23.000 Bäumen für Logistikflächen keine
verantwortungsvolle Stadtentwicklungspolitik mehr sein. Wenn sich
Bürgermeister Tschentscher Klimaschutz auf die Fahnen schreibt, muss
auch der Vollhöfner Wald als Kohlenstoffspeicher dauerhaft erhalten
bleiben.

Angesichts der Bürgerschaftswahl im Februar 2020 erwartet der NABU
eine klare Positionierung aller Hamburger Parteien zum Vollhöfner
Wald. Bislang haben lediglich die Hamburger GRÜNEN das Thema auf ihrem
Programmparteitag Ende September aufgegriffen und damit auf die
wachsenden Proteste aus der Bevölkerung reagiert.

"Wir wünschen uns, dass alle Parteien in Hamburg Stellung zum
Vollhöfner Wald beziehen. Die Wählerinnen und Wähler müssen wissen,
wer sich zukünftig für den Wald einsetzt - und wer weiter an
Logistikflächen festhält", fordert NABU-Sprecherin Anne Ostwald.



Weitere Infos zum Vollhöfner Wald unter: 

https://hamburg.nabu.de/umwelt-und-ressourcen/altes-land/26964.html

Zur Online-Protestaktion: www.voellibleibt.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.10.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)
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FORSCHUNG/1552: Citizen Science-Daten helfen Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen zu erreichen (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 10.10.2019

Citizen Science: Daten von Bürgerinnen und Bürgern helfen die
Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen zu erreichen



Mit den globalen Nachhaltigkeitszielen der Vereinten Nationen (SDGs)
hat sich die Staaten dieser Welt verpflichtet, die Zukunft der
Menschheit nachhaltig zu sichern. Um den Fortschritt auf dem Weg zu
diesen Zielen zu messen, müssen globale Daten erhoben werden. Dies
kann nur gelingen, wenn Politik, Wissenschaft und Gesellschaft eng
zusammenarbeiten. In einem aktuellen Beitrag in Nature Sustainability
beschreibt ein internationales Forscherteam mit der Beteiligung des
Museums für Naturkunde Berlin, wie Citizen Science diesen Prozess
unterstützen und verbessern kann.

Denn es gibt eine Reihe von Datenlöchern. Zum Beispiel, wenn es darum
geht, die Verschmutzung von Gewässern oder die Luftqualität weltweit
zu messen. Das Potential von Citizen Science ist riesig, da Bürger
unmittelbar vor Ort Daten erheben können. Das Museum für Naturkunde
Berlin arbeitet international mit Bürgerwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftlern zusammen, um Citizen Science für eine nachhaltige
Zukunftsentwicklung stark zu machen.

"Seit wir mit einer internationalen Citizen-Science-Delegation 2017
bei der Umweltversammlung der UN in Nairobi und 2018 beim UN World
Data Forum in Dubai waren, zeigt sich ein immer stärkeres politisches
Interesse an der Bürgerforschung", betont die Mitautorin Maike
Weißpflug und ergänzt: "Die Hoffnung ist, das Citizen Science dazu
beiträgt, die globalen Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. Auf der
ganzen Welt gibt es bereits Citizen-Science-Projekte, die
beispielsweise den Zustand der Gewässer oder der Luft untersuchen. Mit
dem Artikel wollen wir zeigen, wie es der UN gelingen kann, die Daten
tatsächlich zu verwenden."

In dem Papier wird vorgestellt, wie die Bürgerwissenschaft in die
formalen SDG-Berichtsmechanismen integriert werden kann. Um
erfolgreich zu sein, müssen die Vereinten Nationen, die nationalen
statistischen Ämter und die Bürgerinnen und Bürger zusammenarbeiten,
um zu identifizieren, zu welchen Nachhaltigkeitszielen die
Bürgerwissenschaft einen echten Beitrag leisten kann.

Citizen-Science-Konferenz 2020

Mit der Plattform "Bürger schaffen Wissen" fördert das Museum für
Naturkunde Berlin die Vernetzung und Sichtbarkeit von Citizen Science
in Deutschland. Darüber hinaus hat das Museum die
Bürgerwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler aus ganz Europa dabei
unterstützt, ein internationales Netzwerk aufzubauen: den Europäischen
Verein der Bürgerwissenschaften e.V., European Citizen Science
Association, kurz ECSA genannt. Im Rahmen der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft 2020 wird das Museum im Oktober eine große
internationale Konferenz zu genau diesem Thema - Citizen Science und
die Nachhaltigkeitsziele - durchführen. Die Konferenz wird von der
Europäischen Kommission und dem BMBF gefördert und wird von einem
Citizen-Science-Festival für alle Bürgerinnen und Bürger begleitet.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41893-019-0390-3

http://DOI: 10.1038/s41893-019-0390-3

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news725047

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und

Biodiversitätsforschung - 10.10.2019

WWW: http://idw-online.de
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VERKEHR/1194: Niedrigwasser - Kommen jetzt doch die Flachbodenschiffe? (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1152, vom 09. Sept. 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Niedrigwasser: Kommen jetzt doch die Flachbodenschiffe?



Seit Jahrzehnten predigen die GewässerschützerInnen aus den
Umweltverbänden, dass die Schiffe den Flüssen - und nicht umgekehrt
angepasst -werden müssten. Positive Resonanz auf diesen Vorschlag gab
es in der Binnenschifffahrt und in der Politik nie. Das epochale
Niedrigwasser 2018 scheint hier aber zu einem Umdenken geführt zu
haben. Zuerst hatte die Ludwigshafener BASF im HANDELSBLATT vom
13.11.18 angekündigt, "den Kauf einer Flotte von Flachbodenschiffen"
zu prüfen, "um besser für Niedrigwasser-Perioden am Rhein gerüstet zu
sein". Diskutiert werde bei der BASF "sogar der Einsatz von
Tragflächenbooten", wurde im HB berichtet. Jetzt hat sich auch Martin
Staats, Vorstand der Reederei MSG aus Würzburg und Präsident des
Bundesverbands der deutschen Binnenschifffahrt in der ZEIT vom
25.04.19 ähnlich geäußert: Man wolle künftig nicht nur
schadstoffärmere Motoren einsetzen, sondern auch "flacher gebaute
Schiffe" - und weiter: "Eine Konsequenz aus der Trockenheit ist für
uns, dass wir Schiffe mit weniger Tiefgang einsetzen werden." Staats
machte aber zugleich deutlich, dass das dauern wird: Man könne "nicht
bis morgen die gesamte Flotte ersetzen, das kann niemand bezahlen".
Staats bedauerte, dass die Binnenschifffahrt in der Vergangenheit "der
politisch vergessene Verkehrsträger" gewesen sei. Das würde sich
derzeit aber ändern. "Erstmals ist im aktuellen Koalitionsvertrag ein
Masterplan für die Binnenschifffahrt verankert." Staats bezog sich mit
dieser Aussage auf folgende Passage im Koalitionsvertrag der GroKo:

"Gemeinsam mit dem Gewerbe werden wir einen 'Masterplan
Binnenschifffahrt' entwickeln. Wichtige Bestandteile werden die
Modernisierung und Umweltfreundlichkeit der Flotte, Anreizsysteme sowie
Infrastruktur/Logistik sein" (Zeilen 3811-3812). Der Präsident des
Bundesverbandes der deutschen Binnenschifffahrt nutzte das 
ZEIT-Streitgespräch mit dem BUND-Chef, Hubert Weiger, in dem 
Zusammenhang auch zu einem Seitenhieb auf die Bahn: "Für die Bahn 
sind wir Binnenschiffer die ärgsten Konkurrenten und ein 
Hassobjekt."

Staustufenbau am Rhein: Von Optimisten und Pessimisten

Die Vorschläge und Forderungen, am Rhein weitere Staustufen zu
errichten, hat Gottfried Mai-Stürmer, Geschäftsführer des
Regionalverbandes Franken des BUND in Heilbronn, kommentiert:

"Der Optimist interpretiert: Flachere Schiffe, bessere
Pegelvorhersagen und mehr Lagerkapazität sind doch schon mal ganz gut,
lassen sich viel schneller realisieren und sind vermutlich auch
kostengünstiger als die Eingriffe der Rheinvertiefung - und werden
diese überflüssig machen. 
 Der Pessimist interpretiert: Flachere
Schiffe, bessere Pegelvorhersagen und mehr Lagerkapazität sind nur
Dekoration, um die Rheinvertiefungen durchzusetzen und dafür Akzeptanz
zu beschaffen. Die Erfahrung mit den integrierten Flussprogrammen und
mit dem Hochwasserschutz sprechen für die pessimistische
Interpretation."

Will die BASF tatsächlich neue Rheinstaustufen?

In den Denkspielen der BASF für eine gesicherte Versorgung des
Standortes Ludwigshafen spielen aber nicht nur Flachbodenschiffe eine
Rolle. Bei einem Brainstorming war man auch auf den kühnen Einfall
gekommen, eine Pipeline zum Chemikalientransport im Rhein zu verlegen.
Und der Berliner Tagesspiegel zitierte am 25.11.18 den
Vorstandsvorsitzenden der BASF, Martin Brudermüller, mit Überlegungen
für neue Staustufen im Rhein:

"Wenn weniger Wasser reinfließt, darf eben auch nur weniger
rausfließen. Dafür wären dann Schleusen und Stauwerke erforderlich"
(...) "Über solche Infrastrukturinvestitionen müssen wir diskutieren."

Derartige Überlegungen werden aber weder in der BASF noch außerhalb
des Konzerns sonderlich ernst genommen. Worauf die BASF aber ganz
großen Wert legt, ist die "Abladeoptimierung Mittelrhein" (siehe
RUNDBR. 1098/3-4). Dazu sollen auf einer 50 km langen
Mittelrheinstrecke störende Sandbänke und Felsrippen "schonend"
entfernt werden, um DAS Nadelöhr am Mittelrhein zu beseitigen. Die
Beseitigung der Untiefen hat im Bundesverkehrswegeplan den mit Abstand
besten Kosten-Nutzen-Effekt aller der dort aufgeführten Projekte
erhalten. Auch die Verkehrs- und Wirtschaftsminister der
rheinanliegenden Bundesländer setzen sich seit Jahren mit Vehemenz für
die "Abladeoptimierung Mittelrhein" ein. Zuletzt hatte sich nach einem
Gespräch mit der BASF erneut der rheinland-pfälzische Verkehrsminister
für die Beseitigung der Untiefen im Mittelrheinabschnitt stark
gemacht. ...

Dass die BASF inzwischen Power hinter die "Abladeoptimierung
Mittelrhein" macht, liegt am Dürresommer und -herbst 2018. In der
153-jährigen Geschichte der BASF habe man nie einen solchen Sommer
erlebt, heißt es in Ludwigshafen. Um die Produktion im weltgrößten
geschlossenen Chemiekombinat der Welt kontinuierlich aufrecht zu
erhalten, muss der Standort Ludwigshafen täglich mit 20 Güter- und
Tankschiffen versorgt werden. Weil im Herbst 2018 kaum noch ein
Tankschiff in Ludwigshafen angekommen ist, musste die BASF Umsatz- und
Gewinneinbußen in Millionenhöhe hinnehmen.

Anfang Texteinschub

Masterplan Binnenschifffahrt:


Beschleunigte Ausbaumaßnahmen


Der auf S. 1 erwähnte "Masterplan Binnenschifffahrt" ist im Mai 2019
veröffentlicht worden. Der Masterplan spricht fast alle Hemmnisse in
der Binnenschifffahrt an - insbesondere den desolaten Zustand der
Infrastruktur und den Personalmangel in den Planungsabteilungen der
Wasserstraßenverwaltung.


"Es ist aber fatal und nicht zeitgemäß, dass die zentralen
Herausforderungen des Klimawandels und der zwingend notwendigen
Verkehrswende keine hinreichende Berücksichtigung in diesem Plan
finden",

hat die LINKS-Fraktion im Bundestag am 14.05.19 die Leerstellen im
Masterplan kritisiert. Das sehen wir ähnlich. Und aufgefallen ist uns,
dass ausgewählte Maßnahmen zum Ausbau der Binnenwasserstraßen durch
ein Beschleunigungsgesetz im Interesse der verladenden Industrie und
der Logistikbranche mit mehr Power durchgesetzt werden sollen.


Dazu will das Bundesverkehrsministerium zur "schnelleren Umsetzung von
Maßnahmen des Vordringlichen Bedarfs-Engpassbeseitigung (VB-E) ein
erforderliches Vorschaltgesetz auf den Weg bringen, in welchem die
Projekte für spätere Maßnahmengesetze identifiziert werden. Dazu zählt
auch die Abladeoptimierung am Mittelrhein."


Für alle, die an Flüssen und Schiffen - aber auch an der
Revitalisierung der Restnatur an den Bundeswasserstraßen -
interessiert sind, dürfte der Masterplan Binnenschifffahrt gleichwohl
eine lohnende Lektüre sein! Zum Download des 28seitigen Plans einfach
"Masterplan Binnenschifffahrt" in eine Suchmaschine eingeben.

Ende Texteinschub
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VERPACKUNG/289: Zweiter Runder Tisch zur Reduzierung von Verpackungen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 16. Oktober 2019

Abfallvermeidung

Zweiter Runder Tisch zur Reduzierung von Verpackungen 

Bundesumweltministerin fordert Handel und Markenhersteller zu mehr
Transparenz und Vergleichbarkeit bei Abfallvermeidung auf



Bundesumweltministerin Svenja Schulze begrüßt die Ansätze zur
Vermeidung überflüssiger Verpackungen im Einzelhandel. Beim zweiten
Runden Tisch zu diesem Thema stellten gestern im
Bundesumweltministerium verschiedene Handelsunternehmen ihre
Initiativen zur Abfallvermeidung vor. Dazu zählen unter anderem
Mehrwegnetze, Mehrwegbehälter in der Logistikkette und der Verzicht
von Verpackungen bei Obst und Gemüse. Deutlich vergrößert werden soll
zu dem die Anzahl recyclingfähiger Verpackungen. Die Unternehmen
sagten weitere Schritte bei der Umsetzung dieser Maßnahmen zu.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Viele Unternehmen haben
erkannt, dass der Verzicht auf überflüssige Verpackungen zum
Wettbewerbsvorteil geworden ist. Im Handel und bei einigen
Markenherstellern hat tatsächlich ein Umdenken begonnen. Hier gibt es
mittlerweile eine Reihe an Innovationen und Initiativen, um
insbesondere Einwegverpackungen aus Kunststoffen zu vermeiden, sowohl
bei Produkten als auch beim Transport. Das gilt es jetzt weiter
fortzusetzen. Dabei muss es für die Öffentlichkeit möglich sein, auf
einfache Weise nachzuvollziehen, wo und wie Verpackungen eingespart
werden und ob die jeweiligen Unternehmensziele zur Abfallvermeidung
auch eingehalten werden. Verbraucher und Verbraucherinnen müssen
erkennen können, ob ihr Supermarkt um die Ecke auf nachhaltige
Verpackungen setzt."

Alle Teilnehmer waren sich einig, dass für den Umweltschutz in
Unternehmen ein konsequentes Monitoring notwendig ist.

Damit die Fortschritte bei der Abfallvermeidung für die allgemeine
Öffentlichkeit überprüf- und vergleichbar werden, soll für zusätzliche
Transparenz gesorgt werden. Das Bundesumweltministerium hat dazu
mehrere Kriterien vorgeschlagen. Dazu zählen unter anderem
Fortschritte bei Mehrwegverpackungen, -frischeboxen und -behälter im
Regal und in den Logistikketten sowie die Anzahl recyclingfähiger
Verpackungen und der Anteil unverpackter Ware. Hierzu wird eine
Vereinbarung mit dem Handel angestrebt.

Der Dialog mit dem Handel und den Herstellern über die Vermeidung
überflüssiger Verpackungen hat bereits im Februar diesen Jahres mit
einem ersten Runden Tisch begonnen, zu dem die Bundesumweltministerin
die großen Handelsunternehmen, Hersteller, die Unverpackt-Läden sowie
Umwelt- und Verbraucherverbände eingeladen hat. Im Mittelpunkt stehen
die Vermeidung und das Recycling von Kunststoffverpackungen. Im
November 2018 hatte Bundesumweltministerin Svenja Schulze dazu einen
5-Punkte-Plan für weniger Plastik und mehr Recycling vorgelegt. Beim
Runden Tisch mit Handel und Industrie werden dazu konkrete Maßnahmen
vereinbart.



Weitere Informationen

Der 5-Punkte-Plan für weniger Verpackungen und mehr Recycling:

https://www.bmu.de/pressemitteilung/bundesumweltministerin-schulze-legt-5-punkte-plan-fuer-weniger-plastik-und-mehr-recycling-vor/
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STIMMEN/142: Klimapaket - Es wird nicht besser (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Kommentar
vom 16. Oktober 2019

Beschluss Bundeskabinett zum Klimapaket: Es wird nicht besser 



Den heutigen Beschluss des Bundeskabinetts, mit dem weitere Teile des
Klimapakets auf den Weg gebracht wurden, kommentiert Ernst-Christoph
Stolper, stellvertretender Vorsitzender des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND):

"Mit gesetzgeberischem Aktionismus versucht die Bundesregierung
darüber hinwegzutäuschen, dass die Maßnahmen des Klimapakets nicht
ansatzweise das 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens und auch
nicht ihre eigenen Ziele für das Jahr 2030 erfüllen.

Die jetzt beschlossenen Maßnahmen zum Flugverkehr kompensieren nicht
einmal eine der klimaschädlichen Subvention bei diesem Verkehrsträger -
 die weiterhin bestehende Steuerbefreiung von Kerosin.

Der geplante CO2-Preis ist eine reine Alibi-Maßnahme. Der niedrige
Einstiegspreis und die Deckelung werden keine klimapolitische Wirkung
entfalten. Zudem hat die Bundesregierung mit der Entscheidung gegen
eine steuerliche Lösung und für den Emissionshandel den CO2-Preis mit
vielfältigen rechtlichen und praktischen Risiken versehen, die ein
Inkrafttreten in dieser Legislaturperiode unwahrscheinlich machen.

Dass dennoch jetzt schon einmal die Pendlerpauschale ab dem 21.
Kilometer erhöht wird, setzt völlig falsche Anreize und sorgt für noch
mehr Pendelverkehr, vor allem von Besserverdienenden."

Weitere Informationen: 

BUND-Bewertung der klimapolitischen Eckpunkte der Bundesregierung:

 www.bund.net/bewertungklimakabinett
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STIMMEN/141: Klimawandel? Apokalypse Now! (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1152, vom 09. Sept. 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Klimawandel? Apokalypse Now!



Sozialpsychlogen sagen uns, dass die Weltuntergangsrhetorik vieler
Umweltaktivisten kontraproduktiv sei. Die Uhr der Klimaschützer stehe
seit Jahren auf fünf vor zwölf. Trotzdem habe das niemanden motiviert,
schnell zu handeln. Und in den Feuilletons der Zeitungen häufen sich
die Essays, in denen die F4F-Jugendliche als verblendete und
moralisierende Gotteskrieger diskreditiert werden. Gleichwohl getrauen
wir uns, darauf hinzuweisen, dass es inzwischen schon fünf nach zwölf
ist! Weil auch in der Wasserwirtschaft - und selbst bei den
etablierten Umweltverbänden - die Brisanz des Klimawandels immer noch
unterschätzt wird, weisen wir auf den Aufsatz "Die Hitze lässt das
CO2-Budget schmelzen" in der FRANKFURTER RUNDSCHAU vom 27.08.19 hin.
Der Aufsatz macht auf eine verhängnisvolle Diskrepanz zwischen den
Prognosen der Klimawissenschaft und der tatsächlichen Dynamik des
Klimawandels aufmerksam. Danach werden die zweckoptimistischen
Prognosen des IPCC von der Klimarealität überrollt. Der diesjährige
Extremsommer in der arktischen Region mit den Waldbränden und dem
rasanten Auftauen der Permafrostböden in der Tundra habe gezeigt, dass
die Kipppunkte bei der Freisetzung von Methan schon erreicht seien.
Die beim Erreichen der Kipppunkte anlaufenden sich selbst
verstärkenden Rückkopplungseffekte würden zu einer irreversiblen
globalen Beschleunigung der Klimakatastrophe führen. Der Klimawandel
werde gewissermaßen zu einem "Selbstläufer". Zum Erreichen der
Klimaneutralität habe die Menschheit deutlich weniger Zeit als bislang
gedacht. Der ganze Artikel unter [1]

https://www.fr.de/wissen/klimawandel-hitze-laesst-co2-budget-schmelzen-12861303.html

Siehe auch "Weltklima auf der Kippe" unter [2]

https://www.heise.de/tp/features/Weltklima-auf-der-Kippe-4456028.html?seite=all

Dort heißt es gleich einleitend:
 "Der Sommer 2019 könnte als die
große Umbruchszeit in die Menschheitsgeschichte eingehen, in der das
Überschreiten der Kipppunke des globalen Klimasystems evident wurde -
falls in den kommenden Dekaden überhaupt noch so etwas wie
Geschichtswissenschaft betrieben werden sollte."

Der rasant fortschreitende Auftauprozess der seit Jahrmillionen
gefrorenen Böden erfolge noch viel schneller, als selbst die
pessimistischsten wissenschaftlichen Studien angenommen hätten - und
weiter:
 "Demnach soll das Auftauen des Permafrosts inzwischen so
weit vorangeschritten sein, wie es in den aktuellen Szenarien des
Weltklimarates (IPCC) für das Jahr 2090 prognostiziert wurde. Die
Klimawissenschaft hat sich somit um rund 70 Jahre in dieser
entscheidensten aller wissenschaftlichen Fragen verkalkuliert."

(Der online-Beitrag auf Telepolis/Heise hat übrigens
über 800 Kommentare provoziert.)

Klimakatastrophe: "Das Spiel ist aus"

"Die Menschheit hätte die Chance gehabt, das Steuer noch
herumzureißen. Aber sie hat es gründlich vergeigt", so der
ttt-Moderator Michael Moor letzthin in seiner Kult(ur)sendung.
Vorgestellt wurde das Buch "Losing Earth - Wie wir die Erde fast
gerettet haben" von Nathaniel Rich. In dem Buch wird belegt, wie die
fossile Lobby seit 30 Jahren alle wirkungsvollen Maßnahmen zum
Klimaschutz höchst erfolgreich hintertrieben hat - siehe: [3]

https://www.br.de/nachrichten/kultur/klimawandel-reportage-losing-earth-nathaniel-rich,RNFbMKA

Zum Ergebnis "Das Spiel ist aus" kommt auch der Bestsellerautor und
Artenschützer Jonathan Franzen, der in der ZEITUNG FÜR KOMMUNALE
WIRTSCHAFT (ZFK) zitiert wird. Franzen habe ausgesprochen, was kaum
jemand hören will: "Der Petro-Konsumismus hat gewonnen." Vor 30 Jahren
sei die Zeit gewesen, die Ärmel hochzukrempeln. Seitdem habe die
Menschheit so viel CO2 in die Atmosphäre gepumpt, wie in der gesamten
Zeit zuvor. "Das Kind ist in den Brunnen gefallen." Für das
Klimaproblem gebe es keine Lösung mehr; es könne bestenfalls leicht
abgemildert werden - siehe: [4]

https://www.zfk.de/politik/international/artikel/ist-der-kampf-gegen-den-klimawandel-zu-gewinnen-experten-uneinig-2019-08-27/



[1] https://www.fr.de/wissen/klimawandel-hitze-laesst-co2-budget-schmelzen-12861303.html

[2] https://www.heise.de/tp/features/Weltklima-auf-der-Kippe-4456028.html?seite=all

[3] https://www.br.de/nachrichten/kultur/klimawandel-reportage-losing-earth-nathaniel-rich,RNFbMKA

[4] https://www.zfk.de/politik/international/artikel/ist-der-kampf-gegen-den-klimawandel-zu-gewinnen-experten-uneinig-2019-08-27/
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SCHUTZGEBIET/884: Umtost von Verkehr - Grüne Insel gefährdet (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 3/2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Europäisches Schutzgebiet

Grüne Insel gefährdet

von Severin Zillich



Im Süden Frankfurts engagieren sich BUND-Aktive seit vielen Jahren
für ein Schutzgebiet. Nun bangen sie um seine Zukunft.

Natur im Ballungsraum: Es zwitschert und flötet aus jedem zweiten
Baum. Nachtigall und Gartenrotschwanz geben ein Konzert. Ein Neuntöter
geht auf Heuschreckenjagd, Turmfalken rütteln, kurz fliegt sogar ein
Steinkauz vorbei. Die vom BUND betreuten Streuobstwiesen zwischen
Mörfelden und Walldorf sind ein Idyll - umtost vom Verkehr.

Wasser für die Oase

Die Nähe zur Großstadt ist unüberhörbar. Ein Geräuschteppich lastet
dauerhaft über den zarten Klängen der Natur. Nur wenige Kilometer
entfernt macht sich im Norden und Westen der größte deutsche Flughafen
breit. Im Osten begrenzt eine viel befahrene Bahntrasse das Gebiet,
dahinter liegen eine Bundesstraße und - bei Ostwind als Rauschen
vernehmbar - die Autobahn A5. Von Nord und Süd rahmen Wohngebiete die
Kulturlandschaft ein.

Wie an jedem Sommertag steuert Dirk Kieselstein den Bauwagen des BUND
an: rotes Rad, grüne Kappe, so kennen viele der Anwohner ringsum den
73-Jährigen. Wenig später ist er auf einen kleinen Traktor
umgestiegen, im Anhänger ein Wassertank. Es ist heiß, die Obstbäume
leiden unter Trockenheit. Besonders das Dutzend der jüngsten Bäume -
angepflanzt im vergangenen November - braucht Wasser. Es sind
traditionelle Sorten wie »Bohnapfel« oder »Gellerts Butterbirne«.

Ständig auf Achse

Die »Sandtrockenrasen zwischen Mörfelden und Walldorf« - so der Titel
des Fauna-Flora-Habitat-Gebietes - benötigen dauerhafte Pflege. Mit
einer Handvoll von Helfern ist Dirk Kieselstein darum das ganze Jahr
über auf Achse. Im Sommer müssen viele Obstbäume gegossen und die
blumenreichen Magerrasen beweidet werden. Was die Schafe nicht
abfressen, müssen die ehrenamtlich Aktiven im Winter beschneiden. Vor
allem den invasiven Robinien und Traubenkirschen rücken sie zu Leibe,
damit die Landschaft ihren halboffenen Charakter behält und nicht
verbuscht. Anstrengend ist das, zumal alle Beteiligten schon im
Rentenalter sind.

Immerhin: Die Umweltbehörden liefern die nötige Unterstützung. Zur
Pflege der strukturreichen Obstwiesen kann der BUND auf ein festes
Budget zurückgreifen, um das notwendige Gerät anzuschaffen. Außerdem
konnte der BUND einen Großteil des 100 Hektar umfassenden Gebiets
pachten. Das gibt den Aktiven viele Möglichkeiten, im Sinne der Natur
zu entscheiden. Erst jüngst gelang es Dirk Kieselstein einem Landwirt,
der Flächen am Rand des Schutzgebiets beackert, einen besonders
breiten Blühstreifen abzuringen.

Druck der Grossstadt

Sorgen bereitet dem Kreisgeschäftsführer des BUND, Herbert Debus, eine
andere Entwicklung. Wie in so vielen Großstädten wird auch im nahen
Frankfurt der Platz verknappt - durch Spekulation, Gentrifizierung
oder Büros für Banken ... Deshalb dränge die Stadt und zudem der
(grüne!) Wirtschaftsminister Al Wazir die umliegenden Gemeinden, mehr
Bauland auszuweisen. In Mörfelden-Walldorf stieß dieser Wunsch bereits
auf interessierte Ohren. So richten sich die Begehrlichkeiten der
Rathauskoalition (SPD, Freie Wähler, FDP) derzeit auf ein geschütztes
Gelände östlich des FFH-Gebiets und der Bahnstrecke. Die Freien
Wähler, zweitstärkste Fraktion im Stadtparlament, wollen sogar mitten
im Schutzgebiet bauen - dort, wo eine Gesamtschule aus dem Gebiet
ausgeklammert ist. Doch ihr Gelände bietet lang nicht genug Platz für
den beabsichtigten Neubau von zwei Rathäusern sowie Bauhöfen,
Geschäften oder Gastronomie.

Im Koalitionsvertrag der drei Parteien heißt es dazu vielsagend: »Bei
Bedarf« werde man prüfen, ob schutzwürdige Freiflächen nicht
»umgewidmet« werden können.

Politische Wende?

Egal, wo gebaut würde: Der dann anschwellende Publikumsverkehr würde
die Streuobstwiesen auf jeden Fall in Mitleidenschaft ziehen. »Viele
seltene Pflanzen und Tiere wären auf Dauer kaum zu halten, wenn ihr
Lebensraum derart verstädtert«, so Debus. Zum Zielkonflikt zwischen
Wohnungsbau und Flächenschutz verweist er auf ein Konzept des
Arbeitskreises »Landesplanung und Raumordnung« im BUND Hessen. Und
bekräftigt, der BUND erwäge das Schutzgebiet notfalls auch vor Gericht
zu verteidigen.

Doch vielleicht wird es so weit gar nicht kommen: Am 19. Juni zog -
nach 70 Jahren in SPD-Hand - erstmals ein Bürgermeister der Grünen ins
Rathaus ein. Sein Slogan lautete: »Die Mitte bleibt grün.«


KÄTE UND WALTER RAISS

Die Basis für das heutige FFH-Gebiet legten Walter und Käte Raiss aus
Walldorf in den 1980er Jahren. Das Ehepaar stand nicht nur
jahrzehntelang mit an der Spitze der Protestbewegung gegen die
Umweltbelastung und den Ausbau des Frankfurter Flughafens. Die
Gründungsmitglieder des BUND-Ortsverbandes gewannen auch Hunderte
Eigentümer von Streuobstwiesen dafür, den Verbund ihrer meist winzigen
Parzellen als Ganzes unter Schutz zu stellen. Der größte Teil des 1989
ausgewiesenen »Geschützten Landschaftsbestandteils« genießt nun seit
2005 den Schutz der EU. Für ihren Einsatz pro Umwelt und Natur erhielt
das mittlerweile verstorbene Paar 2009 das Bundesverdienstkreuz.
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STANDPUNKT/1136: Waldstrategie 2050 - Ökologische Waldwende überfällig (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 16. Oktober 2019

Waldstrategie 2050: Ökologische Waldwende überfällig



Berlin. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) fordert
anlässlich der heutigen Verbändeanhörung zur Waldstrategie 2050 eine
ökologische Kehrtwende im Umgang mit dem deutschen Wald. "Die
Waldstrategie 2050 muss die ökologische Waldwende einleiten", erklärt
Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND. "Ein Paradigmenwechsel in der
Forstwirtschaft ist überfällig."

Aus Sicht des BUND ist es hierbei entscheidend, dass die Wälder
schonender bewirtschaftet werden, um sie dauerhaft als CO2-Senke sowie
als Lebensräume für eine Vielzahl von Tieren, Pflanzen und Pilzen zu
erhalten. Für die Forstwirtschaft bedeutet dies eine ökologisch
verträgliche Waldbewirtschaftung. "Der Schutz der Waldökosysteme muss
im Zentrum der neuen Waldstrategie stehen, nicht die Holzerzeugung.
Dies ist in der neuen Waldstrategie mit konkreten Zielen und Maßnahmen
zu unterlegen. Wir fordern die Forstwirtschaft zu weniger drastischen
Eingriffen für die Holzernte auf. Die Entwässerung von Wäldern muss
gestoppt und eine Verdichtung von Waldböden durch Befahrung vermieden
werden", so der BUND-Vorsitzende. Nur so könnten Wälder weiterhin
Trinkwasser und saubere Luft erzeugen, für Kühlung sorgen und Erosion
Einhalt gebieten. "Angesichts des Absterbens ganzer Waldbestände durch
Hitze, Dürre und Stürme in Folge der Klimakrise wird anders auch die
Bereitstellung von Holz langfristig nicht gesichert sein", so Weiger
weiter.

In der neuen Waldstrategie muss nach Ansicht des BUND die Definition
einer "Guten forstlichen Praxis" als Grundlage der Waldwirtschaft im
Bundeswaldgesetz festgelegt werden. Bei der Bewirtschaftung
öffentlicher Wälder soll aufgrund ihrer Gemeinwohl- und
Vorbildfunktion ihre Rolle für Klima, Biodiversität, Trinkwasser,
Frischluft, Kühlung, Erosionsschutz und Erholung besonders in den
Mittelpunkt gestellt werden. Um die Wälder zu schonen, solle die
Holzerzeugung langfristig gesichert werden und sich nicht an
kurzfristigen Zielen orientieren. Private Waldeigentümer, die in ihren
Wäldern besondere Leistungen für das Gemeinwohl wie den vorrangigen
Schutz der biologischen Vielfalt und des Klimas erbringen, sollen
hierfür eine besondere staatliche, unbürokratische Förderung erhalten.

Bereits jetzt braucht es einen konkreten Fahrplan für den Waldumbau,
weg von naturfernen Nadelforsten, hin zu klimastabilen und naturnahen
Laubmischwäldern, der in der Strategie festgeschrieben wird. "Eine
Neuanpflanzung von anfälligen Fichten- und Kiefernforsten oder das
Einbringen exotischer Baumarten, die heimische Waldökosysteme
gefährden, muss die neue Waldstrategie ausschließen", fordert der
BUND-Vorsitzende.

"Der Anteil der Naturwälder in Deutschland muss bis 2050, auch aus
Gründen der Glaubwürdigkeit im internationalen Kontext, deutlich
erhöht werden. Viele Menschen hierzulande wünschen sich, dass zum
Beispiel die Regenwälder mit ihrer enormen Artenvielfalt erhalten
werden. Sie sorgen sich zu Recht um die grüne Lunge unseres Planeten
und fordern Schutzgebiete, in denen die Motorsägen für immer
schweigen. Hier können wir jedoch im internationalen Verhandlungen nur
dann auf Augenhöhe mitreden, wenn wir auch bereit sind, einen Teil
unserer eigenen Wälder unangetastet zu lassen. Bei uns sind die
Rotbuchenwälder die kostbarsten Refugien der Artenvielfalt, für deren
Erhalt wir eine weltweite Verantwortung tragen."

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 16.10.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STANDPUNKT/1135: Generelles Tempolimit auf Autobahnen einführen! (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 16. Oktober 2019

BUND fordert: Generelles Tempolimit auf Autobahnen einführen!



Die Abgeordneten des Deutschen Bundestags haben an voraussichtlich
diesem Donnerstag den 17. Oktober, die einmalige Gelegenheit, ein
klares Zeichen für den Klimaschutz zu setzen und noch in diesem Jahr
ein generelles Tempolimit auf Autobahnen zu beschließen. Damit würde
der Bundestag nach über 30 Jahren irrationaler Widerstände deutsche
Straßen sicherer machen und den CO2-Ausstoß des Autobahnverkehrs
deutlich verringern.

"Auch die schleswig-holsteinischen Bundestagsabgeordneten können sich
nun für ein Tempolimit in Schleswig-Holstein und für den Klimaschutz
einsetzen. Dann gäbe es auch für die A7 keine Diskussionen mehr über
ein Tempolimit", so Kirsten Kock, Mobilitätsreferentin beim Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband Schleswig-Holstein.
Es gab bereits Vorstöße aus der Landespolitik für ein Tempolimit auf
der A7, die aber mit Verweis auf die Bundesebene nicht vom Land
angeordnet werden konnten.

Das Bündnis aus Deutscher Umwelthilfe, ökologischem Verkehrsclub VCD,
Verbund Service und Fahrrad e.V. (VSF), HannovAIR Connection,
Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club (ADFC), Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland BUND, Initiative für sichere Straßen,
Verkehrsunfallopferhilfe (VOD), Changing Cities und der Gewerkschaft
der Polizei NRW fordert die Abgeordneten des Deutschen Bundestages
auf, die Chance auf mehr Klimaschutz und größere Verkehrssicherheit zu
nutzen und in freier Abstimmung ohne Fraktionszwang für den
Klimaschutz zu stimmen. Die Abgeordneten sollten bei dieser, für den
Klimaschutz fundamental wichtigen Entscheidung, nur ihrem Gewissen und
den Wählern verpflichtet sein und nicht den Autokonzernen.

"Die Bundesregierung hat ein Klimaschutzgesetz vorgelegt, das seinen
Namen nicht verdient. Mit dem mutigen Beschluss zur Einführung eines
generellen Tempolimits könnte der Bundestag ein Zeichen setzen und
eine konkrete, kostenneutrale und sofort wirksame Maßnahme zur 
CO2-Einsparung im Straßenverkehr beschließen. An der Entscheidung für oder
gegen ein Tempolimit lässt sich die Glaubwürdigkeit jedes einzelnen
Abgeordneten für oder gegen den Klimaschutz ablesen", so das Bündnis.
Zudem gehöre das Tempolimit zu einer zentralen Maßnahme, um das
beschlossene Ziel der "Vision Zero" zur Reduzierung der Verkehrstoten
auf deutschen Straßen wirksam zu erreichen.

Deutschland ist das einzige Industrieland weltweit ohne generelles
Tempolimit auf Schnellstraßen - obwohl so viele Menschen wie nie zuvor
ein Tempolimit fordern. 57 Prozent sprechen sich für ein Tempolimit
aus, lediglich 42 Prozent sind dagegen, so eine Forsa-Umfrage aus dem
Sommer 2019.

Dies zeigt, dass in der Bevölkerung die faktenbasierten Argumente
längst angekommen sind und die guten Erfahrungen aus dem europäischen
Ausland überzeugt haben.

Ohne ein Tempolimit wird Deutschland seine Klimaschutzverpflichtungen
nicht einhalten können. Darüber hinaus schadet die Bundesregierung dem
Wirtschaftsstandort Deutschland, wenn sie sich weiterhin gegen ein
Tempolimit sperrt. Denn dieses ist Grundvoraussetzung für die nötige
Verkehrswende, die unter anderem auf elektrische und teilautonome
Mobilität setzt.

Im aktuellen Koalitionsvertrag hat sich die Regierung mit der "Vision
Zero" zum Ziel gesetzt, die Zahl der im Straßenverkehr Getöteten bis
2020 um 40 Prozent zu reduzieren. Im Jahr 2019 ist erst ein Drittel
des Weges erreicht. Auf den deutschen Autobahnen ist die Zahl an
Verkehrstoten zudem wieder angestiegen, zwischen 2016 und 2018 um fast
zehn Prozent (424 zu 393). Ein Tempolimit trägt dazu bei, die
bestehende Lücke zu schließen und zahlreiche Menschenleben zu retten.

"Auch in Deutschland muss das Schaufahren gegen Klimaschutz und
Verkehrssicherheit endlich ein Ende finden. Wir brauchen keine
rührseligen Plakate des Bundesverkehrsministeriums, bitte nicht zu
rasen. Was wir brauchen, ist die Umsetzung des Willens der Bürgerinnen
und Bürger, die sich mit klarer Mehrheit für ein verbindliches
Tempolimit auf Autobahnen aussprechen", so die Verbändeallianz.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 16.10.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel

Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33

E-mail: bund-sh@bund-sh.de

Internet: www.bund-sh.de
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AKTIONSTAGE/1040: Moorschutz zum Anpacken am 26.10. im Raakmoor, Langenhorn (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 15. Oktober 2019

Moorschutz zum Anpacken

Mitmachen beim Moor-Aktionstag: NABU sucht freiwillige Helfer*innen
für Samstag, 26.10. ab 10 Uhr im Raakmoor



Am Samstag, 26. Oktober 2019 veranstaltet der NABU Hamburg in
Kooperation mit der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald ab 10 Uhr einen
Moor-Aktionstag im Naturschutzgebiet Raakmoor in Langenhorn. Auf einer
großen Moorfläche sollen Schilf geschnitten und aufwachsende Birken
mit Händen, Hacken und Scheren entfernt werden. Interessierte
Anwohner*innen sind herzlich eingeladen, bei diesem Vorhaben
mitzuhelfen.

"Moore bieten wichtige Rückzugsräume für seltene Tier- und
Pflanzenarten.", erklärt Anne-Lone Ostwald, Referentin für Moorschutz
beim NABU Hamburg den Hintergrund der Aktion. "Aber auch für uns
leisten intakte Moore wichtige Dienste, für den Klimaschutz, als
Wasserspeicher und für die Naherholung." Moore wurden durch Torfabbau
und Entwässerungen in der Vergangenheit stark geschädigt. Viele
Naturschutzmaßnahmen und viel Geduld sind erforderlich, um diese
wertvollen Ökosysteme wieder in einen natürlichen Zustand zu bringen.
Bäume entziehen dem Moor Wasser und verhindern damit die natürliche
Torfbildung, deshalb ist eine regelmäßige Entfernung aufwachsender
Gehölze für den Schutz dieser faszinierenden Landschaften notwendig.

"Jede*r kann einen Beitrag zum Erhalt der Natur vor der eigenen
Haustür leisten!", bestätigt Bettina Amedick, Leiterin der NABU Gruppe
Langenhorn/Fuhlsbüttel, die sich seit langem für den Schutz des
Raakmoores ehrenamtlich einsetzt. "Wir freuen uns auf einen
arbeitsreichen Tag und neue Mitstreiter*innen für den Moorschutz."

Der Aktionstag findet am 26.10. von 10 bis etwa 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie einen Mittagsimbiss stellt der NABU Hamburg
für alle Helfer*innen bereit. Vorkenntnisse sind nicht notwendig.
Lediglich stabile Arbeitskleidung, wenn möglich Gummistiefel und
Regenschutz sind mitzubringen. Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte
bis zum 24.10. für den Aktionstag an. Bei der Anmeldung wird dann der
genaue Treffpunkt bekannt gegeben.

Kontakt: Anne-Lone Ostwald, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-38, E-Mail: ostwald@NABU-Hamburg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.10.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3404: Wärmedämmung fürs Haus - Hamburg, 24.10. (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 15. Oktober 2019

Wärmedämmung fürs Haus

Kostenloser Vortrag in der Verbraucherzentrale



Wärmedämmung ist in Verruf geraten, doch nach wie vor gilt: Ein
verbesserter Wärmeschutz führt dauerhaft zu einem geringeren
Heizwärmebedarf, er steigert den Wert einer Immobilie und entlastet
zudem die Umwelt. Etwa zwei Drittel der Wärme entweichen bei einem
nicht gedämmten Einfamilienhaus ungenutzt über den Keller, durch die
Außenwände und das Dach. Nicht zuletzt kann eine ungenügende Dämmung
Schimmelbildung verursachen.

Doch welches Dämmmaterial ist das richtige? Was ist bei der
Konstruktion zu beachten? Wie hoch sind die Kosten? Wann amortisiert
sich die Investition? Diese und andere Fragen rund um die Wärmedämmung
beantwortet die Verbraucherzentrale Hamburg in einem kostenlosen
Vortrag. Auch die aktuellen Förderprogramme in Sachen Wärmeschutz
werden berücksichtigt.

Termin:

Donnerstag, 24. Oktober 2019,

18.30 bis 20.30 Uhr

Referent:

Klaas Schütt, Diplom-Ingenieur und Energieberater

Ort: Verbraucherzentrale Hamburg (Vortragsraum)

Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kostenbeitrag: unentgeltlich

Anmeldung: erforderlich unter www.vzhh.de

oder Tel. (040) 24 832-250

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.10.2019

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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TOUR/576: Braunschweig - Naturkundliche Wanderung mit der Rangerin in Riddagshausen, 20.10.2019


Stadt Braunschweig

Naturkundliche Wanderung mit der Rangerin in Riddagshausen



Braunschweig. Eine naturkundliche Wanderung mit der Rangerin Anke
Kätzel findet am Sonntag, 20. Oktober, ab 10 Uhr in Riddagshausen
statt. Angeboten wird eine etwa dreistündige kostenlose Führung durch
das herbstliche Naturschutzgebiet. Treffpunkt ist am Haus Entenfang,
Nehrkornweg 2. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können, soweit
vorhanden, eigene Bestimmungsbücher mitbringen. Die Führung ist auch
gut für Familien mit Kindern geeignet.

Thema der Wanderung sind heimische Sträucher und Bäume sowie naturnahe
Wälder im Naturschutzgebiet Riddagshausen. Gehölze sind in großer
Vielfalt im Gebiet vorhanden und im Herbst besonders gut an ihren
Früchten zu bestimmen. Die Rangerin erläutert die Erkennungsmerkmale
der verschiedenen Arten. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können
sich auch selbst an der Bestimmung von Gehölzen versuchen. Dazu werden
historische und aktuelle Nutzungen von Bäumen und Sträuchern, deren
Holz und Früchten erklärt. Es besteht die Möglichkeit, die Schönheit
und Vielfalt im Naturschutzgebiet unter fachlicher Anleitung aus
direkter Nähe zu betrachten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 14. Oktober 2019

Stadt Braunschweig, Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MASSNAHMEN/206: Für die Insekten - Randstreifen an fast allen Gewässern (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1151, vom 07. Sept. 2019 - 38. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Für die Insekten: Randstreifen an fast allen Gewässern



Das am 4. Sept. 2019 vorgelegte Insektenschutzprogramm der
Bundesregierung beinhaltet auch die Ausweisung von
Gewässerrandstreifen im größeren Umfang als bislang. Dazu soll das
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) noch in dieser Legislaturperiode geändert
werden. Als Standardbreite von Gewässerrandstreifen sind bis jetzt 5
Meter beiderseits von Gewässern festgelegt (siehe nebenstehenden
Kasten). Die Landeswassergesetze können davon abweichende Regelungen
enthalten. Beispielsweise hat Baden-Württemberg eine
Randstreifenbreite von 10 Metern festgesetzt. In Baden-Württemberg
gilt zudem ein innerer Gewässerrandstreifen von 5 Metern, auf dem ein
Verbot des Ackerbaus und der Anwendung von Pestiziden gilt. Im Rahmen
der Umsetzung des Insektenschutzprogramms ist jetzt geplant,
bundesweit ein Pestizidanwendungsverbot auf einer Breite von 10 Metern
festzulegen. Dort wo die Abstandsfläche zum Gewässer dauerhaft begrünt
ist, soll ein Abstand von 5 Metern ausreichend sein. Auf einer Breite
von 10 Metern darf künftig auch keine Düngung mehr erfolgen - aber
nur, wenn die Hangneigung der benachbarten landwirtschaftlichen
Nutzflächen über 15 Grad liegt. Bei einer Hangneigung zwischen 5 und
10 Grad soll der düngefreie Gewässerrandstreifen auf 2 Meter
schrumpfen. Im Insektenschutzprogramm wird nicht definiert, welche
Maßgaben bei Hangneigungen zwischen 10 und 15 Grad gelten sollen.

Wird das Insektenschutzprogramm das Abstands-Wirrwarr bereinigen?


Jetzt schon ist es kaum möglich, den Überblick über die von einander
abweichenden Abstandsregelungen im Wasser-, im Dünge- und im
Pestizidrecht zu behalten. Das Insektenschutzprogramm wird dieses
Durcheinander bei der Breite und Qualität der Gewässerrandstreifen
nicht harmonisieren. Soweit es die neuen Regelungen zu den
Gewässerrandstreifen im Wasserhaushaltsgesetz betrifft, werden es
sich die Bundesländer nicht nehmen lassen, im Bundesratsverfahren ein
entscheidendes Wort mitzureden. Es ist kaum zu erwarten, dass die
auseinanderlaufenden Gewässerrandstreifen-Regelungen in den
Landeswassergesetzen bereinigt werden. Die Skepsis gilt trotz der
Verlaubarungen einiger Bundesländer, die (wie beispielsweise Sachsen
und Brandenburg) schon eigene Insektenschutzstrategien aufgestellt
haben - und sich darin ausdrücklich zu Gewässerrandstreifen bekennen.
(Die "Disharmonien" in den Gewässerrandstreifenregelungen hatten wir
bereits in unserer Stellungnahme vom 28.11.2016 zur Strategischen
Umweltprüfung (SUP) der damals anstehenden Novelle der Düngeverordnung
(DüV) moniert gehabt - erwartungsgemäß ohne Erfolg.) Zum Eigensinn der
Bundesländer wird noch der Widerstand der Landwirte kommen, die jede
Ausweitung der Gewässerrandstreifen als "kalte Enteignung" einstufen
(s. RUNDBR. 1099, 1091/1). Das ganze Insektenschutzprogramm ist vom
Deutschen Bauernverband in einer ersten Reaktion bereits als "toxisch"
für die Bauern bewertet worden.

Zur großen Vereinheitlichung schlagen wir vor, dass künftig ein
komplettes Dünge-, Pestizid- und Ackerbauverbot auf einem
Gewässerrandstreifen von 10 Metern Breite gelten sollte. Andere
Umweltverbände - wie der NABU - gehen noch weiter und verlangen eine
Gewässerrandstreifenbreite von 25 Metern. Wissenschaftler, aber auch
Fachleute innerhalb der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA),
verlangen darüber hinaus die Ausweisung eines Gewässerpendelraums bzw.
einen Gewässerentwicklungskorridor vor. In unserer SUP-Stellungnahme
zur DüV im Jahr 2016 hatten wir vorgeschlagen, im eigentlich
notwendigen Gewässerentwicklungskorridor nur noch eine eingeschränkte
Düngung zuzulassen. Unsere damalige SUP-Stellungnahme zur DüV können
interessierte RUNDBR.-LeserInnen kostenfrei via nik@akwasser.de
anfordern.

Anfang Texteinschub

Die bisherige
Gewässerrandstreifenregelung in § 38 Wasserhaushaltsgesetz:


(1) Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der
ökologischen Funktionen oberirdischer Gewässer, der Wasserspeicherung,
der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminderung von
Stoffeinträgen aus diffusen Quellen.


(2) Der Gewässerrandstreifen umfasst das Ufer und den Bereich, der an
das Gewässer landseits der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Der
Gewässerrandstreifen bemisst sich ab der Linie des
Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante
ab der Böschungsoberkante.


(3) Der Gewässerrandstreifen ist im Außenbereich fünf Meter breit. Die
zuständige Behörde kann für Gewässer oder Gewässerabschnitte


1. Gewässerrandstreifen im Außenbereich aufheben,


2. im Außenbereich die Breite des Gewässerrandstreifens abweichend von
Satz 1 festsetzen,


3. innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile
Gewässerrandstreifen mit einer angemessenen Breite festsetzen. Die
Länder können von den Sätzen 1 und 2 abweichende Regelungen erlassen.


(...)"


[Der jetzt noch gültige Wortlaut von § 38 stammt aus der großen
WHG-Neufassung von 2009. Wir hatten damals moniert, dass die
Gewässerrandstreifenregelung einen "doppelten Weichmacher" enthalten
würde. Nicht nur "die zuständige Behörde", sondern auch die Länder
waren ermächigt worden, "abweichende Regelungen" - also schmalere
Gewässerrandstreifen - zu erlassen. Mehr zur damaligen Debatte siehe
RUNDBR. 885/1 - vgl. auch 1038/2, 1013/4, 1006/2, 597/1].

Ende Texteinschub

Wie
sollen die Insekten in kleinen Gewässern geschützt werden?

Von den neuen Gewässerrandstreifenregelungen sollen kleine Gewässer
von "wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung" (wie bislang auch
schon) ausgenommen werden. In gewässerreichen Niederungsgebieten
können die Länder zudem "abweichende Abstandsregelungen" vorsehen. Das
Insektenschutzprogramm sieht ferner vor, dass ein "praxisorientierter
Dialogs mit den Ländern angestoßen" werden soll, "wie Insekten in und
an kleinen Gewässern wirksam vor den Auswirkungen von
Pestizidanwendungen in angrenzenden Bereichen geschützt werden
können". [Eine Reduktion des Pestizideinsatzes im Einzugsgebiet von
kleinen Bächen wäre deshalb wichtig, weil gerade an kleinen Gewässern
die Ab- und Ausschwemmung sowie die Abdrift von Pestiziden zu
kurzzeitigen, aber hohen, Konzentrationen führt. Diese "Peaks" löschen
allzu oft den Bestand an Kleinkrabbeltieren in den quellnahen Bächen
aus - s. RUNDBR. 1085/3-4, 1069/1, 1051/1-2, 1038/2, siehe auch
Bundestags-Drs. 18/12884 vom 23.06.2017.] Mit dem
Insektenschutzprogramm wird darüber hinaus eine gravierende
Gesetzeslücke nicht angegangen: Viele Gewässerrandstreifen werden
durch Drainagen im wortwörtlichen Sinne unterminiert. Wasserlösliche
Pestizide und Düngemittel werden über die Dainagen unter dem
Gewässerrandstreifen hindurch in die Bäche geschwemmt. Für Drainagen
besteht keine wasserrechtliche Erlaubnispflicht. Keine Behörde hat
deshalb einen Überblick, wo die Ausflüsse von Drainagen die
Gewässerökologie - und damit die gewässerbewohnenden Insekten -
belasten.

Wie viele Insektenarten sind auf pestizidarme Gewässer angewiesen?


Die Larven von Eintagsfliegen, Köcherfliegen, Steinfliegen und
Libellen, von Schnaken (eher unerwünscht) und Zuckmücken sind durch
Pestizideinschwemmungen in Bäche und Flüsse gefährdet. Wasserkäfer und
darüber hinaus viele kleine Krebse sowie Schnecken - und sogar einige
wasseraffine Spinnen - sind über hohe Pestizidkonzentrationen wohl
auch nicht sonderlich begeistert. Wir haben recherchiert, wie viel
Prozent der in Deutschland heimischen Insekten zumindest in einer
ihrer Lebensphasen auf intakte Gewässerlebensräume angewiesen sind.
NICOLAS SCHOOF vom Institut für Standorts- und Vegetationskunde der
Uni Freiburg hat uns dazu mitgeteilt, dass sich die Zahl der obligat
an Gewässer gebundenen Insektenarten auf knapp 3.200 Arten beläuft.
"Bei einer Gesamtartenzahl von 33.500 Insekten in Deutschland ergibt
sich damit ein Anteil von 10,5%."

Die Auswertung des Freiburger Instituts basiert auf den Taxalisten der
Gewässerorganismen Deutschlands:

https://www.bestellen.bayern.de/application/applstarter?APPL=eshop&DIR=eshop&ACTIONxSETVAL(artdtl.htm,APGxNODENR:3774,AARTxNR:lfw_was_00046,AARTxNODENR:14801,USERxBODYURL:artdtl.htm,KATALOG:StMUG,AKATxNAME:StMUG,ALLE:x)=X.

Dieser Link ist uns vom rheinland-pfälzischen Landesamt für
Umweltschutz mitgeteilt worden. Dr. JOCHEN FISCHER, der
Gewässerbiologie beim Landesamt hat dazu noch ergänzend angemerkt:


"Die aktualisierte Excel-Tabelle von 2017 ist die vollständigste, mir
bekannte Zusammenstellung von Tieren und Pflanzen mit Bindung an
aquatische Süßwasser-Ökosystemen für Deutschland. Aus ihr kann man
ableiten, wie viele Wasserinsekten gelistet sind und sie dann mit der
Gesamtzahl der bekannten Insektenarten in Deutschland in Beziehung
setzen."

Dr. FISCHER hat uns in dem Zusammenhang auch auf den schon im Juni
2010 publizierten Aufsatz von Prof. MARK GESSNER: "Biodiversität -
Fakten, Mythen, Perspektiven" in den EAWAG-News 69 aufmerksam gemacht
(siehe Kasten).

Anfang Texteinschub

Überproportionale Gefährdung der enormen Artenvielfalt in den
Süßgewässern


Prof. Mark Gessner, Biologe und Leiter der Gruppe Ökosysteme in der
Abteilung Gewässerökologie an der Eidgenössischen Anstalt für Wasser,
Abwasser und Gewässerschutz (EAWAG) schreibt in seinem Aufsatz
u.a.:
 "Etwa 40% der rund 30 000 anerkannten Fischarten kommen in
Süssgewässern vor. Das entspricht 20% aller Wirbeltiere weltweit und
33% aller Wirbeltiere, wenn die übrigen wassergebundenen Arten (u. a.
Amphibien) zu den Fischen hinzugerechnet werden. Kaum minder bedeutend
ist die Artenzahl wirbelloser Tiere aus dem Süsswasser, von denen über
100. 000 bekannt sind. Zusammen mit den Wirbeltieren sind das rund 10%
aller Tierarten überhaupt. Die durchschnittliche Artendichte, d. h.
die Zahl der Arten pro Flächeneinheit, liegt somit in Flüssen, Seen
und Sümpfen um ein bis zwei Grössenordnungen höher als auf dem Land
und in den Meeren."


Zugleich seien aber auch die Aussterberaten in den Süßgewässern im
Vergleich zu Land und Meer überproportional hoch. Um eine Trendumkehr
zu erreichen, müsse für einen "effektiven Schutz der
Gewässerbiodiversität ein komplettes Umdenken in der Wasserwirtschaft"
erfolgen. Der gesamte Aufsatz unter:

https://www.researchgate.net / links →
Vergessene-Vielfalt-im-Wasser


Mehr zu den lesenswerten EAWAG-Publikationen in den RUNDBR. 976/4,
924/1-4, 920/1-2.

Ende Texteinschub

 * 

Quelle:

BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1151

Herausgeber:

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser

im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU),

Grete-Borgmann-Strasse 10, 79106 Freiburg i./Br.

E-Mail: post@regiowasser.de

Internet: www.akwasser.de, www.regioWASSER.de

 

Der BBU-WASSER-RUNDBRIEF kann abonniert werden durch Voreinzahlung

von 30 Euro für 30 Ausgaben auf das Postbankkonto Arbeitsgruppe

Wasser, Kto-Nr. 41952 757, Postbank Klrh., BLZ 660 100 75.

 

Meinungsbeiträge geben nicht in jedem Fall die Position des BBU wieder!

Die Weiterverwendung der Informationen in diesem RUNDBRIEF ist bei

Quellenangabe (!) erwünscht!

© Freiburger Ak Wasser im BBU
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TOUR/7522: Hanau - Innenstadt-Führung auf Französisch am 26. Oktober 2019


Stadt Hanau

Hanauer Innenstadt-Führung auf Französisch

Ein Gang durch die Geschichte Hanaus am Samstag, 26. Oktober, 14 Uhr



Hanau besser kennenlernen und nebenbei noch etwas für ihre
Fremdsprachenkenntnisse tun können Teilnehmenden dieser
Innenstadtführung in französischer Sprache am Samstag, 26. Oktober, um
14 Uhr. Im Auftrag der Tourist-Information Hanau führt Stadtführerin
Marie-Edith Daus von der der Altstadt zur Neustadt und gibt dazu
ausschließlich Erläuterungen in ihrer Muttersprache Französisch. Die
Tour eignet sich besonders für Schüler der Oberstufe mit Leistungskurs
Französisch!

Daus beginnt die Reise durch die Geschichte der Stadt am Schlossplatz.
Von dort geleitet sie weiter zum Altstädter Markt, vorbei an der
Marien- und Johanneskirche zur ehemaligen Judengasse (heute
Nordstraße). In der Hanauer Neustadt führt die Route über den
Freiheitsplatz zum Neustädter Markt mit historischem Rathaus und dem
Nationaldenkmal der Brüder Grimm. Die Führung endet an der
Wallonisch-Niederländischen Kirche mit dem Denkmal des Grafen Philipp
Ludwig, dass dort zu Ehren des Neustadtgründers errichtet wurde.
Unterwegs erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Fülle an
Informationen über Gründung und Geschichte der Stadt.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus per Telefon unter 06181-295 739 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de oder beim Hanau Laden am Freiheitsplatz 3,
Telefon 06181-427 78 99. Weitere Informationen über diese und andere
Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 1. Oktober 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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